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Das Sklavenweſen 
in den Vereinigten Staaten von Nordamerika. 


BR EB | Erſter Abſchnitt. 
612 Geſchichte der amerikaniſchen Sklaverei. 


Man hat es oft geſagt und wiederholt, daß die Vereinigten Staaten von Amerika ein großes 
ſociales Experiment verſuchen, von deſſen Ergebniß das künftige Schickſal nicht nur von Amerika, 
ſondern, bis zu einem gewiſſen Grade, der ganzen Menſchheit abhängt. Die Conſequenzen, 
welche ſich aus dem Gelingen oder Mislingen dieſes Experiments ergeben ſollen, werden indeß 
vielfach übertrieben. Die allgemeinen Geſetze, die den innern Menſchen wie ſeine Handlungen 
regeln, werden auch hier ihre nothwendigen Wirkungen äußern, ungeachtet aller Syſteme der 
Moral und Politik, die ſich auf das einzelne Beiſpiel ſtützen. Was immer aber wir von den 
möglichen Folgen dieſes einzelnen Beiſpiels denken, wie ſehr die Phantaſie dieſelben vergrößern 
und der Verſtand ſie verkleinern möge, ſo bleibt das Experiment immerhin ein großartiges. 
Es iſt in Wahrheit mehr verwickelt und mehr bedenklich, und daher größer und intereſſanter, 
als man es in der Regel darzuſtellen pflegt. Das amerikaniſche Experiment wird gewöhnlich 
als ein reines Experiment der Demokratie beſchrieben, als ein Verſuch, die völlige Gleichheit der 
politiſchen Rechte einzuführen; als ein Beſtreben nach einer gleichen Vertheilung von Freiheit, 
Eigenthum, forialem Werthe und all jenen hohen Dingen, welche die Summe der menſchlichen 


Güter innerhalb der Geſellſchaft bilden. Das iſt ein Irrthum! Wenn in gewiſſen Staaten der 


amerikaniſchen Union das Experiment der Demokratie ſtetig und ruhig verfolgt wird, mit einer 


Kraft und Überzeugung, die allmählich vorherrſchend geworden, ſo zeigt ſich dagegen die demo— 
kratiſche Entfaltung in andern Staaten verdunkelt und beeinträchtigt durch ein anderes Experi— 


ment, von dem weniger geſprochen und Gutes gerühmt wird, das aber nicht minder reell und 
von Bedeutung iſt — das Experiment des Despotismus. Die nördlichen Staaten der Union 


ſind ohne Zweifel Demokratien: mit jedem Tage kommen ſie dem einfachen Ideale dieſer Form 
der Regierung näher. Die ſüdlichen Staaten der Union haben, obgleich demokratiſche Prin— 
eipien in ihren Verfaſſungen und Geſetzen zu finden find, kein Anrecht, ſich Demokraten in dem 
modernen Sinne des Worts zu nennen: fie find Ariſtokratien, und Ariſtokratten der äußer— 
ſten und gehäſſigſten Art. Eigenthum, alle Rechte und Vortheile, welche das Geſetz ertheilt, 
ſind in ihnen auf wenige Familien und deren Nachkommen beſchränkt. Alle übrigen Menſchen 
finden ſich nicht nur aller politiſchen und ſocialen Güter bar, ſondern ſie werden ſogar für 
immer in erblicher Abhängigkeit, Knechtſchaft und Unterthänigkeit von der herrſchenden Klaſſe 
gehalten. Jeder Genoſſe der privilegirten Kaſte iſt berechtigt, je nach ſeinem Vermögen in 
ungemeſſener Zahl ſich andere Menſchen zu eigen zu machen; und ob es Einer oder Tauſende von 


Sklaven find, die er erwirbt und unterhält, jo proclamirt ihn jedenfalls, mit einer einzigen 


nominellen Ausnahme, das Geſetz zum abſoluten Herrn, Eigenthümer und Despoten über die 


Perſon ſeiner Mitmenſchen. In ihrem Verhältniß zueinander erſcheinen die Theilnehmer der 


priviligirten Schicht alle einander gleich, und in dieſer Hinſicht kann es geſchehen, daß der Be— 


ſitzer einer Pflanzung und der Eigener von 500 Sklaven als ein energiſcher Kämpfer für Frei⸗ 


heit und Gleichheit auftritt. Aber die Freiheit und Gleichheit, für welche er kämpft, find aus- 
ſchließlich auf feine Klaſſe begrenzt; die vollſtändige Unterwerfung und ewige Sklaverei der un: 
privilegirten Klaſſe wird als ſich von ſelbſt verſtehend, als eine eingeführte und feſtbeſtehende 
Einrichtung angeſehen, die ebenſo unvermeidlich und unabänderlich iſt wie das Geſetz der Natur. 
Darin, in dieſer Miſchung des ariſtokratiſchen und des demokratiſchen Elements liegt im allge- 
meinen der Hauptpunkt des amerikaniſchen Experiments. Wenn das demokratiſche Element 


| bisher ohne Störung und anſcheinend mit großem Erfolge zur Entwickelung gekommen iſt, ſodaß 
die Anhänger des demokratiſchen Princips deſſen Anwendung und Ausbildung, d. h. die glück— 


liche Durchführung des Experiments für gelungen erklärt haben, ſo hat man nur überſehen, daß 


jener Erfolg ein ſehr bedingter und problematiſcher war. Denn Demokratie und Despotis— 


mus haben ſich endlich einander offen entgegengeſtellt, und Aug in Auge und Zahn um Zahn 
einen verzweifelten und tödlichen Kampf begonnen. Dieſer Kampf iſt geeignet, das Land bis in 
eine Grundfeſten zu erſchüttern und das Intereſſe der ganzen Menſchheit auf ſich zu ziehen. Zu 
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ſeinem Verſtändniß wollen wir in dem Folgenden einen Beitrag liefern. Im Gegenſatz zu den 
verſchiedenen Arbeiten, die in der letzten Zeit über den Gegenſtand in Deutſchland erſchienen 
find, und von denen die einen, wie das Buch Frsöbel's, die hiſtoriſche Realität ſocial⸗philoſo⸗ 
phiſch behandeln, die andern dagegen, wie die letzte Schrift von Kapp, zu viel bei dem deut⸗ 
ſchen Leſer vorausſetzen, geben wir nichts als eine ſachliche und pragmatiſche, ſoviel als möglich 
erſchöpfende Darſtellung. Wem es um ein eigenes und objectives Urtheil in einer fo ernſten 
Frage zu thun iſt, wird darin das nothwendige Material finden, um ſich ein ſolches zu bilden. 


Die Einführung der Sklaverei. 

Die erſten Sklaven wurden in das Gebiet def heutigen nordamerikaniſchen Union im Jahre 
1620 eingeführt. Im Auguſt jenes Jahres verkaufte ein holländiſches Kauffahrteiſchiff 20 Ne⸗ 
ger in Jamestown, der erſten Niederlaſſung der Engländer in Nordamerika, die 1607 durch 
die London Company am linken Ufer des Jamesfluſſes in Virginien gegründet worden war. 
König Jakob J. hatte jene Compagnie mit dem Privilegium belehnt, das Land der Coloniſation 
zu unterwerfen, aber die Geſellſchaft verfolgte zunächſt mercantile Zwecke. Für 10 Pf. St. er⸗ 
hielt jeder Aetionär 100 Acres Landes und, wenn dieſe bebaut waren, neue 100. Einwan 
derer bekamen 100 Acres; wer aber auf eigene Koſten Anſiedler herbeibrachte, erhielt für 
jeden Kopf ebenfalls 100 Acres. Auch beſaß die Colonie das Ausführungsmonopol nach 
England. Auf dieſe Weiſe ſollten zahlreiche Einwanderer herbeigezogen und zugleich bedeutende 
Handelsvortheile errungen werden. Von der Beſchaffenheit der Anſiedler ſah man gänzlich ab. 
Die Transportliſten der Geſellſchaft weiſen eine wahre Muſterkarte forialen Auswurfs auf. 
Schon auf der erſten Liſte befinden ſich unter 105 Paſſagieren nicht weniger als 50 „Gentlemen“, 
d. h. Menſchen, welche die Arbeit als entehrend anſahen. Neben dieſen ſtehen 12 Arbeiter (Ja- 
bourers), 4 Zimmerleute und 5 Handwerker; den Reſt bilden Soldaten und Bediente. Kapi⸗ 
tän J. Smith, einer der Führer und ſpäter Gouverneur der Anſiedelung, ſagt von dieſen Ein⸗ 
wanderern, daß nicht 20 dabei geweſen, die in ihrem Leben erfahren hätten, was auch nur 
ein Tag Arbeit wäre. Zehn gute Arbeiter hätten in einem Tage mehr geleiſtet, als zehn von den 
beſten dieſer Einwanderer in einer Woche. Statt die Felder zu beſtellen, gingen ſie ſpazieren, 
und ſtatt mit den Vorräthen ſparſam zu ſein, verzehrten ſie dieſelben in der Hoffnung, daß die 
Compagnie ihnen neue nachſenden werde. Smith mußte ſie, mit dem Degen in der Fauſt, zur 
Arbeit zwingen, obwol die Arbeit eines Tags genügt hätte, um einen Mann mit Nahrung für 
eine Woche zu verſorgen. Die Mehrzahl wollte lieber hungern als arbeiten. Als nach der 
Abreiſe Smith's wirklich der Mangel eintrat, ward die Hungersnoth fo-groß, daß, wie Sy⸗ 
mons, der Geiſtliche der Colonie, erzählt, die gemeinen Leute einen Wilden, den ſie erſchlagen 
und begraben, wieder ausſcharrten und verzehrten. Gleiches wiederholte ſich: man kochte das 
Fleiſch der menſchlichen Leichname mit Wurzeln und Kräutern. Einer der Anſiedler tödtete ſo⸗ 
gar ſein Weib, pökelte es ein und fraß davon, ehe es bekannt wurde. „Und“, fügt der Geiſtliche 
Symons hinzu, „die Urſache war nicht die Unfruchtbarkeit und Armuth des Landes, wie man 
gewöhnlich meint, ſondern unſere ſchlechte Vorſicht, Arbeit und Regierung.“ Ein Theil der An⸗ 
ſiedler hatte die Colonie verlaſſen, um Seeräuberei zu treiben, und die übrigen ſtanden im Be⸗ 
griff ſich zu zerſtreuen und zu den Fiſchereien in Neufundland zu flüchten, als neue Hülfe von Eng⸗ 
land eintraf. Sir Thomas Fale brachte in drei Schiffen 300 Auswanderer, einiges Schlacht⸗ 
vieh und, was ſicherlich das Beſte war, einen Kriegscodex mit, der ſofort proclamirt wurde. 
Demzufolge mußte nun jeder Anſiedler bei Todesſtrafe die Arbeit verrichten, die ihm aufgetra⸗ 
gen wurde. Der Gouverneur Fale ſtellte Gentlemen und Gemeine in Rudel zuſammen und gab 
ihnen, wie man es heutzutage bei den Sklaven thut, Aufſeher. Während der acht Jahre, wo 
dieſer Coder in Geltung war, erholte ſich die Colonie; nur die Einwanderung wollte nicht in 
dem erwünſchten Maße zunehmen. Im Jahre 1618 richtete darum die London Company an 
die Regierung die Bitte, ihr zur Verſendung nach Virginien einige „Vagabunden und Sträf⸗ 
linge“ zu ſchenken, und der König ging auf dieſe Bitte allergnädigſt ein. Das folgende Jahr 
wanderten die Inſaſſen der Gefängniſſe von Bridewell und Newgate nach Jamestown, um dort 
auf dem Wege der öffentlichen Auction als Zwangsarbeiter etablirt zu werden. Dieſe Impor⸗ | 
tationen müſſen ziemlich groß geweſen fein; denn in dem „Fortunes and misfortunes of the 
celebrated Moll Flanders“, die Defoe im Jahre 1683 ſchrieb, heißt es, daß die Hälfte jener Co⸗ 


lonie von Newgate aus bevölkert werde. Virginien, vor kurzem noch in der Meinung der Men⸗ 
ſchen ein Eldorado, erſchien jetzt als ein Land des Schreckens, vor dem ſelbſt dem Sträfling | 
ſchauderte. Smith wenigſtens behauptet, daß mehrere Sträflinge, denen man die Wahl ließ, | 
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Speportirt oder gehängt zu werden, das letztere vorzogen. Gleichzeitig mit dem Import und Han⸗ 
opel von Verbrechern entwickelte ſich aber auch in der Colonie noch ein anderer Handel, der die 
' Menſchenwürde verletzte. Wie aus einem Briefe John Rolfe's vom Jahre 1619 hervorgeht, 
gab es in der Colonie ſchon damals wiederholte Klagen, daß die Gouverneure, Kapitäne und 
Beamten untereinander Männer und Burſchen für einen jährlichen Miethzins kauften und ver- 
kauften, und daß Pächter und Bediente häufig ſchlecht behandelt würden. Damit die Würde der 
Behörden aufrecht erhalten werde, habe zwar der Compagnierath in London verordnet, den 
Beamten, auf Rechnung der Compagnie, eine Anzahl von Bedienten beizugeben, die auf ihre 
Nachfolger übergehen ſollten, aber dieſe Beſtimmung habe man gemisbraucht und verkehrt: 
j viele dieſer Diener wurden von ihren Cavalieren wieder veräußert. J. Smith klagt ebenfalls, 
daß ſogar Arbeiter, welche die Compagnie in ihrem eigenen Dienſt dahin geſchickt, aus Privat⸗ 
intereſſe an den Meiſtbietenden verſteigert wurden. Die Zahl der Beamen ſammt Gefolge ſei 
in Virginien bereits größer als die aller Arbeiter, und wenn auch die Hauptimporteurs ſolcher 
Dienſtperſonen für ihre Auslagen entſchädigt werden müßten, ſo bleibe es doch immerhin ärger⸗ 
lich, daß bei ihrer Übertragung ein drei- bis vierfacher Gewinn realiſirt würde, ohne daß man 
über die Art ihrer Behandlung etwas feſtſetze. Ein dritter Artikel, deſſen Mangel ſich neben 
dieſen Verhältniſſen ſehr fühlbar machte, waren — die Frauen. Die erſten 12 Jahre hatte 
ſich nur die eine oder andere vereinſamte Prieſterin der londoner Venus nach Virginien gewagt, 
aber im Jahre 1619 erſchienen 90 junge Frauen in Jamestown — „rein und unverdor— 
ben“ — um gegen Erſtattung der Reiſekoſten an die wohlhabendern Anſtedler vertheilt zu 
werden. Die Sperulation hatte fo viel Erfolg, verſichert Bancroft, daß ſie bald und öfter mies 
derholt wurde, und daß der Preis einer tugendhaften Maid von 100 auf 150 und mehr Pfund 
Taback ſtieg. Taback vertrat nämlich in Virginien die Stelle des Geldes. Die Cultur dieſes 
Krauts nahm nicht nur darum ſo bedeutend zu, weil Boden und Klima vortrefflich dafür geeig— 
net und das Verbot der Tabackscultur in England von ſeiten des Königs, der eine perſönliche 
Abneigung gegen das Rauchen hatte, den Abſatz nach dem Mutterlande ſicherte, ſondern auch 
aus dem Grunde, weil zur Production des Tabacks eine geringere Mühe und Intelligenz erfor— 
derlich war. Die Cavaliere hatten beim Tabacksbau mehr Zeit, ihren nobeln Paſſionen nach— 
zugehen, zu denen, wie bekannt, nach engliſchen Begriffen vor allem die Politik gehört. John 
Rolfe ſchrieb in dieſer Hinſicht ſchon im Jahre 1617 an den König: „Alle wollen Kaiſer (Kei- 
Sars), keiner weniger als der andere ſein.“ Er wollte damit ſagen, daß jeder befehlen und nie⸗ 
mand gehorchen wolle, eine Erfahrung, die in allen ſüdlichen Colonien gemacht wurde. Die vir— 
giniſchen adventurers — ſo hießen die Emigranten in der officiellen wie unofficiellen Sprache 
damals — waren keine politiſchen oder religiöſen Flüchtlinge. Sie hatten England als ſocial 
Ausgeſtoßene verlaſſen, die nichts Beſſeres kannten, als was ſie zurückließen. Daher war es 
ihnen auch nicht um die Verwirklichung neuer Vrineipien und Ideen zu thun, ſondern um die 
Einführung der feudalen Inſtitutionen Altenglands, welche ihre rohen Inſtincte begünſtigten. 
Die Gewohnheiten des engliſchen Lordlebens nachahmend, machten ſie gegen die Gouverneure 
der Compagnie Oppoſition. Es läßt ſich nicht beſtimmen, ob es infolge dieſer Anſtrengungen 
oder vielleicht mehr aus eigenem Liberalismus geſchah, daß Gouverneur Peardley im Jahre 
1619 eine Colonialverſammlung nach Jamestown berief, die ſpäter von der London Company 
durch Ertheilung einer Verfaſſung ſanctionirt wurde. Jedenfalls iſt fo viel gewiß, daß man in 
Virginien früher Politik als Ackerbau trieb. Beverley, ein anderer Geſchichtſchreiber der Co— 
lonie, entwirft in dieſer Beziehung folgende Schilderung: 

„An Fruchtbarkeit wird dieſes Land von keinem andern übertroffen. Kein Saatkorn fällt 
in den Boden, das nicht Früchte trägt, und die Mehrzahl der Vegetabilien des Nordens gewinnt 
durch die Verpflanzung hierher. Dennoch ſieht man wenig Fortſchritte und im Handel ſelten 
etwas anderes als Taback. Fruchtbäume wachſen wunderbar ſchnell, aber es gibt wenig Leute, 
die überhaupt an einem Obſtgarten Gefallen haben; viele, die ſolche beſitzen, laſſen ſie zu 
Grunde gehen und von dem Vieh zerſtören. Gemüſegärten laſſen ſich nirgends leichter einrich— 
ten als hier, und doch gibt es nur wenige, die dieſen Namen verdienen. Alle Arten von eng⸗ 
liſchem Getreide kommen fort, aber man bringt davon nichts in den Handel. Die Schafe ver— 
mehren ſich leicht und tragen gute Wolle; doch läßt man ihnen die Wolle durch Farrnſträucher 
vom Rücken reißen und auf dem Miſthaufen im Schmuz verderben. Die Wälder bringen eine 
große Mannichfaltigkeit von Weihraucharten, ſüßen Harzen, Honig und Zucker hervor, die man 

1 weder zum Gewinn noch zur Erfriſchung benutzt. Alle Sorten von Schiffsbaumaterialien, wie 
. Theer, Terpentin, Breter, Balken, ſowie alle Arten von Maſten und Segelſtangen nebſt 
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Segel-, Tau⸗ und Eiſenwerk könnten producirt und auf fehr guten Waſſerwegen transportirt 
werden. Dieſe und tauſend andere Vortheile beſitzt dieſes Land, ohne daß feine Einwohner Ge⸗ 
brauch davon machen. Sie ſehen ruhig zu, wie ihr Bauholz andern Leuten zugute kommt, die 
es für ihre Schiffe holen. Sie mögen die vielen ſüßen und koſtbaren Dinge, die um ſie herum 
wachſen, weder zu ihrem Nutzen noch Vergnügen verwenden; ſtatt deſſen bedienen ſie ſich der 
Induſtrie von England. Die Familien, die alle auf Landſitzen wohnen, haben ihre eigenen 
Viehmäſter, Säemänner, Gärtner, Brauer, Bäcker, Fleiſcher und Köche. Sie haben eine Fülle 
und Varietät von Lebensmitteln für die Tafel; und was die Gewürze betrifft, welche die Gegend 
nicht erzeugt, fo halten fie davon immer Vorräthe aus England. Die Gentry will ihre Speifen 
ebenſo vollkommen zubereitet und aufgetragen haben wie in London. Ihr gewöhnliches Ge— 
tränk iſt entweder Wein und Waſſer, Bier, Milch und Waſſer, oder Waſſer allein. Die Rei⸗ 
chern pflegen ihr Bier aus Malz zu kochen, welches ſie aus England beziehen, obgleich die Gerſte 
hier ſehr gut wächſt. Ihr ſtärkeres Getränk ift Madeirawein, Cider, Kartoffelpunſch, der ent⸗ 
weder mit Rum von den Karaibiſchen Inſeln oder mit Branntwein, den ſie aus Apfeln und 
Pfirſichen deſtilliren, gemacht wird; außerdem trinkt man Brandy, Wein und ſtarkes Bier, das 
immer friſch aus England vorhanden iſt. Alle ihre Kleider ſind aus England. Selbſt das 
Pelzwerk ihrer Hüte erhalten ſie von dort, während ihre eigenen Felle liegen und verfaulen oder 
blos als Waarendecken in riſſigen Häuſern dienen. Ja, ſie ſind ſo ſchlechte Hauswirthe, daß ſie 
alle ihre Holzwaaren, Schubladen, Seſſel, Tiſche, Stühle, Kiſten, Schachteln, Karrenräder 
und alles andere, ſelbſt ihre Holzgefäße und Birkenbohrer aus England beziehen, zur ewigen 
Schande ihrer Faulheit.“ 
Das waren die Zuſtände zur Zeit, als, wie erwähnt, im Jahre 1620 der erſte Transport 
von Negerſklaven in Jamestown zu Markte kam. Die Verhältniſſe, in denen ſich die Colonie 
befand, begünſtigten die Fortſetzung dieſes Handels und die Ausbildung des Sklavenweſens 
aufs entſchiedenſte. Von Virginien breitete ſich die Einfuhr der Neger bald in alle andern An⸗ 
ſiedelungen des Südens aus, weil überall dieſelben Zuſtände dazu aufforderten. Maryland 
ſowol wie die beiden Carolina wurden von einer trägen und dünkelhaften Einwanderung be— 
völkert, für welche die Negerarbeit eine Lebensbedingung war. Nur Georgia, das General 
Oglethorpe im Jahre 1733 gegründet, ſuchte eine Ausnahme zu machen. Oglethorpe und feine 
Freunde fürchteten, die Provinz von Weißen entblößt und mit Schwarzen, dem precären Eigen⸗ 
thume weniger, angefüllt, gleichzeitig aber innerm Verrath und äußern Einfällen ausgeſetzt zu 
ſehen. Sie verboten daher die Sklaverei als ebenſo ungerecht und grauſam wie den Intereſſen 
der weißen Anſiedler zuwider. Die letztern, meiſt aus bankrotten Krämern beſtehend, petitio⸗ 
nirten aber ſchon im Jahre 1737 um Zulaſſung von Negerſklaven, und 1750 wurde die Skla⸗ 
verei auch in Georgia eingeführt. | 
Obwol zu jener Zeit der Gegenſatz zwiſchen Norden und Süden, mit dem jetzt die ſklaven⸗ 
freien und ſklavenhaltenden Staaten in der Union bezeichnet werden, noch nicht beſtand, ſo läßt 
ſich doch ein darauf hinzielender Unterſchied ſchon damals wahrnehmen. Der Charter oder die 
Belehnungsurkunde, welche die London Company von König Jakob J. erhalten, ertheilte der⸗ 
ſelben das Recht, auf einem Landſtrich von 12 Breitengraden zwei Coloniſationen, eine nörd⸗ 
liche und eine ſüdliche, zu errichten. Die erſtere hatte in Plymouth ihren Sitz und ſollte die 
amerikaniſche Küſte von 40—45 nördl. Br. zum Felde ihrer Thätigkeit machen. Der andere 
Theil des Unternehmens, Virginia Company genannt, ſollte das Land von 34— 399 beſiedeln. 
Sechs Monate, nachdem der erſte Auswanderertransport nach Virginien ausgelaufen war, ſandte 
auch die Plymouth -Geſellſchaft ihre erſte Expedition ab. Die Mitglieder derſelben landeten an 
der Mündung des Sagadahoc oder Kennebec, wo fie das Fort St.-George erbauten. Infolge 
eines unerwartet ſtrengen und langen Winters, verbunden mit äußern Unglücksfällen, welche 
die Colonie betrafen, konnte ſich jedoch die kleine Zahl von Anſiedlern nicht halten. Sie kehr⸗ 
ten im Frühjahr wieder nach England zurück, und von nun an blieb die Coloniſation Privat⸗ 
unternehmungen überlaſſen. Kapitän Smith, der ſich ſchon bei der Anſiedelung von Jamestown 
hervorgethan, hatte zu gleichen Zwecken die amerikaniſche Küſte zwiſchen Penobscot-Bai und 
Cap Cod durchforſcht, welcher er, im Gegenſatz zu „Neufrankreich“, den franzöſichen Beſitzungen 
in Bort-Noyal, den Namen „Neuengland“ gab. Dieſe Bezeichnung wurde ſpäter von dem f 
Prinzen von Wales, nachmaligen König Karl J., anerkannt. Smith ſuchte das geſunkene Inter⸗ 
eſſe der Actionäre wieder anzufachen und brachte es wenigſtens dahin, daß ſich die Gefellſchaft, 
als die Virginia Company einen ſelbſtändigen Tharter erhielt, ebenfalls um einen ſolchen be⸗ 
warb. Durch das Patent, welches fie am 3. No‘ 1620 empfing und das unter dem Namen 
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des „Großen Patents“ bekannt iſt, wurde 40 vornehmen, vermögenden und einflußreichen 
Perſonen — benannt „der Geſellſchaftsrath zu Plymouth, in dem Bezirk von Devon, für die 
Anſiedelung, Leitung, Ordnung und Regierung von Neuengland in Amerika“ — die ganze 
Landfläche zwiſchen 40 — 45° nördl. Br. mit dem ausſchließlichen Recht der Suriöbietion, 
Niederlaſſung und des Handels als volles Eigenthum übertragen. Das geſammte Gebiet, 
welches die Engländer in Nordamerika beanſpruchten, zerfiel ſomit von neuem in zwei Hälften — 
Neuengland und Virginien — deren Grenzlinie mit derjenigen, welche noch gegenwärtig die 
Sklavenſtaaten von den freien trennt, faſt zuſammenfällt. Da die Plymouth Company trotz der 
neuen Charter nichts für die Anſiedelung that, ſo wurde die Auswanderung nach Neuengland 
meiſtens von Privatperſonen unternommen. Die erſte Anſiedelung dieſer Art war die Colonie 
der „Pilgrimväter“ in Plymouth. Mit dieſem Ausdruck werden die Mitglieder einer purita- 
niſchen Gemeinde bezeichnet, welche, zuerſt aus England nach Leyden geflüchtet, am 10. Nov. 
1620 in der Nähe des Cap Cod landeten. Die urſprüngliche Abſicht der Einwanderer war, 
eine Colonie in Virginien, das ihnen Land und Glaubensfreiheit verſprach, zu errichten. Der 
Kapitän der Mayflower hatte aber den Weg verfehlt, und ſo wurde beſchloſſen, an einem Orte, 
der auf der Karte von Smith Neuplymouth hieß, zu bleiben. Der Umſtand, daß ſich die Co⸗ 
lonie hier auf fremdem Boden befand, gab zu einem eigenthümlichen Abkommen Anlaß. Nach 
einem gemeinſamen Bitt- und Dankgebet unterzeichneten die Auswanderer eine Urkunde, in 
welcher ein jeder Gehorſam „allen gerechten, auf Gleichheit gegründeten Geſetzen und Anord— 
nungen“, welche zum gemeinſamen Beſten zweckdienlich erachtet werden würden, gelobte. Es 
war dies der erſte jener Verträge, durch welche in Amerika das Gemeinweſen auf die Auto⸗ 
rität des allgemeinen Willens gegründet wurde. Unter ſeinem Schutze entwickelte ſich die Co⸗ 
lonie anfänglich langſam, ſolange die Arbeit communiſtiſch betrieben wurde, von dem vierten 
Jahre ab, wo das Privateigenthum an ihre Stelle trat, aber ſo raſch, daß ſie unter mehreren, 
die ihrem Beiſpiel gefolgt waren, bald die erſte und blühendſte war. | 

Das verſchiedene Princip, welches bei der Coloniſation von Neuengland zur Geltung kam, 
hinderte indeß die Einführung der Sklaverei keineswegs. Nur nahm dieſelbe hier, im Gegen⸗ 
ſatze zu Virginien, einen mehr ökonomiſchen als ſocialen Charakter an. Der Zeitpunkt ihrer 
Einführung läßt ſich nicht mit Gewißheit beſtimmen. Aus einer Vergleichung der Gründungs- 
periode der verſchiedenen Colonien mit der Zeit, wo die erſten Sklavenverordnungen vorkommen, 
ergibt ſich jedoch, daß das Inſtitut von Anfang an in allen ſeinen Formen beſtanden hat. Was 
zunächſt Sklaverei von Verbrechern betrifft, ſo wurden in England zur Deportation nach Amerika 
nicht mehr blos gewöhnliche Verbrecher verurtheilt. Staatsgefangene, Geächtete der Stern- 
kammer und kirchlichen Gerichte, ſelbſt Kriegsgefangene wanderten, in Gemeinſchaft mit Dieben 
und Mördern, übers Meer. Karl II. z. B. ſandte einmal inen Zug von Quäkern nach Vir⸗ 
ginien, während die königlichen Gefangenen aus der Schlacht von Woreefter den Reuruglän⸗ 
dern verehrt wurden. In Rückſicht auf ihre Aufnahme in der Neuen Welt bemerkt Beverley 
M feiner „History of Virginia“, „daß verurtheilte Übelthäter zwar immer gern von habſüchti— 
gen Pflanzern gekauft würden, daß ſie aber dem Lande, das von Raub und Mord ſchon voll 
wäre, nur Schaden brächten.“ Mit dieſer Bemerkung muß man jedoch eine andere von Defoe 
zuſammenhalten, welcher in feinen „Moll. Flanders“ verſichert, daß in Virginien „mancher 
Newgatevogel ein berühmter Mann wird, und daß mehrere Friedensrichter, Offiziere und Ma— 
giſtratsperſonen in die Hand gebrannt ſind“. In Neuengland dürfte ein ſolches Avancement 
jedenfalls ſchwerer geweſen fein, immerhin war aber auch hier die Nachfrage nach Arbeits⸗ 
kräften größer als ihr Anbot. Das Misverhältniß zwiſchen beiden erzeugte das Syſtem der in- 
dented-servants oder redemptioners, welches in den nördlichen Colonien noch mehr als in 
Virginsen überhandnahm. Indented- oder bond-servants waren Perſonen, welche ſich zur 
Exportation und zum freiwilligen Dienſt gegen dritte auf deren Koſten verpflichteten. Es gab 
in England beſondere Agenten, spirits genannt, welche aus der Werbung ſolcher Perſonen ein 
Gewerbe machten. „Weiße Diener“ wurden von ihnen in England zur Erportation nach den 
Colonien gekauft und dort am Bord des Schiffs an den Meiſtbietenden wieder verkauft. Die— 
ſer Handel ſtand in der Mitte des 18. Jahrhunderts in voller Blüte. Prineipiell ſtanden 
bond-servants zu ihren Herren in dem Verhältniß von Schuldnern, die im Intereſſe ihrer 
Gläubiger zum Aufwand all ihrer Leiſtungen verbunden waren. In der Praxis aber wurden 
ſie nicht viel beſſer als die Sklaven behandelt. Beſonders in Virginien war ihre Lage ſehr ge— 
drückt. Außer ihren Herren durfte niemand mit ihnen zu thun haben. Da ſie nichts zu eigen 
beſaßen, konnten Geldbußen gegen ſie in Prügelſtrafe verwandelt werden, wobei ein Hieb auf 


32 Das Sklavenweſen in Nordamerika. 


60 Cents kam. Den Herren war zwar nicht erlaubt, am nackten Leibe zu prügeln, dagegen konn⸗ 
ten ſie hartnäckige Flüchtige verſtümmeln, und Widerſtand und Drohung zogen eine Verlängerung 
der Dienſtzeit nach ſich. Unverheirathete Frauenzimmer, die uneheliche Kinder geboren, wurden 
zu 50 Pf. St. oder fünf Jahre Dienſtzeit verurtheilt, das Kind aber bis zum dreißigſten Lebens⸗ 
jahre in Dienſt gethan. Da die ſchlechte Behandlung der Dienſtleute auf ihre Importation nach⸗ 
theilig zurückwirkte, ſo wurden ſpäter beſondere Geſetze zu ihrem Schutze erlaſſen. Nach den⸗ 
ſelben überſtieg die Dauer der Arbeitsſchuld in der Regel nicht ſieben Jahre. Nach Ablauf dieſer 
Zeit wurden die weißen Sklaven frei, und es lag der Weg zu Auszeichnung und Vermögen vor 
ihnen offen. Einer der Unterzeichner der Unabhängigkeitserklärung z. B. war früher ein bond- 
servant in Pennſylvanien. In Virginien war ihre Emancipation an die Einwilligung des 
Gouverneurs und gewiſſe Formalitäten geknüpft. Es war nicht üblich, ihnen bei der Entlaffung 
Geld zu geben, doch ſchrieben die Gefetze der meiſten Colonien vor, daß ſie mit einer gewiſſen 
Anzahl von Kleidern, in Virginien auch mit 10 Scheffeln Korn und einer Flinte verſehen würden. 
Im allgemeinen blieben ſie aber zu arm und ungebildet, um ſich aus ihrer dienenden Stellung 
zu erheben. Ihre große Anzahl bildete jene Maſſe von Weißen, welche bis auf die Revolutions⸗ 
zeit als eine untergeordnete Klaſſe in der Union fortbeſtand. 

Außer der weißen und ſchwarzen Sklaverei gab es in den Colonien auch noch eine rothe. 
Wie bekannt, wurden die Eingeborenen der Neuen Welt von Anfang an von den Europäern als 
Sklaven behandelt. Die Knechtſchaft der Indianer war etwas, was ſich nach den damaligen 
Kriegs- und Eroberungsbegriffen ganz von ſelbſt verſtand. Die Rothhäute wurden aber nicht 
blos in ihrer Heimat unterdrückt, ſondern auch als Sklaven nach Europa verſendet. Selbſt 
Columbus ſchickte 500 Indianer zum Verkauf nach Sevilla. Die Königin Iſabella befahl zwar 
(1501) die Freilaſſung der Sklaven in ihren europäiſchen Beſitzungen, behielt ſich aber von allen 
Gefangenen, die auf den Entdeckungs- und Eroberungszügen ihrer Unterthanen gemacht wür⸗ 
den, den vierten Theil vor. Auch artete die Mehrzahl der erſten Entdeckungsreiſen nach dem 
nördlichen Continent Amerikas in Indianerhetzen aus. Den ſpaniſchen Abenteuerern, welche 
die Gegend zwiſchen dem Miſſiſſippi und Neufundland durchforſchten, war es mehr um Men⸗ 
ſchenfang als Wiſſenſchaft zu thun. Ihrem Beiſpiel gemäß wurden die Küſten von Amerika, 
lange vor ihrer Coloniſirung, wie die Küſten von Afrika von Sklavenfängern beunruhigt. Die 
Indianer widerſtanden ihnen mit Gewalt, und daher hatten ſie wenig Erfolg, aber die Sitte, die 
Eingeborenen in fremde Knechtſchaft zu verkaufen, dauerte über zwei Jahrhunderte. Die Eng⸗ 
länder blieben in dieſer Beziehung hinter den Spaniern nicht zurück. Die Gefangenen, velche 
fie bei ihren häufigen Kriegen mit den Indianern machten, wurden gewöhnlich als Sklaven nach 
Weſtindien geführt. So erfuhren die Pequodindianer in Connecticut, der harmloſe Stamm 
der Annacoon, der Sohn des Indianerkönigs Philipp alle daſſelbe Schickſal. Zwiſchen den ein⸗ 
zelnen Celonien ſelbſt wurde ein ziemlich lebhafter Sklavenhandel mit Rothen getrieben. Die 
Ausfuhr indianiſcher Sklaven aus Nordcarolina war zu einer Zeit ſo groß, daß Pennſylvanien 
beſondere Verfügungen dagegen erließ. Ebenſo verbot Maſſachuſetts im Jahre 1712 die Ein⸗ 
fuhr rother Sklaven. In Virginien, wo die Bekehrung der Indianer zum Chriſtenthum eine 
Bedingung der königlichen Charter war, trug man anfänglich eine gewiſſe Milde und Scho⸗ 
nung zur Schau. Später wurde dieſelbe aber aufgegeben, und zuletzt waren Nordcarolina und 
Virginien die Gebiete, wo die Verfolgung der Indianer am längſten anhielt.“) 


Die Sklaverei in den Colonien. 


Als die Sklaverei in den Colonien eingeführt ward, hatte Leibeigenſchaft und unfrei⸗ 
willige Dienſtbarkeit in England aufgehört. Die letzten Leibeigenen kommen gegen das Jahr 
1500 vor, die letzten Fronbauern unter der Königin Eliſabeth. Die Aufhebung der Hörig⸗ 
keit, die bekanntlich von den Normannen herrührte, wurde nicht durch Regierungsmaßregeln, 
ſondern auf dem Wege gemeinen Rechts bewerkſtelligt. Während die Geiſtlichen es für eine 
Sünde erklärten, Chriſten als Sklaven zu halten, und die Advocaten für den Grundſatz plai⸗ 
dirten, daß alle Menſchen frei wären, machten ſich die Gerichte eine Ehrenſache daraus, in allen 
Fragen, welche erbliche Hörigkeit betrafen, zu Gunſten des Verfolgten zu entſcheiden. Vor der 
vereinigten Macht ihrer Beſtrebungen und der öffentlichen Meinung war das Inſtitut lange, 
ehe die erſten Auswanderungszüge ſtattfanden, gefallen. Ein Recht zur Sklaverei ließ ſich daher 


) Eine bemerkenswerthe Erſcheinung iſt, daß der Indianer in der Sklaverei feinen verſönlichen 
Stolz nie verliert, ſondern ebenſo den ſchwarzen wie den weißen Diener mit Verachtung anſieht. 
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weder aus den Inſtitutionen noch dem Common law von England herleiten. Auch beſtand 
die Sklaverei 40 Jahre in Virginien, ehe ſie in der Geſetzgebung erwähnt ward. Indem die 
Coloniſten Sklaven anſchafften, glaubten ſie im Einklang mit der Bibel zu handeln. Die Bibel, 
welche damals eben überſetzt und von den Gläubigen fleißig geleſen wurde, galt in allen Din⸗ 
gen, bei denen es auf eine Meinung ankam, als die höchſte Autorität. Die Moſaiſchen Bücher 
Exodus und Leviticus geſtatten den Juden, ihre Glaubensgenoſſen auf ſieben Jahre, die Hei— 
den, ihre Nachbarn, dagegen auf Lebenszeit als Sklaven zu halten. Nach der Meinung ſo— 
wol der Epiſkopalen wie der Puritaner war dies genügend, um daſſelbe Syſtem bei ihnen zu 
rechtfertigen. 

Der erſte legislative Act über Negerſklaverei wurde nicht, wie man glauben ſollte, in Vir— 
ginien, ſondern in Neuengland erlaſſen. Die Maſſachuſetts-Fundamentals oder der „Body 
of liberties“ aus dem Jahre 1641 enthält folgende Verfügung: „Es ſoll unter uns niemals 
Sklaverei, Leibeigenſchaft oder Gefangenhaltung geben, es wäre denn gegen ordentliche Ge— 
fangene in einem gerechten Kriege, ſowie gegen ſolche Fremde, welche ſich freiwillig ſelbſt ver— 
kaufen oder an uns verkauft werden; und ſollen dieſelben alle Freiheiten und chriſtlichen Ge— 
bräuche genießen, welche das in Iſrael geltende Geſetz Gottes vorſchreibt. Das befreit niemand 
von Knechtſchaft, der hierzu von der Behörde verurtheilt wird.“ Dieſer heuchleriſche Artikel 
ſanetionirte nicht nur die Sklaverei, ſondern auch den Handel mit Sklaven. Unter feiner 
Autorität ſegelten zuerſt Thomas Keyſer und James Smith im Jahre 1645 von Boſton nach 
Guinea, um Sklaven zu holen. Nach ihrer Rückkehr wurden ſie zwar vor Gericht geſtellt und, 
wie Baneroft behauptet, wegen des Verbrechens des Menſchendiebſtahls verabſcheut, allein 
nicht wegen des Sklavenhandels verurtheilt, ſondern weil ſie an einem Sonntag ein Negerdorf 
überfallen und mehrere Einwohner getödtet, andere mit Gewalt fortgeſchleppt hatten. 

Wenn nicht die erſte, ſo war doch die thätigſte Geſetzgebung die von Virginien. Hier hatte 
die Sklaverei zunächſt ein foeiales Reſultat hervorgebracht. Dreißig Jahre nach ihrer Einfüh— 
rung gab es ſo viele Mulattenkinder in Virginien, daß die Frage entſtand, was mit ihnen ge— 
ſchehen ſolle? Nach dem engliſchen Geſetz folgten die Kinder dem Stande des Vaters und wurden 
Baſtarde als vaterlos, alſo als frei angeſehen. Ein Colonialſtatut gegen Ausſchweifung machte 
Vaterſchaftsklagen ſehr unangenehm. Dieſe beiden Beſtimmungen waren für die Cavaliere 
ſehr läſtig, und um ſich ihren Folgen zu entziehen, erließ man im Jahre 1662 eine Verordnung, 
daß die Kinder der Sklaven dem Stande der Mutter folgen ſollen. Eine andere Verlegenheit 
war die, welche die zum Chriſtenthum übergetretenen Neger veranlaßten. Von den Importir— 
ten waren viele bekehrt worden, und die Mehrzahl der Eingeborenen hatte die Taufe empfan⸗ 
gen. Da die Mofaifchen Bücher die Sklaverei nur gegen Heiden erlauben, ſo frug es ſich, wie 


es künftig damit zu halten ſei? Die Verſammlung von Virginien erklärte 1669, daß Sklaven 


durch die Taufe nicht frei würden. In demſelben Jahre erſchien ein Erlaß, welcher verordnete, 
daß die Tödtung von Sklaven infolge von Strafen kein Verbrechen begründe, indem „nicht an— 
zunehmen ſei, daß irgendjemand aus abſichtlicher Bosheit fein Eigenthum zerſtören wolle“. 
Durch ſpätere Geſetze wurde die freiwillige Smancipation von Sklaven behindert und freie 
Negerfrauen im Unterſchied von Weißen beſteuert. Zugleich durften freie Neger und India— 
ner keine Weiße in Dienſt nehmen. Alle dieſe Geſetze wurden unter der Verwaltung des Sir 
William Berkeley erlaſſen, welcher den damaligen Geiſt der Colonie am beſten ausſprach, als 
er ſagte: „Ich danke Gott, daß wir keine Freiſchulen noch Druckerpreſſen beſitzen, und ich hoffe, 
wir werden damit noch hundert Jahre verſchont bleiben; denn Wiſſen erzeugt Ungehorſam und 
Ketzerei und Sekten in der Welt, und die Preſſe verbreitet fie und verleumdet die beſte Regie— 
rung. Gott ſchütze uns vor beiden.“ Im Jahre 1682 erhielt die Sklavengeſetzgebung einige 
neue Zuſätze. Es wurde den Sklaven verboten, Waffen zu tragen, von den Pflanzungen ohne 
ſchriftliche Erlaubniß fortzugehen, gegen einen Chriſten (d. h. Weißen) die Hand zu erheben, 
flüchtige Sklaven, welche ergriffen wurden, durften bei Gegenwehr getödtet werden. Um den 
Sklavenhandel zu Lande, in dem Virginien bis heute eine große Rolle geſpielt, zu ermuthigen, 
beſchloß die Verſammlung, daß alle Dienſtſchuldige, Neger und Mulatten fowol als Indianer, 
welche in die Colonie zu Waſſer oder Lande importirt würden, geſetzmäßig als Sklaven gehalten 
werden dürften, einerlei ob ſie zum Chriſtenthum bekehrt wären oder nicht. Die Einfuhr von 
Sklaven nahm um dieſe Zeit ſo ſehr zu, daß Gouverneur Culpegger die Überproduction von 
Taback, an welcher die Colonie litt, hauptſächlich dieſem Umſtand zuſchrieb. Da die Zahl flüch- 
tiger Sklaven immermehr anſchwoll, wurde im Jahre 1692 ein beſonderes Geſetz gegen flüch— 
Unſere Zeit. VI. 3 
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tige Sklaven erlaſſen. Daſſelbe bemerkt im Eingange, daß Neger, Mulatten und andere Skla⸗ 
ven ſich oft von ihren Herren entfernen und, an verborgenen Plätzen verſteckt, den Pflanzungen 
Schaden zufügen, und autoriſirt deshalb die Sheriffs, zu ihrer Verfolgung Leute aufzubieten, 
die dieſelben fangen und erſchießen oder „in jeder andern Weiſe“ tödten dürfen. Für jeden 
getödtefen Sklaven war der Eigenthümer zu einer Entſchädigung von 4000 Pfd. Taback aus 
dem öffentlichen Schatz berechtigt. Gleichzeitig mit dieſer Verordnung wurde eine andere er⸗ 
laſſen, welche weißen Dienſtboten, die Kinder von Regern und Mulatten haben würden, eine 
Strafe von 15 Pfd. oder fünf Jahren Dienſt auferlegte. Am Schluß derſelben aber hieß es: 
„Und um fernerhin dieſe ſcheußliche Vermiſchung und unreine Abſtammung, welche in Ihrer 
Majeſtät Colonie ebenſo ſehr durch geſetzliche Heirath wie durch unerlaubte Verbindung zwiſchen 
weißen Männern und Frauen, welche ſich mit Negern und Mulatten einlaſſen, ſpäterhin über⸗ 
handnehmen mag, zu verhindern, ſoll jeder Mann oder jede Frau, die einen freien oder unfreien 
Neger oder Mulatten ehelicht, mit Gefängniß von 10 Monaten und einer Buße von 10 Pfd. 
und ebenſo der Geiſtliche, der eine ſolche Trauung vollzieht, beſtraft werden.“ Eine dritte Clauſel 
vermehrte die Schwierigkeiten der Emancipation, indem fie verordnet, daß jeder Neger oder 
Mulatte, der freigelaſſen worden, auf Koſten ſeines Herrn außer Landes geſchickt werde. Zur 
Aburtheilung von verbrecheriſchen Sklaven wurde jetzt ein Ausnahmsverfahren eingeführt. 
Nach demſelben ſollte jeder Sklave, der eines Kapitalverbrechens beſchuldigt wäre, ſofort 
in Ketten gelegt und „ohne die Förmlichkeit einer Jury“ von einer durch den Gouverneur ernann⸗ 
ten Commiſſion abgeurtheilt werden. Der Eid zweier Zeugen oder die Ausſage eines einzigen 
nebſt Zuſammentreffen der Umſtände waren zur Überführung genügend. Eine andere Clauſel 
deſſelben Statuts verbietet Sklaven Pferde, Vieh und Geflügel zu halten und macht die Eigen⸗ 
thümer für den von ihren Sklaven an Orten, wo kein chriſtlicher Wächter iſt, angerichteten 
Schaden verantwortlich. Im Jahre 1705 wurden ſämmtliche Sklavengeſetze in Virginien einer 
Reviſton unterworfen. Dieſer revidirte Coder ſchloß Neger, Mulatten und Indianer von allen 
Stellen in der Colonie und als Zeugen vor Gericht aus. Dagegen ſollten ſie von nun an als 
unbewegliches Eigenthum an dem Boden haften, und wenn auch für Schulden der Herren ver⸗ 
käuflich, doch bei Erbſchaftsfällen auslösbar fein. Als allgemeiner Grundſatz wurde aufgeſtellt: 
„Alle zu Waſſer oder Lande importirten Diener, die nicht in ihrem Geburtslande Chriſten waren 
(Türken und Mohren ausgenommen, welche mit Ihrer Majeſtät in Frieden leben, und andere, 
welche den Beweis führen, daß ſie vor ihrer Einſchiffung hierher in England oder einem andern 
chriſtlichen Lande frei geweſen ſind), ſollen als Sklaven betrachtet und gehalten werden, obgleich 
fie vorher in England geweſen oder ſpäter zum Chriſtenthum bekehrt worden find. Die Skla⸗ 
verei war hinfort eine feſtſtehende und von den Geſetzen wohl geſchützte Einrichtung, gegen welche 
der Widerſtand zum Verbrechen ward. Schon im Jahre 1682 gab es eine Negerverſchwörung, 
und im Jahre 1724 fand man neue und ſchärfere Verordnungen gegen Inſurrectionen noth⸗ 
wendig. Die Emancipation von Sklaven wurde zum dritten mal beſchränkt und nur auf ſchrift⸗ 
liche Bewilligung des Gouverneurs und ſeines Raths geſtattet. Freie Neger, Mulatten und 
Indianer wurden, ſelbſt wenn ſie anſäſſig waren, nicht zur Abſtimmung zugelaſſen. 

Da die bisherigen Verordnungen über Sklaverei der königlichen Beſtätigung entbehrten, 
ſo wurden ſie bei Gelegenheit einer neuen Reviſion im Jahre 1751 nach England zur Sanction 
geſchickt. Der König verweigerte ihnen ſeine Genehmigung. Trotzdem wurden ſie aber doch, 
ſammt den darin enthaltenen Zuſätzen, in Ausführung gebracht. Den letztern zufolge waren 
die Kirchenvorſteher jeder Gemeinde berechtigt, ohne Einwilligung des Gouverneurs befreite 
Sklaven wieder zu ergreifen und in öffentlicher Auction zu verkaufen. Desgleichen durften die 
Bezirksgerichte gegen „notoriſch in der Nacht herumſtreichende und ſonſt vagabundirende Neger“ 
die Strafe der Verſtümmelung verhängen. Was unter derſelben zu verſtehen war, geht aus 
einer ſpätern (ſchon zur Zeit der Revolution von 1769 erlaſſenen) Verfügung hervor, welche 
das dismembering als „oft außer Verhältniß mit dem begangenen Vergehen und mit den Prin⸗ 
cipien der Humanität im Widerſpruch ſtehend“ erklärt und die Caſtrirung der Sklaven außer 
in Fällen gegen weiße Frauen begangener Nothzucht verbietet. Die letzte aus der Zeit vor der 
Unabhängigkeitserklärung der Colonien herrührende Verordnung datirt aus dem Jahre 1760. 
Während des Kriegs mit den indianiſchen Stämmen im Weſten hatte die Assembly of Virginia, 
um ihr Budget zu erhöhen, den Einfuhrzoll auf Sklaven, der 5 Proc. betrug, auf 20 Proe. 
erhöht. Diefen Zoll erniedrigte man jetzt aus dem Grunde, weil er die Importation von Skla⸗ 
ven verhinderte und man ihn darum als einen großen Nachtheil für die Anſiedelung betrachtete. 

Virginiens Nachbarſtaat, Maryland, die zweitälteſte der Colonien des Südens, wandte ſeine 
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geſetzgeberiſche Thätigkeit der Sklaverei zuerſt im Jahre 1663, 30 Jahre nach ſeiner Grün⸗ 
dung, zu. Die erſte Section des damaligen Geſetzes verordnete, daß „alle Neger und andere 
Sklaven, die jetzt in dieſer Provinz ſind und ſpäter importirt werden, für ihre Lebenszeit Diener 
bleiben ſollen, und daß alle von einem Neger- oder andern Sklavenweib geborenen Kinder eben: 
falls Sklaven, gleich ihren Vätern, bleiben ſollen“. Die letztere Beſtimmung wurde im Jahre 
1715 ſtillſchweigend fallen gelaſſen. Dagegen iſt die zweite Section jenes Geſetzes bezeichnend. 
Dieſelbe beſtimmte, daß „freigeborene engliſche Frauenzimmer, die ihre Stellung ſo ſehr ver— 
geſſen, daß fie zur Schande ihrer Nation Negerſklaven heirathen, während der Lebensdauer 
ihrer Ehemänner bei den Herren der letztern ebenſo wie ihre Diener als Sklaven dienen ſollen“. 
Merkwürdigerweiſe ſcheint dieſe Verordnung keinen großen Erfolg gehabt zu haben, denn im 
Jahre 1681 erſcheint eine neue, welche unter der Erklärung, daß manche Herren eine ſolche 
„ſchandbare Paarung“ aus Intereſſe begünſtigen, um dem Übel zu ſteuern, feſtſetzt, daß künftig 
alle weißen Dienſtboten, die einen Neger heirathen, ſofort ſammt ihren Kindern frei würden. 
Nur der ſolche Paare einſegnende Prieſter und die ſie begünſtigende Herrſchaft ſollen mit einer 
Buße von 10000 Pfd. Taback belegt werden. Die übrigen Verordnungen, welche bei einer Reviſion 
der Colonialgeſetze gemacht wurden, haben viel Ahnlichkeit mit dem virginiſchen Coder, doch 
gibt es einige Eigenthümlichkeiten, von denen die folgende Erwähnung verdient. „Jede Per— 
ſon, die den Bezirk ihres Wohnorts ohne einen Paß der Behörde verläßt, kann feſtgenommen 
und vor den Magiſtrat geführt werden, der das Recht hat, ſie bis zur Beibringung eines Ger- 
tificats über ihre Unabhängigkeit gefangen zu halten.“ Ein auf dieſe Weiſe Verhafteter mußte 
ſodann dem Kerkermeiſter den Dienſt eines Tages (oder 10 Pfd. Taback) und der Perſon, welche 
die Arretirung vornahm, die Arbeit von 20 Tagen (— 200 Pfd. Taback) leiſten. Dieſes 
Geſetz beſteht noch heute und iſt beſonders bei Abolitioniſtenverfolgungen von Nutzen. 

Die Verfaſſung von Nordcarolina, welche der berühmte John Locke“) entwarf (1670) und 
die das „große Muſter“ (grand model) genannt wurde, enthält rückſichtlich der Sklaverei fol- 
gende Artikel: „Jeder freie Einwohner von Carolina ſoll abſolute Gewalt und Autorität über 
ſeine Negerſklaven haben, welcher Religion oder Meinung ſie ſein mögen.“ Das grand model 
wurde aber nie ausgeführt, obwol es dem Namen nach über 40 Jahre fortbeſtand. Die Skla⸗ 
verei beruhte in Carolina bis heute auf bloßem Herkommen. | 

Südcarolina, das, urſprünglich mit Nordcarolina verbunden, im Jahre 1729 als beſondere 
Colonie davon abgelöſt wurde, beſitzt einen „Schwarzen-Coder“, der alle andern an Strenge 
übertrifft. In Südcarolina waren wie in Virginien die einflußreichſten Anſiedler die „Gent⸗ 
lemen“. „Viele von ihnen“, ſagt Hewitt, der erſte Geſchichtſchreiber der Colonie, „waren ver— 
hätſchelte Individuen, deren Bedürfniſſe das Wohlleben vermehrt hatte, indem es fie zur Ertra— 
gung von Arbeiten und geſetzlicher Autorität unfähig machte.“ Als das am wenigſten demofra= 
tiſche Gemeinweſen zeichnete ſich Südcarolina durch ſchlechte Regierung, unordentliche Zuſtände, 
leichtſinnige und unmoraliſche Lebensweiſe vor allen engliſchen Niederlaſſungen in Amerika aus. 
Nicht nur wurden Neger aus Afrika mit Begierde gekauft, ſondern auch die Indianer mit Krieg 
überzogen, blos um ſie zu Sklaven zu machen. Ebenſo wurden die verſchiedenen Stämme der— 
ſelben zu Feindſeligkeiten unter ſich aufgereizt, damit die Gefangenen, die ſie gegenſeitig mach— 
ten, als Sklaven zum Verkauf kamen. Die Regierung ſchickte dann ganze Maſſen ſolcher Opfer 
nach Weſtindien, wo fie gegen Rum vertauſcht wurden. Das erſte Sklavengeſetz in Südcaro— 
lina wurde noch vor ferner Gründung als ſelbſtändige Colonie erlaffen. „Da die Pflanzungen 
und Landgüter dieſer Colonie“, ſagt die Einleitung deſſelben aus dem Jahre 1712, „ohne die 
Arbeit und Verwendung von Negern und andern Sklaven nicht gut bewirthſchaftet und nutzbar 
gemacht werden können, auch die beſagten Neger und andern Sklaven, die in dieſe Provinz ein⸗ 
geführt worden, rohen, wilden und barbariſchen Naturells find, welches fie vollſtändig unfähig 
macht, durch die Geſetze, Gewohnheiten und Gebräuche dieſer Provinz regiert zu werden, wäh— 
rend es durchaus nothwendig iſt, daß ſolche Anſtalten, Geſetze und Befehle zur Regierung der— 
ſelben getroffen werden, die ſie von Willkür, Raub und Unmenſchlichkeit abhalten und die 
weiter zu der Wohlfahrt und Sicherheit der Einwohner und deren Eigenthümer beitragen, ſo 
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) Locke war indeß perſönlich kein Freund der Sklaverei, von der er an einem andern Orte fagt, 
daß „fie der zwiſchen einem befugten Eroberer und feinem Gefangenen fortgeſetzte Kriegszuſtand ſei, 
dem edeln Triebe und Muth der Nation ſo entgegengeſetzt, daß man kaum begreifen könne, wie ein Eng—⸗ 
länder, geſchweige ein Gentleman, ihr das Wort rede“. | 
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wird hierdurch verordnet, daß alle Neger, Mulatten, Meſtizen oder Indianer, die früher als 
Sklaven verkauft wurden und jetzt oder ſpäter als ſolche verkauft und gehalten werden, ſowie 
ihre Nachkommen hiermit als Sklaven im vollſten Sinne erklärt ſind, mit einziger Ausnahme 
derjenigen, die vorher oder nachher durch die Regierung oder ihre Herren emaneipirt worden, 
ſowie derjenigen, die beweiſen können, daß ſie nicht dem Verkauf unterliegen.“ Hinter dieſem 
jo eraß ausgeſprochenem Princip blieben die übrigen Verfügungen nicht zurück. Jedermann, 
der einem paßloſen Sklaven begegnete, war bei einer Buße von 20 Sh. verbunden, ihn zu ver⸗ 
haften und womöglich auf der Stelle zu beſtrafen. Alle Negerwohnungen ſollten alle 14 Tage 
einmal nach Waffen und geftohlenem Gute unterſucht werden. Ein des Diebſtahls im gerin⸗ 
gern Grade ſchuldiger Sklave ſollte das erſte mal „öffentlich und tüchtig gepeitſcht“, zum zweiten 
mal „mit einem heißen Eiſen auf die Stirn gebrannt“ oder „einer ſeiner Ohren beraubt“, zum 
dritten mal „an der Naſe aufgeſchlitzt“ und zum vierten mal „mit dem Tode beſtraft“ werden. 
Jeder Friedensrichter, bei dem eine Klage gegen einen Sklaven vorkam, konnte denſelben ver⸗ 
haften und in Gemeinſchaft mit vier Beimännern vor Gericht ziehen. Die Strafe hing von der 
Discretion dieſer Richter ab, doch hatte bei Todesurtheilen der Herr des Sklaven die Art der 
Execution zu beſtimmen. Dieſes ſummariſche Verfahren wird in Süd- und Nordcarolina noch 
heute beobachtet. Wer einen Sklaven zur Flucht in eine andere Provinz verleitete, ſollte nach 
jenem Geſetz ebenſo wie der Flüchtige mit dem Tode beſtraft werden. Sklaven, die 20 Tage 
hindurch abweſend, d. h. entlaufen geweſen, ſollten das erſte mal „tüchtig und öffentlich ge- 
peitſcht“ werden. Im Fall der Herr dieſe Beſtrafung unterließ, war dieſelbe auf ſeine Koſten von 
dem Gericht zu vollziehen. Das zweite mal wurde dem Flüchtigen der Buchſtabe R (Runaway) 
in die rechte Wange gebrannt, der Herr aber, wenn er ſelbſt dies unterließ, mit 10 Pf. St. 
Strafe belegt. Das dritte mal erwarteten den Sklaven Prügel und Verluſt eines Ohrs, den 
im Strafen ſäumigen Herrn dagegen eine Buße von 20 Pf. St. Zum vierten mal wurde der 
Sklave, wenn er ein Mann war, verſchnitten, wobei die Provinz feinen Werth dem Eigenthü⸗ 
mer erlegte, falls er bei der Operation ſtarb; Weiber wurden gepeitſcht, auf die linke Wange ge⸗ 
brannt und des linken Ohrs beraubt. Jeder Eigenthümer, der dieſe Strafe vor Ablauf von 
20 Tagen nicht vollzog, wurde mit dem Verluſt des Sklaven beſtraft, den der Denunciant er⸗ 
hielt. Jeder Befehlshaber einer Milizabtheilung war verpflichtet, auf erhaltene Notiz verſteckte 
und flüchtige Sklaven zu verfolgen und lebendig oder todt einzufangen. Für jeden ſolchergeſtalt 
Eingebrachten wurde ihm eine Prämie von 2—4 Pf. St. bezahlt und alle erlittene Verletzun⸗ 
gen oder Nachtheile aus öffentlichen Mitteln gutgethan. Wenn ein Sklave „während der Strafe 
an ſeinem Leibe oder Körper Schaden nimmt, was ſelten vorkommt, ſo iſt niemand dafür zu 
irgendeiner Entſchädigung verbunden“. Kein Herr durfte ſeinem Sklaven erlauben, ſich wäh⸗ 
rend feiner freien Zeit auswärts zu verdingen, oder für ſich ſelbſt. Korn, Erbſen und Reis anzu⸗ 
bauen, noch Geflügel, Vieh oder Pferde zu halten. „Da Milde und Chriſtenthum, die wir be⸗ 
kennen“, ſagt der Schlußſatz dieſer merkwürdigen Acte, „uns verbinden, für das Seelenheil der 
Menſchen alles Gute zu wünſchen, damit die Religion nicht zum Vorwande gemacht werde, 
irgendjemand an ſeinem Eigenthum und Rechten zu verkürzen; damit ferner niemand unterlaſſe, 
ſeine Neger und Sklaven zu taufen, aus Furcht, daß ſie dadurch frei würden, ſo wird hiermit 
jedem Neger-, Indianer- und andern Sklaven erlaubt, den chriſtlichen Glauben anzunehmen und 
zu bekennen und ſich zu dieſem Ende taufen zu laſſen, ohne daß ein ſo getaufter chriſtlicher 
Sklave dadurch emancipirt wird.“ Die einzige milde Beſtimmung in dieſem Geſetze, und welche 
erinnert, daß ſeine Urheber noch Menſchen ſind, iſt die folgende: Wer ſeinen Sklaven aus 
„Laune, Blutdürſtigkeit oder grauſamer Abſicht“ umbringt, verwirkte 50 Pf. St., und wenn 
der Sklave einem dritten gehörte, 25 Pf. St. gegen die Gemeinde und feinen perſönlichen 
Werth gegen den Eigenthümer. Dieſer Sklavencoder wurde in den Jahren 1722 und 1735 
beſtätigt und im Jahre 1740, zwar im Ausdruck humaner, aber in der Sache härter modifieirt. 
Principiell ging die neue Acte ſogar weiter als die frühere, indem ſie den Begriff der Neger⸗ 
ſklaverei dahin definirte, daß der Sklave vor dem Geſetz als „perſönliches Menſchenvieh“ — 
chattel personal — anzuſehen ſei. Durch dieſe revidirte Acte waren die Herren ihres Rechts 
der Manumiſſion beraubt. Emancipationsklagen konnten von jedem Weißen vorgebracht wer— 
den, aber die Laſt des Beweiſes lag auf dem Kläger, während die Präſumtion galt, daß jeder 
Neger, Indianer, Mulatte und Meſtize ein Sklave ſei. Die Herren durften nicht zugeben, daß 
ihre Sklaven einen Handel trieben, ſchreiben lernten oder Kleider (die Livree ausgenommen) 
„von feinerm Stoff als Negertuch, Tüffel, geftreifte Leinwand, grober Calicot, gewürfelte 
Baumwolle oder ſchottiſch Zeug“, trügen, Ein Conſtabler, der einen Neger beſſer gekleidet fand, 
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konnte ihm ſeine Kleider abnehmen. Dagegen wurden gerichtliche Klagen wegen ſchlechter Klei⸗ 
dung und Nahrung erlaubt, und es konnte hierbei der Richter den Herrn des Sklaven mit einer 
Buße bis zu 20 Pf. St. ſtrafen. Die Strafe des abſichtlichen Negermords wurde erhöht auf 
700 Pf. St. nebſt dem Verluſt der Amtsbefähigung, oder man büßte an deren Statt dieſes 
Verbrechen mit ſieben Jahren Feſtung oder Zuchthaus, während die Tödtung eines Sklaven 
in der Hitze der Leidenſchaft, deſſen Verkrüppelung oder andere grauſame Behandlung mit 
350 Pf. St. gebüßt werden ſollte. Als grauſam ſollten jedoch nicht die „Prügel mit der 
Pferdepeitſche, dem Ochſenziemer, mit Ruthen oder dem Stock“ gelten. 

Georgia ſchloß ſich in ſeiner Sklavengeſetzgebung einfach der von Südcarolina an. Im 
Jahre 1765, nachdem hier die Sklaverei ſeit 1750 geſetzlich beſtanden hatte, wurde der Skla— 
vencoder von Südcarolina aus dem Jahre 1740 auch in Georgia publieirt. 

Die harten Sklavengeſetze der ſüdlichen Colonien waren in Neuengland unbekannt. Die 
Sklaven wurden daſelbſt mehr zu häuslichen Dienſten als zum Feldbau verwendet. Ihre Stellung 
war die des Lehrgeſindes, deſſen Rechte ſie beſaßen, und danach bemaß ſich die Macht der Herren. 
Emaneipationen wurden indeß gar nicht oder nur gegen Bürgſchaft, daß der Entlaſſene nicht 
der Gemeinde zur Laſt falle, geftattet. Im Jahre 1701 hatte die Stadt Boſton ihre Abgeord- 
neten zur Generalgerichtsſitzung ſogar beauftragt, „Maßregeln zur Aufhebung der Sklaverei“ 
vorzuſchlagen, während zu gleicher Zeit Sewall, ein Mitglied des obern Gerichts, ein Antiſkla— 
bereipamphlet: „The selling of Joseph“, veröffentlichte. In den Provinzen von Neuyork und 
Neujerſey wurden Sklaven bis zu einer gewiſſen Ausdehnung zum Landbau verwendet, welche 
Übung ſich noch aus der Zeit der niederländiſchen Herrſchaft herſchrieb. Doch war der Sklaven— 
eoder von Neuyork kaum weniger hart als der von Virginien. 

In Pennſylvanien, das im Jahre 1681 gegründet wurde, hatten im Jahre 1688 einige 
deutſche Quäker bald nach ihrer Ankunft die Meinung geäußert, daß die Sklaverei moraliſch 
nicht zu rechtfertigen ſei. Auch George Keith, einer ihrer erſten Apoſtel, ſprach ſich in dieſem 
Sinne aus, er ward aber als Schismatiker denuneirt und als Renegat verſtoßen. Als ſpäter Penn 
im Jahre 1699 ein Geſetz über Religion, Ehe, religiöſen Unterricht und milde Behandlung 
der Sklaven vorſchlug, blieb die Quäkerlegislatur taub dafür. Im Jahre 1712 wurde in Penn⸗ 
ſylvanien, „um die Einfuhr von Negern und Sklaven zu verhindern“, eine Prohibitionsſteuer 
von 20 Pf. St. auf alle zu Waſſer oder Lande eingeführten Neger und Indianer erlaſſen, weil 
man von dieſen, nach einem Beiſpiel in Neuyork, Inſurrectionen und Complote befürchtete. Doch 
erwiderte die Verſammlung auf eine Petition um Emancipation der Neger, daß es „weder 
gerecht noch zweckmäßig“ ſei, ſie in Freiheit zu ſetzen. Fremde, welche ſich in der Provinz auf— 
hielten, erhielten die Erlaubniß, zwei Sklaven für die Perſon auf ſechs Monate mit ſich zu führen. 
Verordnungen beſchränkten die Einfuhr zuerſt mit einem Zoll von 5 Pf. St., der zuletzt auf 
2 Pf. St. redueirt wurde. Ein Verwerfungsurtheil gegen die Sklaverei wurde von den Quä— 
kern Sandiford und Kay wiederholt ausgeſprochen. Dieſelben Anſichten wurden von Woolman 
und Benazet vertheidigt, worauf einige Quäker ihre Neger freiließen. Franklin war ebenfalls, 
wie bekannt, ein früher und entſchiedener Vorkämpfer für die Emancipation der Sklaven. 

Das ſind die Normen, durch welche die Sklaverei, wie ſie bisher in den Vereinigten Staaten 
beſtand, zur Zeit der Colonialgeſetzgebung den Charakter und die Würde einer legalen Inſtitu— 

tion annahm. Die Frage iſt, ob dieſe Normen rechtsgültig waren? 
Wie ſpäter die Legislaturen der einzelnen Staaten durch die Unionsverfaſſung und die Ver- 
faſſungen der einzelnen Staaten ſelbſt beſchränkt wurden, ſo waren vormals die geſetzgebenden 
Verſammlungen in den Colonien durch das Geſetz von England beſchränkt. Dieſe Befchränfun- 
- gen wurden in den Colonial charters oder Belehnungspatenten ausdrücklich feſtgeſtellt. So z. B. 
fordert der Colonial charter von Maryland, daß alle durch die Provinzialverſammlung zu er— 
laſſenden Geſetze „im Einklang mit der Vernunft, und nicht im Widerſtreit oder Gegenſatz, ſon— 
dern, ſoweit als es irgend thunlich ift, in Übereinſtimmung mit den Geſetzen, Statuten, Ge— 
wohnheiten und Rechten des Königreichs England“ ſtehen ſollen. Ahnliche Anordnungen ſind 
in den Patenten von Virginien, Carolina, Georgia und allen andern enthalten. Allerdings 
wurden jene Colonial charters, mit Ausnahme desjenigen von Maryland, aufgehoben, als die 
Colonien in directe Abhängigkeit von der Krone übergingen. Aber dieſe Umwandelung ver— 
mehrte nur die Autorität des engliſchen Rechts, ſtatt ſie zu vermindern. Die Ernennungsbriefe 
der Gouverneure ſelbſt, unter deren Vorſitz den legislativen Verſammlungen allein erlaubt war 
zu tagen, begrenzten die Verhandlungen derſelben ebenfalls ausdrücklich, und es durften hier— 
nach die Verſammlungen nur ſolche Beſchlüſſe faſſen, die „den Geſetzen und Statuten des König- 
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reichs von England nicht widerſtrebend, ſondern ihnen ſoviel als möglich angemeſſen“ waren. 
Dieſe Auffaſſung von der beſchränkten Gewalt der colonialen Legislaturen ſteht noch heutigen 
Tags in der Union ſo feſt, daß ſie wiederholt ſowol von den Gerichten der Einzelſtaaten wie von 
dem oberſten Gericht des Bundes anerkannt ward. Ofter wurden von den Gerichten der Einzel⸗ 
ſtaaten wie von dem Bundesgericht Urtheile gefällt, welche ſich auf dieſe „Conſtitutionalität“ 
einer Frage pro oder contra beriefen. Behufs der Entſcheidung über die Rechtsgültigkeit der 
Sklaverei und der fie betreffenden Verordnungen der Coloniallegislaturen kommt es alſo auf 
die Beſtimmungen des engliſchen Geſetzes an. 

Der erſte Fall, in welchem die Legalität der Handlung, einen Menſchen als Eigenthum zu 
behandeln, vor einem engliſchen Gericht zur Sprache kam, war der von Cutts versus Penny 
im Jahre 1677. Cutts ſtrengte gegen Penny eine Wiedererſtattungsklage an, weil dieſer ihm 
10 Neger entführt habe. Da aus einem andern Verdict hervorging, „daß dieſe Neger Un⸗ 
gläubige und Unterthanen eines fremden Fürſten waren und in Indien gewöhnlich als Waare 
gekauft und verkauft würden“, der Kläger aber ſie gekauft und in ſeinem Beſitz gehabt hatte, ehe 
ſie der Geklagte ihm entzog, ſo war das königliche Gericht der Anſicht, daß ſich dabei ein „hin⸗ 
länglicher Eigenthumsanſpruch“ herausſtelle, um eine Wiedererſtattungsklage zu begründen. 
Eine ähnliche Anſchauung waltete in dem Falle von Gilly versus Rive bei den Common pleas 
im Jahre 1694 vor. Indeß ward dieſe Rechtsanſicht unter dem Vorſitz des berühmten Ober⸗ 
richters Holt von dem königlichen Gerichtshof wiederholt umgeſtoßen. Holt entſchied im Jahre 
1697 (Smith versus Browne und Cooper), daß „ein Neger frei wird, ſobald er nach England 
kommt“; im Jahre 1702 (Smith versus Gould), daß „es nichts der Art wie einen Sklaven in 
England gebe“; im Jahre 1704 endlich, „daß Menſchen Subject und alſo nicht Object des 
Eigenthums ſeien“. Obwol dieſe Entſcheidungen von der fernern Einführung von Sklaven 
nach England hätten abhalten ſollen, ſo fuhren doch die Coloniſten fort, bei ihren Reiſen nach 
der Heimat ihre Neger mitzunehmen. Infolge deſſen fanden fie ſich häufigen Emancipations⸗ 
klagen ausgeſetzt, bei denen gewöhnlich das gemeine Recht und der hriftliche Glaube den Beweis⸗ 
grund bildeten. Um Coloniſten vor dem Verluſt ihrer Sklaven im Mutterlande zu ſchützen, be- 
wogen deren Geſchäftsfreunde in London den damaligen Staatsanwalt und den Generalbevoll⸗ 
mächtigten der Krone, Porke und Talbot, zu einer KX-parte-Erklärung, in welcher dieſe verſpra⸗ 
chen, „allen ſolchen Inconvenienzen vorzubeugen“. Nach der Erklärung Morke's und Talbot's 
war die Taufe nicht nur kein Hinderniß der Sklaverei, ſondern es durften Sklaven in England 
ebenſowol wie in den Colonien gehalten werden. Porke ſprach als nachmaliger Oberrichter 
Hardwick nach dieſer Erklärung im Jahre 1749 Recht; dieſelbe ward ſeitdem als geltendes Geſetz 
von England angefehen. Gleichwol blieb dieſe Norm nicht unangefochten, und ſchon im Jahre 
1762 wies Porke's Nachfolger, Lord Northington, das Begehren eines Herrn um ein Legat, 
das ſeinem Sklaven vermacht worden war, mit den Worten ab: „Sobald ein Mann ſeinen Fuß 
auf Englands Boden ſetzt, wird er frei“, und der berühmte Granville Sharpe huldigte dieſem 
Grundſatze mit ſolchem Eifer, daß er deſſen Geltendmachung ſein ganzes Leben widmete. Mit 
feiner Hülfe wurden viele Fälle der Art vor Gericht gebracht, von denen der letzte die Frage end⸗ 
lich definitiv entſchied. James Somerſet, ein Afrikaner von Geburt, der nach Virginien als 
Sklave importirt und dort von James Stewart gekauft worden war, hatte ſeinen Herrn von 
Virginien nach England begleitet, wo er ferner zu dienen ſich weigerte. Infolge deſſen hatte ihn 
Stewart ergriffen und an Bord eines Schiffs gebracht, das nach Jamaica ging. Kraft eines 
Habeas-Corpus-Befehls vor Lord Mansfield gebracht, wurde die Sache Stewart's im December 
1771 vor das volle Gericht verwieſen. Drei von Sharpe angenommene Rechtsgelehrte ver- 
theidigten den Neger, zwei der ausgezeichnetſten Anwalte vertraten deſſen Herrn. Nachdem die 
Beweisführung gegeben war, ſagte Lord Mansfield: „In fünf oder ſechs Fällen dieſer Art 
wurde die Frage durch Übereinkunft der Parteien erledigt. Ich habe daſſelbe dringend empfohlen. 
Wenn aber die Parteien eine Entſcheidung wünſchen, ſo müſſen wir ſie geben. Weder Mitleid 
auf der einen noch Inconvenienz auf der andern Seite können maßgebend ſein, ſondern das 
Geſetz. Die Frage, die hier vorliegt, iſt, ob irgend in dieſem Lande eine Herrſchaft, Autorität 
oder Gewalt über einen Sklaven in Gemäßheit der Geſetze ausgeübt werden kann. Die Schwie⸗ 
rigkeit, das Verhältniß zu adoptiren, ohne es in allen ſeinen Conſequenzen zu adoptiren, iſt in 
der That außerordentlich; nun find aber viele dieſer Conſequenzen dem munieipalen Recht von 
England abſolut entgegengeſetzt .. . Die plötzliche Freilaſſung von 14 —15000 Mann (jo hoch 
ſchätzte der Kläger die Zahl der Sklaven in England) infolge eines feierlichen Urtheils iſt ſehr 
unangenehm in feinen Folgen. Den Mann (nach der Schätzung Stewart's) zu 50 Pf. St. an⸗ 
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genommen, ergibt dies einen Geſammtverluſt von 700000 Pf. St. Nichtsdeſtoweniger, wenn 
die Parteien ein Urtheil haben wollen, fiat justitia, ruat mundus, was immer die Folge iſt ... 
Wir können nicht das Geſetz richten, das Geſetz muß uns richten.“ In Rückſicht auf den Aus⸗ 
ſpruch Dorfes und Talbot's, den Mansfield ausdrücklich als die ſeit 50 Jahren beſtehende 
Rechtsanſicht bezeichnet, bemerkte er, daß dieſelbe „nicht zu genau genommen“ werden dürfe, 
inſofern ſie in Lineoln's Gaſtzimmer bei Gelegenheit eines Diners gegeben worden, wie es 
damals Sitte geweſen. Das Urtheil des Gerichts ſelbſt aber lautet: „Die einzige Frage für uns 
iſt, ob der Thatbeſtand nach der Erhebung richtig ſei? Wenn er es iſt, muß der Neger übergeben, 
wenn nicht, muß er ausgeliefert werden. Die Erhebung ergibt, daß der Sklave fortlief und zu 
dienen verweigerte, worauf er feſtgenommen ward, um auswärts verkauft zu werden. Ein Act 
ſo hoher Herrſchaft muß durch das Geſetz des Landes, wo er geübt wird, anerkannt ſein. Die 
Gewalt des Herrn über feinen Sklaven war höchſt verſchieden in den verſchiedenen Ländern: 
Der Stand der Sklaverei iſt fo beſchaffen, daß er ungeeignet erſcheint, aus irgendeinem mora= 
liſchen oder politiſchen Grunde eingeführt zu werden; das kann nur durch das poſitive Geſetz 
geſchehen, welches feine Wirkung noch lange behält, nachdem die Gründe, Veranlaſſung und 
Zeit ſelbſt, die es geſchaffen, aus dem Gedächtniß geriſſen find. Dieſer Grund iſt heute fo ge- 
häſſig, daß nichts als das poſitive Geſetz zu ſeiner Entſchuldigung angeführt werden kann. Was 
immer für Nachtheile ſich alſo aus der Eniſcheidung ergeben: ich kann nicht ſagen, daß dieſer 
Fall nach dem Geſetz von England erlaubt oder gerechtfertigt ſei — der Schwarze muß ſomit 
befreit werden.“ f 

Welche Wirkung dieſe Entſcheidung in den Colonien haben mußte, falls ihre Verbindung 
mit dem Mutterlande fortgedauert hätte, iſt einleuchtend. Wenn aber auch der Geiſt des eng— 
liſchen Rechts und Gerichtsweſens das Inſtitut der Sklaverei nicht begünſtigte, ſo zeigte ſich 
ihm doch die Politik der Regierung und der herrſchenden Parteien in England nicht entgegenge— 
ſetzt. Der erſte Engländer, der ſich am Sklavenhandel betheiligte, war im 16. Jahrhundert 
Sir John Hawkins. Derſelbe unternahm Reiſen an die Küſte von Guinea, von wo er Skla⸗ 
ven nach Weſtindien führte. Die Königin Eliſabeth, von der Ausſicht auf einen großen Handel 
in Zucker, Gewürzen und Perlen, welche als Rückfracht nach England kommen ſollten, verlockt, 
bewilligte mehrere Patente für die Sklavenzufuhr. Doch ſoll fie die jeſuitiſche Bedingung aus⸗ 
geſprochen haben, daß die Neger freiwillig nach Amerika gingen und nicht gewaltſam entführt 
würden. Solange der Handel in den ſpaniſchen Häfen den Engländern verboten war, konnte 
der Sklavenhandel nur durch Schmuggelei betrieben werden und darum nicht bedeutend ſein. 
Auch nach den Colonien lag derſelbe vorerſt hauptſächlich in den Händen der Holländer, Spanier 
und Portugieſen, bis er vom Jahre 1642 an faſt ausſchließlich in die der Engländer überging. 
Die Schiffe, welche Ladungen von Fäſſern und Fiſchen nach Madeira und den Canariſchen Sn: 
ſeln brachten, pflegten an der Kuͤſte von Guinea anzulegen, „um Neger zu laden“, die ſie ge⸗ 
wöhnlich nach Barbadoes und den andern engliſchen Beſitzungen in Weſtindien mitnahmen. 
Unter Cromwell's Regierung hörten dieſe Expeditionen zwar auf, aber nach der Reſtauration 
ertheilte Karl II. der African Company das Privilegium, an der Küſte von Afrika Colonien 
und Handelsetabliſſements zu errichten. Dieſes Monopol wurde im Jahre 1698 unter Wil- 
helm III. wieder aufgehoben und der Handel freigegeben, worauf die Sklavenausfuhr eine bis— 
her unerreichte Ausdehnung erhielt. Die Cultur des Kaffees, welche jetzt in Weſtindien be— 
gann, ſowie die vermehrte Conſumtion von Colonialproducten in Europa trugen viel dazu ber. 
Weſtindien blieb der Hauptmarkt des Abſatzes; doch nahm auch die Importation nach Vir— 
ginien und den Carolinen ſehr zu. Rum, den die Stadt Neuyork fabrizirte, wurde an der 
Küſte von Afrika vortheilhaft gegen Neger durch boſtoner und neuyorker Schiffe eingetauſcht. 
Am meiſten betrieben dieſes Geſchäft aber engliſche Kaufleute von Liverpool und Briſtol. Die 
Colonien legten auf die Einfuhr der Neger Finanzzölle. Da dieſelben aber unter der Rubrik 
„Britiſches Gut“ aufgeführt waren, wurden fie von der Krone nicht anerkannt. Seine höchſte 
Entwickelung erhielt der engliſche Sklavenhandel durch den Vertrag, welchen das britiſche Tory— 
miniſterium der Königin Anna bei Gelegenheit des Utrechter Friedens im Jahre 1713 mit Spa- 
nien ſchloß und der unter dem Namen des Aſſtentovertrags bekannt iſt. Demſelben zufolge 
erhielt England das Recht, nach den ſpaniſchen Colonien Handel zu treiben, nebſt der Bewilli- 
gung, mit Ausſchluß aller andern Nationen im Laufe von 30 Jahren nach Weſtindien 
140000 Neger (nämlich 4800 jedes Jahr) zu einem Zollſatz von 33 ¼ Dollars per Kopf ein— 
zuführen. Das Privilegium dieſes Geſchäfts wurde der engliſchen Südſeecompagnie übertra— 
gen, indem ſich König Philipp V. von Spanien und Königin Anna von England einen Viertel— 
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antheil des Aetienfonds reſervirten. Im Jahre 1749 wurden endlich die letzten Beſchränkungen 
des, wie es in dem Statut hieß, „für Großbritannien ſehr vortheilhaften Sklavenhandels“ auf⸗ 
gehoben. „Der britiſche Senat“, ſo ſchrieb ein Mitglied deſſelben im Februar 1750, „war dieſer 
Tage mit der Methode beſchäftigt, um dieſen ſchrecklichen Schacher des Negerverkaufs erfolg⸗ 
reicher zu machen. Es will uns ſcheinen, daß 40000 dieſer Elenden alljährlich nur an unſere 
Pflanzungen verkauft werden.“ Doch lauten die Angaben über den letzten Punkt widerſprechend. 

Wie groß die Ziffer aller in die Colonien Importirten war, iſt ſchwer zu beſtimmen. Ban⸗ 
eroft nimmt die Zahl der bis zum Jahre 1776 importirten Neger auf etwas mehr als 300000 
an, und der nordamerikaniſche Nationalökonom Carey berechnet, daß die Geſammteinfuhr der 
Afrikaner in die Union ſich nicht höher als auf 380000 beläuft. Einem Bericht des engliſchen 
Board of trade aus dem Jahre 1754 zufolge betrug damals die Einwohnerzahl der nord⸗ 
aͤmerikaniſchen Colonien 1485634, darunter 292738 Schwarze. Ebenſo wenig läßt ſich das 
Verhältniß ihrer Vertheilung auf die verſchiedenen Colonien angeben. In den Tabackplantagen 
der Provinzen Maryland, Virginien und Nordcarolina bildeten die Sklaven den dritten Theil 
der Bevölkerung. In Südcarolina, wo Reis das Hauptproduct iſt, gab es mehr Sklaven als 
Weiße. Maſſachuſetts hatte nach dem offtciellen Cenſus von 1754 2448 Negerſklaven über 
16 Jahre, von denen 1000 allein in Boſton wohnten. Connecticut übertraf Maſſachuſetts und 
Rhode-Island Connecticut in feiner Sklavenanzahl. In Neuyork machten fie den ſechsten Theil 
der Einwohner aus. In Rückſicht auf ihre Abſtammung gehörten die Importirten den verſchie⸗ 
denſten Sprachen und Stämmen an, die ſich früher oft als Erbfeinde gegenübergeſtanden und 
jetzt durch nichts als das eine Band der Knechtſchaft verknüpft waren. Dieſe Verſchieden⸗ 
heit, welche ein Zuſammenwirken der Sklaven ſchwierig und Aufſtände, wie ſie z. B. 1750 
vorkamen, leicht unterdrückbar machte, trat ſelbſt in Farbe und Geſichtsbildung hervor. Einige 
waren dunkelſchwarz mit einer an die kaukaſiſche erinnernden Phyſiognomie, andere röthlich 
oder mahagonibraun mit weniger regelmäßigem Ausdruck; manche hatten eine gelbe Färbung 
bei flachen Naſen und hervorſpringenden Backenknochen. Die letztere Art galt als die phyſiſch 
ſtärkſte und wurde den beiden andern vorgezogen. Die Mehrzahl waren heidniſche Barbaren, 
doch fanden fich einzelne darunter, die zum Mohammedanismus gehörten und den Koran leſen 
konnten. Sie brachten eine Menge abergläubiſcher Sitten und Gebräuche mit, die bald ebenſo 
wie ihre Sprachen ausſtarben. Im Gegenſatz zu Weſtindien entwickelte ſich ihr natürlicher Zu⸗ 
wachs ſehr raſch. Carey ſchlägt das Verhältniß der Vermehrung auf durchſchnittlich 25 Proe. 
während eines Decenniums an, was bei einer Geſammtbevölkerung von 3,800000 Sklaven, 
die gegenwärtig in der Union leben, nach Abzug der Importirten (380000), eine Summe von 
3,420000 ergibt. Die Urſache dieſer raſchen Vermehrung ſoll ſein, daß die Sklaven in den 
Colonien, wo man Frauen ſeltener zur Feldarbeit verwandte, und der lange Winter beiden Ge⸗ 
ſchlechtern mehr Ruhe ließ, im ganzen beſſer behandelt wurden. Doch hat auch der Umſtand viel 
dazu beigetragen, daß der Überfluß an Lebensmitteln die Erhaltung der Sklaven erleichterte, 
ſodaß es in mehreren Colonien bald weniger koſtete, eigene Sklaven zu erzeugen, als fremde zu 
kaufen. | : 

Das Gebiet, von welchem aus man die Schwarzen importirte, umfaßte die ganze afrikani⸗ 
ſche Küfte im Umfange von 30 Breitengraden. Die Unglücklichen beſtanden theils aus Kriegs⸗ 
gefangenen, Übelthätern und zahlungsunfähigen Schuldnern, die an die Sklavenhändler frei- 
willig verkauft wurden, theils aus ruhigen Einwohnern, die mit Gewalt geraubt waren. Die 


Mehrzahl war zwar in dem Stande der Sklaverei geboren, aber allen ſchien die Reiſe über die 


See in fremde Knechtſchaft fürchterlich. Zu ihrem Transporte wurden kleine Schiffe, die leicht 
in kleine Buchten einlaufen konnten, verwendet. In dieſen Fahrzeugen, wo die Unglücklichen 
zu Hunderten zuſammengepackt, an Händen und Füßen gefeſſelt, nackt auf dem naſſen Boden 
ſchlafend und die ſchlechteſte Nahrung empfangend lagen, erreichte oft die Hälfte ihre Beſtim⸗ 
mung nicht. Der Geſammtverluſt, der bei dieſen Transporten eintrat, wird im Durchſchnitt, 
bei einer Geſammtziffer von 4— 9 Millionen (fo variiren die Angaben) auf 15 Proc, ange- 
nommen. 


Die Sklaverei während des Unabhängigkeitskampfes. 


Man hört von amerikaniſcher Seite häufig die Behauptung aufſtellen, daß die Sklaverei 
den Colonien gegen ihren Willen und ihren Vorſtellungen zum Trotz von England aufgezwun⸗ 
gen worden ſei. Der patriotiſch parteiiſche Baneroft z. B. gibt ſich beſondere Mühe, dieſe An⸗ 
klage, welche von Jefferſon herrührt, in ſeiner „Geſchichte der Vereinigten Staaten“ zu erheben. 
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Jefferſon ſprach dieſelbe zuerſt in der Einleitung zu der erſten Verfaſſung von Virginien aus, 
und verlangte auch, daß ſie in einer noch mehr directen und emphatiſchen Form in der Unabhän⸗ 
gigkeitserklärung ſelbſt wiederholt würde. Der Hauptbeweisgrund, den er hierbei in ſeinem 
Haſſe gegen England anführte, war, daß die britiſche Regierung die Einfuhrzölle auf Sklaven, 
welche die Coloniallegislaturen vorgeſchlagen hatten, niemals gebilligt habe. Allein gerade 
dieſer Umſtand muß jene Beſchuldigung eher widerlegen als rechtfertigen. Als die Colonien 
Zölle auf die Sklaveneinfuhr beantragten, geſchah dies nicht um deren Einfuhr zu beſchränken, 
ſondern um die Laſt der directen Steuern zu vermindern und durch Importzölle die inländiſche 
Manufactur zu beſchützen. Die engliſchen Kaufleute, in deren Händen der Colonialhandel lag, 
wollten ſich dieſe Arten von Zöllen nicht gefallen laſſen und beſchwerten ſich deshalb bei der Ke- 
gierung. In dem Streite, der ſich darüber entſpann, hielt die Regierung zu den Kaufleuten, 
indem ſie die Gouverneure anwies, ſolche Taxen nicht zu bewilligen, und denſelben zugleich 
ihre eigene Sanction vorenthielt. In den Budgetvorlagen, welche zum Behuf der königlichen 
Sanetion nach England gefandt wurden, kam der Zoll auf Neger als eine Rubrik neben andern 
vor und wurde mit dieſen andern Rubriken gebilligt oder verworfen.“) Um dem Hader ein 
Ende zu machen, erlaubte man endlich den Colonien, beliebige Steuern auf die Einfuhr von 
Negern zu legen, nur ſollten dieſelben von dem Käufer und nicht von dem Verkäufer gezahlt 
werden. Dieſe Beſtimmung war alſo der Begünſtigung der Sklaverei eher feindlich und hätte, 
wenn Beſchränkung die Abſicht jener Anträge geweſen wäre, von den Colonien nur bewill— 
kommnet werden müſſen. Hätten die Colonien die Importation von Sklaven verboten oder we— 
nigſtens die Neger auf die gleiche Linie mit den bond-servants geſtellt, und hätte die Krone 
einer ſolchen Maßregel ihre Beiſtimmung verweigert, ſo könnte von einem Zwang die Rede 
ſein. So aber trifft das Mutterland nur der Vorwurf, die Einführung der Sklaverei zuerſt 
zugelaſſen, darauf fie zu einem mercantilen Artikel erhoben und endlich als ſolchen durch Par— 
- Jaments- und Regierungsbeſchlüſſe autorifirt zu haben. g 
| Begründeter als dieſe Anklagen gegen England waren die Einwendungen, welche gegen den 
Fortbeſtand der Sklaverei in den Colonien ſelbſt gemacht wurden. Schon im Jahre 1766, alſo 
ſechs Jahre ehe der Fall Somerſet's von Lord Mansfield entſchieden ward, begann eine Anti— 
ſklavereibewegung in Maſſachuſetts. Der „Body of liberties“, welcher die Sklaverei der In— 
dianer und Neger billigte, war hier nicht mehr in Kraft, ſondern mit der Aufhebung des erſten 
Charter, 1692, gefallen. Unter dem zweiten Charter war keine ſolche Beſtimmung ergangen, 
und die Sklaverei dauerte de facto fort, obwol ſcheinbar von den Provinzialſtatuten anerkannt. 
Im Jahre 1764 hatte James Otis fein berühmtes Pamphlet über die Colonialrechte ver— 
öffentlicht, in welchem er von dem Fundamentalſatz ausging, daß alle Eingeborenen in den 
Colonien, ob „weiß oder ſchwarz“, freigeborene britiſche Unterthanen und zu allen Privilegien 
derſelben berechtigt wären. Während der Discuſſion infolge dieſer Schrift wurde wiederholt 
darauf aufmerkſam gemacht, wie widerſtreitend es wäre, für die eigene Freiheit zu kämpfen und 
zugleich andere Menſchen der ihrigen zu berauben. Eine Controverſe entſtand über die Frage, 
ob die Negerſklaverei überhaupt gerecht und legal wäre, wobei ſich Nathanael Appleton und 
James Swan, zwei Kaufleute aus Boſton, als Schriftſteller auf ſeiten der Freiheit auszeichneten. 
Im Jahre 1767 wurde im Generalgerichtshof ein Verſuch gemacht, die fernere Einfuhr von 
Negern zu verhindern, indem man den Zweifel ausſprach, ob es nach den Geſetzen von Maſſa— 
chuſetts ein Sklavenrecht gebe, und auf Grund dieſes Zweifels wurden Negerproceffe inſtruirt, 
bei denen die Führer der Whigs als Advocaten und Geldvorſtrecker auftraten. Dieſe Proeeſſe 
fielen zwar meiſt zum Vortheil der Sklaven aus, aber eine allgemeine Emaneipation konnte da- 
durch nicht herbeigeführt werden. Die Emaneipation blieb eine Geſammthandlung der Colonien. 
Der erſte Act dieſer Art war die „Erklärung der Colonierechte“, welche die American Aſſo— 
eiation oder das amerikaniſche Vorparlament im Jahre 1774 erließ. In derſelben wurde unter 
andern Artikeln, deren Nichtbezug aus England vorgeſchlagen ward, auch der der Afrikaner bean— 
tragt. Ohne Beziehung auf das Handelsintereſſe ſprach hierauf der erſte Colonialcongreß den 
Umſchwung in der Anſchauung der Colonien aus. „Wenn es für Menſchen, die ihre Vernunft 
gebrauchen, möglich wäre zu glauben“, fagt die Declaration von 1775, „daß der göttliche Urheber 
unſers Daſeins die Abſicht hatte, einem Theile des menſchlichen Geſchlechts eine abſolute Gewalt und 
ein unbeſchränktes Eigenthum über den andern zu übertragen, der auf dieſe Weiſe durch Gottes 


) Um dieſe Sanetion kümmerten ſich die Colonien übrigens nicht viel, und die virginiſche Sklaven— 
acte von 1750 wurde z. B. in Wirkſamkeit geſetzt, obſchon ſie der König zurückwies. 
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unendliche Güte und Weisheit zum Gegenſtand einer geſetzlichen Herrſchaft, der er nie wider⸗ 
ſtehen dürfte, fo hart und bedrückend fie wäre, auserſehen fein würde, fo könnten die Bewohner 
dieſer Colonien von dem Parlament von Großbritannien wenigſtens den Beweis fordern, daß 
dieſe fürchterliche Autorität über fie jenem Körper verliehen worden ſei.“ Die Declaration ſtützt 
auf dieſen Gedanken die Nothwendigkeit des gewaltſamen Widerſtandes gegen England, indem 
ſie mit der Verſicherung ſchließt, daß der bevorſtehende Kampf im Intereſſe „der Sache der 
Menſchheit“ ſein würde. Was unter der Sache der Menſchheit zu verſtehen ſei, gibt die Unab⸗ 
hängigkeitserklärung vom 4. Juli 1776 an. „Wir halten dieſe Wahrheiten für ausgemacht“, 
heißt es in derfelben, „daß alle Menſchen gleich geboren, daß fie von ihrem Schöpfer mit ge⸗ 
wiſſen unveräußerlichen Rechten begabt ſind, und daß zu dieſen Leben, Freiheit und das Streben 
nach Glückſeligkeit gehören.“ Alle dieſe Erklärungen ſtanden in zu grellem Widerſpruch gegen 
das eigene Syſtem der Sklaverei, als daß ihr Beſtand in den Einzelſtaaten lange hätte unan⸗ 
gefochten bleiben ſollen. In der That ging die Bewegung dagegen nun faſt gleichzeitig in den 
verſchiedenen Einzelſtaaten vor ſich. 

Im Jahre 1777 wurde ein gekapertes Schiff aus Jamaica, das mehrere Sklaven am Bord 
hatte, nach Salem in Maſſachuſetts gebracht. Die Sklaven wurden zum Verkaufe angezeigt, 
aber der General- court intervenirte und ſetzte dieſelben in Freiheit. Im Jahre 1780 nahm 
man in die Bill of rights des Staats Maſſachuſetts die Erklärung auf, daß „alle Menſchen frei 
und gleich geboren“ ſeien, worauf der oberſte Gerichtshof im Jahre 1783 auf Grund derſelben 
entſchied, daß das Halten von Sklaven in Maſſachuſetts unerlaubt ſei. Eine ähnliche Erklärung 
und Entſcheidung wurde durch die zweite Verfaſſung und den Gerichtshof von Neuhampſhire 
erlaſſen. Ein Beſchluß der pennſylvaniſchen Verſammlung von 1780 verbot die fernere Ein⸗ 
führung von Sklaven und ſicherte die Freiheit allen Schwarzen, die ſpäter geboren würden. 
Daſſelbe verfügten vier Jahre ſpäter Connecticut und Rhode- Island. Virginien blieb nicht 
zurück und ergriff unter Jefferſon's Leitung ſogar die Initiative. Die conſtituirende Verſamm⸗ 
lung vom Jahre 1776 ſchickte der Verfaſſung des Staats eine Erklärung der Menſchenrechte 
voraus, welche die angeborene Freiheit und Gleichheit aller verkündete. Auf Jefferſon's An⸗ 
trag wurde im Jahre 1778 die Einfuhr von Sklaven verboten und im Jahre 1782 das Colo⸗ 
nialſtatut widerrufen, welches die Emaneipation von Sklaven außer unter Bewilligung des 
Gouverneurs verbot. Dieſer Widerruf ſtand durch 10 Jahre in Geltung, während welchen 
Zeitraums zahlreiche Manumiſſionen ſtattfanden. Bei Gelegenheit der Reviſion der neuen Ver⸗ 
faſſung im Jahre 1785 ward hierauf verordnet, „daß von nun an niemand, mit Ausnahme der⸗ 
jenigen, die am erſten Tage der gegenwärtigen Sitzungsperiode es geweſen ſind, mehr Sklave 
ſein ſoll“. Dieſe Verordnung, welche man ſpäter in die Geſetzgebung von 1792 einverleibte, 
wurde bis auf den heutigen Tag nicht abgeſchafft. Die virginiſchen Maßregeln von 1778 und 
1782 führte auch Maryland im Jahre 1783 bei ſich ein. In beiden Staaten waren die aus⸗ 
gezeichnetſten Männer für die Abolition, d. h. die Abſchaffung der Sklaverei, geſinnt.“) 


) Jefferſon klagte das Syſtem in der entſchiedenſten Weiſe als „einen fortwährenden Druck des un⸗ 
ermüdlichſten Despotismus auf der einen und entwürdigender Knechtſchaft auf der andern Seite“ an. 
Er wurde von Patrick Henry u. a. unterſtützt. Waſhington wiederholte in allen ſeinen Briefen, daß es 
einer ſeiner dringendſten Wünſche ſei, einen Plan angenommen zu ſehen, welcher die Sklaverei geſetzlich 
abſchaffe. Gleichwol blieben dieſe Gefühle auf wenige Männer von Humanität und Bildung beſchränkt, 
mit denen die ungebildete Maſſe keineswegs ſympathiſirte. Jefferſon äußerte ſich in ſpaterm Alter hier⸗ 
über: „Ich ſah bald, daß von denen, die in der Fülle ihres Lebens ſtanden, als ich in das öffentliche 
Leben trat, nichts zu hoffen wäre. Erzogen und aufgewachſen in der täglichen Gewohnheit, die leiblich 
und geiſtig entwürdigte Lage dieſer unglücklichen Geſchöpfe anzuſehen, ohne zu überlegen, daß dieſe Ent⸗ 
würdigung großentheils ihr eigenes und ihrer Väter Werk wäre, hatten nur wenige Zweifel daran, daß 
dieſelben ein ebenſo legitimer Gegenſtand des Eigenthums wie ihre Pferde und Ochſen ſeien. Der ruhige 
und einförmige Gang des Coloniallebens war durch keine Aufregung und kein Nachdenken über den 
Werth der Freiheit geftört worden, und als dieſes Nachdenken endlich in ihrem eigenen Intereſſe er⸗ 
weckt wurde, war es nicht leicht, dieſe Leute durch die ganze Länge der Prineipien zu ſchleppen, welche 
ſie für ſich beanſpruchten. In der erſten und zweiten Sitzung der Legislatur, nachdem ich Mitglied ge⸗ 
worden war, richtete ich die Aufmerkſamkeit des Colonel Bland, eines der älteſten, geſchickteſten und 
geachtetſten Mitglieder, auf dieſen Gegenſtand, und er unternahm es, eine gewiſſe beſcheidene Ausdeh⸗ 
nung der zum Schutze der Sklaven erlaſſenen Geſetze zu beantragen. Ich unterſtützte ſeine Motion und 
wurde als ein jüngeres Mitglied in der Debatte mehr geſchont; aber jener ward als ein Feind des Lan⸗ 
des angegriffen und mit der größten Unbill behandelt.“ Mit dem Fortſchritt der Revolution fanden die 
Anträge Jefferſon's mehr Anklang. Obwol ſie aber faſt alle durchgingen, trat doch faſt keiner, ebenſo 
wenig als die Abſchaffung der Sklaverei ſelbſt, in Ausübung. 
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Neuyork und Neujerſey folgten dem Beiſpiel Virginiens und Marylands, indem fie ſowol 
den einheimiſchen wie den fremden Sklavenhandel verboten. Ein ähnlicher Geiſt hatte ſich in 
Nordearolina, beſonders unter der Quäkerbevölkerung, geltend gemacht, wurde aber nicht von 
der Legislatur getheilt. Dieſe beklagte ſich über die Gefahr zu häufiger Emaneipationen und 
publicirte im Jahre 1777 das alte Reſtrictionsgeſetz wieder, wonach man alle nach dem vorigen 
Geſetz Emancipirten feſtnehmen und wieder verkaufen ließ. Erſt im Jahre 1786 machte Nord— 
carolina eine Conkeſſion in der Aete, welche die Importation von Sklaven als „höchſt unpoli- 
tiſch und verderblich“ bezeichnete und einen Zoll von 5 Pf. St. per Kopf verordnete. Südcaro— 
ling und Georgien unterließen es gänzlich, dem Geiſt der Zeit Rechnung zu tragen. Das erſtere 
ging ſogar ſo weit, den Sklavencoder von 1740 durch Beſchluß der Verſammlung zuerſt auf 
fünf Jahre und nach Ablauf derſelben (1783) für immer wieder zu promulgiren. Dieſe beiden 
Staaten ſind ſtets die unerbittlichſten Vertreter der Sklaverei geblieben. 

Während die Sklaverei in den Neuengland-Staaten vermittelſt der Gerichte und des Com- 
mon law abgefchafft wurde, in den ſüdlichen Colonien aber nur Beſchränkungen durch Einfuhr: 
verbote erlitt, war von allen 13 Staaten, welche die Verfaſſung der Union unterzeichneten, 
Delaware als jüngſtes Mitglied der einzige, der das Inſtitut im Jahre 1776 durch ſeine Ver⸗ 
faſſung aufgehoben hatte. 

Schon nach Unterzeichnung der Unabhängigkeitserklärung ernannte der Congreß einen Aus⸗ 
ſchuß, welcher mit der Verfaſſung eines Conföderationsplans beauftragt war. Derſelbe reichte 
alsbald einen Entwurf von 20 Artikeln ein, welcher zu langwierigen Verhandlungen ſowol 
innerhalb des Congreſſes als zwiſchen dem Congreß und den einzelnen Staaten Veranlaſſung 
gab. Drei Fragen beſonders waren es, über welche die Intereſſen und Meinungen ſich ſpalteten. 
Die erſte betraf den Modus der Wahl und Abſtimmung im Bundesrath, die zweite die Baſis 
der Truppen⸗ und Steuererhebung, und die dritte die Dispoſition über die freien Ländereien im 
Weſten. Die letzte war der hauptſächlichſte Stein des Anſtoßes. Sechs der 13 Staaten, näm⸗ 
lich: Neuhampfhire, Rhode-Island, Neujerſey, Pennſylvanien, Delaware und Maryland, 
hatten ihre Grenzen genau feſtgeſtellt. Fünf andere, Maſſachuſetts, Connecticut, Virginien 
und die beiden Carolina, wollten, nach der Beſtimmung ihrer Charters, ihre Grenzen bis 
zum Stillen Meere oder, inſofern der Miſſiſſippi als die weſtliche Grenzlinie der britiſchen Be⸗ 
ſitzungen galt, bis zu dieſem erſtrecken. Laut einer Proclamation von 1763, welche das 
Land weſtlich vom Altamaha und nördlich von Florida als zu Georgia gehörend einbezog, for— 
derte dieſer Staat ebenfalls den Miſſiſſippi als Grenze, und daſſelbe that Neuyork, indem es, 
unter dem Vorwand gewiſſer Eroberungsrechte aus den Colonialkriegen, das ganze weſtliche 
Territorium an beiden Seiten des Ontario- und Huronſees und auf beiden Ufern des Ohio 
im Süden bis zu den Cumberlandbergen beanſpruchte. Diejenigen Staaten, welche keine ſolchen 
Anſprüche beſaßen, waren der Meinung, daß das ganze weſtliche Territorium, wie es erſt durch 
gemeinſamen Kampf von England zu erwerben ſei, ſo auch das gemeinſame Eigenthum aller 
bilden ſolle. Die fordernden Staaten dagegen beſtanden auf ihren Beſitztiteln, weil ſie in dem 
Verkaufe der Ländereien eine große Hülfsquelle zur Bezahlung ihrer Schulden erblickten. Der 
Werth des fraglichen Territoriums wurde auf beiden Seiten übertrieben, und nach langem 
Streite ſiegten endlich die fordernden Staaten. Auf ihren Vorſchlag wurde eine Clauſel in 
die Artikel der Conföderation aufgenommen, wonach kein Staat eines Theils ſeines Territo— 
riums zum Beſten der Vereinigten Staaten beraubt werden ſollte. Die übrigen Staaten 
ſtimmten dieſem Beſchluſſe nur mit Widerſtreben bei, während Maryland eine entſchiedene 
Oppoſition dagegen erhob. Neuyork, deſſen Anſpruch der vagſte und nichtigſte war, ertheilte 
feinen Delegaten die diseretionäre Gewalt, die Ceſſion zu bewilligen, und der Congreß forderte 
die andern Staaten auf, dieſem Beiſpiel zu folgen, und zwar unter der Bedingung, daß dieſe 
Territorien zum gemeinſamen Beſten verwandt und in dem Maße, wie ſie bevölkert würden, in 
einzelne Staaten conſtituirt werden ſollten, die auf derſelben Baſis (on the same footing) mit 
den andern in die Union aufzunehmen wären. Auf dieſen Vorſchlag bot Conneetieut eine Ceſ— 
ſion ſeines Anſpruchs auf einen im Weſten von Pennſylvanien gelegenen Landſtrich an, während 
auch Virginien gegen die Garantie ſeiner Anſprüche auf das weſtlich vom Miſſiſſippi und nörd— 
lich von 35° 30“ nördl. Br. befindliche Territorium, ſich zu einer Ceſſion des übrigen Theils 
erklärte. Während dieſe Unterhandlungen ſchwebten, wurde die Arte der Conföderation von 
allen Staaten, Maryland zuletzt, unterzeichnet. Die 20 Artikel waren nun das Grundgeſetz 
der Vereinigten Staaten, und es blieb nur noch die Frage des weſtlichen Territoriums übrig. 
Der Congreß wollte auf die verſchiedenen Bedingungen und Reſervationen der einzelnen Staa— 
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ten nicht eingehen. Im Frühjahr 1784 machte endlich Virginien einen neuen Antrag, durch 
welchen es das nordweſtlich vom Ohio gelegene Territorium ohne Bedingung cedirte. Gleich⸗ 
zeitig mit dieſer Ceſſion reichte Jefferſon, als Vorſitzender des Comite, den Entwurf zur Or⸗ 
ganiſation einer Regierung über das weſtliche Territorium ein. Dieſer Entwurf umfaßte 
nicht blos den von Virginien abgetretenen Theil, ſondern die ganze Region zwiſchen dem 
31.“ nördl. Br. bis zur Nordgrenze der Vereinigten Staaten. Die Union wurde hiermit in 
17 Staaten getheilt, acht oberhalb der Linie der Ohiofälle (wo jetzt Louisville ſteht) und neun 
unterhalb derſelben. Die Beſtimmungen des Entwurfs enthielten unter anderm Folgendes: 
„Es ſoll nach dem Jahre 1800 chriſtlicher Zeitrechnung in keinem der befreiten Staaten Skla⸗ 
verei oder unfreiwillige Dienſtbarkeit beſtehen, außer zur Beſtrafung von Verbrechen, deren der 
betreffende Theil geſetzmäßig überführt worden iſt.“ 

Um dieſen Antrag zum Beſchluß zu erheben, war die Beiſtimmung von neun Staaten noth⸗ 
wendig. Es traten aber nur ſieben dem Antrag bei, und derſelbe fiel daher durch. Im Herbſt 
1785 brachte den Antrag Rufus King von Maſſachuſetts wieder in Anregung. Dieſer Abge⸗ 
ordnete ſchlug dem Congreß vor, von dem Territorium, auf welches Maſſachuſetts Anſprüche 
habe, joviel als beliebig zu nehmen, unter der Bedingung, daß in den Beſchuß über das weſt⸗ 
liche Territorium ein ſofortiges und vollſtändiges Verbot der Sklaverei aufgenommen werde. 
Der Vorſchlag wurde einem Comite überwieſen, das am 11. Juli 1787 ſeinen Bericht abſtat⸗ 
tete. Statt auf den ganzen weſtlichen Diſtriet, deſſen Abtretung in dem Entwurfe von 1784 
anticipirt war, erſtreckte ſich dieſer Bericht blos auf das bereits wirklich von den Staaten ab⸗ 
getretene Territorium und führte den Titel: „Ordonnanz für die Regierung des Territoriums 
der Vereinigten Staaten im Nordweſten von dem Ohio.“ Dieſe Ordonnanz, gewöhnlich die 
„Jefferſon'ſche Ordonnanz“ genannt und von amerikaniſchen Politikern als ein Meiſterſtück der 
Legislatur gerühmt, wurde am 13. Juli 1787 von dem Congreß angenommen. Außer den nö⸗ 
thigen Anordnungen über die Organiſation der Verwaltung des Territoriums enthält die Or⸗ 
donnanz ſechs „Artikel des Vertrags zwiſchen den urſprünglichen Staaten und dem Volk und 
den Staaten des Territoriums, die, außer der Modification durch gemeinſame Beſtimmung, 
ewig unverändert bleiben ſollen“. Die fünf erſten betreffen die Grundrechte der Einwohner 
des Territoriums, während der ſechste alſo lautet: „Es ſoll in dem beſagten Territorium weder 
Sklaverei noch unfreiwillige Dienſtbarkeit, es ſei denn als Strafe für Verbrechen, deſſen der 
Beſchuldigte geſetzmäßig überführt worden iſt, geben; vorausgeſetzt jedoch, daß jede in daſſelbe 
flüchtende Perſon, von welcher in einem der urſprünglichen Staaten geſetzmäßig Arbeit und 
Dienſtbarkeit gefordert werden kann, auf geſetzlichem Wege reclamirt und der ihre Arbeit oder 
Dienſte beanſpruchenden Perſon übergeben werden darf.“ 


Die Sklaverei unter der Unionsverfaſſung. 


Die Artikel der alten Conföderation hatten ſich für den Zweck des Bundes ungenügend er⸗ 
wieſen, und am 25. Mai 1787 trat eine Convention der Bundesſtaaten in Philadelphia zu⸗ 
ſammen, um jene frühern Artikel einer Reviſion und Neugeſtaltung zu unterziehen. Die Auf⸗ 
gabe der Convention war indeß nicht, eine neue und endgültige Verfaſſung für die Union feſtzu⸗ 
ſtellen, ſondern blos einen Verfaſſungsentwurf auszuarbeiten, deſſen Annahme und Ausfüh⸗ 
rung von der Ratification der einzelnen Staaten abhängig blieb. Um die Zuſtimmung der ein⸗ 
zelnen Staaten für den Entwurf zu ſichern, war die Verſammlung, in welcher das conſervative 
Element vorherrſchte, auf das Vereinbaren oder, wie man in Amerika ſagt, den Weg der Com⸗ 
promiſſe in allen wichtigern Punkten angewieſen. a 

Die Verfaſſung der Union beruht hiernach auf drei ſolchen Compromiſſen. Der erſte wurde 
in der Frage über das Verhältniß der Repräſentation der einzelnen Staaten im Congreß ge⸗ 
ſchloſſen. Die große Schwierigkeit beſtand nämlich von Anfang an darin, die entgegengeſetzten 
Anſprüche der größern und kleinern Staaten zu vereinigen. Die kleinern Staaten fürchteten 
durch das Übergewicht der großen an Einfluß im Bunde zu verlieren und wollten die Gleichheit 
der Stellung, welche ſie unter der Conföderation beſaßen, nicht aufgeben. Die kleinen Staa⸗ 
ten vertraten daher in der Convention die Sonderintereſſen der Einzelſtaaten und bildeten die 
„Staatsrechtspartei“. Die größern Staaten dagegen hofften durch eine ſtarke Centralregierung 
an Maß und Geltung zu gewinnen, und wünſchten den Antheil an derſelben nicht nach Staaten, 
ſondern nach Beſitz und Bevölkerung vertheilt. Dieſelben vertraten darum den nationalen Ge⸗ 
ſichtspunkt und hießen die „nationale“ oder „föderale“ Partei. Während der Discuſſion der 
Repräſentationsfrage hatte die Verſammlung bereits einen Beſchluß im Sinne der Föderaliſten 
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geſaßt, als die kleinern Staaten erklärten ausſcheiden zu wollen. Um dies zu verhindern, gaben 
die Föderaliften nach, und man einigte ſich dahin, daß die Repräſentation im Senat nach Staa- 
ten, jene im Unterhauſe nach „Bevölkerungszahl und Beſitz“ beſtimmt wurde. Dieſe Vereinba— 
rung wird das große oder Fundamentaleompromiß genannt. Daſſelbe war noch nicht zu Stande 
gebracht, als die Nothwendigkeit eines zweiten eintrat. Wie ſollte es bei der Erhebung der 
Bevölkerung und des Beſitzes mit den Sklaven gehalten werden? Sollten dieſelben als Indivi⸗ 
duen und Menſchen gezählt oder als blos ſachliches Eigenthum zu dem Beſitz gerechnet werden? 
Die Discuſſion über dieſe Frage zeigte bald, daß der Gegenſatz zwiſchen den größern und kleinern 
Staaten bei weitem nicht fo groß war als der Conflict der Intereſſen zwiſchen den ſklavenhalten— 
den und ſklavenfreien Staaten. Um den Zwieſpalt zu verſöhnen, ſchlug Williamſon von Nord— 
carolina vor, in den Cenſus die Geſammtzahl der Freien nebſt drei Fünfteln aller andern Ein- 
wohner aufzunehmen. Dieſem Vorſchlage hatte ſich früher Butler von Südcarolina widerſetzt, 
weil die Arbeit von drei Freien mehr producire als die von fünf Sklaven. Butler ſprach da— 
mals, als er opponirte, für die Staatsrechtspartei; jetzt aber ſchlug er raſch um und erklärte, 
daß die Arbeit eines Sklaven in Südcarolina ebenſo viel werth und ebenſo produetiv ſei wie 
jene eines Freien in Maſſachuſetts. Maſon von Virginien wollte die Neger mitgeſchätzt, aber 
nicht als freie Männer vertreten ſehen. Morris von Pennſylvanien, der den Antrag deshalb 
verwarf, weil er ihn als den Freund des Beſitzeenſus nicht befriedigte, brachte nun ein Amen— 
dement ein, nach welchem die Repräſentation im Verhältniß zur directen Beſteuerung ſtehen 
ſollte. Dies hatte zur Wirkung gehabt, daß die Sklaven entweder mitverſteuert oder nicht ge— 
zählt werden durften. Das Amendement wurde gleichwol angenommen, worauf Davis von 
Nordcarolina die Erklärung abgab, „daß Nordcarolina unter dieſen Umſtänden nicht eintreten 
würde, und daß die Drei-Fünftelsclauſel das Wenigſte wäre, was zugeſtanden werden müſſe“. 
Nach einigen Debatten ging die Verſammlung auf dieſe Beſtimmung ein, welche als das „zweite 
Compromiß“ bezeichnet wird. Das dritte Compromiß kam zu Stande, als es fi darum han— 
delte, ob der Congreß berechtigt fein ſolle, Schiffahrtsgeſetze zu erlaſſen und Ein- und Aus- 
fuhrſteuern zu erheben. Dieſe Frage involvirte zugleich die der fernern Importation der Neger— 
ſklaven oder, wie man ſich euphemiſtiſch ausdrückte, „der Wanderung und Einführung dienſt— 
pflichtiger Perſonen“. Die ſüdlichen Staaten entwickelten bereits einen nicht unbedeutenden 
Export für ihre Rohproducte, den fie der Beſchränkung von Bundesmaßregeln nicht unterwer— 
fen wollten, auch beſorgten ſie, daß mit jenen Geſetzen die Centralregierung ein ihr zugeſtan— 
denes Taxirungsrecht zur Verhinderung der Sklaveneinfuhr benutzen würde. Auf der andern 
Seite wünſchten die öſtlichen Staaten dem Congreß die Befugniß zu Schiffahrtsgeſetzen einzu— 
räumen, weil ſie dieſer Geſetze zum Schutz ihrer Rhederei bedurften. Zwiſchen ihnen in der 
Mitte ſtanden die nördlichen ackerbauenden Staaten, welche, ohne ein eigenes Intereſſe in der 
Sache zu haben, dem Congreß zwar das Recht ſowol zu Schiffahrtsgeſetzen als zu Ein- und 
Ausfuhrzöllen zugeſprochen wiſſen wollten, aber nur als finanzielle Quelle. Das Comite, 
welches mit der Behandlung dieſer drei Fragen beauftragt war, trug darauf an, daß der Con— 
greß keine Exportſteuern erheben, dagegen Schiffahrtsgeſetze erlaſſen ſolle, und die Sklaven— 
einfuhr nur bis zum Jahre 1800 bei einer Steuer von 10 Dollars per Kopf erlaubt ſein möge. 
Obwol dieſer Antrag das Reſultst vielfacher Vereinbarungen in und außer der Verſammlung 
war, verwarfen ihn doch die Sklavenhalter entſchieden, und der Zwieſpalt in den Anſichten trat 
immer ſchroffer auf. Der Abgeordnete Ellsworth beklagte damals, daß „die Union in allen 
Richtungen auseinander gehe und in mehrere Conföderationen, die ſich bekriegen werden, zu zer= 
fallen drohe“. Pinkney von Südcarolina beantragte hierauf, die Friſt der Sklaveneinfuhr bis 
auf 1808 zu verlängern. Wenn man dies zugeſtehe, ſagte er, ſo wolle der Süden dem Nor— 
den die Schiffahrt bewilligen. Dieſer Antrag oder, wie Morris ſagte, dieſer „Handel“, wurde 
als drittes Compromiß angenommen. Die nördlichen Staaten erhielten die Befugniß der 
Union zu Navigationsgeſetzen gegen eine zwanzigjährige Verlängerung des Sklavenhandels. 
Außer dieſen drei Vergleichen wird von ſeiten der Sklavenpartei öfter noch von einem vier— 
ten Vergleich oder Compromiß geſprochen. Nachdem endlich die Verſammlung die Berathung 
über einzelne Artikel beendet hatte, wurde das Ganze als Material einem Specialausſchuß über— 
wieſen. Der Bericht, welchen derſelbe einreichte, enthielt einige neue Anträge, unter dieſen 
namentlich zwei, von denen der eine ſich auf die politiſche Gleichſtellung aller Bürger, der andere 
auf die Auslieferung flüchtiger Verbrecher in den einzelnen Staaten bezog. Als der erſte dieſer 
Anträge zur Verhandlung kam, wünſchte Pinkney die Aufnahme irgendeiner Beſtimmung, 
welche das Recht der Sklaverei anerkennen ſollte, wagte aber ſelbſt nicht einen ſolchen Antrag 
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zu ſtellen. Bei der Berathung des zweiten erhob ſich ſein College Butler und verlangte, daß 
„flüchtige Sklaven und Diener wie Verbrecher ausgeliefert“ würden. Wilſon von Pennſylvanien 
und Sherman von Connecticut wandten dagegen ein, „daß dies nur durch die Executive des be⸗ 
treffenden Staats auf öffentliche Koſten geſchehen müßte“, und „daß das öffentliche Ergreifen 
und Ausliefern eines Sklaven ebenſo wenig ehrenvoll wie das eines Pferdes oder andern Thieres 
ſei“. Butler zog hierauf ſeinen Antrag zurück, brachte aber den nächſten Tag einen andern ein, 
in welchem er vorſchlug, jenen Paſſus der Jefferſon'ſchen Ordonnanz, welcher auf die Ausliefe⸗ 
rung flüchtiger Dienſtperſonen Bezug hat, in der Verfaſſung zu wiederholen. Der Antrag 
wurde angenommen, und zwar ohne daß es dabei zur Androhung eines Bruchs und zu einem 
wirklichen Compromiß kam. | 

Die Paragraphen der Verfaſſung ſelbſt, welche die obigen Compromiſſe enthalten, find nebſt 
denjenigen, welche ſich auf die Sklaverei in dem einen oder andern Sinne beziehen, folgende: 

Einleitung: „Wir, das Volk der Vereinigten Staaten, beſchließen und errichten, um eine 
vollkommenere Union zu bilden, Gerechtigkeit zu handhaben, die innere Ruhe zu verbürgen, für 
die gemeinſame Vertheidigung zu ſorgen, die allgemeine Wohlfahrt zu befördern und die Seg⸗ 
nungen von Freiheit uns ſelbſt und unſern Nachkommen zu ſichern, dieſe Verfaſſung für die Ver⸗ 
einigten Staaten von Amerika.“) f 

Art. 1, F. 1. „Alle hierin ertheilte geſetzgebende Gewalt ſoll von einem Congreß der Ver⸗ 
einigten Staaten, der aus einem Senat und einem Repräſentantenhauſe beſteht, ausgeübt wer⸗ 
den.“ F. 2. „Die Repräſentanten und directen Steuern ſollen unter die verſchiedenen Staaten, 
die in dieſe Union eintreten, nach ihrer reſpeetiven Einwohnerzahl vertheilt werden, und iſt dieſe 
ſo zu beſtimmen, daß zu der Geſammtanzahl aller freien Perſonen, einſchließlich der auf eine 
Reihe von Jahren zur Dienſtbarkeit Verpflichteten und ausſchließlich der nicht beſteuerten India⸗ 
ner, drei Fünftel aller andern Perſonen zuzufügen ſind.“ §. 9. „Die Wanderung oder Ein⸗ 
führung ſolcher Perſonen, deren Zulaſſung irgendeiner der jetzt beſtehenden Staaten ſchicklich 
(proper) erachten würde, ſoll von dem Congreß nicht vor dem Jahre 1808 verboten werden; 
doch mag ein Zoll auferlegt werden, der für die Perſon nicht 10 Dollars überſteigt ... Das 
Privilegium der Habeas-Corpus-Acte darf, außer in Fällen der Rebellion oder Invaſion, wo 
es die öffentliche Sicherheit erfordert, nicht ſuspendirt werden ... Keine Entehrungsbill oder 
Ex- post-facto-Geſetz darf erlaſſen werden.“ 

Art. 2, F. 3. „Als Verrath gegen die Vereinigten Staaten ſoll nur die Kriegführung 
gegen dieſelben oder der Auſchluß an ihre Feinde durch Hülfs- und Vorſchubleiſtung ange⸗ 
ſehen werden.“ ; | 

Art. 4, §. 2. „Die Bürger eines jeden Staats ſollen zu allen Privilegien der Bürger jedes 
andern Staats berechtigt fein... Keine Perſon, die zu Dienſt oder Arbeit in einem Staat 
unter den Geſetzen deſſelben verhalten ift, und die ſich in einen andern Staat flüchtet, ſoll infolge 
von was immer für einem Geſetz oder Verordnung daſelbſt von dieſem Dienſt oder diefer Arbeit 
befreit, ſondern auf Verlangen desjenigen Theils, dem dieſer Dienſt oder Arbeit geſchuldet iſt, 
ausgeliefert werden.“ F. 3. „Neue Staaten können durch den Congreß in dieſe Union zuge⸗ 
laſſen werden, aber kein neuer Staat darf innerhalb der Jurisdiction irgendeines andern Staats 
gebildet oder errichtet, noch irgendein Staat durch die Verbindung von zwei oder mehreren Staa⸗ 
ten oder Theilen von ſolchen ohne die Beiſtimmung der Legislaturen der betreffenden Staaten 
ſowol wie des Congreſſes geſchaffen werden .. . Der Congreß ſoll die Macht haben, über das den 
Vereinigten Staaten gehörige Territorium und übrige Eigenthum zu verfügen und alle noth⸗ 
wendigen Geſetze und Verordnungen zu erlaſſen, und ſoll in dieſer Verfaſſung nichts⸗ſo aus⸗ 
gelegt werden, daß dadurch den Anſprüchen der Vereinigten Staaten oder eines beſondern 
Staats in etwas vergeben würde.“ 6. 4. „Die Vereinigten Staaten ſollen jedem Staat in dieſer 
Union eine republikaniſche Regierungsform gewährleiſten, und einen jeden von ihnen gegen 
einen Angriff von außen und auf Verlangen der Legislatur oder, falls dieſelbe nicht zuſammen⸗ 
treten kann, auf Verlangen der Executive gegen innere Gewaltthat in Schutz nehmen.‘ 5 

Art. 6. „Dieſe Verfaſſung und die Geſetze der Vereinigten Staaten, die zu ihrer Ausfüh⸗ 
rung erlaſſen werden, ſollen ebenſo wie alle Verträge, die unter der Autorität der Vereinigten 
Staaten entweder ſchon geſchloſſen find oder erſt geſchloſſen werden, das höchſte Geſetz des Lan— 


) Dieſe Bezeichnung „Vereinigte Staaten von Amerika“, nicht blos „von Nordamerika“, iſt die offi⸗ 
cielle in der Union, die auch auf den Landesmünzen ſteht. 
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des ſein, an welches die Richter in einem jeden Staat, aller in der Verfaſſung oder den Geſetzen 
deſſelben entgegenſtehenden Verfügungen ungeachtet, gebunden ſind.“ . 

Nachdem die Verfaſſung vollendet und den Einzellegislaturen zur Ratification vorgelegt 
worden, fanden die Legislaturen, daß dieſe Verfaſſung nicht alle Garantien, die man von ihr 
erwartet hatte, darböte. Von dem Geſichtspunkte ausgehend, daß ſie blos zu der Reviſion der 
Conföderationsartikel berufen ſei, hatte die Convention namentlich unterlaſſen, ihrem Ver⸗ 
faſſungsentwurf eine Bill of rights beizufügen, ohne welche Eingriffe der Centralgewalt in die 
„unveräußerlichen Rechte“ der Bürger, von denen die Unabhängigkeitserklärung ſprach, denk⸗ 
bar erſchienen. Um dieſe Lücke auszufüllen, liefen von den Einzelſtaaten Zuſatzanträge ein, 
welche ſich auf die Grundrechte jedes Menſchen bezogen, und die, nachdem ſie die Convention ge— 
billigt, in dieſer Form der Verfaſſung angehängt wurden. 8 
J Von dieſen Zuſätzen wurden in neuerer Zeit als für die Sklavereifrage von Bedeutung fol 

gende angeſehen: Art. 1. „Der Congreß darf kein Geſetz in Rückſicht auf die Feſtſtellung einer 
Religion oder die Behinderung der freien Ausübung einer ſolchen, noch in Betreff der Verkür— 
zung der Rede⸗ und Preßfreiheit oder der Rechte des Volks, ſich friedlich zu verſammeln und die 
Regierung um Abhülfe von Beſchwerden anzugehen, erlaſſen.“ Art. 2. „Da eine wohleingerich— 
tete Miliz zu der Sicherheit eines freien Staats nothwendig iſt, ſo ſoll das Recht des Volks, 
Waffen zu haben und zu tragen, nicht beſchränkt werden.“ Art. 5. „Keine Perſon ſoll ohne 
das geſetzmäßige Verfahren des Lebens, der Freiheit oder des Eigenthums beraubt, noch Privat— 
eigenthum ohne gerechte Entſchädigung zum öffentlichen Gebrauch verwandt werden.“ Dieſe 
drei Artikel wurden gewöhnlich in Rückſicht auf das Recht des Widerſtandes angeführt, falls der 
Congreß verfafſungswidrige Beſchlüſſe erließe, wie z. B. das Sklavenfanggeſetz in den freien 
Staaten. g 

Es kann nicht ſchwer ſein, aus einer Vergleichung der obigen Paragraphen die Frage zu be— 
antworten, ob die Verfaſſung der Vereinigten Staaten ein Recht der Sklaverei anerkennt? Die 
Partei der Sklavenhalter, welche dieſe Frage bejaht, ſtützt ihre Anſicht hauptſächlich auf die 
§§. 2 und 9 des Art. 1 und den F. 2 des Art. 4. Nach ihrer Meinung ſollen die Ausdrücke 
„Dienſtbarkeit“, „Dienſt und Arbeit“ nichts anderes als die Sklaverei bedeuten, und das Geſetz— 
geben im Betreff des Factums der Sklaverei zugleich eine Anerkennung ihres Rechts ſein. Aber 
eine ſolche Behauptung iſt ſowol dem Wortlaut wie dem Geiſte jener Beſtimmungen zuwider. 
Was zunächſt den Wortlaut betrifft, ſo iſt in dem §. 2 des Art. 1 ausdrücklich nur von den auf 
eine Reihe von Jahren zur Dienſtbarkeit verpflichteten Perſonen die Rede, worunter offenbar 
blos die indented-servants oder „weißen Dienſtleute“ zu verſtehen ſind. Sodann wurde bei der 
Abfaſſung des $. 2 im Art. 4 der Ausdruck bound to servitude („zur Dienſtbarkeit verpflich- 
tet“), der urſprünglich im Entwurf ſtand, als die Sklaverei bezeichnend abſichtlich geſtrichen und 
an feine Stelle held to service („zu Dienſt verhalten“) geſetzt. Endlich kommen dieſe Aus- 
drücke nicht iſolirt vor, ſondern immer in Verbindung mit dem Subſtantiv „Perſonen“, die be— 
kanntlich das Gegentheil von „Sklaven“ ſind. Eine verfängliche Beziehung ſcheint nur in den 
Worten „unter den Geſetzen“ (§. 2, Art. 4) zu liegen, aus denen man auf eine Anerkennung 
ſchließen kann. Aber auch dieſe Beziehung verliert ihre Bedenklichkeit, wenn man auf die Ent⸗ 
ſtehung jenes Paſſus Rückſicht nimmt. In der erſten Faſſung des $. 2, die angenommen wurde, 
hieß derſelbe nämlich: „Keine Perſon, die zu Dieuſt und Arbeit in einem Staat geſetzlich ver— 
halten iſt.“ Bei der ſtiliſtiſchen Reviſion des Artikels fand man, daß das Wort „geſetzlich“ zu 
viel ſage und eventuell als eine Anerkennung der Sklaverei ausgelegt werden könnte; man be= 
ſchloß daher, daß daſſelbe in die Worte „unter den Geſetzen“ verwandelt werden ſolle. So wie 
der Satz nunmehr lautete, enthält er alſo höchſtens eine Bejahung der Thatſache der Sklaverei, 
aber keine Sanction derſelben. Aus dem bloßen Factum oder feiner Erwähnung in einem Ge— 
ſetze aber die Anerkennung oder Gutheißung jenes Factums beweiſen zu wollen, heißt jedenfalls 

von allen Regeln der Logik und Vernunft abſehen.“) Wenn es unter den Sklavenhaltern viele 
gibt, die ſich auf ſolche Art von Geſetzinterpretation berufen, bleibt doch noch der Geiſt der Ver— 
faſſung übrig, welcher im Zweifel entſcheidet. Abgeſehen von den drei Erklärungen der revolu— 
tionären Behörden und den erwähnten Amendements der Verfaſſung, weiſt zunächſt die ganze 
Haltung der Convention von 1787 auf eine ſtarke Oppoſitionsſtimme gegen die Sklaverei. Ge— 


— 


. 
) Die Verhandlungen der Convention waren geheim, und es kam nur wenig von dem, was in ihr 
vorging, in die offieiellen Protokolle. Um ſo belehrender aber ſind die Privatmittheilungen ihrer Mit— 
glieder, von denen zinige, wie „Madison's Journal“, ſpäter gedruckt wurden, 
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neral Pinkney ſchlug im Laufe der Debatte mehr als einmal vor, den Sklavenhaltern irgendein 
Garantie ihres Beſitzes zu ertheilen, ſtatt aber ſeinem Wunſche zu entſprechen, wurde vielmeh 
alles gethan, um „die Idee des Menſcheneigenthums“ von der Verfaſſung fern zu halten. „Di 
ausgezeichneten Männer“, ſagt Webſter in ſeiner berühmten Rede vom 7. März 1850 (mit de 
er übrigens zur Sklavenpartei überging), „und faſt alle hervorragenden Politiker des Süden 
hegten daſſelbe Gefühl, daß die Sklaverei ein Übel, ein Ausſatz, eine Geiſel und ein Fluch wär 
Es gab im Norden nie eine ſo heftige Sprache des Tadels gegen die Sklaverei als in jene 
Tagen im Süden. Der Norden war nicht ſo ſtark dagegen aufgebracht wie der Süden, und de 
Grund davon, wie ich vermuthe, iſt, weil ſie im Norden viel weniger ausgebreitet war und da 
Volk den Schaden nicht fo deutlich wahrnahm wie im Süden. Als daher dieſe Verfaſſung z 
Stande kam, war dies das Licht, in welchem die föderale Convention die Sache anſah ... D 
Frage war, wie man ſich mit ihr abfinden und wie man mit ihr als einem Übel verfahren ſoll 
Man kam zu folgendem Reſultat. Man glaubte, daß die Sklaverei nicht fortbeſtehen könn 
wenn die Importation von Sklaven aufhörte, und man beſtimmte daher, daß die Einfuhr, na⸗ 
einiger Zeit, durch das Verbot der Regierung verhindert werden dürfte ... Es mag hier nid 
unpaſſend fein, an die berühmte Meinung von Madiſon zu erinnern. Man bemerkt, daß de 
Ausdruck «Sflave» von der Verfaſſung nicht gebraucht wird. Die Verfaſſung ſchreibt nicht vo 
daß aflüchtige Sklaven» ausgeliefert werden ſollen. Sie verlangt blos, daß Perſonen, die zun 
Dienſt in einem Staate verhalten find und die in einen andern fliehen, ausgeliefert werden ſollen 
Madiſon widerſetzte ſich der Aufnahme des Ausdrucks «Sklave» oder «Sflaverew in die Ver 
faſſung, denn er ſagt, daß er es von der Verfaſſung der Vereinigten Staaten nicht anerfanr 
ſehen wollte, daß es ein Menſcheneigenthum gebe.“ | 

Die Convention von 1787 war demnach nicht für, ſondern gegen die Sklaverei eingenon 
men und revidirte oder vielmehr entwarf in dieſem Sinne das Verfaſſungswerk. Im Zu 
ſammenhange hiermit ſteht aber auch noch eine andere wichtige Verhandlung derſelben Zeit, d 
nicht genug berückſichtigt worden iſt. Die Convention, welche die Verfaſſung zu beſorgen hatt 
verſammelte ſich in Philadelphia im Mai und ſaß bis im September 1787. Während dieſ 
ganzen Zeit hielt der Congreß der Vereinigten Staaten feine Sitzung in Neuyork. Zu derſelbe 
Zeit, wo die Convention zu Philadelphia die Verfaſſung berathſchlagte, beſchloß der Congre⸗ 
in Neuyork die bereits erwähnte Ordonnanz von 1787 für die Organiſation und Regierur 4 
des Territoriums im Nordweſten von Ohio. Die Ordonnanz kam am 13. Juli 1787 
Stande, in demſelben Monat, vielleicht an demſelben Tage, an welchem die Fragen über die In 
portation der Sklaven und das Weſen der Sklaverei in der Convention von Philadelphia deba 
tirt wurden. Soweit es ſich ermitteln läßt, beſtand eine völlige Gleichheit der Anſichten zwiſch“ 
dieſen beiden Verſammlungen, deren Ergebniß jene Ordonnanz von 1787 war, welche die Sfle- 
verei von dem nordweſtlichen Territorium der Vereinigten Staaten ausſchloß. 

Drei Punkte ſtehen in der Sklavenangelegenheit durchaus klar und hiſtoriſch erwieſen d 
Zunächſt, man erwartete, die Sklaverei würde mit dem Aufhören der Sklavereieinfuhr ar 
Afrika in den Vereinigten Staaten ihr Ende erreichen: das wurde gehofft und angenomme— 
Dann, ſoweit der Congreß überhaupt die Macht beſaß, der Ausbreitung der Sklaverei in den Ve 
einigten Staaten vorzubeugen, hatte er dieſe Macht in der abſoluteſten Weiſe und in dem vollſte 
Umfange gebraucht. Das Votum eines jeden Staats war nämlich einſtimmig zu Gunſten d 
erwähnten Ordonnanz. Nur ein einziges perſönliches Votum macht eine Ausnahme, und diefe 
perſönliche Votum gab ein Vertreter des Nordens. Die Ordonnanz, welche die Sklaverei fi 
immer nordweſtlich vom Ohio verbietet, trägt die Unterſchrift und das Siegel eines jeden fü 
lichen Mitglieds im Congreß. Es war alfo kein Angriff des Nordens gegen den Süden. A= 
dritter Punkt ſteht hiſtoriſch feſt, daß die Convention von 1787 die Sklaverei in den Staate 
belaſſen wollte, wie fie dieſelbe vorfand, gänzlich unter der Autorität und Controle dieſer felb 

Die Errichtung der Verfaſſung der Vereinigten Staaten mit Anerkennung der Sklavere 
wie ſie in den Staaten beſtand; ferner, die Abfaſſung der Ordonnanz für die Regierung de 
nordweſtlichen Territoriums mit Ausſchluß der Sklaverei in dem Territorium, während de 
einzelnen Staaten in ihren Grenzen das Sklavenweſen überlaſſen blieb; endlich, die Ertheilun 
der Macht an die neue Regierung, nach einer beſtimmten Zeit der Einführung von Sklaven ei 
Ende zu machen — dies waren die drei wichtigen Punkte, in denen ſich die Erledigung der Ska 
venfrage zuſammenfaßte und über welche zur Zeit der Annahme der Bundesverfaſſung nr 
vollſtändige Übereinſtimmung und Gleichheit der Willensmeinung zwiſchen dem Norden und 5 
Süden der Union herrſchte. N 
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b Die erſten Beſtrebungen für und gegen die Ausdehnung der Sklaverei. 

Während der Congreß und die Föderalconvention in Philadelphia und Neuyork tagten, 

gingen die Ceſſionen der Territorien vor ſich, welche die Staaten an den Bund abzutreten ver⸗ 
ſprochen hatten. Mehrere der Einzelſtaaten benutzten dieſe Gelegenheit, um die Sklaverei in die 
neuen Territorien einzuführen. Der Staat Nordcarolina hatte, wie mancher andere, eine Aus— 
dehnung ſeines Gebiets im Weſten bis zum Miſſiſſippi verlangt. Die Anſiedler jenſeit der 

Alleghanygebirge widerſetzten ſich aber dieſem Anſinnen, und ein Theil derſelben unternahm es, 
ſich als ſelbſtändiger Staat, unter dem Namen Frankland, zu conſtituiren. Nordcarolina trat 
einem ſolchen Beginnen mit Gewalt entgegen, und da ein Theil der Einwohner für Nordcaro— 
lina Partei nahm und als Bürger dieſes Staats zu votiren fortfuhr, wurde der Delegirte, wel— 
chen Frankland in den Congreß ſandte, von dieſem nicht empfangen. Am 22. Dec. 1789, einen 
Monat nach der Ratificirung der Bundesverfaſſung, kam dagegen in der Legislatur von Nord— 
carolina ein Beſchluß zu Stande, durch welchen das ganze im Welten von den gegenwärtigen 
Grenzen Nordcarolinas gelegene Territorium (das heutige Tenneſſee) an den Congreß abgetre— 
ten ward. Unter den Bedingungen, welche die Legislatur von Nordcarolina hierbei ſtellte und 

die der Congreß annahm, war auch die: „daß keine von dem Congreß erlaſſene oder noch zu er— 
laſſende Verfügung auf die Emancipation der Sklaven abzielen ſolle.“ 

Dem Beiſpiel Nordcarolinas folgte ſodann Virginien. Im Jahre 1790 wurde ein Theil 
ſeines Gebiets unter Einwilligung der Bevölkerungen als beſonderer Staat Kentucky ausge— 
ſchieden und derſelbe durch Congreßacte vom 4. Febr. 1791 in die Union aufgenommen, ohne 

daß eine die Sklaverei beſchränkende Clauſel geſtattet ward. Ebenſo bedung ſich Georgia bei 
Abtretung ſeines Gebiets, das jetzt die Staaten Alabama und Miſſiſſippi umfaßt, am 2. April 
1802: „daß dieſes alſo abgetretene Territorium ein Staat werden und in die Union aufgenom- 
men werden fol... unter denſelben Bedingungen und Einſchränkungen, ſowie denſelben Privi— 
legien und in derſelben Weiſe, welche die Ordonnanz vom 13. Juli 1787 anordnet, mit Aus⸗ 
nahme des Artikels, welcher die Sklaverei verbietet.“ 

Ein wiederholter Verſuch, die Ordonnanz von 1787 umzuſtoßen, wurde im Jahre 1802 ges 
macht, als es ſich um die Aufnahme des heutigen Staats Ohio in die Union handelte. Im Ein- 
klange mit jener Ordonnanz war das ganze nordweſtlich vom Ohiofluß gelegene Territorium unter 

die Oberaufſicht des Congreſſes geſtellt und von dieſem unter der Bezeichnung „Indian Territory“ 

verwaltet worden.“) Wie in allen zwiſchen den nördlichen und ſüdlichen Staaten gelegenen Ge— 
bieten beſtand auch in Ohio die erſte Anſiedelung aus einem gemiſchten Element: einem nördlichen 
oder neuengliſchen, das der Sklaverei feindlich, und einem ſüdlichen oder virginiſchen, welches ihr 
freundlich war. Das letztere machte eine ſtarke, aber friedliche Anſtrengung, die Sklaverei auf 
eine beſtimmte Zeit in das Territorium und den werdenden Staat einzuführen. Die Virginier 
behaupteten ſogar, zu dieſem Plan die Billigung Jefferſon's erhalten zu haben, obwol deſſen 
f Feindſeligkeit gegen das Syſtem bekannt war. Es herrſchte damals ziemlich allgemein die An— 
ſicht, daß wenn auch die Sklaverei auf die Länge ſchädlich und verwerflich wäre, ſie doch zur Lich— 
tung des Urwaldes, Gründung der Wohnungen und Überwindung der großen Beſchwerden und 
Entbehrniſſe des Pionnierlebens zeitweilig zu dulden ſei. Auf Grund dieſer Anſchauung begann 
das Territorium ſeine Agitation, welche auf eine Abänderung der Ordonnanz abzweckte. Zuerſt 
adreſſirte der Territorialgouverneur Henry Harriſon (nachmaliger Präſident) eine Denkſchrift an 
den Congreß, in welcher er um eine zeitweilige Suspenſion des Art. 6 anſuchte. Dieſe Denk— 
ſchrift wurde von dem Hauſe einem Specialcomite von drei Mitgliedern, zwei davon aus Skla— 
venſtaaten, überwieſen, in welchem der als Führer der Sklavenpartei berühmt gewordene Ran— 

dolph aus Virginien den Vorſitz führte. Randolph erſtattete am 2. März 1803 ſeinen Bericht, 

worin die auf die Sklaverei bezügliche Stelle alſo lautet: „Die erſte Bevölkerungszunahme des 
Staats Ohio beweiſt zur Genüge, daß die Sklavenarbeit nicht nothwendig iſt, um das Wachs- 
thum und die Niederlaſſung von Colonien in dieſem Landſtrich zu befördern; daß dieſe Arbeit 
E nachweisbar die theuerſte von allen — nur zur Erzeugung werthvollerer Producte, als man 
in dieſem Theil der Vereinigten Staaten kennt, verwendet werden kann. Das Comite hält es 


) Infolge der Beſtrebungen um Aufhebung dieſer Ordonnanz iſt die Beſetzung der Gouverneur— 
ſtellen in den Territorien Gegenſtand der Parteieiferſucht geworden. Man bewarb ſich um die Gouver— 
een in den Territorien, um ſich hierdurch die Sporen für die Candidatur zur Präſidentenſtelle 
zu verdienen. 
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daher für höchſt gefährlich und unthunlich, eine Verfügung anzutaſten, welche mit Weisheit 
darauf berechnet iſt, das Glück und Gedeihen des Nordweſtens zu fördern und ſeinen ausgedehn⸗ 
ten Grenzen Stärke und Sicherheit zu verleihen. In der heilſamen Wirkung dieſer weiſen und 
wohlwollenden Beſchränkung, ſollte man glauben, werden die Einwohner von Indiana in nicht 
ferner Zukunft reichliche Belohnung für eine zeitweiſe Entbehrung von Einwanderung und Ar- 
beit finden.“ a 

Der Bericht ſchloß auf Verwerfung des Suspenſionsbegehrens, kam aber wegen Kürze der 
Sitzungsperiode nicht zur Berathung. In der folgenden Periode wurde der Gegenſtand einem 
zweiten Ausſchuß überwieſen, welcher ſich am 17. Febr. 1804 zu Gunſten der Suspenſion aus⸗ 
ſprach. Doch ſollte dieſelbe nur 10 Jahre dauern und auf die Einführung eingeborener Neger, 
deren Nachkommen frei würden, beſchränkt bleiben. Dieſer Bericht war bereits ein Gewinn für 
die Sklavenhalterpartei, konnte aber ebenfalls nicht auf die Tagesordnung geſetzt werden. 
Inzwiſchen liefen neue Denkſchriften und Petitionen aus Ohio bei dem Hauſe ein, infolge deren 
ein dritter Ausſchuß ernannt wurde, der am 14. Febr. 1806 ſeinen Bericht einreichte. Wie der 
zweite trug auch dieſer dritte auf die Gewährung des Suspenſionsgeſuchs an, indem der Aus⸗ 
ſchuß ſeinen Vorſchlag folgendermaßen motivirte. Die gegenwärtige Frage ſei durchaus ver⸗ 
ſchieden von der zwiſchen Sklaverei und Freiheit; es handele ſich blos um die Verpflanzung von 
Perſonen, die bereits Sklaven wären; es würde zur Vermehrung der Bevölkerung im Territo⸗ 
rium beitragen, die unter jener Ordonnanz gelitten habe. Die Lage der Sklaven ſelbſt wurde 
dadurch verbeſſert, da bei ihrer größern Vertheilung und geringern Anzahl die Herren fie beſſer 
pflegen könnten. Auch würden auf dieſe Weiſe die Gefahren, welche aus einer zu ſtarken ſchwar⸗ 
zen Bevölkerung entſtehen möchten, vermindert werden. Dieſer Bericht wurde zwar auf die 
Tagesordnung geſetzt, gelangte aber dennoch nicht zur Verhandlung. Ein vierter Bericht, welcher 
auf ein neues Schreiben des Gouverneurs in der nächſten Sitzung, am 21. Jan. 1807, z 
Stande kam und der ebenfalls, nur in dringenderer Weiſe, zu Gunſten des Petitums ſprach, 
theilte daſſelbe Schickſal. Da das Haus ſich der Sache nicht annahm, ſo hatte Harriſon ſein 
letztes Geſuch zugleich dem Senat überſchickt. Gegen die Petition des Gouverneurs war aber auch 
eine Vorſtellung einiger Einwohner des Territoriums eingegangen, und ſo rapportirte am 
13. Nov. 1807 Hr. Franklin von Nordcarolina über die Sache dahin, daß aus dieſem Grunde, 
d. h. wegen des Widerſpruchs von ſeiten mehrerer Einwohner, „es in dieſem Augenblick nicht 
thunlich ſei, den ſechsten Artikel des Übereinkommens für die Regierung des Territoriums nord⸗ 
weſtlich vom Ohiofluſſe zu ſuspendiren“. N 

Dieſer Beſchluß wurde, wie es ſcheink, nie gefaßt, aber mit dem Antrage endeten die Ver⸗ 
ſuche, die Ordonnanz zu beſeitigen. Dieſe Verſuche zeigen die ganze Politik der Sklavenpartei 
im Keime auf. Unter der Maske der Scheinheiligkeit mit unabläſſiger Conſequenz vorgehend, 
iſt ihre Taktik und Beweisführung hier ſchon ganz dieſelbe, welche ſie im ſpätern Verlauf an den 
Tag legte. 

Die Proſklavereibeſtrebungen blieben jedoch nicht ohne das Gegengewicht einer Antiſklaverei⸗ 
agitation. Im März 1790, ſchon während das Repräſentantenhaus die Bill der öffentlichen 
Schuld berieth, wurde es das erſte mal in eine lebhafte Diseuſſion über Sklaverei und Skla⸗ 
venhandel verwickelt. Mit Ausnahme von Maſſachuſetts beſtand die Sklaverei noch in jedem 
Staate der Union. Die Verfaſſungsclauſel jenes Staats, die alle Menſchen frei und gleich 
geboren erklärt, ward von den Gerichten als die Sklaverei aufhebend ausgelegt. Kurz vor 
der Annahme dieſer Verfaſſung in Maſſachuſetts war in Pennſylvanien (1780) eine Acte zu 
Stande gekommen, welche eine ſtufenweiſe Emancipation der Sklaven einführte, indem ſie die 
Einfuhr der Sklaven von 1790 an verbot und allen Neugeborenen die Freiheit ſicherte. Dieſes 
Syſtem wurde von Connecticut, Rhode-Island und Neuhampſhire nachgeahmt. Die andern 
Staaten behielten das alte Syſtem bei. Neuyork, Neujerſey, Delaware, Maryland und Bir- 
ginien hatten indeß die fernere Sklaveneinfuhr unterſagt, und die beiden letztern die alten 
Beſchränkungen der Emancipation aufgehoben. Jefferſon und Wythe wollten im Reviſions⸗ 
ausſchuß der Statuten von Virginien eine Bill der ſtufenweiſen Emaneipation vorschlagen, 
als die Frage aber zur Verhandlung kam (1785), befand ſich Jefferſon bereits auf dem Geſandt⸗ 
ſchaftspoſten in Paris. Selbſt in Neuyork mislang ein Verſuch, die ſtufenweiſe Emaneipation 
einzuführen. Dennoch gab es von Nordcarolina aufwärts zahlreiche Gegner der Sklaverei in 
allen Staaten. Rhode-Island unterſagte bald nach der Vertagung der Convention ſeinen Bür⸗ 
gern die Theilnahme am Sklavenhandel (October 1787). Die Entführung von drei Farbigen 
in Boſton, die nach Weſtindien verkauft wurden, rief die gleiche Maßregel in Maſſachuſetts her⸗ 
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vor, die auch in Connecticut und Pennſylvanien adoptirt wurde. Und dieſe Oppoſition gegen 
die Sklaverei blieb nicht auf die Legislaturen in den Staaten beſchränkt. Die „Vereinigte Sy⸗ 
node“ von Neuyork und Philadelphia erließ, indem ſie ſich zur Generalverſammlung der presby⸗ 
terianiſchen Kirche in Amerika conſtituirte, im Jahre 1788 einen Hirtenbrief, in welchem ſie 
dringend die Abſchaffung der Sklaverei und die Unterrichtung der Neger in der Lectüre und 
Religion anempfahl. Die Epiſkopalkirche der Methodiſten, die, ſeit kurzem errichtet, beſonders 
in Maryland und Virginien an Anhängern zunahm, ging ſogar ſo weit, die Sklavenhalter von 
ihrer Gemeinſchaft auszuſchließen. Coke, ihr erſter Biſchof, war ſehr eifrig in dieſer Hinſicht, 
obwol die Strenge dieſer Sekte ſpäter nachließ. Durch den Einfluß Woolman's und anderer 
war die Oppoſition gegen die Sklaverei ein feſtes Axiom der Quäker geworden. Wie eine Frage 
der Religion, ſo wurde aber auch die Sklaverei eine Frage der Humanität und Politik. Schon 
im Jahre 1787 trat in Philadelphia eine „Geſellſchaft zur Beförderung der Aufhebung der 
Sklaverei“, ein ſogenannter Abolitioniſtenverein, ins Leben, deren Präſident Franklin war. 
Ein ähnlicher Verein bildete ſich in Neuyork und in allen Staaten nordweſtlich von Virginien. 
Am 11. Febr. 1790 kam eine Petition der Jahresverſammlung der Quäker von Pennſylvanien 

nd Delaware, ſowie eine andere derjenigen von Neuyork in das Haus, welche vorſtellte, ob nicht 
der Congreß, „ſcheinbarer Hinderniſſe ungeachtet, Gerechtigkeit und Barmherzigkeit durch Ab— 
ſchaffung der Sklaverei“ üben möchte. Andern Tags lief eine ähnliche Petition von dem Abolitio— 
niſtenverein aus Philadelphia ein, welche von Franklin unterzeichnet und einer der letzten Acte 
des großen Menſchenfreundes war. Hartley ſchlug die Verweiſung dieſer Geſuche an einen 
Ausſchuß vor, worauf Tucker und Burke bemerkten, „daß dieſelben verfaſſungswidrig wären, 
da der Congreß keine Macht habe, über den Sklavenhandel vor zwanzig Jahren zu beſchließen“. 
„Ich kann keinen Zweifel hegen“, entgegnete ihnen Scott, „daß das Memorandum der Ver- 
faſſung ſtreng angemeſſen iſt. Es bezieht ſich auf einen Theil der Pflicht, die uns durch dieſelbe 
übertragen iſt. Wir können jetzt eine unbedeutende Taxe von 10 Dollars auflegen. Wenn 
dies alles iſt, was wir thun können, müſſen wir zufrieden ſein. Ich bedauere, daß die Ver— 
faſſer der Conſtitution nicht weiter gingen und uns in den Stand ſetzten, den Sklavenhandel 
ganz zu verbieten, denn ich betrachte denſelben als eins der verabſcheuungswürdigſten Dinge 
auf der Erde, und ich würde dieſem Handel, wenn es weder einen Gott noch Teufel gäbe, aus 
Prineipien der Menſchlichkeit und Natur widerſtreben. Was mich betrifft, ſo kann ich nicht be— 
greifen, wie irgendjemand ein Eigenthum an ſeinem Nächſten erwerben ſoll. Die Geſuchſteller 
ſehen die Sache in einem religiöſen Lichte an; aber ich bedarf keiner religiöfen Motive, um den 
Schacher mit Menſchenfleiſch zu verdammen. Vielleicht können wir in unſerer legislativen 
Eigenſchaft nicht weiter als bis zur Auflage eines Zolls von 10 Dollars gehen; aber ich weiß 
nicht, wie weit ich gehen würde, wenn ich einer der Richter der Vereinigten Staaten wäre und 
dieſe Leute kämen zu mir und würden ihre Emaneipation verlangen. Gewiß, ich würde ſo 
weit als möglich gehen.“ Jackſon erwiderte darauf mit dem „qualificirten Eigenthumsrecht 
des Herrn an ſeinem Sklaven“, der Beziehung auf die Republiken des Alterthums und mit 
dem „ganzen Geiſt der Bibel von der Geneſis bis zur Offenbarung“, welcher beweiſe, daß die 
Sklaverei nicht gegen die Religion verſtoße. 

Nach einer Vordebatte wurden die Petitionen einem beſondern Ausſchuß übertragen, deſſen 
Bericht, nach einem Monat in vermittelndem Sinne erſtattet, aus ſieben Anträgen beſtand und 
eine ſechstägige Debatte hervorrief, die mit der ganzen Hitze der Leidenſchaft geführt wurde und 
ſchon damals alle Gründe pro et contra von beiden Seiten zu Tage förderte. Zuerſt trug Tucker 
darauf an, über den ganzen Bericht „als unconſtitutionell“ zur Tagesordnung überzugehen. Als 
dieſes verworfen ward, begehrte White von Virginien die Streichung der erſten Clauſel, welche 
eine Definition der Befugniſſe des Congreſſes enthielt. Sein College Moore wünſchte die Sache 
fallen zu laſſen, weil er hoffte, die Emaneipation würde ſich beſſer auf anderm Wege ergeben. 
Burke war kein Vertheidiger der Sklaverei, aber er ſah die Ruhe der Union durch ſolche Maß— 
regeln bedroht und meinte, daß die Neger beſſer daran wären als die Armen in Europa. „Was 

ihre Hochzeitsceremonien betrifft, ſo verbinden ſie ſich aus Freundſchaft und Liebe.“ Smith von 

Südearolina eiferte gegen „falſch angewandte und ſchlecht berathene Humanität“. Die ſüdlichen 

Staaten bedürften Sklaven zum Anbau ihres Landes, was nicht durch weiße Leute geſchehen 

könne. Die Reis- und Indigoniederungen würden im Fall der Emancipation zu Grunde gehen, 

und wo bliebe dann das Staatseinkommen. Die Befreiung der Sklaven wäre ein Fluch für 

dieſe ſelbſt. Dieſelben nach ihrer Freilaſſung aus dem Lande ſchicken, ſei unausführbar; fie 
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daheim laſſen, würde alles zu Mulatten machen. Der Vorwurf der Sklaverei treffe nur die 
Sklavenhalter, und die nähmen ihn auf ſich. „Die Sklaverei ſoll“, fuhr der Redner fort, „auf 
den Charakter der Herren ſchädlich wirken, aber wo iſt der Beweis.“ Ebenſo ſei die grauſame 
Behandlung ein Irrthum. Die Abſchaffung der Sklaverei würde nur ein Blutbad unter den 
Negern anrichten. Baldwin wünſchte, das Haus möge ſich mit dieſen Petitionen nicht be⸗ 
ſchmuzen, ſondern ſie, wie der Senat gethan, einfach beiſeite legen. Die Poſtbill und andere 
Fragen wären wichtigere Dinge der Verhandlung. Der ſchlechte Einfluß, den die Sache auf das 
Saus habe, ſei bereits ſichtbar. Glücklicherweiſe ſei der Senat da, deſſen Weisheit und Feſtigkeit 
eine Schranke bilde. Congreßacte ſollten auch die Billigung des großen Mannes (Waſhington) 
baben (Lieblingsphraſe der amerikaniſchen Politiker aller Parteien), den das Volk als ſeinen 
Vater anſehe. Übrigens müſſe die Verfaſſungsmäßigkeit der Frage erſt von dem oberſten Ge⸗ 
richtshof der Union entſchieden werden. Die hohe Brandung dieſer Debatte mache zwar viel 


Lärm, ſchlage aber gegen einen Felſen. In dieſer W 


| Weiſe discutirte man eine Zeit lang, bis Die 
Verſammlung die drei erſten Anträge des Ausſchuſſes annahm. Doch bei dem vierten, über die 
Einfuhrſteuer, erhob ſich die Debatte aufs neue. Burke erklärte, daß die ſüdlichen Staaten ihr 
Eigenthum zu vertheidigen wiſſen würden. Wenn ſolche Aufwiegler wie die Quäker kämen, ſo 
würden ſich Geſetze der Beſtrafung ſchaffen laſſen. Page war zu Gunſten der Einfuhrſteuer, 
wellte aber ihren Beſchluß an dieſer Stelle vermeiden. Der fünfte Antrag, welcher ſich auf das 
Recht des Congreſſes zu Handelsbeſtimmungen bezog, erzeugte neue Proteſtationen von ſeiten 
der Südländer. Der Congreß, meinten ſie, dürfe nur den Eintritt in den charlestoner Hafen 
auf Schiffe von 600 Tonnenlaſt beſchränken, um den ganzen Handel zu ruiniren. Nach dieſen 
Worten verloren die Nordländer die Geduld. Vining von Delaware ermahnte die Südlän⸗ 
der, mit den erhaltenen Conceſſtonen ſich endlich zufrieden zu geben. Die vorherrſchende Stim⸗ 
mung der Nation erheiſche auch Berückſichtigung, denn alle Staaten, von Virginien bis Neu⸗ 
bampſhire, hätten Geſetze gegen den Sklavenhandel erlaſſen. Baldwin und Tucker opponirten 
ihm, aber der von Madiſon eingebrachte Antrag wurde angenommen. 

Bei dem ſechsten Punkt, den fremden Sklavenhandel aus amerikaniſchen Häfen betreffend, 
erhob ſich Scott von Pennſolvanien mit einer gewandten Rede. Das wäre, ſagte er, ein Gegen⸗ 
ſtand der Beſprechung bei allen civiliſirten Völkern, und was hier geſagt und beſchloſſen werde, 
müßte alſo den politiſchen Charakter von Amerika beſtimmen. Ein Advocat der Sklaverei im 
vollen Sinne, in dieſem Zeitalter und auf dieſer Bühne würde ein Phänomen ſein. Und doch 
wären ſolche Advocaten hier erſchienen und hätten Dinge vorgebracht, die nur jene glaublich hal⸗ 
ten könnten, die ſie gehört hätten. Was immer die Vereinbarungen in der Convention geweſen, 
die Verfaſſung ſei nun fertig und abgeſchloſſen. Danach beſitze der Congreß die Macht einen 
Einfuhrzoll auf gewiſſe Perſonen zu erheben, unter denen ebenſowol Schwarze als Weiße zu 
verſtehen ſeien. Der Congreß könne ſogar weiter gehen und die Einfuhr von Perſonen, die ge⸗ 
wiſſe Eigenſchaften, wie z. B. eine anſteckende Krankheit, beſäßen, ganz verbieten. Wenn nun 
die Sklaverei als eine ſolche Eigenſchaft bezeichnet würde, ſo dürften Neger als Sklaven gar nicht 
und als Schwarze nur unter Zoll eingeführt werden. Andererſeits habe der Congreß auch das 
Recht, Handel und Schiffahrt zu reguliren. Angenommen, die Neger ſollten Waare und Eigen⸗ 
thum ſein, könne der Congreß ſie nicht als Contrebande erklären? Weiter ſei der Congreß zu 
Naturaliſationsgeſetzen berechtigt. Dieſe gehörten ausſchließlich in das Gebiet der Politik, und 
es hänge blos von der Zweckmäßigkeit ab, zu erklären, jeder Menſch, der ſeinen Fuß auf 
amerikaniſchen Boden ſetzt, ſei nicht blos ein freier Mann, ſondern ein freier Bürger der Union. 
Endlich ſtehe dem Congreß die Geſetzgebung über Seeräuberei und Landesverrath zu. Unter 
dieſer Rubrik könne er die Wegführung von Perſonen ohne deren Beiſtimmung als Menſchen⸗ 
raub bei Todesſtrafe verbieten. Man ſehe alſo, daß der Congreß das Recht und die Macht habe, 
die Sklaverei zu verbieten, ohne in Conflict mit irgendeiner Verfaſſungsbeſtimmung zu gera⸗ 
then. Freilich, wenn man frage, was der Congreß thun werde, ſo ſei er der erſte zu antworten 
— nichts. Vorläufig ſei auch noch kein Grund zum Handeln. Aber die Rechtsfrage ſolle voll⸗ 
ſtändig klar werden, damit die Welt wiſſe, was ſie von dem Congreß zu halten habe. 

Jackſon ſuchte Scott durch den göttlichen Urſprung der Sklaverei nach Moſes und durch die 
Beiſpiele Roms und Griechenlands zu widerlegen, indem er zum Schluß auf die Compromiß⸗ 
natur der Verfaſſung zurückging. Smith war der Debatte müde, anerkannte aber in einem 
Punkte Scott's Logik, nach welcher er für ſeine Perſon vorſchlage, die Einfuhr von Quäkern zu 
verbieten. Jackſon ergriff nochmals das Wort und lobte Scott's Schärfe und Aufrichtigkeit; er 
ſei für keine halben Maßregeln. Wenn es dem Norden aufrichtig um die Emancipation zu thun 
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wäre, fo möge er zuerſt damit bei ſich ſelbſt anfangen; der Süden bedürfe nicht jener heuchleri⸗ 
ſchen Theilnahme für ſeine Intereſſen. Williamſon endlich erklärte ſich gegen den ganzen Be⸗ 
richt, weil der Congreß nach der Verfaſſung kein Recht habe, ſich in die Angelegenheit einzu⸗ 
miſchen. Nichtintervention ſei die einzig richtige Politik. Der ſechste Paragraph wurde hier⸗ 
auf angenommen. Der ſiebente Punkt, der dem Congreß die volle Ausübung ſeiner Beſchrän⸗ 
kungsbefugniß gegen den Sklavenhandel vindicirte, erlitt das Schickſal, ausgeſtrichen zu werden. 
Der ganze Beſchluß, in vier Paragraphen zuſammengezogen, lautete: „Daß der Congreß die 
Wanderung oder Einführung ſolcher Perſonen, deren Zulaſſung einer der jetzt beſtehenden 
Staaten ſchicklich erachtet, vor dem Jahre 1808 nicht verbieten könne“; — „daß der Congreß keine 
Befugniß habe, ſich in die Emancipation der Sklaven oder ihre Behandlung in den einzelnen 
Staaten einzumengen, ſondern es den letztern überlaſſe, diejenigen Vorkehrungen, welche die 
Menſchlichkeit und eine richtige Politik vorſchreiben, zu treffen“; — „daß der Congreß das Recht 
habe, den Bürgern der Vereinigten Staaten die Betreibung des afrikaniſchen Sklavenhandels 
zum Zwecke der Verſorgung von Fremden mit Sklaven zu unterſagen und die geeigneten Maß⸗ 
regeln behufs einer menſchlichen Behandlung ſolcher von den beſagten Bürgern in die beſagten, 
die Einfuhr geſtattenden Staaten importirter Sklaven zu erlaſſen“; — „daß der Congreß auch 
die Macht habe, Fremden die Ausrüſtung von Schiffen zum Transport von Perſonen aus Afrika 
nach einem fremden Hafen in irgendeinem Hafen der Vereinigten Staaten zu verbieten“. i 
Dieſe Verhandlung und der Beſchluß, welchen fie zur Folge hatte, waren der erſte parlamen⸗ 
tariſche Act des Congreſſes, welcher in den Mitgliedern den vollen Gegenſatz zwiſchen dem Nor⸗ 
den und Süden zum Bewußtſein brachte. Unter dem letztern waren indeſſen blos noch Süd— 
carolina und Georgia zu verſtehen, während die Majorität der Abgeordneten von Maryland 
und Virginien Antiſklavereianſichten huldigte. Die Leidenſchaftlichkeit, mit welcher Südcaro⸗ 
lina und Georgia das Sklavenintereſſe und die Politik der Nichteinmiſchung des Congreſſes in 
daſſelbe vertheidigten, erregte allgemeine Überraſchung. Die Freunde der Union waren höchſt 
beſtürzt über dieſes Hervortreten eines bittern Trennungsgefühls, dem ſie bald ihre beſſere 
Überzeugung zum Opfer brachten. Obgleich die Majorität des Hauſes entſchieden zu Gunſten 
der Autorität des Congreſſes war, ſo ſchrak ſie doch vor der praktiſchen Anwendung derſelben 
zurück. Statt daher dieſe Autorität zu befeſtigen und der öffentlichen Meinung Rechnung zu 
tragen, was die Abſicht des Berichts war, endigte die Debatte vielmehr damit, die Aufregung 
des Südens — einer kleinen und auch nicht mächtigen, aber durch ihre Wuth und Drohung 
einſchüchternden Partei — zu beſchwichtigen. Die Quäker und Gegner der Sklaverei ließen 
ſich indeß dadurch weder einſchüchtern noch Stillſchweigen auferlegen. Zwei Jahre ſpäter, im 
Jahre 1792, ſchickte der Abolitioniſtenverein von Philadelphia eine neue Denkſchrift ein, in 
welcher er den Congreß aufforderte, von ſeiner ihm vorbehaltenen Gewalt zur Unterdrückung 
des Sklavenhandels Gebrauch zu machen. Dieſe Denkſchrift wurde, von den Abolitioniſtenver⸗ 
einen in Rhode⸗Island, Connecticut, Neuyvork, Virginien und Maryland unterſtützt, einem be⸗ 
ſondern Ausſchuß überwieſen. Da derſelbe mit ſeiner Berichterſtattung zögerte, ſo regte man 
den Gegenſtand in der nächſten Seſſion abermals an. Zugleich ſandte Werner Mifflin, ein phi⸗ 
lanthropiſcher Ouäker aus Delaware, eine beſondere Denkſchrift über die Negerfklaverei, ihre 
Ungerechtigkeit und die Nothwendigkeit ihrer Abſchaffung ein: Dieſelbe wurde in der Verſamm⸗ 
lung vorgeleſen und ohne Bemerkung auf den Tiſch des Hauſes niedergelegt. Zwei Tage ſpäter 
lenkte Steele von Nordcarolina die Aufmerkſamkeit darauf hin, indem er beantragte, daß ſie 
ihrem Verfaſſer zurückgegeben und ihre Eintragung aus dem Protokoll geſtrichen würde. Dieſe 
Petition ſoll, wie Smith von Südearolina bemerkt, blos eine „ſchwülſtige Rhapſodie eines fa— 
natiſchen Narren, voll Bibelſprüche und ohne beſtimmtes Petitum“ geweſen ſein. Die De⸗ 
batte, welche ſich hierüber entſpann, zeigte indeß den Boden dieſer Frage noch ſo entzündbar, 
daß das Haus Steele's Antrag in ſeiner erſten Hälfte annahm. Mit beſſerm Erfolg traten die 
Gegner der Sklaverei im nächſten Jahre wieder vor. Auf Antrag der neuvorker Gefell- 
ſchaft hatten die Abolitioniſtenvereine eine Generalverſammlung in Philadelphia abgehalten, 
die jedes Jahr wiederholt werden ſollte. In einem ſorgfältig ausgearbeiteten Memorandum, 
das ſich in ſtreng conſtitutionellen Formen hielt, bat man den Congreß, alles zu thun, um den 
Sklavenhandel zu beſeitigen. Die Denkſchrift wurde nebſt einigen Quäkerpetitionen einem Aus- 
ſchuß übertragen, deſſen Antrag, wie es ſcheint, ohne Widerſtand beſchloſſen ward. Derſelbe 
verbot die Ausrüſtung von Schiffen in den Vereinigten Staaten behufs des fremden Sklaven⸗ 
handels bei Strafe des Verluſtes des Schiffs und einer Buße von 2000 Dollars. 
Während dieſe Kämpfe für und gegen die Sklaverei im Repräſentantenhauſe ſtattfanden, 
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wurde im Senat (1793) das Geſetz zur Ausführung des §. 2, Art. 4 der Verfaſſung über 
flüchtige Verbrecher und Sklaven erlaſſen. Als eine conſtitutionelle Maßnahme, deren Ver⸗ 
faſſungsmäßigkeit keinem Zweifel unterlag, ſtieß es auf keinen Widerſtand. Vor der Gerechtig⸗ 
keit Flüchtige ſind hiernach auf Verlangen der Executive, aus deren Bezirk ſie geflohen, von der 
Executive des Staats, in dem ſie ſich befinden, gegen Vorzeigung eines Affidavit auszuliefern 
und zur Aburtheilung zurückzubringen. Vor Dienſt und Arbeit Flüchtige dagegen ſollen von 
ihrem Herrn, deſſen Agenten oder Vertreter ergriffen und vor den Vereinigten⸗Staaten⸗Richter 
oder irgendeine andere Magiſtratsperſon des Orts geführt werden dürfen, die nach ihrer mora⸗ 
liſchen Überzeugung über den Auslieferungsfall zu entſcheiden habe. Wer immer die Ergrei⸗ 
fung oͤder Wegführung des Flüchtigen verhindert, oder einen ſolchen nach erfolgter Anzeige ver⸗ 
birgt, ſoll dem Reclamirenden 500 Dollars erlegen. Zur Zeit, als dieſe Bill beſchloſſen ward, 
verhielt ſich die öffentliche Meinung ziemlich gleichgültig dagegen. Später aber fand man die 
Bill außerordentlich hart und ungerecht, und die Mehrzahl der freien Staaten verbot ihre 
Ausführung. Als Vorwand zur Exlaſſung dieſes Verbots diente eine Entſcheidung des ober⸗ 
ſten Gerichtshofs der Union, wonach der Congreß kein Recht habe, Staatsbeamten ihre Pflichten 
vorzuſchreiben. 

Im Jahre 1800 wurde die Antiſklavereiagitation im Hauſe wieder aufgenommen. Am 
2. Jan. jenes Jahres reichte Wale eine Petition der freien farbigen Einwohner von Phila⸗ 
delphia und Umgegend ein, welche ſich über die geheime Fortſetzung des Sklavenhandels an der 
Küſte von Guinea, die misbräuchliche Entführung freier Farbigen aus den Staaten und die 
Härte des Flüchtlingsgeſetzes beklagten. Wale's Antrag, die Petition einem Ausſchuß zu über⸗ 
weiſen, rief eine große Oppoſition, ſelbſt auf ſeiten einiger nördlichen Mitglieder, wie Otis von 
Boſton, hervor. Dennoch ging derſelbe nach einiger Abänderung von ſeiten des Antragſtellers 
durch und hatte den Erfolg, daß das Haus neue und ſtrengere Verfügungen gegen den fremden 
Sklavenhandel erließ. | 

Die Abolitioniftenvereine unternahmen erſt im Jahre 1804 wieder Schritte für ihre Sache 
bei dem Congreſſe. Die Union hatte damals das Territorium Louiſiana von Frankreich erwor⸗ 
ben, und die Abolitioniſten baten, in demſelben die Sklaveneinfuhr zu verbieten. Infolge dieſes 
Geſuchs wurde in die Organiſationsacte des Gebiets von Neuorleans die Beſtimmung aufgenom⸗ 
men, daß Sklaven, die ſeit 1798 in die Vereinigten Staaten importirt worden, gar nicht, alle 
andern aber nur von wirklichen Anſiedlern in das Territorium gebracht werden dürften. Die 
Abſicht der erſtern Beſtimmung war, die Wirkung eines Geſetzes von Südearolina zu entkräften, 
welches kürzlich den afrikaniſchen Sklavenhandel, dem Verbot des Congreſſes zum Trotz, wieder 
bei ſich eingeführt. Dieſe Maßregel hatte viele Mitglieder des Congreſſes ſo ſehr verletzt, daß 
Bard von Pennſylvanien den Antrag ſtellte, die Zehndollarſteuer auf jeden importirten Neger 
endlich anzuordnen. Das Haus ſchien entſchloſſen auf denſelben einzugehen. Indeſſen machten 
die Repräſentanten von Südcarolina Verſprechungen, worauf die Sache liegen blieb. Kurz 
vorher hatten die Abolitioniſten die Aufhebung der Sklaverei in Neujerſey durchgeſetzt (am 
15. Febr. 1804). 

Die Jahre 1804 und 1805 verſtrichen, ohne daß neue Discuſſionen in der Sache ſtatt⸗ 
fanden, aber in der Sitzungsperiode von 1806 zu 1807 kam das Ausführungsgeſetz des 
§. 9, Art. 1 der Verſaſſung, das Aufhören der Sklavereieinfuhr vom 1. Jan. 1808 an betref⸗ 
fend, zur Verhandlung. Zwei Fragen beſchäftigten hauptſächlich die Parteien. Was ſollte mit 
den widerrechtlich eingeführten Negern geſchehen, und worin ſollte die Strafe der Zuwiderhan⸗ 
delnden beſtehen? In Rückſicht auf die erſte Frage ſchlug der Ausſchuß „die Confiscation und 
Veräußerung der Sklaven zum Beſten der Vereinigten Staaten vor“. Dagegen beantragte 
Sloan, die confiscirten Sklaven in Freiheit zu ſetzen. Das erſtere würde die Sklaverei ſanctio⸗ 
nirt und die Union zum Sklavenhändler gemacht haben; das letztere ſchien unannehmbar, weil 
es eine Anerkennung abolitioniſtiſcher Principien enthielt. Nicht geringer waren die Schwierig⸗ 
keiten der zweiten Frage, der Beſtrafung der Zuwiderhandelnden, wobei als Abſchreckungs⸗ 
mittel die Todesſtrafe vorgeſchlagen ward. Nachdem man ſich lange vergeblich herumgeſtritten, 
überwies man den Gegenſtand einem Geſammtausſchuß aller Staaten, welcher an die Stelle des 
Verkaufs der confiscirten Sklaven die ſtufenweiſe Emancipation der Confiseirten in freien Staa⸗ 
ten ſetzte, damit aber nur einen neuen Sturm hervorrief. Inzwiſchen hatte der Senat, der ſich 
gleichzeitig mit der Frage beſchäftigte, eine Bill dem Hauſe überſchickt, welche die Verfügung über 
widerrechtlich Importirte den betreffenden Staaten überließ. Beide Häuſer einigten ſich hier⸗ 
auf dabin, daß das Repräſentantenhaus die letztere Beſtimmung annahm, dagegen die Todes⸗ 


Das Sklavenweſen in Nordamerika. 55 


ſtrafe fahren ließ. Die Acte, wie ſie nun zu Stande kam, verordnet eine Strafe von 20000 Pf. St. 
und Verluſt des Schiffs gegen alle Perſonen, die bei der Ausrüſtung eines Sklavenſchiffs 
betheiligt ſind; ebenſo eine Strafe von 5000 Pf. St. und Verluſt des Schiffs gegen die, welche 
einen Neger, Mulatten oder Farbigen an Bord nehmen, um ihn in den Vereinigten Staaten zu 
verkaufen. Wer einen Sklaven aus dem Auslande wirklich einbringt und verkauft, ſoll mit Ge⸗ 
fängniß von nicht weniger als fünf und nicht mehr als zehn Jahren, außerdem mit einer Buße 
son 100010000 Pf. St. beſtraft werden. Der Käufer bezahlt für jede fo gekaufte Perſon 
800 Pf. St. Sowol der Importeur als der Käufer verlieren ihren Anf pruch an den Importir⸗ 
ten, welche nach den Geſetzen des betreffenden Staats, die mit dieſer Acte nicht im Widerſpruch 
ſtehen ſollen, behandelt werden. Zur Regulirung des Küſtentransports von Sklaven wurde 
beſtimmt, daß jedes Schiff, welches Sklaven aus einem Staate in den andern führt, dieſelben 
bei Abgang und Ankunft in den Hafen nach Namen, Alter und Geſchlecht nebſt dem Namen der 
Eigenthümer bei Strafe des Verluſtes des Schiffs und 1000 Pf. St. Buße für jedes Individuum 
zu declariren habe. Schiffe unter 40 Tonnen dürfen gar keine Sklaven transportiren, und 
ſolche, die mit Sklaven am Bord von der angezeigten Route abweichen, ſollen confiscirt werden. 
Der Herr des Schiffs wird bei Übertretung mit 10000 Pf. St. Geldbuße und zwei bis vier 
Jahre Gefängnißſtrafe belegt. Die Ergreifer erhalten die Hälfte des confiscirten Schiffs und 
ſeines Cargo. 

Obgleich dieſes Geſetz von einer legislativen Anerkennung der Sklaverei nicht mehr ſehr 
entfernt war, befriedigte es doch nicht die Erwartungen des Südens. Randolph drohte ſogar 
mit Ausſcheidung des Südens und forderte die Einbringung einer Bill, welche unter dem Vor— 
wande der Interpretation dem Congreß das Geſetzgebungsrecht in der Sklavenfrage abſprach. 
Die Einbringung dieſer Bill wurde ihm bewilligt, aber ad acta gelegt. Dafür rächten ſich die 
ſüdlichen Staaten durch neue Sklavengeſetze. Schon im Jahre 1796 hatte Nordcarolina ſeine 
alten Beſchränkungen der Emancipation wieder eingeführt. Südcarolina erlaubte dieſelbe nur 
unter Bewilligung des Friedensrichters und von fünf Freien, und verbot Zuſammenkünfte 
von Farbigen behufs „geiftigen Unterrichts und religiöſer Erhebung“. Derſelbe Geiſt gewann 
in Virginien die Oberhand, wo Negerrevolten im Jahre 1799 und 1801 ſtattfanden. Die Er⸗ 
laubniß der Emaneipation wurde 1805 aufgehoben, und emancipirte Sklaven, welche man 
beſonders fürchtete, wurden bei Verluſt ihrer Freiheit aus dem Lande gewieſen. Die Legislatur 
von Kentucky beſchloß ſogar, daß freie Neger, die in den Staat kämen, Bürgſchaft ſtellen 
müßten, denſelben in 20 Tagen wieder zu verlaſſen, bei Strafe nach dieſer Zeit auf ein Jahr 
verkauft zu werden. Von dieſer Reaction der Sklavenſtaaten ſcheint ſelbſt der Norden nicht 
ganz verſchont geblieben zu ſein. Die Generalverſammlung der Abolitioniſtenvereine hatte ihre 
jährlichen Sitzungen ſeit dem Jahre 1793 regelmäßig fortgeſetzt, aber es begann nun ein 
Theil der Mitglieder auszubleiben, und die Geſellſchaft beſchloß, künftig blos alle drei Jahre 
ſich zu verſammeln. Die Mehrzahl der einzelnen Vereine hörten allmählich auf, und auch die 
dreijährige Generalverſammlung kam nicht zu Stande. Selbſt Jefferſon, mehr Diplomat als 
Politiker und Parteimann geworden, wollte ſeine Popularität im Süden nicht in die Schanze 
ſchlagen und beobachtete ein unverbrüchliches Stillſchweigen. Kaum daß er noch in Privat- 
briefen von der Nothwendigkeit ſprach, der Sklaverei als eines Übels los zu werden. 


Der Miſſouri⸗Kampf. 


Die Beſtrebungen für und gegen die Ausdehnung der Sklaverei hatten bisjetzt keinen ent- 
ſcheidenden Einfluß auf die Stellung der amerikaniſchen Parteien ausgeübt. So conſequent 
dieſe Beſtrebungen auch einander folgten, und ſo heftig ſie jedesmal auftraten, ſo wurden ſie doch 
immer wieder durch andere, das öffentliche Intereſſe mehr beſchäftigende Fragen in den Hinter— 
grund gedrängt. Eine tiefere Rückwirkung auf das Parteiweſen begann die Sklavenfrage erſt 
gegen das Ende des zweiten Decenniums unſers Jahrhunderts zu äußern, als die Miſſouri— 
Angelegenheit zur Erörterung kam. 

Es gab zu jener Zeit zwei große Parteien in den Vereinigten Staaten, welche, wie ſchon 
bemerkt, beide mit der Gründung der Union ihren Urſprung nahmen, von denen aber jede ſich 
ihrer Auflöſung näherte. Die Föderaliſten oder die nationale Partei bildeten die, welche die 
Durchführung der Verfaſſung, die Befeſtigung der Union und Bundesregierung, die Erfüllung 
der eingegangenen Verträge, die Sicherung des öffentlichen Credits, die Beförderung des natio— 
nalen Handels, der Schiffahrt und Induſtrie, kurz mehr die allgemeinen als lokalen Intereſſen 
der Union im Auge behielten. In der auswärtigen Politik zogen ſie den Frieden dem Kriege 
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vor, um die innere Entwickelung der Union zu begünſtigen, waren auch einer Ausdehnung des 
Unionsgebiets entgegengeſetzt. Als Führer und Gründer dieſer Partei wird Alexander Samil- 
ton, Vertrauter von Waſhington und nachmaliger Finanzſeeretär, angeſehen. Ihr gegenüber 
ſtanden die Antiföderaliſten, ſpäter auch Republikaner oder Demokraten genannt. Die Anti⸗ 
föderaliſten behaupteten, eigentlich die wahren Vertreter des Föderalismus zu ſein, indem ſie er⸗ 
klärten, daß die Verfaſſung der neuen Nationalregierung ſchon zu ausgedehnte Befugniſſe ein⸗ 
räume, ſodaß man dieſe in der Ausübung zu beſchränken ſuchen müſſe. Bei ihrer Oppoſition 
ſtützten fie ſich hauptſächlich auf das Intereſſe der Pflanzer- und Ackerbaubevölkerung, welche 
durch die Centralgewalt zur Bezahlung ihrer aus der Colonialzeit herrührenden Schulden an 
die engliſchen Kaufleute nicht gezwungen werden wollten. Inſofern die Föderaliſten die Ver⸗ 
treter der Macht und Autorität der Unionsregierung waren, traten dagegen die Antiföderali⸗ 
ſten als die Vertheidiger der Prineipien der Freiheit und Selbſtregierung auf. Ihr Haupt und 
Stammvater war Jefferſon. Im Laufe der erſten Entwickelung des jungen Bundesſtaats hatte 
jede dieſer Parteien abwechſelnd das Steuerruder der Adminiſtration in Händen geführt, bis 
ſie nach Erreichung ihrer Parteizwecke und Überwindung des Gegenſatzes, der ihrer Entſtehung 
zu Grunde lag, in ihre Elemente zerfielen. Dieſe Periode ihrer Auflöſung und Neubildung 
fällt mit der Wiederaufnahme der Sklavenfrage zuſammen. N 

Die raſche Zunahme von Anſiedelungen, welche der vortheilhafte Anbau der Baumwolle 
im ſüdweſtlichen Theile der Union erzeugte, hatte trotz der geſetzlichen Verhote nicht nur den 
afrikaniſchen Sklavenhandel wieder aufgefriſcht, ſondern auch einen inländifchen Menſchen⸗ 
ſchacher ins Leben gerufen, von welchem die Stadt Waſhington einer der Hauptplätze ward. 
Derſelbe wurde von Leuten betrieben, die ein Gewerbe daraus machten, die Neger der herabge— 
kommenen Sklavenhalter von Maryland und Virginien, deren es viele gab, aufzukaufen und 
nach den blühenden Ortſchaften des Südens und Weſtens zu transportiren. Wie unmenſch⸗ 
lich die „ tieſes Handels geweſen ſein muß, läßt ſich am beſten daraus abnehmen, daß der 
Führer der Sklavenpartei ſelbſt, Randolph von Virginien, vor dem Congreſſe ihn als „haſſens⸗ 
werth und abſcheulich“ bezeichnete. Auf Verlangen des Gouverneurs Williams, welcher „dieſes 
endloſe Treiben von Maſſen leidender Opfer kuf den Straßen und Wegen zur Befriedigung un⸗ 
erſättlicher Geldgier“ in ſeiner Botſchaft als ebenſo unmenſchlich wie unpolitiſch und geſetzlos 
erklärte, wurde derſelbe endlich in Südcarolina verboten, was auch Georgien that. Aber beide 
Verbote erwieſen ſich fruchtlos, und Südcarolina nahm ſogar das ſeinige ſchon nach zwei Jahren 
wieder zurück. Nicht beſſer erging es einem andern Project, welches mehrere Mitglieder des 
Congreſſes in Waſhington hegten. Dieſelben beabſichtigten die Errichtung einer Coloniſations⸗ 
geſellſchaft zur Auswanderung freier Neger nach Afrika. England beſaß eine ſolche Colonie be⸗ 
reits in Sierra-Leone, welche mit flüchtigen Sklaven aus dem Unabhängigkeitskriege bevölkert 
worden war. Die Idee, der Anlage ein ähnliches Etabliſſement auf amerikaniſche Koſten zur Seite 
zu ſetzen, hatte durch einen Auswanderungszug, den ein farbiger Bürger von Maſſachuſetts 
nach Sierra-Leone geführt, neue Anregung erhalten und ſchien an und für ſich rathſam, ſeit⸗ 
dem nicht nur die ſüdlichen, ſondern auch einige der nördlichen Staaten, wie Ohio, freien Far⸗ 


bigen den Aufenthalt in ihrem Gebiete unterſagten. Der Ausſchuß, welcher über den Plan 


Bericht erſtattete, meinte jedoch, daß es das Beſte wäre, England um die Erlaubniß zur Auf⸗ 
nahme der Transportirten in ſeine Colonie zu erſuchen, und ſchlug eine dahin gehende Autoriſa⸗ 
tion des Präſidenten zur Unterhandlung vor, worauf das Project vorläufig aufgegeben ward. 
Bald darauf (im Frühjahr 1818) wurde in beiden Häuſern eine Petition der Jahresverſamm⸗ 
lung der Quäker von Baltimore eingereicht, welche auf größere Schutzmaßregeln gegen die Ent⸗ 
führung freier Neger antrug, wozu der inländiſche Sklavenhandel unter dem beſtehenden 
Flüchtlingsgeſetze Veranlaſſung gab. Wie gewöhnlich, wenn auf die Beſchränkung der Sklaverei 
abzielende Vorſchläge gemacht wurden, trug auch diesmal ein Abgeordneter des Südens Pindal 
von Virginien, auf eine Verſchärfung des Flüchtlingsgeſetzes an, indem, wie er meinte, die 
Luft des Entfliehens bei den Sklaven der Grenzbezirke ſeit dem Steigen des inländiſchen Sklaven⸗ 
verkehrs außerordentlich groß geworden ſei. Seiner Anſicht ſchloſſen ſich ſogar mehrere Mit⸗ 
glieder aus dem Norden an, unter denen z. B. Stores von Neuyork jetzt das erſte mal die Mei⸗ 
nung ausſprach, daß um des lieben Friedens und Beſtandes der Union willen die nördlichen 
Männer endlich lernen müßten, ihre Vorurtheile aufzugeben. Der Ausſchuß trug auf die An⸗ 
nahme des Pindal'ſchen Antrags an, und im Januar und März 1818 wurde von beiden Häu⸗ 
ſern eine Bill angenommen, welche die Strenge des Geſetzes gegen flüchtige Sklaven vom Jahre 


1793 erhöhte. Ein Jahr ſpäter erließen Neuyork und Neujerſey, die über den häuslichen | 
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Sklavenhandel empört waren, ein Verbot der Sklavenausfuhr aus ihren Gebieten und baten 
den Congreß, ſie in der Ausführung deſſelben zu unterſtützen. Da die öffentliche Misſtim⸗ 
mung durch Beſchlagnahme eingeſchmuggelter Negercargos und deren öffentliche Verſteigerung 
in Georgia und Louiſiana vermehrt worden war, beſchloß der Congreß, eine Prämie von 
50 Pf. St. für die Anzeige jedes geſetzwidrig importirten Negers zu erlaſſen und den Präſi⸗ 
denten zu autoriſiren, die geeigneten Vorkehrungen zu ihrer Rückſendung an die Küſten von 
Afrika zu treffen. n b 

Die erwähnten Beſchlüſſe waren jedoch nur die Vorboten eines größern Kampfes, welcher 
im Anzuge war. Im Jahre 1803 wurde das große im Weſten und Nordweſten vom Miſſiſſippi 
gelegene, etwa 15 Breitengrade umfaſſende und unter dem Namen Louiſiana bekannte Land 
von Frankreich an die Vereinigten Staaten um 15 Mill. Dollars abgetreten, von denen 
3,750000 Dollars zur Bezahlung amerikaniſcher Forderungen (für von amerikaniſchen Kaufleu— 
ten gemachte Lieferungen) an Frankreich beſtimmt waren. In dieſem Gebiet, welches Frankreich 
kurz vorher von Spanien ohne Entſchädigung erworben hatte, beſtand die Sklaverei f owol unter 
ſpaniſcher als franzöſiſcher Herrſchaft. Der Art. 3 des Ceſſionsvertrags ſagt darüber: „Die 
Einwohner des abgetretenen Territoriums ſollen in die Union der Vereinigten Staaten einver⸗ 
leibt und ſobald als möglich den Principien der Bundesverfaſſung gemäß zu dem Genuſſe aller 
Rechte, Vortheile und Immunitäten der Bürger der Vereinigten Staaten zugelaſſen, in der 
Zwiſchenzeit aber in dem freien Genuſſe ihrer Freiheit, ihres Eigenthums und ihrer Religion 
belaſſen und geſchützt werden.“ | 

Der ſüdliche Theil dieſes Territoriums war als Staat Louiſiana im Jahre 1812 von dem 
Congreſſe aufgenommen worden, worauf das übrig bleibende und außerhalb deſſelben gelegene 
Gebiet den Namen Miſſouri⸗Territorium erhielt. Kraft des Ceſſionsvertrags fuhren die Ein⸗ 
wohner deſſelben fort, Sklaven zu halten, und der Beſtimmung gemäß, wonach den Lerritorien 
geſtattet war, einen Abgeordneten mit blos berathender Stimme in den Conar“, „u jenden, er⸗ 
ſchien John Scott als Delegirter von Miſſouri bei der Eröffnung des funfzehnten Congreſſes in 
Waſhington (1. Dec. 1817). Derſelbe wurde vom Haufe zugelaſſen and reichte am 16. März 
1818 mehrere Petitionen von Bürgern aus Mißfouri ein, welche um Zulaffung für Miſſouri als 
Staat in die Union anſuchten. Die Sache wurde einem Ausſchuſſe von ſieben Mitgliedern, 
Scott als Vorſtand, übertragen, welcher am 3. April eine Bill behufs „der Autoriſation des 
Volks in Miſſouri zur Bildung einer Verfaſſung und Staatsregierung und zum Zwecke ſeiner 
Zulaſſung als Staat auf gleicher Grundlage mit den urſprünglichen Staaten“ einbrachte. Nach 
zweimaliger Leſung ging dieſe Bill an den Geſammtausſchuß, wo ſie bis zur nächſten Seſſion 

liegen blieb. Am 13. Febr. 1819 nahm das Haus, als Ausſchuß conſtituirt, dieſelbe vor, wo⸗ 
bei mehrere Amendements angenommen wurden, von denen das wichtigſte, von J. Tallmadge 
aus Neuyork eingebrachte, lautete: „Und ſoll die fernere Einführung der Sklaverei oder unfrei— 
willigen Dienſtbarkeit, außer als Strafe für Verbrechen, deren die Partei geſetzmäßig überwie— 
ſen, verboten und alle Kinder von Sklaven, die in dem beſagten Staate nach feiner Zulaſſung ge— 
boren werden, frei ſein und nur bis zum fünfundzwanzigſten Jahre in Dienſt gehalten werden.“ 

Dieſer beſchränkende Zuſatz wurde von 87 gegen 76 Stimmen angenommen, worauf Stores 
von Neuyork die Streichung der Worte „auf gleicher Grundlage mit den urſprünglichen Staa— 
ten“ aus dem Titel der Bill vorſchlug, was jedoch verneint wurde. Bei einer dritten Leſung 
ging die ganze Bill mit 98 gegen 56 Stimmen durch und wurde dem Senat überſchickt, welcher 
die Beſchränkungsclauſel ausſtrich und die Bill dem Hauſe zurückgab. Das Haus verweigerte 
aber ſeinen Beitritt und überſandte die Bill ſammt der Reſtriction abermals dem Senat. Die— 
ſer verharrte jedoch ebenfalls auf ſeinem Votum, und da auch das Haus nicht nachgab, kam keine 
Einigung zu Stande. Damit endete die erſte Phaſe des Kampfes. 

Einige Tage nachdem die Verſammlung das Amendement von Tallmadge angenommen, 
ging eine Bill zur Organiſation des Territoriums Arkanſas bei dem Hauſe ein. Dieſes Terri— 
torium bildete den ſüdlichen Theil des Gebiets von Miſſouri, von dem es ſchon im Jahre 1812 
abgeſondert worden war. Taylor von Neuyork trug darauf an, die obige Reſtrictionsclauſel 
von Miſſouri auch in die Arkanſas-Bill aufzunehmen, und das Haus ging auf dieſen Vorſchlag 
ein. Den nächſten Tag aber ſchon wurde dieſelbe wieder hinwegvotirt, worauf Taylor an ihrer 
Statt den Zuſatz beantragte, daß Sklaverei und unfreiwillige Dienſtbarkeit hinfort in keinem 

Theile der Territorien der Vereinigten Staaten jenſeit der nördlichen Grenze von Arkanſas, 
nämlich im Norden des 36° 30“ nördl. Br. zugelaſſen werden ſollte. Livermore von Neu— 
hampſhire, ein Vertheidiger der Miſſouri⸗Clauſel, bemerkte, daß dieſer Antrag im „wahren 
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Sinne des Compromiſſes“ gemacht ſei, und auch Harriſon ſtimmte demſelben bei, indem er nur 
eine nördlichere Grenzlinie der Sklaverei vorſchlug. Doch war eine große Mehrheit aller nörd⸗ 
lichen und ſüdlichen Mitglieder jedem Compromiſſe zuwider, und Taylor zog ſein Amendement 
wieder zurück, worauf die Bill ohne Reſtriction bewilligt ward. 

Die Weigerung des Hauſes, ein Compromiß einzugehen, hatte ihren Grund in der Praxis 
welche bisher bei der Aufnahme neuer Staaten in die Union befolgt worden war. Die Su: 
laſſung neuer Staaten hatte bisjetzt nach dem Grundſatz ſtattgefunden, daß immer abwechſelnd 
ein ſklavenfreier und ſklavenhaltender Staat aufgenommen ward. Vermont und Kentucky 
Tenneſſee und Ohio, Louiſiana und Indiana, Miſſiſſippi und Illinois folgten ſich 5 

als Sklavenſtaaten und freie Staaten. Im Jahre 1817 war Alabama zur Entwerfung einer 
Staatsverfaſſung ohne Reſtrietion autoriſirt worden, und Miſſouri, das nach dieſem einkam, 
hätte alſo wieder unter die Beſchränkungsclauſel geſtellt werden ſollen. Taylor's Amendement, 
welches der Sklaverei eine beſtändige Grenzlinie anwies, derogirte die bisherige Regel und wurde 
ebenſo von den nördlichen wie ſüdlichen Mitgliedern als überflüſſig angeſehen, von den letztern 
freilich noch mehr darum, weil ſie unter Umſtänden auch ein Abgehen von der alten Übung be⸗ 
abſichtigten. 

Von der Debatte, welche über den Antrag von Tallmadge ſtattfand, iſt kein vollſtändiger 
und genauer Bericht vorhanden. Die Verhandlung wurde dem Publikum nur theilweiſe be- 
kannt, aber die wenigen Reden, welche man veröffentlichte, waren genügend, den Antiſklaverei⸗ 
geiſt im Norden wach zu rufen. Die Convention oder Geſellſchaft zur Abſchaffung der Sklaverei, 
welche ſeit langer Zeit eingegangen war, vereinigte ſich wieder und trat in Philadelphia zuſam⸗ 
men. Ihr kamen die Politiker zu Hülfe. Die Föderaliſten des Nordens, welche mit dem An⸗ 
kaufe von Louiſiana unzufrieden waren, weil ſie eine Suprematie des Südens befürchteten, hat⸗ 
ten ſchon gegen die Verwandlung des Territoriums von Neuorleans in einen Staat proteſtirt. 
Ihre Gefühle theilten die nördlichen Demokraten, beſonders jene von Neuyork, auf welche ihre 
ſüdlichen Collegen als auf ihre Vaſallen herabſahen. Schon früher waren Annäherungsverſuche 
zwiſchen den Föderaliſten und Demokraten des Nordens gemacht, und der Gedanke, die Ordonnanz 
von 1787 auf das ganze im Weſten vom Miſſiſſippi liegende Gebiet auszudehnen, als Baſis in 
Anregung gebracht worden. Im Einklang mit der Sitte, wonach die Beſchränkung der Sklaverei 
beabſichtigende Maßregeln immer von den mittlern Staaten ausgingen, wurde auch jetzt ein Mee⸗ 
ting in Trenton, im Staat Neujerſey (26. Oct. 1819), gehalten, welchem bald andere in Neuyork, 
Philadelphia, Boſton und den meiſten Städten des Nordens nachfolgten. Dieſelben wurden 
von Mitgliedern beider Parteien zahlreich beſucht und ſetzten Ausſchüſſe nieder, welche Adreſſen 
an das Volk erließen. Während dieſer Vorgänge trat jedoch ein Ereigniß ein, welches dem Sü⸗ 
den einen entſchiedenen Vortheil über den Norden in die Hände gab. Der ſchon zur Zeit der 
Verfaſſung betriebene, aber ſpäter aufgegebene Plan, das Gebiet von Maine, welches bisher 
mit Maſſachuſetts unter einer Verfaſſung vereinigt war, als ſelbſtändigen Staat zu conſtituiren, 
wurde von der Bevölkerung wieder aufgenommen. Die Demokraten, welche die Majorität in 
demſelben beſaßen, betrieben dieſen Plan, um den Föderaliſten von Maſſachuſetts einen Stoß 
zu verſetzen, und die Föderaliſten waren der Theilung nicht zu ſehr abgeneigt, weil ſie die Führer— 
ſchaft ihrer Partei an Neuyork abgetreten und ſich auf die Stärkung ihrer eigenen Poſition zu⸗ 
rückgezogen hatten. Die Föderaliſten in Maine proteſtirten zwar gegen dieſe Deſertion, nach⸗ 
dem aber die Bevölkerung ſich wiederholt zu Gunſten der Trennung ausgeſprochen, wurde unter 
der Autoriſation der Legislatur von Maſſachuſetts eine Verſammlung zur Entwerfung einer 
Staatsverfaſſung einberufen. 

Am 6. Dec. 1819 trat der ſechzehnte Congreß unter H. Clay's Vorſitz zuſammen. Schon 
am 8. deſſelben Monats bat Scott von Miſſouri um die Wahl eines Ausſchuſſes zur Erledigung 
der Miſſouri⸗Angelegenheit. Zugleich kündigte Strong von Neuyork die Einbringung einer Bill, 
„das Verbot der fernern Ausdehnung der Sklaverei betreffend“, an. Das Haus ernannte zwei 
Ausſchüſſe für beide Anträge, von denen jeder aus einer Proſklavereimehrheit beſtand. Da der 
zweite über Strong's Antrag ſich jedoch nicht einigen konnte, wurde er aufgelöſt, und Taylor bean⸗ 
tragte, einen neuen Ausſchuß zu ernennen, deſſen Aufgabe die Einbringung einer Bill ſein ſollte, 
welche die „fernere Zulaſſung von Sklaven in die Territorien weſtlich vom Miſſiſſippi ver⸗ 
biete“. Das Haus ging auf dieſen Vorſchlag ein, und der Bericht des Ausſchuſſes wurde für 
den 10. Jan. 1820 auf die Tagesordnung geſetzt, ohne zur Verhandlung zu kommen. Sieben 
Tage vorher war eine Bill zur Aufnahme von Maine im Repräſentantenhauſe durchgegangen 
und dem Senat überſandt worden. 
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Noch ehe der Bericht des Ausſchuſſes über Miſſouri zur Verhandlung kam, ſprachen ii die 
Legislaturen der meiſten Staaten über die Sklavenfrage aus. Pennſylvanien ging mit einem 
feierlichen Aufruf an alle Staaten und der Erklärung voran, daß es ſowol das Recht als die 
Pflicht des Congreſſes ſei, die Sklaverei im Weſten des Miſſiſſippi zu verbieten. Derſelben 
ſchloſſen ſich Neujerſey und Delaware an. Neuyork faßte auf Antrag ſeines Gouverneurs 
Clinton ähnliche Beſchlüſſe, und alle Parteien vereinigten ſich, um den Antiſklavereimann King 
in den Senat zu wählen. Ohio unterſtützte dieſelbe Politik. Die Legislatur von Indiana ſprach 
einen ſcharfen Tadel gegen Taylor, einen ſeiner Senatoren, aus, weil derſelbe für die Arkanſas⸗ 
Bill ohne die Reſtrietion geftimmt hatte. Neuengland ſandte zahlreiche Denkſchriften aus Städ⸗ 
ten und Ortſchaften beim Congreſſe ein, und ſelbſt in Baltimore, der Hauptſtadt von Maryland, 
wurde ein öffentliches Meeting gehalten, welches unter dem Vorſitze des Maire den Congreß 
um Nichtausdehnung der Sklaverei bat. Auf der andern Seite trat das Haus der Abgeord— 
neten in Virginien hervor und ſprach die Drohung aus, zu Gunſten Miſſouris mit Gewalt 
einſchreiten zu wollen, falls ein Beſchluß der Reſtrietion der Sklaverei gefaßt würde. In der⸗ 
ſelben Richtung ſtimmten die Legislaturen von Kentucky und Maryland. 

Die Discuſſion über den Miſſouri-Bericht hatte in dem Repräſentantenhauſe vom 25. Jau. 
bis zum 18. Febr. gedauert, als von dem Senat die Bill über die Aufnahme von Maine zurück⸗ 
kam. Dieſer Bill war eine Clauſel eingeſchaltet, welche ſich auf die unbeſchränkte Zulaſſung 
Miſſouris und das Verbot der Sklaverei jenſeit der Nordgrenze von Arkanſas bezog. Das 
Haus verwarf dieſe Compromißclauſel ſofort mit einer Majorität von 158 gegen 18 Stimmen, 
zu welcher beide Parteien mitwirkten. Die Bill ging ſodann ohne dieſelbe an den Senat zurück, 
welcher jedoch nicht nachgab, ſondern, da auch das Haus auf ſeiner Verwerfung beharrte, zu 
einer Conferenz beider Häuſer einlud. Die Conferenz fand ſtatt, aber ehe der Ausſchuß ſeinen 
Bericht abfaßte, wurde die Miſſouri⸗Bill im Repräſentantenhauſe mit der Reſtrietion angenom- 
men und dem Senat überſandt. Dieſer ſtrich die Reſtriction und ſtellte die Bill mit jener Com⸗ 
promißclauſel verſehen dem Hauſe zurück. Der Conferenzausſchuß beantragte nun folgenden 
Ausweg: der Senat ſolle die Combination von Miſſouri und Maine in einer Bill aufgeben, wäh— 
rend das Repräſentantenhaus den Verſuch der Beſchränkung der Sklaverei in Miſſouri nicht 
fortſetzen und beide Häuſer die Bill des Senats über Miſſouri mit dem Compromißproviſo an⸗ 
nehmen möchten. Der Ausſchuß hatte die Aufſtellung ſeines Vorſchlags zu Stande gebracht, in⸗ 
dem vier der Mitglieder dafür gewonnen wurden und drei ſich zur Enthaltung der Stimmab- 
gabe verſtanden. Nachdem das Repräſentantenhaus für die Streichung der Reſtrictionsclauſel 
mit 90 gegen 87 geſtimmt, wurde die Einſchaltung der Compromißbeſtimmung an ihrer Statt 
mit 134 gegen 42 gebilligt. Dieſelbe Beſtimmung lautete: „Und ſei verordnet, daß in jenem 
ganzen von Frankreich an die Vereinigten Staaten unter dem Namen Louiſiana abgetretenen 
Territorium, welches nördlich von 36° 30“ nördl. Br. liegt, mit einziger Ausnahme desjenigen 
Theils, der von den Grenzen des durch dieſe Acte beabſichtigten Staats (Miſſouri) einge⸗ 
ſchloſſen wird, Sklaverei und unfreiwillige Dienſtbarkeit anders denn als Strafe für Verbre= 
chen, deren die Partei geſetzmäßig überführt worden, für immer verboten ſein ſoll und ver— 
boten iſt; unter der Bedingung jedoch, daß jede Perſon, von welcher Arbeit und Dienſt in irgend= 
einem Staate oder Territorium der Vereinigten Staaten geſetzlich gefordert werden kann, ge— 
ſetzmäßig zurückverlangt werden kann und der Perſon, die ihre Arbeit und Dienſt beanſprucht, 
zugeführt werden ſoll.“ 

Der Abſchluß dieſes Compromiſſes war nicht ganz im Wunſch und Sinne der Sklavenpar— 
tei. Randolph ſelbſt nannte ihn einen „ſchmuzigen Handel“ und die nördlichen Mitglieder, 
welche dazu beigetragen, „Breigeſichter“(doughlaces), welches Epitheton ſeitdem ſtereotyp gewor— 
den iſt. Randolph und ſeine Freunde hatten bereits eine neue Theorie in Bereitſchaft, von 
welcher ſie ſich viel größere Erfolge als von Compromiſſen verſprachen. Bei ihrem Beſchluß 
in der Miſſouri⸗Angelegenheit war ſchon die Legislatur von Virginien von der Meinung aus- 
gegangen, daß der Congreß kein Recht habe, den neuen Staaten rückſichtlich ihrer Zulaſſung 
zur Union Bedingungen vorzuſchreiben. Jetzt wurde im ganzen Süden die Anſicht aufgeſtellt, 
daß das Recht des Congreſſes, „alle nothwendige Regeln und Vorkehrungen für die Terri— 
torien und anderes Eigenthum der Vereinigten Staaten zu erlaſſen“, ſich nur auf die Territo— 
rien fo lange erſtrecke, als letztere Eigenthum der Union wären, nicht aber auch dann noch, nach- 
dem fie als unabhängige Staaten auf gleiche Stufe mit allen andern Einzelſtaaten getreten. 
Man führte die Controverſe in Bezug auf jene Behauptung in den öffentlichen Blättern mit 
ſolcher Leidenſchaftlichkeit, daß der Präſident Monroe, bevor er die Miſſouri-Bill unterzeichnete, 
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ſeinem Cabinete die beiden Fragen vorlegte: Hatte der Congreß die conftitutionelle Macht, die 

Sklaverei in einem Territorium zu verbieten? Iſt in der Ausſchlußelauſel der Miſſouri-Bill der 

Ausdruck „für immer“ als nur auf die territoriale Eigenſchaft jenes Diftricts ſich beziehend zu 

verſtehen, oder war dieſelbe ein Verſuch, das Verbot der Sklaverei auf die Staaten, die aus dem⸗ 
ſelben gebildet werden mögen, zu erſtrecken? 

Auf die erſte Frage antworteten alle Mitglieder des Cabinets bejahend, obwol weder Cal⸗ 
houn und Crawford noch Wirt eine ausdrückliche Autoriſation dazu finden konnten. Was die 
zweite Frage betraf, jo glaubte Adams, daß das Wort „für immer“ eben in der That „für im⸗ 
mer“ bedeute, alſo das Verbot, ſtatt mit der Territorialeigenſchaft jenes Diſtriets aufzuhören, 
auf alle Staaten, die auf dem Territorium entſtehen, ſich beziehe. Die andern waren der Mei⸗ 
nung, daß dieſes „für immer“ blos Geltung für den Territorialzuſtand beanſpruchen könne, 
während den entſtehenden Staaten trotzdem das Recht verbleibe, die Sklaverei bei ſich einzu⸗ 
führen oder zu verbieten. Die Entſcheidung eines ſo wichtigen Punktes ſeitens der Executive 
ſchien indeß etwas bedenklich, und um feinem Cabinet den Anſtrich der Harmonie zu geben, än⸗ 
derte Monroe die Frage dahin um: ob das Proviſo, wie es in der Bill ſtehe, conſtitutionell ſei, 
was natürlich von allen bejaht wurde. 

Adams ſchrieb damals in fein Tagebuch: „Der Eindruck, den der Fortſchritt dieſer Discuf- 
ſion auf mich macht, iſt, daß der Handel zwiſchen Freiheit und Sklaverei, welchen die Verfaſſung 
der Vereinigten Staaten enthält, moraliſch und politiſch fehlerhaft ſei; unverträglich mit den 
Prineipien, durch welche allein unſere Revolution gerechtfertigt werden kann, grauſam und 
unterdrückeriſch, indem er die Treue der Freiheit zur Aufrechthaltung und Verewigung der Ty⸗ 
rannei des Herrn verpfändet und die Ketten der Sklaverei feſter ſchmiedet; endlich höchſt unpo⸗ 
litiſch und unbillig, da er zugleich geſtattet, daß die Sklaven als Feinde angeſehen werden, die in 
Knechtſchaft zu halten ſind, als Eigenthum, das dem Beſitzer garantirt und zurückgeſtellt werden 
muß, und als Perſonen, die nichts für ſich ſelbſt repräſentiren, ſondern für welche ihre Herren 
das Privilegium der Repräſentation in faſt doppeltem Maßſtab beſitzen. Die Folge hiervon 
war, daß dieſe Sklavenrepräſentation die Union regiert hat... Es würde nicht ſchwer fein, durch 
eine Überſicht der Unionsgeſchichte unter dieſer Verfaſſung zu beweiſen, daß faſt jede Thatſache, 
welche zu der Ehre und Wohlfahrt der Nation beitrug, ihr zum Trotz vollbracht worden iſt, und 
daß alles, was unvortheilhaft und entehrend war, die Fehler und Thorheiten ihrer Gegner ein⸗ 
gerechnet, auf fie zurückgeführt werden muß.“ Ahnlich drückte ſich Gouverneur Woleott von 
Connecticut bei Eröffnung der Staatslegislatur (Mai 1820) aus. „Es kann Ihrer Aufmerk⸗ 
ſamkeit nicht entgangen fein”, ſagte er, „daß eine Verſchiedenheit von Gewohnheiten und Prin- 
eipien der Regierung in dieſem Lande beſteht; und es iſt offenbar, denke ich, daß es die Sklaverei 
iſt, welche jene Gegenſätze hervorbringt, die den unveränderlichen Geſetzen des menſchlichen Han⸗ 
delns gemäß den charakteriſtiſchen Unterſchied zwiſchen ariſtokratiſchen und demokratiſchen Re⸗ 
publiken bildet. Wo die Agriculturarbeit ganz oder meiſtens von Sklaven verrichtet wird, muß 
dieſe Sklavenarbeit die hauptſächlichſte Einnahme der Geſellſchaft ausmachen. Die Eigenthümer 
der Sklaven müſſen nothwendigerweiſe die Haupteigenthümer des Bodens werden, und diejeni⸗ 
gen Arbeiter, die zu arm ſind, um eigene Sklaven zu haben, müſſen, obgleich dem Namen nach 
frei, von einer ariſtokratiſchen Klaſſe abhängig werden und ohne Macht oder politiſchen Einfluß 
ſein. Man hat als eine Compenſation für die eingeſtandenen Übel der Sklaverei angeführt, 
daß der Geiſt der Freiheit unter den Herren der Sklaven größer und ausdauernder ſei als in 
Staaten, wo die Freiheit den Segen aller ausmacht. Wir mögen zugeben, daß unſere ſüdlichen 
Geſchwiſter der Freiheit ebenſo ſtark wie wir ſelbſt ergeben ſeien, aber wir können nicht ohne 
Demüthigung und Selbſtanklage zugeſtehen, daß fie in irgendeinem Punkte unſere Obern ſeien. 
Wahrſcheinlich hat dieſer Anſpruch keinen andern Grund als die wohlbekannte Rührigkeit, 
Zähigkeit der Anſchauung und ſtrenge Einheit des Handelns, mit welchen die Mitglieder einer 
privilegirten Klaſſe unverrückt ihr beſonderes und exeluſives Intereſſe verfolgen. Aber ſelbſt 
eine ſtillſchweigende Zulaſſung unſerer Unterordnung durch gewöhnliche Conceſſionen würde auf 
unſerer Seite eine geheime Vorliebe ariſtokratiſcher über demokratiſche Einrichtungen bedingen.“ 

Die Miſſouri-Angelegenheit kam zum dritten mal vor den Congreß, als es ſich um die Auf- 
nahme des Miſſouri-Territoriums als Staat in die Union handelte. Am 16. Nov. 1820 
reichte die Territoriallegislatur den Entwurf einer Staatsverfaſſung ein, welcher unter anderm 
folgenden Abſatz enthielt: „Die Generalverſammlung ſoll keine Macht haben, Geſetze für die 
Emanecipation der Sklaven ohne Einwilligung ihrer Eigenthümer zu erlaſſen oder ohne dieſen 
vorher eine volle Entſchädigung für die alfo zu Emaneipirenden zu bezahlen. Ebenſo wenig fol 
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die Verſammlung das Recht haben, Einwanderer, die bona fide eingetreten, oder wirkliche An— 
ſiedler an der Einführung folder Perſonen, welche in irgendeinem Staate oder Territorium der 
Vereinigten Staaten als Sklaven angeſehen werden, zu verhindern, ſolange Perſonen dieſer 
Art nach den Geſetzen dieſes Staats als Sklaven gehalten werden dürfen. . . Es ſoll zugleich die 
Pflicht der Generalverſammlung ſein, ſobald als möglich ſolche Geſetze zu beſchließen, welche 
nothwendig find, um freie Neger und Mulatten an dem Eintritt und der Niederlaſſung in Dies 
ſem Staate unter was immer für einem Vorwande zu verhindern.“ N 

Dieſe Clauſel ſtand im Widerſpruche mit dem Paragraphen der föderalen Verfafjung, wonach 
die Bürger eines jeden Staats — was die Schwarzen in mehreren freien Staaten ſind — zu 
den Rechten der Bürger in allen andern Staaten als berechtigt erklärt werden. Der Norden, 
der ſich von feiner Niederlage im vorigen Jahre noch nicht erholt hatte, betrachtete jenen Vor—⸗ 
ſchlag als einen Hohn und eine Beleidigung. Ein entſchloſſener Widerſtand erhob ſich dagegen; 
und mehrere Mitglieder erklärten ſogar, den Kampf im Prineip von neuem beginnen zu wollen. 
Die Aufnahme Miſſouris als Staat wurde in der That mit ſteigender Mehrheit bei der erſten 
und zweiten Leſung der Bill verworfen und wäre wahrſcheinlich auch bei der dritten Leſung ab— 
gelehnt worden, wenn nicht der Senat ſich ins Mittel gelegt hätte. Dieſer ſetzte eine vage und 
unbeſtimmte Phraſe an die Stelle obiger Clauſel, und Henry Clay, der jetzt als Führer der 
Miſſouri⸗Partei auftrat, ſchlug ein Compromiß vor, das zwar das Repräſentantenhaus zwei— 
mal zurückwies, das aber endlich nach einer Conferenzſitzung mit dem Senat angenommen ward. 
Demſelben zufolge ſollte die Legislatur von Miſſouri das feierliche Verſprechen abgeben, daß 
die Verfaſſung jenes Staats nichts enthalten werde, was als Autoriſation zur Annahme eines 
Aets dienen könnte, „durch welchen irgendeiner der Bürger aus was immer für einem Staate 
von dem Genuſſe der Privilegien und Immunitäten, zu denen er nach der Verfaſſung der Ver— 
einigten Staaten berechtigt iſt, ausgeſchloſſen würde“. Miſſouri ging auf dieſe Bedingung ein, 
und fo ſchloß ein Parteikampf, der, wie mancher andere ſeitdem, den Fortbeſtand der Union be— 
droht hatte.“) 


Die Annexation von Texas. 


Die Sklavenfrage ruhte nun wieder für eine verhältnißmäßig lange Zeit, bis ſie bei der 
Annexation von Texas im Jahre 1846 aufs neue hervortrat. Mit dem Namen Texas wurde 
urſprünglich die ſpaniſche Provinz, welche zwiſchen dem Miſſiſſippi und Rio⸗Grande⸗del-⸗Norte 
liegt, ohne ſich bis an die Ufer dieſer Flüſſe zu erſtrecken, bezeichnet. Sie war ein Beſtandtheil 
des Vicekönigthums von Mexico, in dem aber nur wenige civiliſirte Einwohner wohnten. Zwei— 
oder dreimal waren Banden franzöſiſcher Abenteuerer an der Küſte dieſer Provinz gelandet oder 
von dem benachbarten Louiſiana aus eingedrungen, von den ſpaniſchen Militärbehörden aber 
theils zerſtreut, theils gefangen genommen worden. Obgleich eine Grenzlinie zwiſchen Louiſiana 
und Teras gezogen worden, lief doch die traditionelle Grenze zwiſchen den beiden Gebieten 
ſüdlich von dem Red-River etwas innerhalb des Umfangs des gegenwärtigen Staats von Loui— 
ſiana. Die Etymologie des Worts „Natchitoches“, einer Stadt am Red-River in Louiſiana 
und mehrere Meilen innerhalb dieſes Staats, weiſt auf ihren ſpaniſchen Urſprung hin. Als 
Louiſiana von Frankreich an die Vereinigten Staaten überging, wurden feine Grenzen nicht 
weiter feſtgeſtellt, und man mußte ſich daher auf Grenzſtreitigkeiten gefaßt machen. General 
Wilkinſon, der Commandirende der amerikaniſchen Grenzpoſten, rückte immer weiter nach We- 
ſten vor, und daſſelbe that der ſpaniſche General, bis beide einander gegenüberſtanden. Der 
Punkt, an dem dies geſchah, wurde hierauf als die Grenze beider Länder angeſehen und als ſolche 
von beiden Theilen geachtet. 

Langwierige Mishelligkeiten, welche zwiſchen Spanien und der Union bei verſchiedenen Ge— 
legenheiten ausbrachen, hatten gegen das Jahr 1819 beide Mächte einem Kriege nahe gebracht. 


*) Miſſouri kam indeß noch ein viertes mal vor den Congreß in der Seſſion von 1835 —36. Die 
Organiſatiansurkunde des Staats hatte im Weſten deſſelben den Zubehör eines Stück Landes nicht aus: 
geſprochen, welches ſich ſpäter als äußerſt fruchtbar erwies. Dem Miſſouri-Pact zufolge war dieſer Strich 
freies Land und gehörte den Indianerſtämmen, zu deren Expropriirung ein Senatsbeſchluß von zwei 
Drittel Mehrheit erforderlich war. Die Einverleibung deſſelben wurde von den Senatoren Benton und 
Linn ſo geräuſchlos betrieben und durchgeſetzt, daß die Sache kaum die öffentliche Aufmerkſamkeit auf 
ſich zog. Der erworbene Strich Landes wurde bald der wohlhabendſte und bevölkertſte des ganzen 
Staats und bildete ſpäter den Mittelpunkt der Sklavenpartei in Miſſouri, wo dieſe ihre Invaſtonen nach 
Kanſas organiſirte. . 
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General Jackſon war zweimal in das ſpaniſche Florida unter dem Vorwande eingefallen daß 
die Behörden und Einwohner des Landes zuerſt die Engländer und dann die Indianer in ihren 
Feindſeligkeiten gegen die Union unterſtützt hätten. Auf der andern Seite ward der amerika⸗ 
niſche Handel von Spanien blokirt, und beträchtliche Transporte amerikaniſchen Eigenthums 
wurden zur See. weggenommen. Um dieſe Differenzen zu ordnen, pflogen John Quincy Adams 
damaliger Staatsſecretär des Präſidenten Monroe, und Don Otis, der ſpaniſche Geſandte 5 
Waſhington, Unterhandlungen miteinander, bei denen Adams einen Anſpruch auf Texas als 
die natürliche Grenze von Louiſiana erhob. Dieſer Anſpruch wurde von der Sklavenpartei mit 
großem Lärm auf die Fahne geſchrieben, von der Regierung aber wieder aufgegeben, da Spa⸗ 
nien an die Vereinigten Staaten Florida abtrat, wofür die amerikaniſche Regierung außerdem 
die Liquidation der Forderungen ihrer Kaufleute für die erlittenen Confiscationen übernahm. 
Texas blieb auf dieſe Weiſe, was es war, eine Provinz von Mexico, die als ſolche durch einen 
formellen Verzicht ſeitens der Union anerkannt wurde. Die reichen Hülfsquellen dieſer Pro⸗ 
vinz zogen indeß die Beuteluſt der amerikaniſchen Abenteuerer an, und im Jahre 1819—20 ließ 
ſich in Texas eine kleine Colonie von Amerikanern unter einem gewiſſen Moſes Auſtin von Con⸗ 
necticut nieder, welcher bald andere nachfolgten. Da in Texas, als einer Provinz Mexicos, nur | 
die katholiſche Religion geftattet war, jo wandten ſich die Anſiedler um die Bewilligung von 
Landſtücken unter dem Vorwande an die ſpaniſche Regierungsbehörde, daß fie römiſche Katho- 
liken und Religionsflüchtlinge aus den Vereinigten Staaten wären. Die ſpaniſche Regierung 
ertheilte ihnen auf dieſe Angabe hin die Erlaubniß zur Anſiedelung, indem ſie ihnen zugleich 
Grundſtücke verlieh. 

Nachdem Mexico ſich von Spanien unabhängig erklärt hatte, begann im Jahre 1834 aus 
den ſüdlichen Staaten der Union eine allgemeine und ruhige, aber wie es ſchien, abſichtlich ein⸗ 
geleitete Emigration nach Texas, welche jedoch im Grunde einer Invaſion ähnlicher ſah als einer 
Einwanderung. Die Emigranten kamen bewaffnet, viele mit Sklaven, die in Mexico verboten 
waren, und keiner ſuchte um das mexicaniſche Bürgerrecht an. Die Abſicht dieſer Bewegung 
konnte nicht länger zweifelhaft bleiben, als General Samuel Houſton, einer der Parteigänger 
des Südens, ſich von Arkanſas nach Texas begab und das „Little Rock Journal“ die Reiſe die⸗ 
ſes Mannes mit den Worten anzeigte: „Nun werden wir ohne Zweifel bald hören, daß er ſeine 
Fahne in Texas aufgepflanzt hat.“ An Gelegenheiten und Vorwänden zu einem ſolchen Schritt 
konnte es natürlich nicht fehlen. Die Zuſtände waren in Mexico anarchiſch und willkürlich. 
Santana hatte die föderale Verfaffung umgeſtürzt und ſich zum Dictator gemacht. Infolge 
deſſen brach eine Empörung in Texas aus, auf Grund deren ſich die Provinz im Jahre 1835 un⸗ 
abhängig erklärte. Durch die Schlacht von Jacinto, welche mit der Niederlage und Gefangen⸗ 
nehmung des mexicaniſchen Dictators endete, wurde die Unabhängigkeit von Texas bekräftigt, 
ein Triumph, der hauptſächlich den amerikaniſchen Einwanderern und Freibeutern zu verdanken 
war, da kaum einige Dutzend der anſäſſigen Mexicaner an der Revolution theilnahm. Als 
Gefangener willigte Santana in einen Frieden, deſſen Grundlage die Unabhängigkeit von 
Texas bildete, den er aber zu halten nicht willens war. Während des Kriegs waren die Texaner 
auch in andere Provinzen von Mexico und zweimal bis an die Ufer des Rio-Grande vor— 
gedrungen, ohne jedoch dieſe Poſition halten zu können. Nichtsdeſtoweniger forderten die 
texaniſchen Behörden bei den Verhandlungen den Rio-Grande als Grenzlinie, und zwar 
von der Quelle bis zur Mündung einſchließlich eines großen Theils von Tamaulipas, Coahuila 
und der bei weitem bedeutendſten und fruchtbarſten Strecke von Neumexico. Dieſe For⸗ 
derung wurde von dem Präfidenten Tyler der mexicaniſchen Regierung gegenüber vertreten und 
in den erſten Annerxationsentwurf aufgenommen, welchen er dem Senat in der Sitzungsperiode 
von 1843—44 vorlegte. Benton und andere ſüdliche Mitglieder des Senats erblickten in dieſer 
Forderung, die jedenfalls zu früh kam, da der Krieg noch nicht beendet war, einen hinreichenden 
Grund der Einſprache, und der Entwurf wurde von dem Senat verworfen. Aber bald trat 
General Hamilton von Südcarolina, der den Rio-Grande das „Gibraltar des Südens“ nannte, 
auf und gewann den ganzen Süden für ſeine Meinung. In der Controverſe, welche ſich nun 
im Norden und Süden erhob, wurde von ſüdlicher Seite auf die Sklaverei nicht Bezug genom⸗ 
men; nördlicherſeits dagegen veröffentlichten mehrere Mitglieder des Congreſſes eine Adreſſe an 
das Volk der ſklavenfreien Staaten, in welcher fie als den „eigentlichen Zweck dieſer neuen Er- 
werbung von Sklavengebiet die Verewigung der Sklaverei und das fortdauernde Wachsthum 
der Sklavenmacht“ darſtellten. Bei der bevorſtehenden Präſidentenwahl wurde die Annera⸗ 
tion von Texas zur Parteifrage gemacht, und Polk als Präſident, Dallas als Vicepräſident der 
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Union gewählt, ohne daß die Sklavenangelegenheit dabei weiter zur Sprache kam. Die Füh— 
rer der nördlichen Demokratie baten blos in einem „geheimen Circular“ ihre Freunde, in den 
Congreß ſolche Mitglieder zu ſenden, welche der Anneration entgegen wären. Da jedoch die 
Wahl Polk's und Dallas' die Annerationsfrage bereits moraliſch erledigt hatte, ſo beſchloß der 
Congreß nach einer heftigen Verhandlung in beiden Häuſern die Annexation von Texas am 
2. März 1845, drei Tage vor Amtsantritt des neuen Präſidenten. Teras war ein fremder 
Staat, und zu ſeiner Aufnahme in die Union war eigentlich die Majorität von drei Vierteln der 
Stimmen erforderlich. Der Senat kümmerte ſich aber darum nicht, ſondern faßte ſeinen Be— 
ſchluß mit gewöhnlicher Mehrheit. Eine der Bedingungen, unter denen die Anneration ge⸗ 
ſchehen ſollte, war folgende: „Außer dem Staate von Texas dürfen mit deſſen Zuſtimmung 
ſpäterhin neue Staaten, jedoch nicht mehr als vier von entſprechender Größe und hinreichender 
Bevölkerung, aus dem befagten, zur Zulaſſung nach den Beſtimmungen der föderalen Verfaſſung 
berechtigten Territorium gebildet werden, und zwar ſollen diejenigen Staaten, die aus dem ſüd⸗ 
lich von 31° 30’ nördl. Br. oder der Miſſouri-Compromißlinie liegenden Theile errichtet werden, 
mit oder ohne Sklaverei, je nachdem es die Bevölkerung wünſcht, zugelaſſen werden, dagegen in 
jenem Staat oder Staaten, die nördlich von der beſagten Miſſouri-Compromißlinie entſtehen, 
Sklaverei und unfreiwillige Dienſtbarkeit verboten ſein.“ Das Bemerkenswerthe an dieſem 
Paragraphen iſt, daß in demſelben die neue Theorie der Sklavenpartei, wonach die Bevölkerung 
eines Territoriums, das in einen Staat übergeht, ſelbſt das Recht habe, über die Einführung 
der Sklaverei zu entſcheiden, bereits offen, wenn auch nur rückſichtlich eines Landes, in welchem 
dieſelbe dem Miſſouri⸗Compromiß gemäß erlaubt war, und mit ausdrücklicher Anerkennung des 
Compromiſſes ausgeſprochen iſt. 


Das Wilmot-Proviſo. 


Nachdem infolge des obigen Beſchluſſes Texas im Sommer 1845 annectirt worden war, 
ging im Frühjahr 1846 eine Abtheilung der Unionsarmee nach dem Ufer des Rio-Grande, um 
daſſelbe zu beſetzen. Dieſer Fluß wurde von Texas noch immer als deſſen Grenze beanſprucht, 
aber von Mexico als ſolche nicht anerkannt. Es fand ein feindlicher Zuſammenſtoß ſtatt, welcher 
zu dem Kriege der Vereinigten Staaten mit Mexico führte. Noch während der Dauer deſſelben 
ergab ſich die Nothwendigkeit, dem Präſidenten eine beträchtliche Summe Geldes zur Unter- 
handlung eines Friedens zur Verfügung zu ſtellen. Polk ſelbſt ſandte am 8. Aug. 1846 eine 
Botſchaft an den Congreß, in welcher er um die nöthigen Fonds anſuchte und dem Hauſe eine dar— 
auf bezügliche Bill vorlegte. Dieſelbe verlangte einen unmittelbaren Credit von 30000 Dollars 
behufs der Unterhandlungen und eine weitere Anweiſung von 2,000000 Dollars zum Zwecke 
des Friedensabſchluſſes. Als die Bill in einer Ausſchußſitzung des Hauſes in Betracht kam, 
beantragte David Wilmot von Pennſylvanien folgenden Vorbehalt: „Und ſoll es eine beſondere 
und fundamentale Bedingung der Erwerbung irgendeines Gebiets von der Republik Mexico 
ſowie der Verwendung des der Executive hiermit angewieſenen Geldes ſein, daß weder Sklaverei 
noch unfreiwillige Dienſtbarkeit in irgendeinem Theile des beſagten Territoriums, außer als 
Strafe für Verbrechen, deren der Schuldige vorher geſetzmäßig überführt worden, beſtehen darf.“ 

Dieſes Proviſo wurde in der Ausſchußſitzung des Hauſes mit SO gegen 64 Stimmen ge= 
billigt und hierauf in der Plenarſitzung ohne Widerſpruch angenommen. Im Senat bean— 
tragte man die Streichung, ehe es aber zum Beſchluß kam, vertagten ſich beide Häuſer. In dem 
neuen Congreß, der am 6. Dec. 1847 zuſammentrat, mußten neue Anſtrengungen gemacht 
werden, um das Proviſo in veränderter Form durchgehen zu laſſen. Zuerſt ſuchte Preſton King 
die Beſtimmung durchzubringen, wurde aber zurückgewieſen. Hierauf ſetzte ſie Hamelin, ein 
Gefinnungsgenoſſe King's, glücklich im Repräſentantenhauſe durch. Der Senat verweigerte 
indeß ſeine Zuſtimmung. Mittlerweile war auch der Senat beſtrebt, die Angelegenheit in ſei— 
nem Sinne zu ordnen. Clayton von Delaware trug als Berichterſtatter des Ausſchuſſes, dem die 
Sache übertragen war, wieder auf ein Compromiß an. Er wollte die Organiſation von Ore— 
gon, Neumexico und Californien, von denen das erſtere Land nach dem Miſſouri-Compromiß 
ein freies und die beiden letztern Sklaventerritorien waren, in eine Bill zuſammenfaſſen und die 
Entſcheidung über den rechtlichen Beſtand und die Ausdehnung der Sklaverei in derſelben von 
der Entſcheidung des oberſten Gerichtshofs abhängig machen. Dieſer Vorſchlag ward auch 
von dem Senat angenommen, aber von dem Repräſentantenhauſe abgeworfen. 

Die Lage der Dinge veränderte ſich inzwiſchen durch die Beendigung des mexicaniſchen 
Kriegs, ſodaß die Haupteinwendung vieler wegfiel, die Excluſionsclauſel könne der glücklichen 
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Beendigung des Kriegs hinderlich werden. General Taylor hatte als neuer Präſident gegen 
General Cass, den erklärten Gegner der Sklavenbeſchränkung, geſiegt. Viele der nördlichen 
Demokraten betrachteten ſich durch dieſe Wahl ihrer Verpflichtungen gegen den Süden ledig. 
Sie ſtimmten demgemäß, und der Gang der Verhandlungen im Congreß ſchien in der That 
eine neue Wendung zu nehmen. Schon am 13. Dec. 1848 beantragte Root von Ohio, den 
Territorialausſchuß mit der Abfaſſung einer Bill zur Organiſation von Neumerico und Cali⸗ 
fornien zu beauftragen, durch welche die Sklaverei daſelbſt ausgeſchloſſen würde. Das Reprä⸗ 
ſentantenhaus ging auf dieſen Vorſchlag ein, und die betreffende Bill wurde nach dreimaliger 
Leſung gebilligt. Aber der Senat ſuchte ihr auszuweichen. Sein Manöser beſtand darin, 
daß er die Verfügung über den mericanifchen Credit in das diplomatiſche Budget aufnahm 
und auf dieſe Weiſe dem Repräſentantenhauſe die Alternative ſtellte, entweder das letztere zu 
verweigern oder die Reſtrietionsclauſel fallen zu laſſen. Das Haus that jedoch keins von bei⸗ 
den, ſondern votirte den betreffenden Paragraphen des Budgets einfach hinaus. Um eine Ver⸗ 
ſtändigung herbeizuführen, wurde nun ein Conferenzausſchuß gebildet, der aber ebenfalls zu 
keinem Beſchluſſe kam. In dieſer Verlegenheit beantragte Thompſon von Indiana, das Terri⸗ 
torium unter Aufrechthaltung der bisher darin beſtandenen Geſetze einzuverleiben, ohne es zu 
organiſiren. Dies ward angenommen. Der Senat trat nach einigem Widerſtande dieſem Be⸗ 
ſchluſſe bei, und jo kam Neumexico in die Union ohne das Proviſo. 


Das Compromiß von 1850. 


Der neuernannte Präſident Taylor trat ſein Amt am 4. März 1849 an. In ſeiner erſten 
Jahresbotſchaft empfahl er dem Congreß rückſichtlich Neumexicos und Californiens, welche in 
der letzten Sitzung der Gegenſtand des Parteiconfliets geworden waren, nichts zu überſtürzen, 
ſondern ruhig die Schritte der Einwohner ſelbſt abzuwarten, auf welche Art am beſten „alle Ur⸗ 
ſachen zur Unruhe vermieden“ würden. Denſelben Rath wiederholte er einen Monat ſpäter, 
als das Haus um den Stand der Dinge anfrug. „Indem ich der Bevölkerung dieſer Territorien 
eine baldige Verwendung um ihre Zulaſſung als Staaten anrieth“, ſagte Taylor, „war ich 
hauptſächlich von dem ernſten Wunſche beſeelt, der Weisheit und bem Patriotismus des Con⸗ 
greſſes eine Gelegenheit zu bieten, alle Veranlaſſung zu bittern und ärgerlichen Discuſſionen 
im Volke der Vereinigten Staaten zu beſeitigen. Kraft der Verfaſſung hat jeder Staat das 
Recht, unabhängig von jedem andern Staat und von der Generalregierung, allein den aus⸗ 
drücklich in der Verfaſſung der Vereinigten Staaten aufgeführten Beſchränkungen und Garan⸗ 
tien unterworfen, ſeine munieipalen Geſetze und häuslichen Einrichtungen zu errichten und von 
Zeit zu Zeit zu verändern. Es wird weder beabſichtigt noch erwartet, daß die ſolchergeſtalt den 
reſp. Staaten überlaſſenen Angelegenheiten Gegenſtand einer nationalen Agitation werden 
ſollen. Da nach der Verfaſſung jedoch der Congreß die Macht beſitzt, alle nöthigen Anordnun⸗ 
gen und Vorkehrungen rückſichtlich der Territorien der Vereinigten Staaten zu treffen, ſo hat 
jede neue Gebietserwerbung zu Discuſſionen über die Frage geführt, ob das Syſtem der un⸗ 
freiwilligen Dienſtbarkeit, das in mehreren Staaten vorherrſcht, in den Territorien verboten 
ſein ſolle oder nicht. Die Zeiten der Aufregung, die infolge deſſen eintraten, ſind glücklich über⸗ 
wunden, doch ſcheint es, daß während des längern oder kürzern Zwiſchenraums, der vor der Zu⸗ 
laſſung der von Mexico cedirten Territorien als Staaten verfließen mag, eine ähnliche Auf- 
regung von ungebührlicher Dauer entſtehen ſoll. Unter ſolchen Umſtänden glaubte ich und 
glaube noch, daß es meine Pflicht ſei, zu verſuchen, es in die Macht des Congreſſes zu legen, 
durch die Zulaſſung von Californien und Neumexico als Staaten allen-Anlaß zu einer unnö⸗ 
thigen Agitation des öffentlichen Geiſtes zu entfernen. . . Sollte der Congreß, ſobald Califor⸗ 
nien ſich für die Incorporation in die Union meldet, feiner Zulaffung eine Bedingung in Bezug 
auf ſeine häuslichen Inſtitutionen beifügen, welche den Wünſchen der Bevölkerung entgegen 
wäre und welche die letztere ſogar nöthigen würde, ſich ihr zu unterwerfen, ſo könnte doch der 
Staat nach ſeiner Zulaſſung zu irgendeiner Zeit ſeine Verfaſſung ändern, wenn er es rathſam 
erachtet. Jeder Verſuch, dem Volke des Staats das Recht der Selbſtregierung in einer Sache, 
die es fo nahe angeht, abzuſprechen, wird unfehlbar von ihm als ein Eingriff in feine Rechte bes 
trachtet und in dieſer Hinſicht vermöge der in unſerer Unabhängigkeitserklärung niedergelegten 
Prineipien auch von der großen Maſſe des amerikaniſchen Volks unterſtützt werden. Die Be 
hauptung, daß das neue Land ein erobertes ſei und als Staat ſich dem Willen ſeiner Eroberer 
fügen müſſe, wird keine warme Aufnahme unter den freien Männern Amerikas finden.“ 

Neun Tage nach Empfang dieſer Botſchaft ſtellte Henry Clay von Kentucky, der „Politiker 
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der Compromiſſe“, folgende Vergleichsanträge: 1) Californien ſoll auf ſein Anſuchen als ein 
Staat dieſer Union zugelaſſen werden, ohne daß der Congreß ihm eine Beſchränkung in Rück⸗ 
ſicht auf Ausſchließung oder Einführung der Sklaverei auferlegt. 2) Da die Sklaverei in dem 
durch die Vereinigten Staaten von der Republik Mexico erworbenen Territorium geſetzlich nicht 
exiſtirt und nicht geeignet iſt, eingeführt zu werden, erſcheint es für den Congreß unnöthig, be⸗ 
hufs ihrer Einführung oder Ausſchließung in das beſagte Territorium eine geſetzliche Vorfeh- 
rung zu treffen. Es ſollen daher paſſende Territorialregierungen in jenem geſammten Terri⸗ 
torium, das nicht in die Grenzen des beabſichtigten Staats von Californien fällt, ohne Feſtſtel⸗ 
lung irgendeiner Beſchränkung oder Bedingung über den Gegenſtand der Sklaverei von dem 
Congreſſe errichtet werden. 3) Als weſtliche Grenze des Staats Texas fol der Rio⸗del⸗Norte 
beſtimmt werden, eine Seemeile von ſeiner Mündung angefangen und den Lauf des Fluſſes bis 
zur ſüdlichen Linie von Neumerieo hinauf, ſodann in dieſer Linie öſtlich und in derſelben Rich⸗ 
tung weiter bis an die Linie, welche zwiſchen den Vereinigten Staaten und Spanien feſtgeſetzt 
wurde, jeden Theil von Neumexico im Oſten oder Weſten jenes Fluſſes ausſchließend. 4) Es ſoll 
dem Staate von Texas ein Vorſchlag gemacht werden, wonach die Vereinigten Staaten die Be— 
zahlung desjenigen Theils der legitimen und bona fide gemachten Staatsſchuld, welche Texas 
vor feiner Anneration an die Vereinigten Staaten contrahirt hat und für den die Einfuhrzölle 
den Gläubigern verpfändet worden ſind, in Betracht, daß dieſe Zölle nach der Incorporation 
an die Vereinigten Staaten zu entrichten ſind, unter der Bedingung übernehmen, daß der Staat 
von Texas durch einen feierlichen und authentiſchen Act feiner Legislatur oder durch einen Ver- 
trag, jeden Anſpruch, den es auf irgendeinen Theil von Neumexico macht, den Vereinigten 
Staaten überlaſſen will. 5) Es iſt nicht rathſam, die Sklaverei in dem Diſtriet Columbia, 
während dieſe Inſtitution in dem benachbarten Staate von Maryland fortdauert, ohne die Ein- 
willigung dieſes Staats, die Beiſtimmung der Bevölkerung im Diſtrict ſelbſt und ohne eine 
Entſchädigung an die Eigenthümer der Sklaven zu verbieten. 6) Dagegen iſt es allerdings 
rathſam, den Handel mit Sklaven, die in den Columbiadiſtrict aus Staaten oder Plätzen außer⸗ 
halb deſſelben zum Verkaufe „der Tranſito als Waare gebracht werden, in demſelben zu verbie— 
ten. 7) In Gemäßheit der Forderung der Verfaſſung ſollen durch das Geſetz wirkſamere Bor- 
kehrungen für die Rückgabe und Auslieferung dienſt- und arbeitspflichtiger Perſonen, die aus 
einem Staat in einen andern Staat oder in ein Territorium flüchten, getroffen werden. 8) Der 
Congreß hat keine Macht, den Sklavenhandel zwiſchen den ſklavenhaltenden Staaten zu verbieten 
oder zu verhindern, indem die Zulaſſung oder Ausſchließung von Sklaven, die von einem dieſer 
Staaten in einen andern geführt werden, ausſchließlich von ihren eigenen beſondern Geſetzen 
abhängt. 

Die Abſicht dieſer Anträge war nicht zu verkennen. Clay wollte unter dem Vorwande eines 
Compromiſſes der Sklavenmacht zu einem neuen Siege verhelfen, indem er ihr gegen die Auf— 
hebung des Sklavenmarkts in Columbia (Waſhington) nichts weniger als die Anerkennung 
ihrer Souveränetät in den neuern Staaten, die Beſchränkung des Congreſſes gegenüber dem 
inländiſchen Sklavenhandel und ein verſchärftes Sklavenfanggeſetz ſeitens der Gegenpartei ver— 
ſprach. Deſſenungeachtet ging die Oppoſition gegen dieſe Anträge, der gewöhnlichen Taktik 
gemäß, zuerſt von den Sklavenhaltern aus, und die Debatte, die ſich darüber entſpann, war eine 
der verworrenſten und ſtürmiſchſten, die je in dem Congreß geführt wurden. Dieſelbe dauerte 
volle acht Monate. Am 13. Febr. 1850 theilte der Präſident die Verfaſſung von Califor⸗ 
nien mit, welche merkwürdigerweiſe, aus bisjetzt unerklärtem Grunde, die Sklaverei aus dem 
künftigen Staate ausſchloß. Damit war der erſte Punkt von Clay's Anträgen erledigt. Vom 
29. Jan. bis 15. April ſtritt man ſich im Senat über die andern Punkte der Motion ohne Zweck 
und Ziel herum. Endlich trug Foote von Miſſiſſippi auf die Niederſetzung eines Comité an, 
das aus 13 Mitgliedern, darunter ſieben Sklavenhaltern, gebildet wurde. Am 8. Mat brachte 
daſſelbe ſeinen Bericht ein, der ſeines verſchiedenartigen Inhalts wegen die „Omnibusbill“ ge— 
nannt ward. Dieſer Bericht verlangte: 1) Aufſchub der Zulaſſung irgendeines neuen aus Texas 
zu bildenden Staats bis zu der Zeit, wo ſich ein ſolcher ſelbſt melden würde. 2) Unmittelbare 
Aufnahme von Californien in den Grenzen, die es vorſchlägt. 3) Errichtung von Territorial— 
regierungen ohne das Wilmot⸗Proviſo in Neumexico und Utah (dem ganzen von Merico er— 

orbenen in den Grenzen von Californien nicht enthaltenen Territorium). 4) Vereinigung der 

eiden letztgenannten Maßregeln in derſelben Bill. 5) Feſtſtellung der weſtlichen und nordweſt— 
chen Grenze von Texas mit Ausſchluß von ganz Neumexico gegen eine Geldentſchädigung. 
Unſere Zeit. VI. 5 5 
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6) Wirkſamere Verfügungen für die raſche Auslieferung flüchtiger Sklaven. 7) Keine Ab⸗ 
ſchaffung der Sklaverei, ſondern Verbot des Sklavenhandels im Columbiadiſtriet. 

Obwol dieſer Bericht Clay's Anträge im weſentlichen wiederholte, wollte doch auch jetzt noch 
keine Form und Ordnung in die Discuſſion kommen. Einzelne Sätze der Anträge wurden an⸗ 
genommen, andere verworfen, Amendements hineinvotirt, ſelbſtändige Motionen beſchloſſen 
und dies Spiel ſo lange fortgeſetzt, bis von der urſprünglichen Bill nichts als ein einziger Para⸗ 
graph ſtehen blieb. Die Verwirrung war aufs höchſte geſtiegen, als Präſident Taylor plötzlich 
(9. Juli 1850) ſtarb. An ſeine Stelle trat der Vicepräſident Fillmore, ein entſchiedener An⸗ 
hänger der Nichtausdehnung der Sklaverei. Inſofern Taylor als Demokrat eine Nichtinter⸗ 
ventionspolitik befolgte, fürchtete man, daß Fillmore als Whig auf die Politik Jefferſon's zu⸗ 
rückgehen würde. Zur allgemeinen Verwunderung aber fand das Gegentheil ſtatt. Fillmore 
ernannte zu ſeinem Premierminiſter Daniel Webſter, einen der Führer der Whigpartei, der 
kürzlich ihre Reihen verlaſſen hatte. Dieſe Ernennung brachte in der Stellung der Parteien 
einen Umſchwung hervor. Die Senatoren des Südens, welche bisher die heftigſten Gegner des 
Compromiſſes geweſen und die Anträge Clay's verworfen hatten, ſtimmten auf einmal für den⸗ 
ſelben und brachten nun dieſe Anträge einen nach dem andern wieder ein. Ihre Gegner aber, 
ſchien es, waren froh, ſo leichten Kaufs loszukommen. Im Repräſentantenhauſe geſtaltete ſich 
freilich der Kampf immer noch ſchwer genug. Die Texas-Bill war ſogar dreimal und damit de⸗ 
finitiv verworfen worden. Nichtsdeſtoweniger wurde eine vierte Abſtimmung beſchloſſen und 
in dieſer die Bill angenommen. Die verſchiedenen Bills, die zuſammen die Compromißmaß⸗ 
regeln von 1850 genannt werden, betrafen: 1) die Grenzregulirung von Texas, welcher zufolge 


der Staat Teras alle ſeine Territorialanſprüche jenſeit der in dieſer Bill beſtimmten Grenzen 


an die Vereinigten Staaten cedirt, während die Union 10 Millionen von der Staatsſchuld Texas 


übernimmt; 2) die Organiſation von Neumexieo, welches mit oder ohne Sklaverei, ſowie es 
ſeine Conſtitution vorſchreiben wird, als Staat aufgenommen werden ſoll; 3) die Organiſa⸗ 


tion von Utah, mit demſelben Vorbehalt; 4) die Aufnahme von Californien unter ſeiner 
freien Verfaſſung; 5) ein neues Sklavenfanggeſetz; 6) die Unterdrückung des Sklavenhan⸗ 
dels im Diſtriet Columbia (Waſhington). f i 
Der Kanſas-Nebraska⸗Kampf. | 
So groß die Aufregung und Zwietracht waren, welche die Verhandlung über Clay's Vor⸗ 


ſchläge hervorrief, ſo ruhig und verſöhnlich wurde die allgemeine Stimmung, als ihr Abſchluß 


einmal gewiß war. Senator Foote hatte ſogar verlangt, den Act als final, d. h. ewig unab⸗ 
änderlich zu erklären, und in der That war dies der Geſichtspunkt, unter dem jetzt die ganze An⸗ 
gelegenheit betrachtet ward. Man glaubte, die Controverſe über das Sklavenweſen ſei für im⸗ 
mer erledigt, und auf der Convention von Baltimore, welche der neuen Präſidentenwahl vor⸗ 
ausging, gelobten ſich die Parteien gegenſeitig, die Sklavenfrage nie mehr vorzubringen. Das 
Reſultat dieſer Übereinkunft war die faſt einſtimmige Ernennung des Generals Pierce zum Prä⸗ 
ſidenten der Union für die Verwaltungsperiode von 1853—57. 

Pierce drückte ſich in feiner Antrittsbotſchaft über die Sklavenfrage alſo aus: „Ich glaube, 
daß unfreiwillige Dienſtbarkeit, wie ſie in verſchiedenen Staaten dieſer Conföderation beſteht, 
von der Verfaſſung anerkannt wird. Ich glaube, daß es ſich damit verhält wie mit jedem an⸗ 
dern eingeräumten Recht, und daß die Staaten, wo ſie beſteht, zu wirkſamen Mitteln für die 
Durchſetzung der verfaſſungsmäßigen Beſtimmungen berechtigt ſind. Ich bin der Anſicht, daß 
die Geſetze von 1850, gewöhnlich die Compromißmaßregeln genannt, ſtreng verfaſſungsmäßig 
ſind und ohne Anſtand ausgeführt werden müſſen. Ich glaube, daß die eingeſetzten Behörden 
dieſer Republik verbunden ſind, die Rechte des Südens in dieſer Beziehung ebenſo wie irgend⸗ 


ein anderes geſetzliches und verfaſſungsmäßiges Recht anzuſehen, und daß die zu ihrer Geltend- 


machung erlaſſenen Geſetze nicht mit Widerſtreben, hervorgerufen durch abſtraete Meinungen 
über ihre Schicklichkeit in einem andern Zuſtande der Geſellſchaft, ſondern mit Freuden in Ge⸗ 
mäßheit der gerichtlichen Entſcheidungen beachtet und befolgt werden ſollen. Das war und iſt 
meine Überzeugung, und nach ihr werde ich handeln. Ich hoffe mit Inbrunſt, daß die Frage 
beigelegt iſt, und daß keine ſeceſſioniſtiſche noch ehrgeizige und fanatiſche Aufregung die Dauer⸗ 
haftigkeit unſerer Inſtitutionen bedrohen oder den Glanz unſerer Wohlfahrt verdunkeln werde. 
Dieſe ſchöne Hoffnung währte nicht nur nicht lange, ſondern Präſident Pieree hat ſelbſt d 


Jowa im Senat einen Antrag, welcher die Organiſation des Territoriums Nebraska vorſchſ 
1 


Meiſte dazu beigetragen, fie zu vereiteln. Schon am 15. Dee. 1853 ſtellte Senator Dodge o 1 
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Unter dieſem Namen wurde das ganze Land verſtanden, welches, zwiſchen den Staaten von 
Texas, Arkanſas, Miſſouri und Jowa in der Mitte liegend, den Reſt des vormals von Frank⸗ 
reich abgetretenen Gebiets von Louiſiana bildete. Dem Miſſouri-Compromiß zufolge, der doch 
durch die Compromißmaßregeln von 1850 nicht aufgehoben ward, gehörte dieſes Territorium 
zu jenem Diftriete, von welchem die Sklaverei „für immer“ ausgeſchloſſen worden war. Man 
kann ſich daher das allgemeine Erſtaunen vorſtellen, als Senator Douglas als Vorſitzender des 
Territorialausſchuſſes am 4. Jan. 1854 über Dodge's Antrag einen Bericht abſtattete, in welchem 
er folgendermaßen anhob: „Die hauptſächlichſten Verbeſſerungsanträge, welche der Ausſchuß 
für ſeine Pflicht hält, der Beſchlußfaſſung des Senats zu empfehlen, ſind diejenigen, welche die 


Beſtätigung und praktiſche Ausführung der in den Compromißmaßregeln von 1850 rückſichtlich 


der Territorien feſtgeſtellten Principien vorſchlagen. Nach der Meinung des Ausſchuſſes waren 
dieſe Maßregeln auf eine viel umfaſſendere und durchgreifendere Wirkung berechnet als die bloße 


Beilegung der wegen der letzten Erwerbung des mexicaniſchen Territoriums entſtandenen Strei⸗ 


tigkeiten. Sie waren darauf berechnet, gewiſſe große Prineipien zu begründen, die nicht allein 


für beſtehende Übel Abhülfe gewährten, ſondern für alle Zukunft die Gefahren einer ähnlichen 


Agitation dadurch beſeitigten, daß ſie die Frage der Sklaverei aus der Halle des Congreſſes und 


der politiſchen Arena entfernten und der Entſcheidung derjenigen übertrugen, welche dabei am 


meiſten intereſſirt und für ihre Folgen allein verantwortlich find.” Als ſolche Principien gibt 


der Bericht ſchließlich folgende an: 1) daß alle die Sklaverei in den Territorien und den neuzu⸗ 
bildenden Staaten betreffenden Fragen der Entſcheidung der in denſelben wohnenden Bevölke- 
rung vermittelſt ihrer zu dieſem Zweck zu wählenden Repräſentanten zu überlaſſen ſeien; 2) daß 
alle den Anſpruch an Sklaven und die Frage der perſönlichen Freiheit involvirenden Fälle an die 
Beurtheilung der Lokaltribunale, mit dem Recht der Appellation an den oberſten Gerichtshof 


der Vereinigten Staaten, zu weiſen ſeien; 3) daß die Beſtimmungen der föderalen Verfaſſung 


in Bezug auf Dienſtflüchtlinge in den urſprünglichen Territorien ebenſo wie in den Staaten 
gewiſſenhaft auszuführen ſind. 

In Anwendung dieſer Principien ſchlug hierauf Douglas die Organiſation zweier Terri⸗ 
torien, Kanſas und Nebraska, ohne jede Reſtrictionsclauſel vor. Bei Vorleſung dieſes Be⸗ 
richts in dem Ausſchuß hatte Dixon von Kentucky (Whig) bemerkt, daß wenn der Zweck deſſelben, 
wie es ſcheine, wäre, das Miſſouri-Compromiß für ungültig zu erklären, dies wenigſtens auf 
eine directe und männliche Art geſchehen ſollte. Bald nach Eröffnung der Verhandlungen brachte 
daher auch Douglas einen Zuſatzantrag ein, der einen ausdrücklichen Widerruf des Miſſouri⸗ 
Compromiſſes enthielt. Die Debatte über die Bill ſelbſt dauerte in dem Senat vom 24. Jan. bis 
3. März 1854, an welchem Tage ſie mit 37 gegen 14 Stimmen angenommen wurde. Im Re⸗ 
präſentantenhauſe ging ſie nach längerm „Flibuſteriren“ am 15. März mit 113 (darunter 44 
von ſklavenfreien Staaten) gegen 100 (darunter 9 von Sklavenſtaaten) Stimmen durch. Der 
Präſident unterzeichnete ſodann die Bill, die hiermit rechtskräftig wurde. In Gemäßheit die⸗ 


ſes Geſetzes ſollen die Territorien Nebraska und Kanſas, wenn ſie in die Union als Staaten 


aufgenommen werden, mit oder ohne Sklaverei, gerade wie es ihre Verfaſſung zur Zeit der 


Aufnahme vorſchreiben wird, zugelaſſen werden. 

Der Wunſch des Ausſchuſſes, die Sklavenfrage aus der Halle des Congreſſes zu verbannen, 
ging, wenn auch nur vorläufig, doch wörtlich in Erfüllung. Das Territorium von Kanſas 
wurde nun der Schauplatz, auf welchem die Sklavenhalter und ihre Gegner ihre Fehde, ſtatt mit 
Worten, mit den Waffen fortfegten.”) In dem Congreß ſelbſt machte ſich der Rückſchlag des Kam⸗ 
pfes erſt im folgenden Jahre fühlbar. Der Congreß wurde am 3. Dec. 1855 unter drohenden 
Anzeichen eröffnet. Das Repräſentantenhaus konnte ſich bis zum 20. Febr. 1856 nicht über 
die Wahl eines Sprechers einigen. Erſt bei der 133. Abſtimmung wurde N. P. Banks 
von Maſſachuſetts, ein Anti⸗Nebraska-Mann, gegen W. Aiken von Südcarolina ernannt. 
Der Präſident wollte die Conſtituirung des Hauſes nicht abwarten, ſondern ſandte zuerſt ſeine 
Jahresbotſchaft und dann eine Specialbotſchaft, Kanſas betreffend, ein. In der letztern be⸗ 
klagte er die vorgefallenen Unordnunngen, vertheidigte die Übereinſtimmung der von ihm ge— 
troffenen Maßregeln mit der Nebraska-Bill, ſchob alle Schuld auf den Gouverneur des Terri— 
toriums, Hrn. Reeder, anerkannte die Wahlen der Miſſouri-Invaſion als fait accompli, drohte 


) Vgl. hierüber den aus der Feder deſſelben Verfaſſers hervorgegangenen Aufſatz: „Die Vorgänge 
und Zuſtände in Kanſas“, im erſten Bande dieſes Werks, S. 225— 252. D. Red. 
5* 


68 Friedrich Chriſtoph Dahlmann. 


den freien Anſtedlern im Fall fernern Widerſtandes mit der Execution und ſchlug als Beruhi⸗ 
gungsmittel eine Bill vor, durch welche die Bevölkerung zur Entwerfung einer Staatsverfaſſung 
autorifirt würde. Der Senat antwortete auf dieſe Botſchaft mit einem langen Bericht von 
Douglas, der in einer breiten Auseinanderſetzung der Plane und Beſtrebungen der Freiſtaats⸗ 
partei behauptete, dieſe Partei wolle Kanſas mit Gewalt zu einem (ſklaven-) freien Staat 
machen. Das Repräſentantenhaus dagegen beſchloß eine Commiſſion zur Unterſuchung des 
Standes der Dinge nach Kanſas zu ſchicken und erhielt von dieſer einen 1200 Seiten langen 
Bericht, welcher Gegenſtand der Verhandlung wurde. In der Zwiſchenzeit hatte die Freiſtaats⸗ 
partei in Kanſas eine Staatsverfaſſung zu Topeka entworfen und dieſelbe mit der Bitte um 
Aufnahme des Landes in die Union an beide Häuſer eingeſchickt. Alle die Berathung bezwecken⸗ 
den Anträge fielen aber durch. Am 30. Juni beſchloß der Senat eine Autoriſationsbill für Kan⸗ 
ſas zu einer Verfaſſung und theilte dieſen Beſchluß dem Repräſentantenhauſe mit. Letzteres ließ 
die Bill aber liegen, überſandte dagegen dem Senat eine Motion, welche den Widerruf der Auf⸗ 
hebung des Miſſouri-Compromiſſes und der Sklavenclauſel in der Nebraska-Bill beanſpruchte. 
Unter dieſen Streitigkeiten rückte das Ende der Sitzungsperiode heran. Indem ſich das Reprä⸗ 
ſentantenhaus am 18. Aug. vertagte, nahm es in dem Budget der Armee ein Proviſo an, 
wonach die bewilligte Summe nicht zur Unterſtützung der Miſſouri-Legislatur (der Sklaven⸗ 
partei) in Kanſas verwendet werden durfte. Pierce wollte ſich dieſe Beſchränkung jedoch nicht 
gefallen laſſen und rief eine außerordentliche Sitzung für den 21. Aug. 1856 zuſammen. Ob⸗ 
wol ein Theil der Mitglieder ſchon abgereiſt war, erſchien doch noch eine beſchlußfähige An⸗ 
zahl, welche die Reſtrietion mit einer Majorität von vier Stimmen zurückzog. 

Dey Beſchluß der Kanſas-Nebraska-Bill konnte nicht ohne Rückwirkung auf die Stellung 
der Padeien bleiben. Der „Douglas'ſche Verrath“, denn ein ſolcher war die Motion Douglas! 
gegenüber der Nationalconvention von 1852, hatte nicht blos die Nation im allgemeinen mit 
Unwillen erfüllt, ſondern auch im eigenen Schoſe der demokratiſchen Partei Ausſprüche hervor⸗ 
gerufen, welche den Vertragsbruch misbilligten. Das Verfahren der Sklavenpartei in Kanſas 
und die von der Adminiſtration Pieree's daſelbſt befolgte perfide Politik entfernte dieſe Unzufrie⸗ 
denen immer weiter von beiden. Gouverneur Reeder von Kanſas ſelbſt trat gegen den Präſi⸗ 
denten auf, und der ganze Norden begann aus ſeiner halbhundertjährigen Lethargie zu erwachen. 
Die Frage der Negerſklaverei, kürzlich noch eine Frage neben andern, wurde plötzlich die Car⸗ 
dinalfrage der ganzen amerikaniſchen Politik, und die neue Wahlſchlacht für die Adminiſtrations⸗ 
periode von 1857 — 61 fand ausſchließlich auf ihrem Boden ſtatt. Das Volk der Union 
nahm an derſelben in zwei geſonderten Lagern theil, die zum erſten mal eine ganz neue Partei⸗ 
bildung aufzeigten. Die „Demokraten“ der Sklavenhalter verſammelten ſich in Cineinnati, 
um als ihren Candidaten James Buchanan zu ernennen, und die „Republikaner“ der Frei⸗ 
ſtaatspartei kamen in Philadelphia zuſammen, wo ſie John Charles Fremont zum Präſiden⸗ 
ten vorſchlugen. Zwiſchenparteien, wie die Knownothings und die alten Whigs, welche theils 
ſecundäre Intereſſen, theils die Neutraliſtrung der Hauptfrage zum Zwecke hatten, gingen in 
der Hitze des Kampfes unter. Der Sieg der Wahlſchlacht fiel zwar den Sklavenhaltern zu, aber 
es war dieſes ein Sieg, der einer Niederlage gleichkam. Buchanan verdankte ſeine Wahl blos 
dem Sklavencenſus des Wahlgeſetzes, welches die drei Fünftelvertretung der Schwarzen fingirt. 
In Wirklichkeit, d. h. bei den Urwahlen, hatte ſein Gegner Fremont mit einer Majorität von 
97358 Stimmen den Triumph gefeiert. Dieſer Umſtand war offenbar auch für die Politik des 
neuen Präſidenten maßgebend, denn Buchanan hat, trotz der ſeiner Partei gemachten Verſpre⸗ 
chungen, während feiner Verwaltung eine unentſchiedene, lauwarme, aber gerade darum höͤchſt 
unheilvolle Haltung bewahrt. 


Friedrich Chriſtoph Dahlmann. 


Das Leben eines deutſchen Gelehrten pflegt ſelten fo reich ausgeſtattet zu fein, um über die 
Grenzen der wiſſenſchaftlichen Thätigkeit und der häuslichen Beziehungen hinaus ein allgemei⸗ 
neres Intereffe darzubieten, oder gar auf die politiſche Entwickelung der Nation einen unmittel⸗ 
bar beſtimmenden Einfluß auszuüben. Denn was die Wiſſenſchaft und ihre Lehre wirkt, das 
gewinnt ſeine Bedeutung nach dem Verhältniſſe, in welchem es zu dem geiſtigen Leben und der 
Bildung eines Volks ſteht, und wie hoch auch dieſe Einwirkung angeſchlagen werden mag, ſie 
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mußte, verſteht ſich von ſelbſt; ihrer Kunſt aber find dieſe Fehler, Extravaganzen und beleidigen— 
den Kühnheiten einer übermächtigen Natur ſicher im höchſten Grade zu ſtatten gekommen. Denn 
wenn es vielleicht nie eine Künſtlerin gegeben hat, die ſo rückſichtslos wie ſie jede Schranke nie- 
derriß, welche ſie als ein Hemmniß für die freie Entfaltung ihres künſtleriſchen Wollens und 
Schaffens anſehen zu müſſen glaubte, jo iſt doch auch niemals eine Künſtlerin geweſen, die ſo 
wie ſie den ganzen Menſchen an die Ausübung ihrer Kunſt geſetzt und darum Wirkungen er— 
zielt hat die mächtiger waren als alles, was auf dem Gebiete des Operndramas je geleiſtet wor— 
den, und deren Erinnerung erſt mit dem letzten Zeugen derſelben ausſterben kann. 
4 Alfred Freiherr von Wolzogen. 


Das Sklavenweſen 
in den Vereinigten Staaten von Nordamerika. 


Zweiter Abſchnitt.“) 
Die Zuſtände in den amerikaniſchen Sklavenſtaaten. 


Die Sklaverei und Sklavenarbeit in wirthſchaftlicher Beziehung. 0 


Amerikaniſche Nationalökonomen, beſonders die Schutzzöllner unter ihnen, lieben es, Eng- 
land die Entſtehung und Entwickelung des Sklavenweſens nicht nur aus moraliſchen und politi= 
ſchen, ſondern auch aus ökonomiſchen Gründen zur Laſt zu legen. Dieſer Vorwurf verdient 
eine kurze Beleuchtung. 

Der erſte Verſuch, die Fabrikation von Tuch in den nordamerikaniſchen Colonien einzu⸗ 
führen, zog einen Beſchluß des engliſchen Unterhauſes nach ſich, in welchem daſſelbe erklärte, daß 
„die Errichtung von Manufacturen in den Colonien die Tendenz habe, ihre Abhängigkeit von 
Großbritannien zu vermindern“. Bald darauf, im Jahre 1710, liefen bei dem Parlament Klagen 
ein, welche ſich über die Gründung von Manufacturen in den Colonien beſchwerten, und das 
Unterhaus beauftragte die Handelskammer, über die Sache Bericht zu erſtatten. Im Jahre 1732 
wurde zuerſt die Ausfuhr von Hüten zwiſchen den Colonien verboten. Im Jahre 1750 erſchien 
ein Verbot gegen Walz- und Stabeiſenmühlen, während die Einfuhr von Roheiſen nach Eng— 
land freigegeben ward. Zu einer ſpätern Zeit erklärte Lord Chatam, daß er den Coloniſten 
nicht die Verfertigung eines Hufnagels erlauben würde, und dieſe Anſicht fand bald allgemei— 
nen Beifall. Im Jahre 1765 wurde in England die Ausfuhr von Handwerkern, 1781 und 
1782 die von Woll⸗ und Baumwollmaſchinen ſammt Spinnarbeitern, 1785 die von Eiſen⸗ 
und Stahlmaſchinen, und noch 1799 die von Kohlenarbeitern nach Nordamerika verboten. Die 
Abſicht und Wirkung dieſes Syſtems ſoll nach Carey geweſen ſein: 1) Die Verwendung der 
Arbeitskräfte zu andern als Ackerbauzwecken zu verhindern und dadurch den ſchwächern Theil 
der Geſellſchaft — die Frauen und Kinder — von jeder Beſchäftigung außer auf dem Felde 
auszuſchließen. 2) Ganze Bevölkerungen zu der Production deſſelben Gegenſtandes zu zwin— 
gen und ſie dadurch der Möglichkeit des Waarenverkehrs unter ſich zu berauben. 3) Die Be- 
völkerung infolge deſſen zur Ausfuhr aller ihrer Producte in ihrer roheſten Form und zu gro— 
ßen Transportkoſten nach England zu nöthigen. 4) Ihnen die Fähigkeit, den Boden durch den 
Gewinn ſeiner Producte zu verbeſſern, zu entziehen und dadurch die Nothwendigkeit ſeiner Er— 
ſchöpfung herbeizuführen. 5) Die Errichtung von Städten, Schulen, Straßen und öffent— 
lichen Vertheidigungsmaßregeln unmöglich zu machen. 6) Mit dem Fortſchritt der Boden— 
erſchöpfung die Wanderung der Anbauer und ihre weitere Entfernung von dem Marktplatz 
zu veranlaſſen. 7) Den Wegfall jeder Arbeitskraft, die nicht im Felde gebraucht werden kann, 
herbeizuführen. 8) Die Werthloſigkeit einer Menge von Dingen, ohne Bedeutung für ſich, 
aber ſehr brauchbar im Zuſammenleben der Menſchen, zu begründen. 9) Den Werth des Lan— 


) Vgl. den Erſten Abſchnitt: „Geſchichte der amerikaniſchen Sklaverei“, S.27—68 dieſes u 
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des und die Nachfrage nach Arbeit zu vermindern. 10) Dem Streben nach Civiliſation und 
Freiheit Schranken zu ſetzen. „Die Folgen dieſes Syſtems waren“, ſetzt Carey hinzu, „daß 
das allmähliche Wachsthum der mechaniſchen Gewerbe in den Colonien verhindert wurde, daß 
Virginien z. B. keine einzige Stadt von irgendeiner Bedeutung hatte, während England die 
Macht erlangte, jeden Verſuch der Concurrenz mit ihm in Manufacturen zu beſeitigen. Im 
Norden waren zwar einige Manufacturen entſtanden und die Klaſſe der Arbeiter zahlreicher, auch 
hatten ſich Städte gebildet, und infolge deſſen ging es dem Landmann beſſer. Aber überall war 
der Fortſchritt der Manufacturen ſehr langſam, und überall mußte daher der Farmer ſeinen 
Boden ausſaugen, indem er Weizen, Taback und andere Producte für entlegene Märkte er⸗ 
zeugte, von denen er kein Düngungsmittel zurückerhielt. Mit der Erſchöpfung des Landes ver- 
armten die Eigenthümer, und es trat für ſie die Nothwendigkeit ein, ſich nach neuen Landſtücken 
zu begeben, die wieder erſchöpft wurden. Im Süden verließ der Pflanzer zuweilen ſeinen Sitz 
und wanderte mit allen feinen Leuten weiter, aber häufiger war er genöthigt, einen Theil der⸗ 
ſelben fahren zu laſſen. Auf dieſe Weiſe hat der innere Sklavenhandel durch den Erſchöpfungs⸗ 
proceß, welchem das Land und feine Eigenthümer unterworfen wurden, feinen Urſprung ge- 
nommen.“ 

Dieſer Argumentation läßt ſich ohne Zweifel eine gewiſſe Berechtigung nicht abſprechen. 
Die ökonomiſchen Intereſſen der Colonien waren in der That mit die hauptſächlichſte Urſache, 
welche die Revolution gegen England hervorgerufen haben. Dennoch iſt es aber unrecht, die 
Schuld der Sklaverei, wie ſie heute in den Vereinigten Staaten beſteht, auf die Vergangenheit 
ſtatt auf die Gegenwart zu wälzen. Die amerikaniſchen Colonien ſind ſeit mehr als achtzig Jah⸗ 
ren frei und ſelbſtändig. Während dieſer Zeit iſt die Sklavenarbeit im ganzen Norden der Union 
abgeſchafft worden, und für deren Fortbeſtehen in den übrigen Gebieten ſind demnach die betref⸗ 
fenden Staaten und ihre Helfer ſelbſt und allein verantwortlich zu machen. Die Frage nach 
der materiellen Urſache der Sklaverei läßt ſich am beſten durch die Schilderung der ökonomiſchen 
Zuſtände in den Sklavenſtaaten beantworten. 

Der „Richmond Enquirer“, ein ſehr entſchiedenes Proſklavereiblatt in Virginien, beſchreibt 
in ſeiner Nummer vom 29. Dec. 1852 den Fortſchritt dieſes Staats ſeit der Revolution im 
Vergleich zu einigen freien Staaten folgendermaßen: „Virginien beſaß vor der Revolution und 
bis zur Zeit der Annahme der Verfaſſung mehr Wohlſtand und eine größere Volksanzahl als 
irgendein Staat der Conföderation . . . Von dieſer feiner erſten Stellung in Reichthum und 
Macht iſt es in Bezug auf Wohlſtand in die fünfte und in Bezug auf Bevölkerung in die vierte 
Linie zurückgetreten. Neuyork, Pennſylvanien, Maſſachuſetts und Ohio überragen es an Wohl⸗ 
ſtand, und alle, mit Ausnahme von Maſſachuſetts, an Volkszahl und politiſcher Geltung. Drei 
von dieſen Staaten ſind buchſtäblich mit Eiſenbahnen und Kanälen überſäet, und der vierte 
(Maſſachuſetts) nur mit Eiſenbahnen . . . Wenn wir finden, daß die Bevölkerung der Stadt 
Neuyork und ihrer Umgebungen allein die ganze freie Bevölkerung des öſtlichen Virginien 
ſammt dem Thale zwiſchen dem Blauen Rücken (Blue Ridge) und dem Alleghanygebirge über⸗ 
ſteigt, ſo haben wir Urſache, unſere Lage tief zu beherzigen. Sogar Philadelphia hat eine bei 
weitem größere Bevölkerung als die geſammte freie Bevölkerung des öſtlichen Virginien. Der 
kleine Staat von Maſſachuſetts hat einen Geſammtwohlſtand, der jenen von Virginien um mehr 
als 126 Mill. Dollars übertrifft, und dieſer Staat iſt nicht im Stande, ſeine Einwohner mit 
ſeiner Production zu erhalten. Neuyork aber, welches zur Zeit der Annahme der Verfaſſung in 
Macht und Reichthum ebenſo tief unter Maſſachuſetts ſtand als dieſes unter Virginien, iſt jetzt 
beiden an Wohlſtand voraus. Während der Geſammtreichthum Neuyorks im Jahre 1850 auf 
1080,309216 Dollars ſtieg, betrug der von Virginien 436,701082 Dollars — ein Unterſchied 
zu Gunſten des erſtern von 643,608134 Dollars. Dabei iſt der Mineralreichthum Virginiens 
größer, das Klima und der Boden beſſer, das Hinterland bei gleicher Sorgfalt ebenſo ergiebig... 
In keinem Staate der Conföderation ſind die Gelegenheiten zu Manufacturoperationen mehr 
gegeben als in Virginien. Jede weſentliche Bedingung zum Erfolge in dieſem Betriebszweige 
wird hier im Überfluß und unter beſonders günſtigen Combinationen gefunden. Wir haben in 
den zugänglichſten Lokalitäten einen unbeſchränkten Vorrath von Waſſerkraft — der billigſten 
von allen Triebkräften. Dieſer Waſſerreichthum iſt ſo außerordentlich, daß bei Landſchätzungen 
gar kein beſonderer Werth darauf gelegt wird, außer in der Nachbarſchaft großer Städte. 
Ebenſo wenig fehlt es in dieſen Gegenden an Baumaterial; Bauholz und Granit gibt es im 
Überfluß. Ein anderer Vortheil, den Virginien beſitzt, iſt die Nähe ſeiner Mühlen zur Ver— 
arbeitung des Rohſtoffs der Baumwolle . . . Die Kohlenlager von Virginien find die ausge— 
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dehnteſten in der Welt und ihre Qualität die beſte und reinſte. Die Eiſenlager find unerſchöpf⸗ 
lich und in vielen Fällen fo rein, daß das Metall in feinem primitiven Zuſtande gehämmert wer— 
den kann. Viele dieſer Lager befinden ſich in der unmittelbaren Nähe ausgedehnter Kohlen- 
lager. Virginien beſitzt ebenfalls ſtarke Lager von Kupfer, Blei und Gips. Ein bemerkens⸗ 
werther Umſtand für ſeine Bergwerks- und Manufacturbeſtimmung iſt die Leichtigkeit und 
Wohlfeilheit, mit welcher alle Minerale gewonnen werden. Warum alſo verlegt ſich Virginien 
nicht auf einmal mit der Hälfte feiner Arbeit und Kapitalien auf den Bergbau und auf Manu⸗ 
facturen? Warum producirt nicht Lynchburg alle Artikel in Eiſen und Stahl ebenſo billig und 
ebenſo vortheilhaft wie irgendeine Stadt der nördlichen Staaten? Warum errichtet nicht jede 
Stadt und jedes Dorf an allen Linien der Eiſenbahn Fabrikmagazine, in welchen Tauſende von 
Artikeln des täglichen Bedarfs ebenſo gut und billig wie überall ſonſt erzeugt werden? Faſt für 
jede Elle Tuch, jeden Rock, Stiefel und Hut, den wir tragen, für unſere Beile, Senſen, Kübel 
und Waſſereimer, mit Einem Wort für jedes Ding, mit Ausnahme des Brots und Fleiſches, 
von Europa und dem Norden abhängig, muß es dem Süden begegnen, daß wenn unſer Ver— 
hältniß zum Norden jemals zerriſſen werden ſollte, wir, im ganzen Süden, nicht im Stande 
wären, uns ſelbſt zu bekleiden. Wir könnten unſere Wälder nicht fällen, unſere Felder nicht 
pflügen, unſere Wieſen nicht mähen. Wahrlich wir befänden uns in einer elendern Lage, als 
wir nur eingeſtehen möchten. Und doch, mit allen dieſen Ausſichten, die uns ins Geſicht ſtieren, 
ließen wir unſere Augen und wandeln in Blindheit.“ 

Ahnliche Selbſtbekenntniſſe und Schilderungen ließen ſich aus allen Staaten des Südens 
beibringen. Jene Skizze wird aber genügen, um annähernd einen Begriff von dem ökonomi— 
ſchen Zuſtande eines Sklavenſtaats zu geben. Wenn man einen Südländer fragt, wie er dem 
materiellen Zuſtande aufhelfen wolle, ſo pflegt ſeine Antwort eher alles andere als das Weſen 
der ſüdlichen Arbeit, der Sklaverei, zu berühren. In Bezug auf die Sklavenarbeit hat erſt ein 
Nordländer, Frederic Law Olmſtedt, in feinem ausgezeichneten Werke „Our slave states“ das 
geeignete Material zuſammengeſtellt. Olmſtedt erzählt: „Während der Zeit meines Aufent- 
halts daſelbſt wurden mehrere tauſend Sklaven im öſtlichen Theile Virginiens in Miethe ge— 
geben. Den Lohn, welchen man für einen tüchtigen, geſunden, wohlerhaltenen Arbeiter ohne 
beſondern Fehler im Alter von 20 — 30 Jahren zahlt, war 110 — 140 Dollars. Der Durch- 
ſchnittspreis belief ſich, ſoweit ich aus einer ſehr ausgedehnten Nachforſchung entlehnen konnte, 
auf 120 Dollars das Jahr, Koſt und Wohnung ſammt einigen andern Ausgaben einbegriffen. 
Dieſer Lohn muß genau den Werth der Sklavenarbeit darſtellen, weil der entgegengeſetzte Fall 
den Beſitzer eines Sklaven hindern würde, deſſen Arbeit zu dieſem Preiſe fortzugeben. Da die 
große Mehrzahl der Sklaven zu Ackerbaudienſten verwendet wird, und viele alſo Vermiethete 
zu andern Zwecken gar nicht abgerichtet ſind, ſo zeigen dieſe Preiſe die Koſten der agriculturen 
Arbeit im öſtlichen Virginien an. In Neuyork haben die gewöhnlichen Löhne für freie Ar— 
beiter, falls es Amerikaner ſind, genau dieſelbe Höhe im Nominalwerthe. Für irländiſche und 
deutſche Arbeiter werden im Sommer 10 Dollars, im Winter 8 Dollars den Monat, alſo im 
Durchſchnitt 108 Dollars für das Jahr gezahlt. Der Miethsherr des Sklaven aber hat außer 
der Bezahlung des Lohns noch deſſen Ernährung und Bekleidung auf ſich zu nehmen, während 
der freie Arbeiter nur verpflegt, aber nicht gekleidet zu werden braucht. Man hegt in Virginien 
die Meinung, daß die Sklaven beſſer genährt werden als die freien Arbeiter. Das iſt indeß ein 
Irrthum, und wir müſſen in Betracht ziehen, daß die Beköſtigung eines nördlichen Arbeiters 
wenigſtens ebenſo viel ausmachen würde wie die Bekleidungsauslage für den Sklaven. Wenn 
man Mann gegen Mann vergleicht, mit bloßer Rückſicht auf ihre gegenſeitige Stärke und Aus⸗ 
dauer, ſo glaube ich, daß, alles in Betracht genommen, die Löhne für gewöhnliche Arbeiter in 
Virginien 25 Proc. höher find als in Neuyork. Nehmen wir aber an, daß beide gleich find.‘ 

Unter den Umſtänden, welche dieſe Gleichheit beeinträchtigen können, führt Olmſtedt den 
Verluſt des Gewinns an, welcher für den Arbeitgeber aus der Krankheit oder Unfähigkeit des 
Arbeiters, die Arbeit zu verrichten, entſteht. „Dieſe Unfähigkeit iſt für den Lohnherrn des freien 
Arbeiters gleichgültig. Für den Sklavenherrn dagegen hat ſie verſchiedene Folgen: bald kleine, 
bald ſehr große Verlegenheiten, ſtets aber Unruhe und Verdacht. Ich habe noch nie auf Pflan⸗ 
zungen, wo 20 Neger beſchäftigt waren, mich nach ihnen erkundigt, ohne die Bemerkung zu 
hören, daß einer oder der andere Feldarbeiter infolge von Krankheit, Ermüdung, Quetſchung 
und Verwundung, über die er klagte, an ſeiner Arbeit verhindert wäre, und in allen ſolchen 
Fällen verfehlte der Eigenthümer oder Aufſeher nie ſeinen Verdacht auszuſprechen, daß der In— 
valide ebenſo tüchtig zur Arbeit wäre wie jeder andere. Man ſagt, daß es ebenſo ſchwer ſei, eine 
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ſichere Krankheitsdiagnoſe bei Negern zu erhalten wie bei den Kindern, da die Einbildungs⸗ 
kraft rückſichtlich der Symptome beim Neger ſo ſtark vorwaltet und ſeine Ausſage über das, 
was er gefühlt oder gethan habe, keinen Glauben verdient. Wenn ein Neger wirklich krank iſt, 
fürchtet er, daß man ihm nicht glauben werde, und übertreibt daher alle ſeine Schmerzen, ver⸗ 
pflanzt ſie auch in Körpertheile, welche er für die wichtigſten ſeines Syſtems anſieht. Sehr oft 
verweigert der invalide Sklave die zu ſeiner Geneſung vorgeſchriebenen Mittel zu nehmen, oder 
nimmt ſie nur theilweiſe. Die Neger verſtecken z. B. Pillen unter ihrer Zunge und behaupten, 
ſie verſchluckt zu haben, während ſpäter aus dem Nichteintritt der Wirkung hervorgeht, daß dies 
nicht der Fall war.“ 

Zur Illuſtration dieſer Thatſache wurden Olmſtedt Vorfälle erzählt, aus welchen hervor⸗ 
geht, daß ſich der Sklave förmlich freut, wenn er eine derbe Wunde davonträgt, die ihn aufs 
Lager wirft. Doch ſoll es für den, welcher viel Erfahrung mit Negern hat, im allgemeinen 
nicht ſchwer ſein, mit ziemlicher Sicherheit aus der Beſchaffenheit der Zunge, des Pulſes, des 
Ausſehens u. ſ. w. anzugeben, ob der Neger wirklich krank ſei oder nicht. „Letztes Jahr“, erzählte 
ein Sklavenhalter aus Nordearolina Hrn. Olmſtedt, „vermiethete ich einen meinen Neger einem 
Eiſenbahnunternehmer. Wie ich vermuthe, ſo fand er, daß er härter zu arbeiten hatte als auf 
der Pflanzung, und verließ eines Nachts die Geſellſchaft ohne Erlaubniß. Den nächſten Tag 
kehrte er in einem Wirthshaus ein, wo er den Leuten ſagte, daß er infolge der Arbeit an der 
Eiſenbahn krank geworden ſei und zu feinen Herrn nach Haufe ginge. Man vermuthete, er 
wäre flüchtig, und da er keinen Laufpaß hatte, arretirte man ihn und brachte ihn ins Gefängniß. 
In der Nacht machte mir der Sheriff die Mittheilung, daß ein Burſche im Verhaft wäre, welcher 
mir zugehören ſolle und der wirklich ſehr krank wäre, ſodaß ich beſſer thäte nachzuſehen und ihn 
zu mir zu nehmen. Ich ſchöpfte ſogleich Verdacht, wie ſich die Sache verhalten würde, und ging 
erſt des andern Tags am Abend hin, da ich keine Zeit hatte. Als ich ihn beſah und feine Ge— 
ſchichte hörte, war ich vollkommen gewiß, daß er nicht krank wäre; da er ſich aber ſehr leidend 
ſtellte, erſuchte ich den Sheriff, ihm recht viel Salz und Senna (ein Abführkraut, Species der 
Cassia) zu geben und dafür zu ſorgen, daß er ſonſt nicht mehr zu eſſen habe. Den folgenden Tag 
erhielt ich einen Brief von dem Unternehmer, der mir fagte, daß mein Neger ohne Urſache davon⸗ 
gegangen ſei. Ich ſchrieb nun dem Sheriff, das Verfahren ſo lange fortzuſetzen, bis der Burſche 
ein beträchtlich Theil ſchlechter oder beſſer wäre. Nun, der Kerl hielt es eine Woche aus, indem 
er fortwährend ſtöhnte, daß man glauben ſollte, er könne keine Stunde länger leben. Endlich 
nachdem er es ſieben Tage fortgetrieben, erklärte er plötzlich, er wäre wohl und wünſche zu eſſen. 
Sobald ich davon hörte, gab ich den Auftrag, ihn durchzubläuen, die Handſchellen anzulegen und 
an die Eiſenbahn zurückzuſenden. Ich mußte die Arretirungsſpeſen, Sheriffſporteln und eine 
Woche Koſtgeld an die County bezahlen.“ 

Derſelbe Herr geſtand indeß Hrn. Olmſtedt zu, daß er ſich zuweilen auch geirrt und Leute 
zur Arbeit gezwungen habe, die ſich ſpäter als krank erwieſen. Wenn daher in der Folge einer 
ſich krank meldete, ſo ließ er ihn ohne tiefere Unterſuchung gehen, überzeugt, daß die Ruhe eines 
Tages herausſtellen würde, ob er wirklich oder ſcheinbar unwohl ſei. Einſt nahm jener Skla⸗ 
venhalter einen neuen Aufſeher, dem er erklärte, welche ſeine Praxis in Krankheitsfällen ſei. 
Der Aufſeher erwiderte: „Es iſt auch die meinige; früher huldigte ich ihr nicht, aber ich bekam 
eine Lection. Hr. hatte einen Sklaven, der mürriſch war, klagte und behauptete, er könne nicht 
arbeiten. Ich beſah feine Zunge, fie war ganz rein, und ich glaubte, es wäre blos Trägheit. 
Somit wurde er geprügelt und mußte an die Arbeit. Zwei Tage ſpäter war er jedoch begraben. 
Es war ein Achthundert-Dollars-Neger.“ a 

Beſonders macht die Neigung der Frauen zu Unwohlſein und Zuſtänden, die äußerlich nicht 
wahrnehmbar find, die aber leicht zum Vorwand ernſtlichen Übelbefindens genommen werden 
können, viele von ihnen gänzlich unbrauchbar zur Arbeit. „Die Frauen einer Pflanzung“, ers 
zählte Hrn. Olmſtedt ein großer Sklavenbeſitzer in Virginien, „vermögen kaum ihr Salz zu ver— 
dienen, nachdem ſie in das Maturitätsalter getreten ſind. Sie kommen nicht aufs Feld, und 
wenn man die Pflegfrau darüber befragt, fo ſagt dieſe: O, fie iſt nicht wohl, Herr, ſie kann 
nicht arbeiten!) Was kann man thun? Man muß die Ausſage als gerechtfertigt hinnehmen und 
darf die Sklavin nicht an die Arbeit treiben. Dieſe ſpielt inzwiſchen auf meine Koſten die Lady 
und bleibt im Bett liegen, bis ſie wieder nach friſcher Luft ſich ſehnt.“ 

„Ich beſuchte eine Pflanzung“, erzählt Hr. Olmſtedt weiter, „wo eine Frau durch zwei Jahre 
von jeder Arbeit befreit worden war, weil man glaubte, ſie werde an der Schwindſucht ſterben. 
Zuletzt entdeckte der Aufſeher, daß ſie als Hut- und Kleidermacherin für die farbigen Damen 
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der Umgegend thätig ſei, und daß fie in dieſem Berufe eine merkwürdige Geſchicklichkeit erlangt 
habe. Sie wurde das folgende Jahr zu vortheilhaften Bedingungen einet faſhionabeln Schnei— 
derin in der Stadt vermiethet, und da ſie von nun an kein Blut mehr brach, erkannte man, daß 
fie es vorher auf künſtliche Weiſe mußte gethan haben ... Die Unterbrechung und Vereitelung 
von Arbeitsunternehmungen, welche durch flüchtige Sklaven herbeigeführt werden, verurſacht 
den Betreffenden oft großen Verdruß und Verluſt. Es kommen häufig Fluchtfälle vor, für 
welche kein unmittelbares Motiv aufzufinden, da der Sklave gut behandelt, wohl genährt und 
auch nicht durch Arbeit überbürdet wird, während er zugleich die Gewißheit hat, daß er ſich durch 
das Entlaufen großer Entbehrung ausſetzt und ſtrenge Beſtrafung erwarten muß, wenn er ein— 
gefangen wird oder wieder zurückkehrt. Man führt dieſe Thatſache häufig an, um die Undank— 
barkeit und Verdorbenheit der afrikaniſchen Raſſe zu beweiſen. Ich möchte aber vermuthen, im 
Fall ſich kein anderer Grund finden läßt, daß es der natürliche Inſtinet der Freiheit in einem 
Menſchen iſt, der launenhaft wie die wilden Triebe der Hausthiere und Vögel ſich geltend macht. 
Ja, der gelehrte Dr. Cartwright von der Univerſität Louiſiana meint, daß Sklaven einer eigen— 
thümlichen Form von geiſtiger Störung unterworfen ſind, welche er Drapetomanie nennt 
une die ſich, wie die Krankheit mancher Katzen, in einem unwiderſtehlichen Drange davonzu— 
laufen manifeſtirt. In einer im Süden ſehr geachteten Schrift über die Krankheit der Neger 
verſichert jener Arzt, daß unter ſtrenger Benutzung zweckmäßiger mediciniſcher Rathſchläge dieſer 
ſtörenden Manie des Davonlaufens, welche viele Neger haben, ganz vorgebeugt werden könne. 
Die Symptome und die gewöhnliche empiriſche Heilmethode gegen die Krankheit ſeien folgende: 
Bevor Neger davongehen, werden ſie, falls fie nicht einen Schrecken hatten, mürriſch und unzu⸗ 
frieden. Die Urſache dieſes Mürriſch- und Unzufriedenſeins müſſe entfernt werden, ſonſt ver- 
fallen ſie der Flucht oder der Negerauszehrung. Falls aber keine Urſache vorhanden, ſo gehe der 
Rath derjenigen, welche die meiſte Erfahrung in der Drapetomanie beſitzen, dahin, die Manie 
den Neger «auszupeitihen» oder, wie man zu ſagen pflegt, ihm aden Teufel auszutreibenv.“ 

„Eine andere Art von Negerkrankheit, welche Dr. Cartwright angibt und die ihren Arbeits⸗ 
werth ſehr verringert, iſt die Dyserethisia aethiopica, Abſtumpfung des Gemüths und Unem= 
pfindlichkeit des Körpers. Die Individuen, welche damit behaftet ſind, verurſachen durch ihr 
ungeſchicktes Weſen vielen Schaden und, wie es ſcheint, abſichtlich, aber meiſtens nur infolge ihres 
Blödſinns und der Unempfindlichkeit ihrer Nerven, welche die Krankheit erzeugt. Sie zerbrechen, 
verderben und zerſtören jedes Ding, das fie in die Hand nehmen, beſchädigen Pferde und Horn- 
sieh, zerreißen und verbrennen ihre eigenen Kleider und ſtehlen fremdes Eigenthum, um das 
Zerſtörte zu erſetzen. Sie wandern in der Nacht umher und benehmen ſich des Tags einfältig. 
Sie arbeiten ſchleuderig und hacken nach dem Getreide, Zuckerrohr, Taback und Baumwolle, 
wenn ſie dieſe ſchneiden, wie aus Muthwillen. Sie erheben Streitigkeiten mit ihren Aufſehern 
oder Genoſſen ohne Grund und Urſache und ſcheinen gefühllos bei der Strafe. Wenn ſo ein 
Neger allein gelaſſen wird, ſo ergibt er ſich der Müßigkeit und Trägheit. Er bewegt ſich nicht, 
um ſeine Lungen auszudehnen und ſein Blut zu beleben, ſondern führt eine elende Exiſtenz in 
der Mitte von Schmuz und Unreinlichkeit, zu faul, um ſich nur Kleidung und Wohnung zu ver— 
ſchaffen. Die Folge iſt, daß das Blut fo ſehr carbonijirt und des Sauerſtoffs beraubt wird, daß 
es nicht nur unfähig iſt das Hirn aufzuwecken, ſondern auch die Gefühlsnerven anzuregen. Wenn 
der Kranke aus feinem Traumzuſtande durch den Trieb des Hungers geriſſen wird, ergreift er 
alles, was er finden kann, und tritt das Eigenthum anderer in vollſtändiger Gleichgültigkeit mit 
Füßen. Wenn er mit Gewalt zur Arbeit gezwungen wird, ſo verrichtet er dieſelbe in einer kopf— 
loſen Weiſe, indem er auf die Pflanze, die er anbauen ſoll, mit feinen Ferſen tritt, die Werf- 
zeuge zerbricht und alles durch die Art, wie er es erfaßt, verdirbt. Die Aufſeher nennen dieſes 
Benehmen «Schurkereiv, dieſe Bezeichnung beruht aber auf einer falſchen Hypotheſe und führt 
zu einer irrigen empiriſchen Behandlung, die das Übel nie oder nur ſelten heilt.“ 

„Gefährlicher als jede andere Krankheit iſt die Lungenentzündung, Peripneumonia 
notha, öfters Kalte Krankheit genannt... Die Framboesia iſt eine anſteckende Krankheit, 
die ſich durch Berührung denen mittheilt, welche nicht reinlich find. In einer modificirten 
Art werden auch Weiße davon angeſteckt, bei welchen ſie der Pſeudoſyphilis ähnlich ſieht. . .. 
Die Negerauszehrung, eine der ärgſten, in den nördlichen Staaten und in Europa faſt unbe— 
kannte Krankheit, herrſcht oft ſehr ſtark unter den Sklaven. Es iſt von Wichtigkeit, die patho— 
logiſchen Anzeichen derſelben in ihren erſten Stadien zu erkennen, nicht nur zum Zwecke der 
Behandlung, ſondern auch um Betrügereien zu entdecken, da viele daran leidende Neger zum 
Verkauf ausgeboten werden. Die Beſchleunigung des Pulſes bei körperlicher Anſtrengung 
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macht dieſe Sklaven zur Arbeit unfähig, und das beſtimmt ihre Eigenthümer, ſie zu verkaufen, 
obgleich fie die Urſache davon nicht wiſſen. Die Wirkung, welche der Aberglaube, daß er ver- 
giftet oder verhext ſei, auf das Gemüth des Kranken, das ohnedies in einem leidenden Zuſtande 
iſt, ausübt, ferner das Unbehagen, welches harte Arbeit, Dürftigkeit, der Mangel an geſunder 
Nahrung, guter Kleidung, warmer und bequemer Wohnung nach ſich zieht, tragen nebſt der 
traurigen Vorſtellung, die er zuweilen hegt, daß weder ſein Herr noch ſeine Nebenſklaven ihm 
gewogen find und er niemand zum Freunde habe, direct dazu bei, jene Verwirrung des Ge- 
müths zu erzeugen, welche die weſentliche Urſache der Negerauszehrung iſt.“ 

„Bei dem Arbeitsſyſtem der Sklaverei“, ſchreibt Olmſtedt weiter, „muß die Diseiplin immer 
durch phyſiſche Gewalt gehandhabt werden. Eine Lady von Neuyork, die einen Winter in 
einer ſüdlichen Stadt zubrachte, hatte eine gemiethete Negerdienerin, welche eines Tages rund⸗ 
weg ſich weigerte, den verlangten Dienſt zu verrichten. Auf die freundliche Mahnung der Dame 
erwiderte ſie einfach: Sie können mich nicht dazu zwingen, und ich werde es nicht thun; ich 
fürchte nicht, daß Sie mich prügeln laſſen.s Das Mädchen hatte recht, denn die Dame war zu 
gefühlvoll, um einen Mann herbeizurufen oder ſie zur Beſtrafung auf das Wachthaus zu ſchicken, 
wie es die ſüdlichen Frauen thun, wenn ihre Geduld zu Ende iſt. Sie verſuchte durch Güte und 
Einfluß auf den geſunden Menſchenverſtand des Mädchens eine moraliſche Controle über ſie zu 
erlangen, fand ſich aber nach längerm Verdruß und einer ernſten Prüfung ihres Mitgefühls 
endlich genöthigt, zu ihrem Eigenthümer zu gehen und dieſen zu bitten, das Mädchen um jeden 
Preis zurückzunehmen. Oftmals aber, wenn auch Muth und. phyſiſche Gewalt dem Herrn nicht 
fehlen, gibt es doch verſchiedene andere Umſtände, welche die Anwendung der Strafe unzuläſſig, 
ja unmöglich machen . .. Wirklich gut dreſſirte und gelehrige Hausſklaven find im Süden ſelten 
zu haben, obgleich ſie in alten wohlhabenden Familien häufiger vorkommen als vollendete eng⸗ 
liſche und franzöſiſche Dienſtboten im Norden . .. Die Zahl von Dienſtleuten, welche gewöhn⸗ 
lich eine ſüdliche Familie von einigem Wohlſtand hält, ſetzt eine nördliche Dame in Erſtaunen. 
In einer, die ich beſuchte, kamen gerade drei Neger auf einen Weißen, und das in einer Stadt, 
wo die Neger nur zu Hausdienſten verwendet wurden . . . Eine ſüdliche Dame aus einer alten 
und vermögenden Familie, die für einige Zeit bei einer Freundin von mir in Neuyork war, be⸗ 
merkte ihr, als fie abreifte: Ich kann Ihnen nicht ſagen, wie ſehr ich fürchte nach Hauſe zu 
gehen und wieder meinem Geſinde zu befehlen, nachdem ich ſo lange bei ihnen geweſen bin. 
Wir haben eine viel kleinere Familie als Sie, halten aber 12 Dienſtboten. Ihre zwei Leute 
verrichten jedoch mehr und beſſere Arbeit als die meinigen. Sie glauben, daß Ihre Mädchen 
ſehr bornirt ſeien und Ihnen viel Unruhe machen, aber das iſt ſoviel wie nichts. Wir haben 
kaum eine einzige bei uns, der man die einfachſte Arbeit übertragen kann, ohne ſie zu über⸗ 
wachen. Wenn ich befehle ein Zimmer aufzuräumen oder ein Feuer in einer entfernten Stube 
anzuzünden, ſo bin ich niemals ſicher, daß es geſchieht, wenn ich nicht ſelbſt hingehe und nachſehe. 
Wenn ich ein Mädchen nach etwas ſchicke, um das Mittagsmahl anzurichten, ſo iſt ſie im Stande, 
nicht eher zurückzukehren, als nach der Zeit, wo das Eſſen fertig ſein ſoll. Ein Leierkaſten in der 
Straße pflegt alle meine Dienſtmädchen aus dem Hauſe zu jagen, und ſolange dieſer in der 
Nähe bleibt, habe ich ſo wenig Gewalt über ſie wie über ebenſo viele Affen. Die Parade einer 
Militärcompagnie hat uns zuweilen um unſer Mittageſſen gebracht, und wenn die Dienſtmäd⸗ 
chen, am Platze ſtehend, nach den Soldaten ſehen und mein Mann holt ſie, ſo lachen ſie ihm ins 
Geſicht und laufen auf die andere Seite wie die Kinder. Wenn ich dann mit ihnen ſchelte, ſo 
ſagen ſie, ſie meinten es ja nicht böſe, würden es nicht wiederthun und lachen dazu. Sie er⸗ 
innern ſich aber deſſen nicht. Sie ſpielen und kümmern ſich um nichts wie willenloſe Kinder, 
und können nie etwas vollbringen, ohne daß man fie antreibt. v“ 

Olmſtedt weiſt mit arithmetiſcher Genauigkeit nach, daß vier Neger im allgemeinen daſſelbe 
Maß von Arbeit liefern, welches im Norden ein freier Arbeiter vollbringt. Dabei hat der 
Miethsherr des letztern keine Krankheitskoſten zu bezahlen noch für den Schaden, der aus der 
Fahrläſſigkeit des Sklaven entſpringt, einzuſtehen. Dennoch kann ſich der Süden nicht von der 
Sklavenarbeit trennen, und es iſt die Beſchaffenheit dieſer Sklavenarbeit ebenſo die Urſache der 
Sklaverei, wie die Sklaverei die Beſchaffenheit jener Arbeit bedingt. Die „Prospective Review“ 
vom November 1852 ſagt hierüber: „Die Methode des Ackerbaues, welche mit dem Weſen der 
Sklavenarbeit zuſammenhängt, iſt hauptſächlich erſchöpfend und daher nur für den jugendlichen 
Reichthum eines neucoloniſirten Landes brauchbar. Der Sklave kann wol pflanzen, graben 
und hacken, er arbeitet jedoch unbeholfen und faul mit unbehülflichen Werkzeugen, und ſein 
widerſtrebender Fuß geht denſelben Weg der gewaltſamen Arbeit von einem Tage zu dem andern. 


Das Sklavenweſen in Nordamerika. 107 


Die Sklavenarbeit kann aber nicht zum Betriebe der höhern Landeultur verwendet werden, welche 
einem ausgeſogenen Boden ſeine Kraft wiedergibt, und es iſt eine Thatſache, daß die Pflanzer 
der nördlichen Sklavenſtaaten allmählich die alten Sitze der Civiliſation verlaſſen und mehr und 
mehr in das noch unangebaute Land weiter wandern. Taback war der große Stapelartikel der 
virginiſchen Production durch viele Jahre, nachdem jene ſchöne Provinz von England coloniſirt 
worden. Der Tabacksbau hat indeß den Boden erſchöpft. Später wurden Körnerfrüchte ange— 
baut, doch auch dieſe erwieſen ſich nicht weniger als ausſaugend, und die Auswanderung der 
weißen und farbigen Bevölkerung hat nach dem Weſten und Süden in einem ſehr großen Um⸗ 
fange zugenommen ... Jener Theil von Virginien, welcher an den Strömen liegt, bietet den 
Anblick eines allgemeinen Verfalls. Seine Bevölkerung vermindert ſich und ſinkt von Tage zu 
Tage in einen tiefern Abgrund der Erſchöpfung und Verarmung. Die Gegend zwiſchen den 
Strömen und dem Blauen Rücken gehen ſchnell demſelben Zuſtande entgegen. Mount Vernon 
iſt eine verlaſſene Wüſte. Montieello iſt nicht beſſer, und dieſelben Verhältniſſe, welche das Land 
Waſhington's und Jefferſon's vernichtet haben, ruiniren jeden Pflanzer in dem Staate. Kaum 
einer iſt davon verſchont geblieben. Jetzt befindet ſich ein virginiſcher Pflanzer ganz in derſelben 
Lage wie ein von ſeinem Gute abweſender iriſcher Landbeſitzer. Die Sorge für den Boden wird 
in allen Dingen einem dritten übertragen, der bemüht iſt, einen ſo großen Ertrag wie möglich 
herauszuſchlagen, während Geldmangel für beide die Folge iſt.““) 

Mit dieſer Erſchöpfung des Bodens geht die Abnahme der Bevölkerung Hand in Hand. 
Man nimmt an, daß Virginien am Ende der Revolution 600000 Einwohner zählte. Nach 
dem gewöhnlichen Vermehrungsmaßſtab und mit Abſehen von der Einwanderungszahl ſollte 
Virginien jetzt 4,000000 oder je Einen Einwohner auf 10 Acres haben. Im Jahre 1850 
aber zählte man nur 1,424000 Seelen (895304 Weiße, 53829 freie Farbige, 472528 Skla⸗ 
ven), ſodaß von 20 zu 20 Jahren die Zunahme ſtatt 1, 200000 nur 200000 Seelen geweſen 
iſt. Die Bevölkerungszahl aller heutigen Sklavenſtaaten betrug nach der Revolution bei einem 
Areal von 120,000000 Acres etwa 1,200000 Seelen, was durchſchnittlich 80 Aeres auf einen 
Einwohner gibt. Im Jahre 1850 war dieſe Bevölkerung auf 8,500000 Seelen auf einer 
Bodenfläche von mehr als 300,000000 Acres (alſo AO Acres auf den Kopf) angewachſen. 

Die geſammte Produetionskraft dieſer Bevölkerung ſtellte ſich im Jahre 1850 folgender— 
maßen heraus: Baumwolle 105,600000 Dollars, Taback 15,000000, Reis 3,000000, 
Schiffbau 2,000000, Zucker 12,396150, Hanf 695840, mithin im ganzen 138,691990 
Dollars. Nimmt man hierzu für Lebensmittel die gewiß zu hohe Summe von ebenfalls 
138,691990 Dollars, und für alle übrigen Producte 22,616020, jo erhält man 300,000000 
Dollars als die Geſammtproduction von 8½ Mill. Einwohnern, demnach etwa 35 Dollars 
auf den Kopf. Die Production der Union im ganzen war 1850 gegen 2500 Millionen, und 
wenn man hiervon die obige Summe abzieht, bleiben 2150 Millionen für die 14 ½ Mill. Ein⸗ 
wohner der nördlichen Staaten — mehr als viermal 35 Dollars auf den Kopf. Diefer Unter— 
ſchied kann bei ſonſt gleichen und im Süden günſtigern Verhältniſſen nur der verſchiedenen Be— 
ſchaffenheit der Arbeit, der Sklavenarbeit, zugeſchrieben werden. 

Ein Hauptgrund, weshalb die Sklavenarbeit ſo feſt einwurzelt, iſt der, daß ſie, wo ſie einmal 
beſteht, die Concurrenz der freien Arbeit ausſchließt. Die Sklavenſtaaten machten zum Theil 
fortwährend Anſtrengungen, weiße Anſiedler und Arbeiter herbeizuziehen, ohne daß dieſes Be— 
mühen einen nennenswerthen Erfolg hatte. Es kommt dies daher, weil der nördliche freie Ar— 
beiter nicht neben Sklaven arbeiten kann. Ein freier Arbeiter des Nordens, z. B. in Neuyork, 
welcher gewohnt iſt, in einer beſtimmten Zeit ein gewiſſes Quantum Arbeit zu verrichten, findet 
bald, wenn er nach Virginien kommt, daß der dortige Maßſtab ein geringerer. Die Arbeit eines 
Tages oder eines Monats bedeutet in Virginien weniger als in Neuyork. Der freie Arbeiter 
bietet demnach auch nur eine geringere Leiſtung an, oder er fordert einen höhern Lohn für eine 
größere. Selbſt wenn ihm aber auch dieſer höhere Lohn gezahlt wird, kann ihn doch dieſer 
immer noch nicht zur Niederlaſſung beſtimmen, da er ja um denſelben Preis ſeine Arbeit im 


*) Es war zu einer Zeit eine Streitfrage im Süden, ob es vortheilhafter wäre, die Sklaven gut zu 
pflegen und nicht mit Arbeit zu überbürden oder fie nicht zu ſchonen. Die Ackerbaugeſellſchaften, welche 
die Frage verhandelten, haben dahin entſchieden, daß es nützlicher wäre, einen „gang“ Neger in ſieben 
bis acht Jahren abzubrauchen (to use up) und, indem man ſie verkauft, durch friſche zu erſetzen. In 
Virginien werden jährlich eine Anzahl ſolcher abgebrauchter Sklaven, die nicht mehr zur Arbeit, aber 
noch zur Zeugung rüſtig find, von den Sklavenhändlern aus dem Süden reimportirt. 
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Norden verwerthen kann, alſo kein Grund vorhanden iſt, daß er ſich nach dem Süden wendet. 
Zu ſolcher Überſiedelung könnte ihn nur ein größerer Lohn, als er im Norden überhaupt erhält, 
bewegen, und ein ſolcher kann ſelbſtverſtändlich wieder nicht gezahlt werden. Selbſt in Fällen, 
wo ihm aber auch ein höherer Lohn angeboten wird, kommen immer noch andere Verhältniſſe in 
Betracht, die dieſen Vortheil aufwiegen. So erwähnt Olmſtedt einiger Beiſpiele, wo nördliche 
Arbeiter, die ſich zu ungewöhnlich hohem Lohn in Virginien verdungen hatten, nach Ablauf 
ihres Dienſtes heimkehrten, weil ſie neben Negerſklaven überhaupt nicht arbeiten wollten. Eine 
ähnliche das moraliſche Moment berührende Erfahrung hat man bei der untern Klaſſe der freien 
weißen Bevölkerung im Süden gemacht, von der es übrigens ſprichwörtlich heißt, daß fie ſchlech⸗ 
ter als die Neger ſei. f 

Den Gipfel der Verderbniß bewirkt aber das Sklavenſyſtem damit, daß durch daſſelbe 
jede Arbeit überhaupt beſeitigt wird. Der Eigenthümer einer Pflanzung ſtirbt mit der Zeit, 
erzählt Palfrey, und das Land und die hundert Neger werden zu gleichen Theilen unter die 
Kinder vertheilt. Die Söhne können nicht, wie ſie bisher gewohnt waren, auf einem Stück aus⸗ 
geſogenen Tabacksbodens mit einem oder zwei Dutzend Arbeitsleuten fortleben. Der Handwerker 
gibt es genug, der Handel iſt zu gemein für ſie, und es fehlt ihnen ſomit der Weg, eine Subſi⸗ 
ſtenz zu gewinnen. Sie verkaufen darum ihre ſämmtliche Habe und leben von dem Gewinne, 
ſolange als das Geld vorhält. Wenn das Kapital fort iſt, werden fie Vagabunden. Diejenigen, 
welche ihrem Beiſpiele nicht folgen, ſowie die, welche ihnen ihr väterliches Erbe abkaufen, be⸗ 
bauen das Land nur ſo weit, als es für den unmittelbarſten Bedarf nothwendig iſt, verlegen 
ſich aber auf die Vermehrung ihres Sklavenſtocks, welches Geſchäft in Virginien und Caro⸗ 
lina mit der Zeit der Hauptproductionszweig geworden iſt. Seit der Erfindung des Cot⸗ 
ton⸗Gin durch Eli Whitney, einer Maſchine, welche den Samen der Baumwolle von ihrer 
Faſer auf eine leichte Weiſe trennt und die Baumwolle zu einer faſt ausſchließlichen Stapel⸗ 
waare des Südens und zu einer vorzüglichen Stapelwaare des Handels in der ganzen Union 
gemacht hat — ſteht dieſe Production des „Sklavenviehes“ in genauem Verhältniß mit der Er⸗ 
zeugung und dem Abſatz der Baumwolle. Der Betrag der aus den Vereinigten Staaten expor⸗ 
tirten Baumwolle war: im Jahre 1794 500000 Dollars, 1800 5,0000000 Dollars, 1810 
15000000 Dollars, 1820 22,000000 Dollars, 1830 30,000000 Dollars, 1840 64,000000 
Dollars und im Jahre 1850 72,000000 Dollars. In gleicher Proportion mit dieſer Zu⸗ 
nahme der Ausfuhr ſtieg auch die Nachfrage nach Sklaven. Der Preis eines Negers am Red⸗ 
River variirte mit dem Preiſe der Baumwolle in Liverpool, und was immer dazu beitrug den 
Werth des Products in England zu verringern, beeinträchtigte auch den Werth des Sklaven und 
ſeiner Arbeit in Alabama oder einem andern ſüdlichen Staat. Daſſelbe gilt umgekehrt. Je 
größer das Anbot von Sklaven, deſto geringer ſtellte ſich der Werth der Baumwolle. Zu kei⸗ 
ner Zeit war der innere Sklavenhandel fo lebhaft wie in den Jahren 1830 —40 ) und die Wir⸗ 
kung davon zeigte ſich auch in der Veränderung der damaligen Baumwollpreiſe. Von 1831 
— 32 betrug dieſer Preis durchſchnittlich 10½, von 1841—42 durchſchnittlich 7. Die Aus⸗ 
fuhr der Neger fiel in den Jahren 1842 und 1850, und die Folge war, daß ſich ſeitdem der 
Baumwollpreis feſt erhalten hat. Erſt in den letzten Jahren begann der Baumwollpreis wieder 
zu ſinken, weil der innere Sklavenhandel zugenommen hatte. Parallel mit dieſem Verhältniſſe 
gehen die verwandten Erſcheinungen auf dem politiſchen Gebiet. Mit der Periode von 1830 
— 40, wo der innere Sklavenhandel in der Blüte ſtand und die Baumwolle billiger wurde, 
trafen in den ſüdlichen Staaten eine Menge Verordnungen gegen die Emaneipation und die Er⸗ 
ziehung der Neger zuſammen, und ſeit dem Jahre 1850, wo die Sklavenproduction ſich erhöht 
hat, ſah man auch die Sklavenpartei neue Anſtrengungen machen, um ihre Intereſſen zu 
wahren. Virginien z. B., das vor 30 Jahren der Emancipation günſtig geſtimmt war, trat 
in den letzten Jahren auf das entſchiedenſte in die Bewegung zu Gunſten der Sklaverei ein und 
richtete insbeſondere ſeine Beſtrebungen auf die Erſchließung von immer neuen Territorien, 
welche zur Erhaltung der nomadiſirenden Sklavenbevölkerung geeignet wären. Dieſe Bewe⸗ 
gung, die mit naturnothwendiger Gewalt vorwärts drängte, wandte ſich, da ſie in ihrer Rich⸗ 
tung nach dem Südweſten auf Hinderniſſe ſtieß, auch nach dem Weſten, wo ſie den Beſitz von 
Kanſas dem freien Arbeiter ſtreitig machte. 5 


) Die „Virginia Times“ von 1836 berechnet, daß in jenem Jahre 120000 Sklaven den Staat 
verlaſſen haben, nämlich 80000 mit ihren Eigenthümern, welche auswanderten, und 40000 à 600 Dol⸗ 
lars als Waare — 24 Mill. Dollars. 
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Folgendes iſt die Copie eines Sklavenpreiscourants aus Richmond in Virginien, aus dem 


Jahre 1859: 

Die beſten Männer von 18—25 Jahren 1200 —1300 Dollars 
gute Männer von 18 — 25 Jahren 950 1050 „ 
Kahen von 5 Fuß 850 — 950 „ 

1 e e 700— 800 „ 

1 u s Zoll! 500— 600 „ 

N; ,,, 2, 1800, an, 375— 450 „ 
eee, 3. 1 IL TEUTI EEDE 800—1000 5 
ii von FJußß ad 750— 850 „ 

1 A Fuß 9, Zoll 700 750% 


„ e Sad. NT] „N 350— 452 „ 
Mädchen und Frauen, die zur Zucht tauglich find, werden mit ein Sechstel bis ein Viertel 
des gewöhnlichen Preiſes höher bezahlt. 1 


Das „geſetzliche“ Verhältniß zwiſchen Sklave und Herrn. 


Das geſetzliche Verhältniß zwiſchen Sklave und Herrn, oder wie man in den Sklavenſtaaten 
kurzweg zu ſagen pflegt, „das geſetzliche Verhältniß“, hat auch in der Geſetzgebung und Ge— 
richtspraxis der Vereinigten Staaten eine Auslegung erhalten, die alle andern Definitionen 
dieſes Inſtituts hinter ſich läßt. Nach der Beſtimmung des Römiſchen Rechts, auf welches ſich 
die Sklavenjuriſten mit Vorliebe berufen, wurden Sklaven pro nullis, pro mortuis et pro 
quadrupedibus angeſehen. Der Sklave hatte in Rom kein Oberhaupt in dem Staate, keinen 
Namen, Titel oder Verzeichniß, er war nicht fähig durch Kauf oder Nachlaß etwas zu erwerben, 
noch ſelbſt mit oder ohne letzten Willen zu vererben. Mit Ausnahme deſſen, was fein pecu- 
lium genannt wurde, gehörte alles, was er erwarb, feinem Herrn. Er konnte weder ſelbſt noch 
durch andere vor Gericht auftreten und war von allen bürgerlichen Stellungen ausgeſchloſſen. 
Er hatte auf die Rechte und Privilegien des Eheſtandes keinen Anſpruch und genoß im Falle 
des Ehebruchs keinen Schutz. Es gab für ihn keine Geſetze der Verwandtſchaft und Schwäger— 
ſchaft, ſondern nur eine quasi cognatio. Endlich durfte er verkauft, übertragen oder verpfändet, 
zum Zwecke der Zeugenausſage der Tortur unterworfen, nach Belieben ſeines Herrn beſtraft 
und kraft der Autorität deſſelben ſelbſt getödtet werden. Das amerikaniſche Sklavenrecht über— 
trifft in Härte dieſe Beſtimmungen. Gleich die Definition des Sklavereibegriffs iſt entſchiedener. 

„Sklaven ſollen in den Händen ihrer Eigenthümer und Beſitzer, ſowie deren Exeeutoren, 
Adminiſtratoren und Beauftragten, nach allen Beziehungen, Weſenheiten und Zwecken, als 
perſönliches Menſchenvieh (chattels personal) angeſehen, verkauft, von dem Geſetze erachtet 
und dargeſtellt werden.“ Südcarolina (2 Brevard’s Digest, 229; Princes Digest, 446 etc.). 

„Ein Sklave iſt derjenige, welcher ſich in der Gewalt eines Herrn befindet, dem er angehört. 
Der Herr möge ihn verkaufen, über ſeine Perſon, ſeine Thätigkeit und Arbeit verfügen. Er 
kann nichts thun, noch beſitzen oder erwerben, was nicht ſeinem Herrn gehört.“ Louiſiana 
(Civil Code, Art. 35). 

„Sklaven dürfen von ihren Herren, wie das Vieh, nach Belieben verkauft werden.“ 
Kentucky (2 Littel and Swigerts Digest, 1155). 

„Das Cardinalprincip der Sklaverei — daß der Sklave nicht unter fühlende Weſen, ſon— 
dern unter Sachen, als ein Artikel des Eigenthums, als ein perſönliches Thier zu rechnen iſt — 
gilt als unzweifelhaftes Geſetz in allen Sklavenſtaaten.“ (Richter Stroud's „Sketch of the 
Laws relating to Slavery“, S. 23.) 

Zu dem perſönlichen Thierbegriff hat es die römiſche Jurisprudenz nicht gebracht. Nach 
dieſem Thierbegriff entſcheiden indeß amerikaniſche Gerichte, und es hat Richter Ruffin in 
Louiſtana z. B. in einem gegebenen Falle folgende Theorie darüber aufgeſtellt: „Dieſes Ver— 
hältniß iſt hier in der That den andern häuslichen Verhältniſſen gleichgeſtellt worden, indem 
man uns mit Beweismitteln entgegenkam, welche ſich auf die anerkannten Prineipien der Altern 
über das Kind, des Vormunds über den Mündel, des Meiſters über den Lehrling beziehen. Der 
Gerichtshof nimmt ihre Anwendung nicht an. Es beſteht keine Ahnlichkeit zwiſchen beiden. Sie 
ſtehen in Oppoſition zueinander und es liegt eine unüberſteigliche Kluft zwiſchen ihnen. Der 
Unterſchied iſt derjenige, welcher zwiſchen Freiheit und Sklaverei beſteht, und ein größerer kann 


nicht gedacht werden. Auf der einen Seite iſt der Zweck, den man im Auge hat, die Wohlfahrt 


des Unmündigen, der zu gleichen Rechten mit ſeinem Erzieher, dem die Pflicht obliegt, ihn auf 
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feinen künftigen Beruf unter Freien vorzubereiten, geboren iſt. Einem ſolchen Zwecke und Sub⸗ 
ject gegenüber ſcheinen moraliſcher und intelleckueller Unterricht die paſſenden Mittel, die in den 
meiſten Fällen genügen. Mäßiger Zwang wird beigefügt, um ſie wirkſamer zu machen. Wenn 
das nichts hilft, ſo iſt es beſſer, den Starrköpfigen ſeiner Leidenſchaft und der ſpätern Ahnung 
des Geſetzes zu überlaſſen, als die Vollſtreckung deſſelben einer Privatperſon zu übertragen. 
Mit der Sklaverei iſt es etwas ganz anderes. Der Zweck iſt der Nutzen des Herrn, feine Sicher⸗ 
heit und die öffentliche Wohlfahrt. Das Subject bleibt in feiner eigenen und der Perſon feiner 
Nachkommen beſtimmt, ohne Belehrung und ohne die Fähigkeit, irgendetwas zu erwerben, zu 
leben und zu arbeiten, damit andere die Früchte einernten u. ſ. w.“ 

Dieſelbe Anſchauung wurde feierlich von dem Haufe der Repräſentanten fancttonirt. Am 
11. Febr. 1837 beſchloß daſſelbe, infolge einer Negerpetition, mit 162 Stimmen gegen 18: 
„daß Sklaven kein Privilegium der Petition, welches dem Volke der Vereinigten Staaten vor⸗ 
behalten iſt, beſitzen.“ 

Ahnliche Erklärungen haben die kirchlichen Genoſſenſchaften abgegeben. Die Baptiſtenaſſo⸗ 
eiation in Charleston behauptet in einer Denkſchrift an die Legislatur von Südearolina, daß 
„der göttliche Stifter unſerer heiligen Religion“ dieſe Einrichtung „als eins der erlaubten Ver⸗ 
hältniſſe der Geſellſchaft“ adoptirt hat, und daß „weder die Geſellſchaft noch Individuen irgend- 
ein Recht haben, eine Freilaſſung ohne Schadloshaltung zu verlangen”... „Wir werden“, 
fügen ſie hinzu, „aufs äußerſte jeden Eingriff in dieſes Recht, von welcher Seite und unter 
welchem Vorwand immer entgegentreten“. .. „Sklaven find als menſchliche Geſchöpfe weder zu 
behandeln noch anzuſehen“, erklären L. Turner, ein geachtetes Mitglied der presbyterianiſchen 
Kirche in Illinois, und Rev. William T. Allan, presbyterianiſcher Paſtor in Chatam (Illinois). 
Rev. James Smylie, vom Amite-Presbyterium in Miſſiſſippi, ſagt in einem zur Vertheidi⸗ 
gung der Sklaverei geſchriebenen Pamphlet: „Wenn die Sklaverei eine Sünde und die An⸗ 
zeige und Feſtnehmung von Sklaven in der Abſicht ihrer Reſtitution eine directe Verletzung des 
göttlichen Geſetzes, das Kaufen, Verkaufen und Halten von Sklaven um des Gewinns willen 
ein häßlicher Fehltritt und Skandal iſt, dann ſind in der That drei Viertel aller Epiſkopalen, 
Methodiſten, Baptiſten und Presbyterianer in elf Staaten dieſer Union des Teufels.“ 

Im Einklang mit ſolchen Definitionen der Gerichte, Legislaturen und Kirchen ſteht der 
tägliche Sprachgebrauch. Die Sklaven werden in den Familien wie andere zu dem Hausweſen 
gehörige Thiere, stock, d. h. Viehſtand genannt. Die zu erwartenden Kinder ſchwangerer Skla⸗ 
vinnen werden als increase, Zuwachs, bezeichnet. Weibliche Sklaven nennt man bis nach der 
Zeit ihrer Empfängnißfähigkeit breeders, Stuten. Diejenigen, welche den Sklaven bei der 
Arbeit vorſtehen, heißen drivers, Treiber. Wenn Sklaven zum Verkaufe kommen, fo verhan⸗ 
delt man fie wie die Pferde, als sound oder unsound. 

Der Rechtsfreund Jakob Wheeler hat ein „Praktiſches Handbuch über das Recht der Skla⸗ 
verei“ geſchrieben, welches eine Zuſammenſtellung aller von den Gerichten der Union und 
Einzelſtaaten über dieſelbe erfloſſenen Entſcheidungen mit zahlreichen Noten und Hinweiſungen 
auf die Statuten und andere Autoritäten in ſyſtematiſcher Ordnung enthält. Daſſelbe gibt auf 
486 Seiten groß Octav Aufklärung über den Zuwachs der Sklaven (wem er gehört, wie er 
vertheilt wird), über die Gewähr, die Vermiethung, die Verpfändung, die Ausſtattung, die 
Erbſchaft in Sklaven u. ſ. w. Als allgemeine Regel ſtellt er den Grundſatz auf, daß in allen 
Fällen, wo das geſchriebene oder Gewohnheitsrecht keine Verfügung trifft, dieſelbe aus den ein⸗ 
ſchlägigen Geſetzen über das übrige Vieh zu entnehmen iſt. So z. B. entſchied das Gericht in 
dem Falle von Smith von Rowzee, wo ein Sklavenmädchen zu ſchwach war, um ihrem neuen 
Herrn acht Meilen weit zu folgen und infolge deſſen ſtarb, nach der Analogie der in ähnlichen 
Fällen bei Füllen und anderm jungen Vieh geltenden Vorſchriften. 

Der ganze Sklavencoder läßt ſich nach Wheeler kurz in folgende Punkte zuſammenfaſſen: 

1) „Sklaven können ohne irgendeine Beſchränkung oder Bedingung in Rückſicht der Tren⸗ 
nung von Altern und Kindern, Mann und Frau u. fi w. verkauft und übertragen werden.“ 
Eine Ausnahme hiervon beſteht, doch nur in der Theorie, in dem ehemals franzöſiſchen Loui⸗ 
ſiana. Der Code Noir dieſes Staats, welcher nicht in Amerika, ſondern in Frankreich verfaßt 
wurde, verbietet im Art. 47 den Verkauf des Mannes ohne die Frau, der Kinder ohne die 
Altern, und umgekehrt. In Fällen des freiwilligen Verkaufs, welche gegen dieſe Beſtimmung 
verſtoßen, kann der zurückbleibende Verwandte des Verkauften von dem Käufer ohne Entſchä⸗ 
digung beanſprucht werden. In den andern Staaten lieſt man häufig Anzeigen: „Einhundert⸗ | 
undzwanzig Neger zum Verkauf. Der Unterzeichnete ift eben von Petersburg in Virginien mit 
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120 ganz jungen Negern beiderlei Geſchlechts und jeder Gattung angekommen, welche er zum 
Verkauf zu den beſten Preiſen anbietet. Dieſer Transport beſteht aus Ackerburſchen, mehreren 
geſchickten und fähigen Dienſtboten beiderlei Geſchlechts, kleinen Kindermädchen und mehreren 
kleinen Knaben ohne ihre Mütter. Pflanzer und Handelsleute ſind dringend gebeten, dem 
Unterzeichneten einen Beſuch abzuſtatten, ehe ſie ihren Einkauf ſonſtwo machen, da derſelbe im 
Stande iſt ebenſo billig und billiger als irgendein anderer zu verkaufen. Hamburg, Südcaro— 
lina, 28. Sept. 1850. Benjamin Davis.“ 

2) „Da der Sklave ein perſönliches Thier iſt, kann er zu jeder Zeit verkauft, verpfändet 
oder vermiethet werden nach dem Willen ſeines Herrn. Er kann auch im Rechtswege zur Be— 
ſtreitung der Schulden eines lebenden oder der Paſſiva und Vermächtniſſe eines verſtorbenen 
Herrn auf Verlangen der Gläubiger und Legatare verkauft werden .. . Solange ein verkaufter 
Sklave dem Käufer nicht übergeben iſt, kann er für die Schulden des Verkäufers mit Beſchlag 
belegt werden. .. Die Kinder einer Sklavin, die fie nach der Execution der Pfändung gebärt, 
unterliegen der letztern nach dem Grundſatz: partus sequitur ventrem!“ Eine Ausnahme 
hiervon macht nur der Codex von Louiſiana, wonach Sklaven als real estate, d. i. unbeweg— 
liches Eigenthum erklärt ſind, und nur mit dem Grundbeſitz, an welchem ſie haften, übergehen — 
eine Beſtimmung, die auf den Sklavenmärkten jedoch nicht ausführbar wird. 

3) „Sklaven können durch Letzten Willen und ab intestato vermacht und vererbt werden 
und ſind bei der Auseinanderſetzung zwiſchen den Erben und Legataren der Theilung wie jedes 
andere Ding unterworfen.“ Der Nachlaß in Sklaven hat indeß zu vielen Streitigkeiten vor 
Gericht Anlaß gegeben. In einem Falle entſchied ein Gericht, daß der Ausdruck „perſönliches 
Beſitzthum“ (personal estate) in Teſtamenten und Contracten die Sklaven mitbegreife, in 
einem andern, daß der Beſitzer einer Sklavin dieſelbe dem einen Kinde und ihre mütterliche 
Frucht einem andern legiren könne; in einem dritten, daß unter dem Worte chatte! (Vieh) in 
Documenten immer die Sklaven, wenn nicht ausdrücklich ausgeſchloſſen, mit zu verſtehen ſind. 
In Fällen, wo eine gleiche Theilung des Negernachlaſſes nicht thunlich iſt, ſoll eine Compenſa— 
tion in Geld eintreten. Nach dem revidirten Codex von Miſſiſſippi (S. 50) dürfen ab intestato 
geerbte Sklaven, die nicht getheilt werden können, auf Befehl des Waiſengerichtshofs verkauft 
werden. Vormünder und Curatoren ſind verpflichtet, dieſem Gericht ein Verzeichniß des vor⸗ 
handenen und nachwachſenden Sklaveneigenthums vorzulegen. Die Sklaven ſind ferner in allen 
Staaten zu Brautgeſchenken geeignet. Wenn ein Vater bei der Heirath feiner Tochter ihrem 
Mann einen Sklaven übergibt, ſo iſt dies nach dem Geſetz ein Geſchenk, bis das Gegentheil be— 
wieſen iſt. Die Sklaven einer Frau gehen unmittelbar nach der Heirath auf ihren Ehemann 
über, und ſie erhält ihr Eigenthumsrecht im Fall des Überlebens nicht wieder. Doch iſt ſie durch 
das Geſetz in ihrem Witwenintereſſe geſchützt. Wenn der Ehemann ſeine Sklaven in einer 
Weiſe emaneipirt, daß dadurch die Gläubiger und Mitgift beeinträchtigt find, fo iſt die Frei— 
laſſung ungültig. Der Emancipirte kann für eine beſtimmte Zeit wieder verkauft und der Er— 
trag den Gläubigern und der Witwe gegeben werden. Die während der Lebenszeit eines Lega— 
tars pro vita geborenen Sklavenkinder gehören den Nachkommen oder Legataren dieſes Legatars, 
welche ihre abſoluten Eigenthümer ſind. N 

4) Der Gebrauch des Sklaveneigenthums iſt unbeſchränkt. Geſetze in dieſer Beziehung 
gibt es nur in Südcarolina, Georgia und Louiſiana, und dieſe find im Intereſſe der Sklaven— 
halter gemacht. „Da viele Beſitzer und Aufſeher von Sklaven dieſelben ſo ſehr zur Arbeit an— 
ſtrengen, daß ſie nicht genug Zeit zu der nöthigen Ruhe erlangen, ſo wird hiermit verordnet, 
daß wenn irgendein Sklavenbeſitzer oder Aufſeher vom 25. März bis 25. Sept. Sklaven über 
15 Stunden oder vom 25. Sept. bis 25. März über 14 Stunden während 24 Stunden zur 
Arbeit anhält, derſelbe die Summe von 5—20 Pf. St. auf Verfügung des Richters, vor dem die 
Klage angebracht iſt, bezahlen ſoll.““)) „Jeder Eigenthümer, der ſeinen Sklaven durch eine 
höhere Arbeit, als er zu leiſten fähig iſt, grauſam behandelt, ſoll nach hinlänglichem Beweiſe 
vor der Hauptjury von derſelben zu einer Geldbuße verurtheilt werden.“ Georgia (Acte von 
1817). „Was die Arbeits- und Ruheſtunden der Sklaven im Sommer betrifft, ſo ſollen die 
alten Gewohnheiten des Territoriums befolgt werden; nämlich: Sklaven haben eine halbe 
Stunde zum Frühſtück während des ganzen Jahres, zwei Stunden zum Mittageſſen vom 
1. Mai bis 1. Nov. und eine Stunde und eine halbe vom 1. Nov. bis 1. Mai. Doch dürfen 


In den Zuchthäuſern von Maryland, Virginien und Georgia dürfen Sträflinge nicht über zehn 
Stunden arbeiten. 
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die Herren, welche ihre Sklaven die Mahlzeit nicht ſelbſt kochen laſſen, der Ruhefriſt eine halbe 
Stunde per Tag abziehen.“ Louiſiana (Acte von 1806). | 

Über die Verpflegung der Sklaven beſtehen Vorſchriften in Louiſiana, Georgia, Nord: 
und Südcarolina. „Jeder Beſitzer von Sklaven“, beſagt das Geſetz in Louiſiana, „ſoll gehalten 
ſein, ſeinen Sklaven eine Tonne indianiſches Korn oder ein Aquivalent davon in Reis, Bohnen 
oder andern Körnern nebſt einer Pinte Salz auf freundliche Weiſe in Natur und niemals in 
Geld bei Strafe von 10 Dollars zu geben.“ In Georgia begreift die Acte von 1817 auch die Ver⸗ 
fagung der erforderlichen Nahrung unter grauſamer Behandlung. Außerdem find die Gerichts- 
höfe ermächtigt, auf eidlich erhärtete Ausſage hin, die Eigenthümer zur Verpflegung ihrer kran⸗ 
ken oder altersſchwachen Sklaven anzuhalten. Nordcarolina erlaubt jedem, der von einem frem⸗ 
den Neger des Hungers wegen (weil der Neger nicht ſein geſetzliches Quantum an Lebensmitteln 
erhalten) beſtohlen wird, den Eigenthümer deffelben mit einer Entſchädigungsklage zu belangen. 
Wer in Südaarolina feinen Sklaven ausreichende Kleidung und Nahrung verweigert, kann vor 
dem Richter verklagt und nach eidlichem Beweiſe, zu dem jedoch nur Weiße zugelaſſen ſind, mit 
einer Geldſtrafe belegt werden. Eine faſt allgemeine Thatſache iſt, daß Sklaven nur bei beſondern 
Feſten, z. B. zu Weihnachten, Fleiſch erhalten. Man hat Verſuche gemacht, Sklaven mit Baum⸗ 
wollſamen ſtatt mit Mais zu ernähren, aber General Hampton, der es einmal gethan, er- 
klärt, daß „ſie wie räudige Schafe dahinſtarben“. Das übliche Ausmaß iſt verſchieden und 
beträgt in Georgia einen peck — Viertel-Buſhel oder zwei Gallonen — die Woche; in Florida 
ein Quart per Tag nebſt etwas Salz (letzteres ausnahmsweiſe); in Nordearolina ſieben Quart 

Mehl oder acht Quart Reis per Woche; in Virginien eine Pinte Kornmehl und einen Salz⸗ 
hering per Mahlzeit, wenn es aber viel Kühe und Milch auf der Pflanzung gibt, etwas Butter⸗ 
oder ſauere Milch, was jedoch als Luxus gilt. Daß die Qualität dieſer Nahrungsmittel nicht die 
beſte iſt, läßt ſich daraus abnehmen, daß Profeſſor Smith gegen die Cachexia Africana, eine Neger⸗ 
krankheit, als beſtes Mittel nahrhafte Koſt empfiehlt. Im allgemeinen eſſen die Sklaven blos 
zweimal des Tages, des Mittags um 11 oder 12 Uhr und des Abends um 6 oder 7 (in Virgi⸗ 
nien um 9) Uhr. Oft erhalten ſie aber gar keine Mahlzeit zur Strafe. Sie eſſen ohne Gabel, 
Löffel und Teller. In Florida nehmen ſie ihr Mehl, mit Waſſer angefeuchtet, aufs Feld 
und backen ſich daraus zu Mittag ihre ash-cakes, Aſchenkuchen. Beſſer geſtellt find die Haus⸗ 
ſklaven, die Köche, Bedienten und Stubenmädchen, welche die Überbleibſel von dem Herren⸗ 
tiſch einnehmen. 

Die Sklaven wurden früher ſo überaus ſchlecht mit Kleidern verſehen, daß die meiſten 
Staaten in dieſer Beziehung Verordnungen erließen. „Wir fuhren durch viele Reisfelder, wo 
die Schwarzen, Männer und Frauen, faſt nackt und bis zur Hüfte im Sumpfe ſtanden“, erzählt 
W. Savery. Knaben und Mädchen gehen auf den Pflanzungen in der Regel bis zum achten 
und zehnten Jahre nackend. In Louiſiana ſoll jeder Sklave, der von ſeinem Herrn nicht ein 
Grundſtück zu eigener Bebauung bekommt, ein leinenes Hemde und dergleichen Hoſen für den 
Sommer und ein Leinhemde nebſt wollenem Rock und Hoſe für den Winter erhalten. Florida 
geſtattet den Sklaven zwei Anzüge, nämlich ein Paar Pumphoſen nebſt einem Hemde oder Kittel 
von Osnaburgh für den Sommer und ein Paar Hoſen und Jäckchen von Negertuch nebſt 
einem Paar Schuhe und Noppenhemd für den Winter. In Tenneſſee, Miſſiſſippi und Louiſiana 
haben die Sklaven keine Schuhe und in den meiſten Staaten keine Hüte. „Meinem alten und 
getreuen Diener Eſſex und feiner Frau vermache ich jährlich ein Paar ſtarke Schuhe, einen Anzug 
und ein Leintuch jedem, Eſſex außerdem einen Hut“ (Teſtament des berühmten John Randolph). 
Eine Ausnahme bilden hier wieder nur die Dienſtboten und Hoteldiener ſowie die Sklaven— 
maitreſſen der Hausherren, die zuweilen mit Aufwand gekleidet ſind. 5 

Die Negerwohnungen ſind im allgemeinen elend, doch nach Arbeitsverrichtung, Klima, 
Wohlhabenheit, gutem oder übelm Willen des Herrn ſehr verſchieden. Auf vielen Pflanzun⸗ 
gen im Süden hat das leichte Haus oder der Schuppen der Neger nur ein großes Wohnzimmer, 
wo alle beiſammen ſind. Dieſes Wohnzimmer enthält ſehr oft weder Fenſter noch Tiſche und 
Stühle, ſondern nur eine Feuerſtelle mit der Offnung, wo der Rauch hinausgeht. Die Neger 
ſchlafen auf dem Erdboden, ohne Decken und Unterlage. In Krankheitsfällen iſt der Eigen⸗ 
thümer nicht verpflichtet, dem Sklaven ärztliche Hülfe zu leiſten. Das iſt Sache ſeines Vortheils. 
Ein Arzt, der einen Sklaven ohne Wiſſen feines Herrn behandelt, hat keinen Anſpruch auf Be⸗ 
zahlung. Da die Neger ſich ſehr ſchwer bei Verſetzung in andere Staaten acclimatiſiren, ſo wird 
beim Kaufe beſonders auf leichte Aeclimatiſirung geſehen, und es verlieren Sklavenhändler, 
welche Neger aus Virginien nach dem Süden transportiren, oft infolge von Krankheit und Tod 
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25 Proc. Unter den Fehlern, die den Gebrauch eines Sklaven vermindern und für welche der 
Verkäufer zu haften hat, unterſcheidet der Louiſiana⸗Coder zwei Klaſſen: Fehler des Körpers 
und Fehler des Charakters. Die letztern ſind auf Fälle beſchränkt, wo der Sklave ein Kapital⸗ 
verbrechen begangen, eines Diebſtahls überwieſen und der Manie des Davonlaufens verfallen iſt. 
Trunkenheit iſt ein geiſtiger, kein phyſiſcher Mangel und kein Grund der Zurückgabe. Südecaro⸗ 
lina kennt kein Recht der Gewähr für moraliſche Eigenſchaften der Neger. Blödſinn und Idio⸗ 
tismus iſt ein abſoluter Fehler und hebt, wenn nicht ſichtbar, den Verkauf auf. Daß die Frucht⸗ 
barkeit der Negerinnen ein Handelsartikel iſt, der ihren Gebrauchswerth und alſo auch Preis 
exhöht, wurde ſchon erwähnt. Die Sklaven werden in den „Stutereien“ Virginiens zum Bei⸗ 
ſchlafe befohlen und oft gewaltſam mittels der Peitſche dazu getrieben. Von Nothzucht gegen 
einen weiblichen oder männlichen Sklaven weiß das Geſetz nichts. Ja ſogar zu mediciniſchen 
Zwecken werden Sklaven verwendet. Dr. Stillmar, Director des Medical infirmary in Char— 
leston, veröffentlichte z. B. unlängſt folgende Anzeige: „Funfzig Neger werden geſucht. Kranke 
Neger, die von ihren Arzten aufgegeben ſind, namentlich ſolche, die an Skrofeln, Hypochon— 
drien, Apoplexie, Leber, Nieren, Magen, Eingeweiden, Blaſen, Spleen, Durchfall, Dysen- 
terie u. ſ. w. leiden, kaufe ich gegen baar und zu dem höchſten Preiſe. Medical infermary, 
Nr. 110, Churchſtreet, Charleston.“ 

5) Der Sklave kann nichts beſitzen oder erwerben, was nicht ſeinem Herrn gehört. Nach 
dem Römiſchen Recht durften Sklaven ein peculium beſitzen, d. h. alles was ihnen ihr Herr 
vertragsmäßig überließ und das, nachdem es übergeben, nicht wieder zurückgenommen werden 
konnte. Vermöge dieſes Geſetzes konnten Sklaven ausnahmsweiſe Eigenthum erwerben, Handel 
treiben, ſich von ihren Herren loskaufen und, wenn das nicht, doch aus ihrem eigenen Verdienſte 
einen Jahresbetrag entrichten und dafür ihren eigenen Geſchäften nachgehen. Nicht ſo in dem re— 
publikaniſchen und chriſtlichen Nordamerika. Die einzige Anordnung, welche dem Römiſchen Recht 

in dieſer Beziehung entſpricht, enthält der „Schwarze Codex“ von Louiſiana: „Alles was ein 
Sklave beſitzt, gehört ſeinem Herren, er beſitzt nichts für ſich ſelbſt, außer ſein peculium, d. h. die 
Summe Geldes oder beweglichen Eigenthums, welche ſeinem Herren beliebt ihm zu gewähren“ 
(Art. 175). Doch beſtimmt derſelbe Codex: „Sklaven können weder durch Schenkung verfügen 
noch empfangen inter vivos oder morlis causa, wofern ſie nicht vorher geſetzmäßig emaneipixt oder 
durch den Act, welcher die Schenkung enthält, ausdrücklich entlaſſen wurden.“ Mit Ausnahme 
des peculium find die Geſetze der übrigen Staaten denen von Louiſiana gleich. „Sklaven kön— 
nen nichts durch Kauf oder Nachlaß erlangen“, lautet das Geſetz in Südearolina. In Nord— 
carolina wurde die Zertheilung eines Grundſtücks behufs der Erhaltung eines Sklaven für un— 
gültig erklärt. Daſſelbe gilt in Maryland von jedem Geſchenk oder Vermächtniß, das irgend— 
ein anderer als der Beſitzer einem Sklaven macht. Eine Anweiſung auf 1000 Acker Land, welche 
ein Neger für feine Dienfte im Revolutionskriege erhielt, wurde im Jahre 1834 durch Gerichts- 
urtheil feinem Herrn gegen den Anſpruch feines frühern Eigenthümers zugetheilt. 

6) Ein Sklave kann keinen Contract ſchließen. Verbindlichkeiten, welche Sklaven vor ihrer 
Emaneipation eingehen, binden ſie nicht, und es iſt die Einwendung der Sklaverei vor Gericht 
ein entſcheidendes Rechtsmittel gegen den Kläger. Trotzdem ſind Herren, die ſich ihrer Sklaven 
zu Geſchäften bedienen, an die Erfüllung der daraus hervorgehenden Leiſtungen gebunden, und 
es bildet nach amerikaniſchem Geſetz keinen Widerſpruch, daß jemand, der kein Recht hat, im 
eigenen Namen zu handeln, in dem eines andern handeln darf. Ja in den meiſten Staaten wird 
die an Sklaven ertheilte Erlaubniß, ſich in ihrer freien Zeit zu verdingen, als eine Beleidigung 
(offence) des Staats angeſehen, die das Geſetz mit 10—50 Dollars beſtraft. Ebenſo wenig 
dürfen Sklaven mit Bewilligung ihrer Herren herumgehen, um Handel zu treiben. In Mif- 
ſiſſippi kann in ſolchen Fällen der Sklave verkauft werden, und es iſt jeder berechtigt, denſelben 
vor den Richter zu führen, welcher ihn auszupeitſchen und feine Waare dem Denuncianten zu 
übergeben hat. Nur in einer Art des Erwerbes ſteht der Sklave dem Freien gleich: „Es iſt 
kein Vergehen, weder nach dem gemeinen noch nach Legislaturrecht, mit Sklaven zu ſpielen!“ 

7) Ein Sklave kann keine Ehe eingehen. Die Verbindung, welche zwiſchen Sklaven platz— 
greift, wird geſetzlich contubernium genannt. Sie entbehrt jeder kirchlichen Sanction und bür— 
gerlichen Rechtswirkung. Ein Sklave kann mit Erlaubniß feines Herrn formell copulirt wer— 
den, es iſt dies aber während der Zeit ſeiner Sklaverei eine bloße Ceremonie. Erſt mit der 
Emaneipation erwächſt eine vor derſelben formell geſchloſſene Ehe zwiſchen Sklaven zu Recht. 
Daß Sklaven keine Bigamie begehen noch Familien gründen können, ergibt ſich daraus von 

Unſere Zeit. VI. 


0 


114 Das Sklavenweſen in Nordamerika. 


ſelbſt. Über die Verwendung der neugeborenen Kinder verfügt der Herr. Wenn ein Kind 
drei Wochen alt iſt, wird die Mutter in working order, zur Arbeit fähig, angeſehen. Sie darf 
den Säugling mit auf das Feld nehmen, aber nur auf Erlaubniß der Aufſeher an die 
Bruſt legen. 

8) „Der Sklave iſt in der unbedingten Gewalt ſeines Herrn. Dieſer mag ihn ſtrafen und 
züchtigen, doch nicht mit außerordentlicher Härte, noch ſo, daß er ihn verkrüppelt und verſtüm⸗ 
melt, oder fein Leben in Gefahr bringt und feinen Tod verurſacht“ (Louiſiana). Grauſame Be⸗ 
ſtrafung, wie Zungenausſchneiden, Augenausreißen, Caſtriren, Gliederbrennen iſt in Südearo⸗ 
lina bei 100 Pf. St., in Alabama bei 100 Dollars und in Miſſiſſippi bei 500 Dollars verboten. 
Im allgemeinen kann das Criminalvergehen der Gewaltthätigkeit von keinem Weißen gegen 
einen Sklaven begangen werden. Daſſelbe Recht der Beſtrafung wie der Eigenthümer hat auch 
der Miether eines Sklaven. Das Inſtrument, mit welchem Sklaven gezüchtigt werden, beſchreibt 
Humphrey, Marſhal der Jury von Kentucky, alſo: „Der Strab (Riemen), meine Herren, iſt, 
wie ſie wohl wiſſen, ein verbeſſertes Werkzeug der modernen Tortur, womit Sklaven gepeitſcht 
werden. Der Ochſenziemer alten Syſtems zerhieb und zerfleiſchte ſie ſo ſehr, daß ſie zum wei⸗ 
tern Verkaufe auf den Märkten untauglich wurden. Dieſer Strap iſt aber eine große Verbeſſe⸗ 
rung in der Kunſt des Negerpeitſchens. Wer damit geprügelt wird, kann bis zum letzten Athem⸗ 
zuge kommen und wird doch keine ſichtbaren Spuren zeigen und ſeine Hautz ſo weich und glatt 
wie eine geſchälte Zwiebel ſein.“ Der Strap beſteht aus einem breiten, dünnen Holzſtabe, in 
welchem viele kleine Löcher ſind, welche beim Schlagen durch den Strom der comprimirten Luft 
die Wirkung ebenſo vieler Schröpfköpfe erzeugen. 

9) Die freiwillige und vorſätzliche Tödtung eines Sklaven wird gegenwärtig in jedem 
Staate als ein Verbrechen angeſehen. Auf Ermordung des Sklaven ſteht Todesſtrafe, doch muß 
die That geſetzlich bewieſen ſein, wobei Farbige nicht als Zeugen auftreten können. Als Mord gilt 
nicht, wenn der Sklave ein outlaw (geächtet) war, Widerſetzlichkeit äußerte oder infolge einer mä⸗ 
ßigen Strafe (under moderate correction) ſtarb. Wheeler führt in ſeinem „Law of slavery“ nur 
jteben Fälle an, die wegen Mordes eines Sklaven vor Gericht vorkamen. Von dieſen waren zwei 
Staatsfälle, die übrigen betrafen Klagen zwiſchen Weißen wegen beſchädigten Sklaveneigen⸗ 
thums. In keinem derſelben fiel das Urtheil für den Thäter ungünſtig aus. Obwol Sklaven 
kein Injurienobject find, jo haben doch ihre Eigenthümer ein Recht der Entſchädigung gegen 
jeden, der einen Sklaven beſchädigt. „Wenn ein Sklave auf Lebenszeit arbeitsunfähig gemacht 
wird, ſo ſoll der Verletzende verpflichtet ſein, den Werth des beſagten Sklaven nach der Schätzung 
zweier Freimänner, welche die Parteien ernennen, zu beſtimmen. Der verletzte Sklave aber ſoll 
auf Koſten des Beſchädigers erhalten werden“ (Louiſiana). Dieſelben Geſetze gelten in allen 
Sklavenſtaaten, indem es nicht ſelten geſchieht, daß Perſonen, welche ih an Sklavenhaltern 
rächen wollen, ihre Rache an den Sklaven ausüben. 

10) Was die allgemeine Behandlung der Sklaven anbetrifft, ſo entwerfen die folgenden, 
und zwar wörtlich gemachten Citate aus den Verfolgungsanzeigen entlaufener Sklaven ein 
Bild davon. Der eine hat ſtarke Streifen von der Peitſche, der andere iſt blaugeſchlagen, der 
dritte hat Blutritze, der vierte viele Peitſchenmale aus der Jugendzeit. Oder als Merkmale ſind 
bez zeichnet: ein eiſernes Halsband mit der Gabel nach unten; eine Schleppkette, an dem Knöchel 
mit einem Hausſchloß befeſtigt; deutliche Spuren vom Kettendruck; einen Streifſchuß am 
Rücken und rechten Arm; ein Brandzeichen am linken Kinnbacken; eine Schnittwunde über die 
Bruſt und beide Arme; einen Säbelhieb über den linken Arm; ein Wundmal über dem linken 
Auge; viele Zähne ausgeſchlagen; den Buchſtaben A auf Wange und Stirn gebrannt. Die 
meiſten dieſer Entlaufenen haben auch das Zeichen von einem Hundebiß. Rahel hat alle ihre 

Zähne bis auf einen verloren (d. h. ſie wurden ihr bis auf dieſen einen als Strafe ausgeriſſen). 
Joſua fehlt der Daumen an der linken Hand. John fehlt das linke Ohr. Der Geiſtliche J. H 
Hill in Green Point bei Neuyork erz zählt als Augenzeuge folgende Geſchichte: „Ein Prediger 
in Südcarolina hielt jeden Sabbat acht Meilen von ſeiner Wohnung Gottesdienſt. Er pflegte 
mit einem raſchen Pferde in einem Sulky oder einſitzigen Wagen dahin zu fahren. Hinter ihm 
lief ſein Sklave, der ebenſo ſchnell wie das Pferd ankommen follte, um daſſelbe nach der An— 
kunft zu übernehmen. Zuweilen blieb der Neger zurück und ließ den Herrn warten, der ihm 
dies verwies. Einmal ſagte er ihm, daß er ihn lehren wolle, Schritt zu halten. Darauf band 
er ihn an den Handgelenken mit einer Halfter rückwärts an den Wagen und jagte davon. Zwei 
Meilen vor ihrer Rückkehr verſagte dem Neger die Kraft und er wurde auf der Erde nachge— 
ſchleppt. Als der Geiſtliche anhielt, ſagte er: «Nun, ich ſollte meinen, diesmal Haft du Schritt 
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gehalten», und ging, ohne ſich umzuſehen, in das Haus. Die Diener banden den Sklaven los, 
der in zwei Tagen ſtarb.“ 

11) Ein Sklave kann nicht als Partei vor Gericht in irgendeiner Angelegenheit gegen ſei— 
nen Herrn auftreten. Nur in Fällen, wo es ſich um ſeine Freiheit handelt, wird er vor Gericht 
zugelaſſen. Doch muß ſeine Sache von Weißen vertreten werden, und er bleibt im Beſitz, bis das 
Gegentheil bewieſen iſt. Ebenſo wenig haben Sklaven ein Loskaufungsrecht. „Kein Beſitzer 
ſoll gezwungen werden, ſeinen Sklaven zu verkaufen, ausgenommen in zwei Fällen: erſtens 
wenn er blos Miteigenthümer eines Sklaven iſt und ſein Theilhaber den Verkauf verlangt, um 
eine Theilung vorzunehmen; zweitens wenn der Herr der grauſamen Behandlung ſeines Skla— 
ven überführt worden und der Richter es für zweckmäßig hält, außer der feſtgeſetzten Geldbuße 
auf den Verkauf des Sklaven im Wege der öffentlichen Feilbietung zu erkennen.“ Dieſes Geſetz 
gilt nur in Louiſiana, die andern Sklavenſtaaten kennen gar keine Emancipationsbefugniß. 
Unter der ſpaniſchen Geſetzgebung, z. B. in Cuba, hat der Sklave ein Recht, um ſeine Schätzung 
beim Magiſtrat einzukommen und fi loszukaufen. Wenn er in einer beſtimmten Zeit, mittels 
fremder Hülfe oder infolge eines dem Herrn vorgeſchriebenen Abkommens durch ſein eigenes 
Verdienſt, die Schätzungsſumme zahlt, wird er frei. Auf dieſe Weiſe finden häufig Emancipa— 
tionen ſtatt. In Jamaica und den andern weſtindiſchen Beſitzungen von Großbritannien wur— 
den Miſchlingsſklaven im vierten Grade der Abſtammung durch ausdrückliches Geſetz frei. Das 
mit in den Vereinigten Staaten ein Sklave auf ſeine Freiheit klagen kann, muß er zuerſt einen 
Weißen finden, der willens iſt, die Auslagen und Mühe des Proceſſes, im Fall des Verlierens 
die Koſten deſſelben zu tragen. Dann muß er ſich Weiße als Zeugen ſuchen, die bereit ſind, für 
ihn zu beweiſen. Sodann ſetzt er ſich aus, von demſelben Gerichtshof, der gegen ihn entſcheidet, 
wegen unbegründeter Emancipationsluſt beſtraft zu werden. In Südcarolina kann jeder Beſchützer 
eines Sklaven, der ſeine Freilaſſung begehrt, in die doppelten Koſten und zur Bezahlung alles Scha— 
dens gegen den Bona-fide-Beſitzer verurtheilt werden. In Virginien ſteht auf der Unterſtützung 
eines Sklaven in der Gewinnung feiner Freiheit, wenn er den Proceß verliert, eine Geldbuße 
von 100 Dollars. Im allgemeinen kann ein Sklave rechtsgültig nur durch Vollmacht, Letzten 
Willen oder Contract ſeines Herrn emancipirt werden, aber ſelbſt in dieſem Rechte ſind die 
Herren beſchränkt. „Wenn man bedenkt, daß Sklaven eine beſondere Art von Eigenthum bil— 
den, ſo wird es nicht befremden, daß Geſetze zu ſeiner Regulirung nothwendig ſind, um die Ge— 
ſellſchaft gegen das Wohlwollen der Sklavenbeſitzer zu ſchützen, welche, indem ſie dem Gemein— 
weſen eine große Zahl von dummen, unwiſſenden und lafterhaften Leuten auferlegen, die Ruhe 
ſtören und ihren Beſtand gefährden. Das Recht der Geſellſchaft zur Erlaſſung ſolcher Geſetze 
läßt ſich aus demſelben Grunde wie manches andere rechtfertigen. Kein Menſch bezweifelt das 
Recht der Individuen, Schießpulver zu kaufen, zu beſitzen und zu verkaufen. Wenn es aber der 
Eigenthümer in ſein Haus oder Magazin in der Mitte einer volkreichen Stadt bringt, ſo iſt das 
Publikum dabei intereſſant und wird ihm die geeigneten Beſchränkungen auflegen.“ Das 
Prineip der Beſchränkung der Manumiſſion iſt in allen Staaten anerkannt. In Südcarolina, 
Georgia, Miſſiſſippi und Alabama hat nur die Legislatur das Recht, Sklaven zu emancipiren. 
In Georgia wird jeder „Verſuch“, einen Sklaven anders als durch die Legislatur zu emanei— 
piren, als Staatsvergehen mit 200 Dollars beſtraft. Die Hälfte dieſer Summe erhält der De— 
nunciant. Emancipationen durch letztwillige Anordnung oder andere Documente find hier un- 
gültig und ihre Abfaſſung bei Strafe von 1000 Dollars verboten. Kentucky, Miſſouri, Virgi- 
nien und Maryland bieten größere Freiheiten der Emancipation. In Kentucky und Miſſouri 
kann der Eigenthümer ſeinen Sklaven, „vorbehaltlich der Rechte ſeiner Gläubiger“, emancipiren. 
In Virginien muß der Sklave über 21 Jahre alt ſein, ehe ſeine Freilaſſung erfolgen kann, 
und nach einem Jahre muß der Freigelaſſene den Staat verlaſſen oder in die Sklaverei zurück— 
kehren. Maryland bedingt, daß der Emaneipirte von guter Geſundheit, arbeitsfähig und nicht 
über 45 Jahre ſei. In Nordcarolina können Sklaven nur wegen „verdienſtlicher Dienſte“ 
(meritorious services) befreit werden. In Louiſiana darf niemand einen Sklaven emancipiren, 
wenn letzterer nicht 30 Jahre alt iſt und die letzten vier Jahre ſich wohl verhalten hat. Nur ein 
Sklave, der feinen: Herrn, deſſen Frau oder Kind das Leben gerettet, kann in jedem Alter frei 
werden. Dieſe Begünſtigung erſtreckt ſich noch auf das Kind einer Sklavin, welches auch zur 
Erwerbung von Eigenthum durch Teſtament und Schenkung berechtigt iſt. „Alle Emanci— 
pationsacte aber ſind ungültig, in denen nicht die Rechte der Gläubiger gewahrt ſind, und es 
kann z. B. in Virginien ein Sklave für eine vor feiner Freilaſſung eontrahirte Herrenſchuld 
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von dem Gläubiger confiscirt werden. Andererſeits macht der vor der Freilaſſung für dieſelbe 
gezahlte Betrag eines Sklaven dieſen nicht zum Gläubiger. Sklaven, die durch Letzten Willen 
emaneipirt werden, find zur Freiheit nicht berechtigt, falls das bewegliche Eigenthum des Erb— 
laſſers nicht zur Tilgung feiner Schulden ausreicht. In einem Falle, wo ein Erblaſſer den Ver⸗ 
kauf ſeines unbeweglichen Beſitzes anordnete, um ſeine Sklaven freizulaſſen, erklärte das Ge⸗ 
richt dieſe Anordnung ungültig. In Virginien, Miſſiſſippi und Kentucky, wo die Witwe ein 
Drittel des Nachlaſſes erhält, muß ein emancipirter Sklave zur Leiſtung dieſes Witwendrittels 
in die Sklaverei zurückkehren. Über die Rechtsbeſtändigkeit von Contraeten und Manumiſſions⸗ 
verſprechen ſind die Anſichten der Gerichtshöfe getheilt. Die Freilaſſung eines Sklaven beruht 
nicht auf dem Weſen eines Vertrags, der aus einem Vortheil entſpringt; ſondern iſt ein Aet 
des Wohlwollens, der verbindet, wenn er ſchriftlich iſt“ (Kettelas von Fleet). „Das Gericht kann 
einen Vertrag zwiſchen einem Herrn und Sklaven nicht erzwingen, obgleich der Sklave ſeinen 
Theil erfüllt hat“ (Stevenſon von Singleton). „Wenn der Verkäufer eines Sklaven mit dem 
Käufer ſchriftlich übereinkommt, daß der Sklave in einer beſtimmten Zeit frei wird, ſo iſt das 
kein Grund zur Klage vor Gericht.“ Flüchtige Sklaven, welche im Norden ankommen, bringen 
oft ſchriftliche Contracte mit, in denen ſich ihre Herren verpflichten, ſie nach einer beſtimmten 
Zeit und empfangenen Ratenzahlungen frei zu geben. Sie haben die Quittungen ihrer Herren 
und können doch ihr Recht nicht durchſetzen. Wheeler's „Law of slavery“ regiſtrirt nur einen 
Fall, wo das Gericht entſchied, daß ein Manumiſſionscontract verbindlich ſei. Aber auch die 
geſetzlich vollzogene Emaneipation ſchützt den Sklaven nicht, denn emaneipirte Farbige können 
unter Umſtänden wieder zur Sklaverei gezwungen werden. Der geringſte Formfehler in der 
Emancipationsacte hebt dieſelbe auf. Letztwillige Anordnungen müſſen genau den Zeitpunkt 
angeben, in welchem die Manumiſſion ſtattfinden ſoll, ſonſt find dieſelben ungültig. In allen 
Sklavenſtaaten gilt die geſetzliche Präſumtion, daß jeder Farbige bis zum Beweiſe des Gegen— 
theils ein Sklave iſt. In Tenneſſee, Virginien, Maryland, Georgia und den beiden Carolina 
muß jeder Emancipirte entweder ſogleich oder nach einer beſtimmten Zeit (1i—12 Monat) das 
Territorium verlaſſen. Diejenigen, die zurückkehren, werden wieder als Sklaven verkauft. 
Dieſelbe Strafe wird den freien Negern des Nordens angedroht, welche die Grenze jener Staa⸗ 
ten überſchreiten. Damit ein freier Neger die Grenze überſchreiten kann, iſt eine beſondere 
Bewilligung der Legislatur nothwendig. Ein Farbiger, der als Sklave verdächtig und verhaftet 
wird, kann zur Bezahlung der Proceßkoſten in die Sklaverei verkauft werden. Dieſelbe Strafe 
erleidet ein freier Neger, der einem andern ſein Certificat leiht oder bei der Flucht behülflich iſt. 
In den Seeſtaaten des Südens iſt es farbigen Matroſen und Schiffsleuten unterſagt, nach der 
Landung des Schiffs ans Land zu ſteigen. Dieſelben werden verhaftet und, falls die Kapitäne 
die ſchwere Geldbuße von 1000 Dollars nicht bezahlen wollen, als Sklaven verkauft. Nord⸗ 
carolina und Georgia haben ein Geſetz, wonach Handelsſchiffe, auf denen ſich Farbige befinden, 
einer Quarantäne von 30 Tagen unterliegen, und der Verkehr mit dieſen iſt jedermann bei 
30 Peitſchenhieben unterſagt. 

12) Daß den Sklaven in Amerika die Erlernung des Leſens und Schreibens nicht geſtattet 
wird, iſt eine bekannte Thatſache. „Da der Unterricht der Sklaven im Schreiben eine große In⸗ 
convenienz iſt“, heißt es in dem Sklavencodex von Südcarolina, „fo ſoll jeder, der einen Skla⸗ 
ven im Schreiben unterrichtet, der ſeine Erlaubniß dazu gibt, oder der einen Sklaven zum 
Schreiben verwendet, für jedes einzelne Vergehen mit 100 Pf. St. beſtraft werden.“ In Geor⸗ 
gia beträgt die Strafe 500 Dollars, wenn der Schuldige ein Weißer, und beliebige Prügel, falls 
er ein Farbiger iſt. Louiſiana ſetzt ein Jahr Gefängniß darauf. Virginien verbot geſetzlich Ver⸗ 
ſammlungen von Schwarzen, allein oder in Geſellſchaft von Weißen, um leſen zu lernen. Daf⸗ 
ſelbe that Alabama. Wer einen Sklaven in Nordcarolina leſen oder ſchreiben lehrt, ihm die 
Bibel oder ein anderes Buch gibt oder verkauft, wird mit 200 Dollars und, wenn es ein Farbiger 
iſt, mit 35 Peitſchenhieben und Gefängniß beſtraft. Außer dieſen Staatsverboten gibt es noch 
eine Menge Lokalverordnungen der Bezirke und ſelbſt der Städte, welche den Unterricht der 
Neger verpönen. Kentucky und Maryland find die einzigen Staaten, wo das Leſen und Schrei 
ben der Sklaven nicht ausdrücklich unterſagt iſt. Ein gleiches Verbot beſteht rückſichtlich der Re⸗ 
ligionsübung. Sklaven können zwar zum Chriſtenthum bekehrt und getauft werden, aber die 
Ausübung ihrer Religion ift eigenen Beſchränkungen unterworfen. Damit in Südcarolina ein 
Sklave einem Gottesdienſt beiwohnen darf, muß er die ſchriftliche Erlaubniß der Behörde haben, 
und die Mehrzahl der Anweſenden müſſen Weiße fein. Miſſiſſippi verlangt die Anweſenheit 
von wenigſtens zwei „achtbaren“ weißen Perſonen und die Function eines regelmäßig ordinir— 
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ten Predigers. In Virginien dürfen Sklaven an keinem Abendgottesdieſte theilnehmen, ſind 
alle Zuſammenkünfte für „geiſtigen Unterricht“ (mental instruction) unterſagt. 

13) Der Sklave unterliegt nicht blos der Beſtrafung ſeines Herrn, ſondern auch der Ahn— 
dung beſonderer gegen ihn erlaſſener Geſetze des Staats. Der revidirte Sklavencoder von Vir⸗ 
ginien zählt 71, der von Miſſiſſippi 17 Vergehen von Sklaven auf, auf denen Todesſtrafe ſteht, 
während dieſelben Übertretungen bei Weißen nur mit Gefängniß beſtraft werden. Ein Sklave, 
der in Georgia einen Weißen ſchlägt, ſoll das erſte mal nach Diseretion des Richters, das zweite 
mal aber mit dem Tode beſtraft werden. Ausgenommen iſt der Fall, daß der Sklave auf Befehl 
ſeines Herrn gehandelt hat, in welchem Fall er ſtraflos und ſo anzuſehen iſt, als ob letzterer die 
Handlung ſelbſt ausgeübt. Daſſelbe gilt in Südecarolina. Maryland jegt auf dieſes Vergehen 
den Verluſt eines Ohres, ſelbſt wenn der Neger ein Freier iſt. Das Verfahren gegen Neger iſt 
ſummariſch und wird in der Regel einem einzelnen Richter übertragen. Nur bei Kapitalver— 
brechen geftatten einige Staaten eine Jury von Sklavenhaltern oder, falls dieſe fehlen, von 
Hausbeſitzern. Obgleich kein Schwarzer vor Gericht ausſagen kann, werden doch Sklaven als 
Angeber und Zeugen gegen Sklaven zugelaſſen. Eine andere merkwürdige Beſtimmung iſt, daß 
der Beſitzer eines Sklaven nicht zur Ausſage gegen ſeinen Sklaven gezwungen werden kann. 
Richter Ruffin gibt als Urſache dieſer Beſtimmung an, weil es gegen das Intereſſe des Herrn 
ſei, gegen ſeinen Sklaven, der z. B. einen Mord begangen habe und dafür gehängt werden könne, 
auszuſagen. Kleinere Vergehen der Sklaven werden von der Polizei beſtraft. Es gibt eine be— 
ſondere Sklavengensdarmerie, patroll genannt, welche die Pflanzungen bewacht und die Strafe 
gegen die Schuldigen auf der Stelle austheilt. Ein Sklave z. B., der ſich im Beſitz eines frem— 
den Gegenſtandes, oder bei dem Abbinden eines Boots, oder beim Jagen oder Reiten ohne Er— 
laubnißſchein betreten läßt, erhält 10—30 Peitſchenhiebe. 

14) Seine Spitze erhält das „geſetzliche Verhältniß“ in den Beſtimmungen, welche gegen die 
freie Bewegung der Sklaven von den Staatslegislaturen und dem Congreß erlaſſen wurden. Die 
Abſicht dieſer Geſetze iſt eine vierfache: die Flucht der Sklaven zu verhindern, ihre Wiederein— 
fangung zu erleichtern, die Ergriffenen zu beſtrafen und andere abzuſchrecken, jeden, der bei ihrer 
Flucht betheiligt iſt, zur Sühne zu ziehen. Die Geſetze zur Verhinderung der Flucht erlauben, 
den Sklaven eiſerne Halsbänder, Ketten, Handſchellen u. |. w. anzulegen, wenn immer der Ei- 
genthümer es für paſſend hält. Wer ihnen dieſelben abnimmt oder zerbricht, unterliegt geſetz— 
licher Ahndung. Eine andere Präventionsform iſt das Recht, die Sklaven während der Nacht 
einzuſchließen. In vielen Städten gibt es Vorſchriften, welche den Negern nach einer beſtimmten 
Stunde am Abende das Erſcheinen in den Straßen verbieten. Eine allgemeine Regel auf den 
Pflanzungen iſt, daß kein Sklave befugt iſt, ſeinen Platz ohne einen geſchriebenen Paſſirſchein 
zu verlaſſen. Die patroll iſt angewieſen, alle ſolche Neger aufzugreifen und zu züchtigen. In 
Georgia darf jedermann, der einen Sklaven außerhalb der Pflanzung oder Stadt, wohin er 
gehört, antrifft, demſelben 20 Peitſchenhiebe auf den nackten Rücken geben. Eine ähnliche Ver— 
ordnung beſteht in Südcarolina und Florida. Nordcarolina und Tenneſſee verordnen 40 Hiebe 
für den Beſuch eines Negers auf einer andern Pflanzung und 20 für den Empfang deſſelben. 
Maryland ſetzt Prügel, Raſiren des Haupthaars oder Einbrennen des Buchſtabens R auf die 
Backe als Strafe des Herumziehens. Vagabundirende Sklaven, die von ihren Herren dauernd 
abweſend ſind, können wie wilde Thiere gejagt und eingefangen werden. Zu ihrer Aufſpürung 
werden eigene Negerhunde abgerichtet, welche die Fährte des Menſchenwilds verfolgen und zu 
ſeiner Einbringung behülflich find. Das Sklavenjagen iſt ein eigenes Gewerbe im Süden. Das 
„Ouachita Register“ von Monroe in Louiſiana enthält z. B. unter dem 1. Juni 1852 folgende 
Ankündigung: „Negerhunde. — Der Unterzeichnete möchte die Bürger von Ouachita in Kennt- 
niß ſetzen, daß er etwa ein und eine halbe Meile öſtlich von John White's Sitz, auf der Straße 
von Monroe nach Caſtrog, ſeinen Stand hat, und daß er ein hübſches Rudel Negerhunde be— 
ſitzt. Perſonen, welche Neger fangen wollen, werden gutthun, ſich an ihn zu wenden. Er kann 
immer an ſeinem Platz gefunden werden, falls er nicht auf der Jagd iſt, und ſelbſt dann kann 
ſein Aufenthalt erfragt werden. — Preis: 5 Dollars per Tag für die Entdeckung, falls keine 

Spur gegeben iſt. Wenn dieſe angezeigt wird, 25 Dollars für das Einfangen des Negers. 
M. C. Goff.“ N 

5 Sklaven, die ſich bei der Einbringung widerſetzen, dürfen getödtet werden. Nicht nur ſteht 
auf der Tödtung eines ſolchen Negers keine Strafe, ſondern es müſſen Perſonen, welche bei der 
Einfangung eines Sklaven zugegen ſind, auf Verlangen des Beamten ſogar dazu behülflich ſein. 
Dieſes Geſetz beſteht in der ganzen Union kraft der Sklavenflüchtigkeitsgete von 1850, welche 
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ein Beſtandtheil der Compromißmaßregeln des Congreſſes von jenem Jahre iſt. Nach dieſer 
Acte werden alle Perſonen, welche durch ein Bezirksgericht der Vereinigten Staaten zur Ver⸗ 
haftung von Perſonen beauftragt find, zur Vollziehung der in derfelben enthaltenen Verfügun⸗ 
gen berufen. Die Gerichtshöfe werden angewieſen, die Zahl ſolcher „Commiſſare“ in den 
Staaten und Territorien von Zeit zu Zeit zu vermehren. Dieſe Commiſſare haben „auf genü⸗ 
genden Beweis“ den Betreffenden Certificate mit der Bewilligung auszuſtellen, ſolche „Dienſt⸗ 
und Arbeitsflüchtige“ zu ergreifen und nach dem Staate oder Territorium, aus dem ſie ent⸗ 
flohen, zurückzuführen. Es iſt die Pflicht aller Marſhals und deren Vertreter, allen auf Grund 
dieſer Arte erfloſſenen Befehlen und Anordnungen Folge zu leiſten und fie auszuführen. Der⸗ 
jenige, welcher die Annahme derſelben verweigert oder bei ihrer Vollſtreckung nicht mit der ge⸗ 
hörigen Energie zu Werke geht, foll mit der Summe von 1000 Dollars, welche der Anklagende 
erhält, beſtraft werden. Falls der Sklave, nachdem er feſtgenommen, wieder entflieht oder 
während der Zeit feines Gewahrſams mit oder ohne Erlaubniß des Marſhal wieder frei wird, 
hat der Marſhal an den Beſitzer den vollen Werth des Sklaven unter Abzug von feinem Amts⸗ 
gehalt zu bezahlen. „Um die beſagten Commiſſare beſſer in den Stand zu ſetzen, ihre Pflich⸗ 
ten im Einklange mit der Verfaſſung der Vereinigten Staaten und mit dieſer Aete zu erfüllen, 
werden ſie ermächtigt, in ihren betreffenden Bezirken beliebige Perſonen, welche unter ihrer Hand 
die Ausführung der beſagten Befehle übernehmen, mit der ſchriftlichen Autoriſation aufzuſtellen, 
falls es die getreue Befolgung der erwähnten Verfaſſungsclauſel im Zuſammenhange mit dieſer 
Acte erfordert, das passe comitatus des Bezirks und ſämmtliche Beiſtehende zur Hülfeleiſtung 
aufzufordern. Allen guten Bürgern aber wird hiermit anbefohlen (commanded), in der ra- 
ſchen und erfolgreichen Ausführung dieſes Geſetzes, wenn immer ihre Dienſte verlangt werden, 
beizuſtehen.“ Was die Sklavenbeſitzer betrifft, ſo iſt jeder Sklavenherr, dem ein Sklave ent⸗ 
ſprungen iſt, berechtigt, ſelbſt oder durch ſeinen Agenten den Flüchtigen auf Grund eines ſchrift⸗ 
lichen von dem Commiſſar oder Richter ſelbſt erhaltenen Befehls in der ganzen Union zu jagen. 
Ein ſolcher Befehl iſt dem Verlangenden nach einer ſummariſchen Anhörung der Beſchwerde, 
d. h. infolge eines Affidavit oder der eidlichen Ausſage, welche die Flucht des Sklaven und die 
Identität des Eigenthümers conſtatirt, zu ertheilen. Die zur Einfangung berechtigte Perſon 
darf in keinem Staate oder Territorium durch keinerlei Verfahren oder Anordnung, es ſei von 
einem Gericht, Richter, Magiſtrat oder irgendeiner Perſon, in ihrer Thätigkeit beſchränkt oder 
beläſtigt werden. Vielmehr ſoll jedermann, der die Gefangennehmung eines Flüchtigen verhin⸗ 
dert oder zu ſeiner Flucht in irgendeiner Weiſe beiträgt, durch das Bezirksgericht der Vereinig⸗ 
ten Staaten zu einer Geldſtrafe von 1000 Dollars und Gefängniß bis zu ſechs Monaten, außer⸗ 
dem zu der Schadloshaltung des Eigenthümers im eivilgerichtlichen Wege bis zu 1000 Dollars 
verurtheilt werden. Die Marſhals, Deputirten und Beamten des betreffenden Gerichts erhalten 
die gewöhnlichen Sporteln, welche ihnen durch das Geſetz in ähnlichen Fällen bewilligt ſind. Nur 
wenn fich ihre Thätigkeit auf die bloße Arretirung beſchränkte oder der Verhaftete wegen man⸗ 
gelnden Beweiſes entlaſſen wird, ſollen ihnen dieſelben nach dem vollen Maßſtab von dem Ver⸗ 
folger bezahlt werden. Der Commiſſar dagegen erhält 10 Dollars bei der Aushändigung des Cer⸗ 
tificats und 5 Dollars, falls das Verfahren die Ausſtellung eines ſolchen nicht begründet. Auf 
denſelben Betrag von 5 Dollars hat der die Verhaftung vornehmende Beamte Anſpruch. Sollte 
endlich der verfolgende Theil Urſache haben, zu befürchten, daß nach der Übergabe des Gefange— 
nen an ihn derſelbe mit Gewalt wieder befreit werden könnte, ehe er ihn nach Hauſe bringt, ſo 
iſt der Beamte angewieſen, eine genügende Schutzmannſchaft zu requiriren, welche den Sklaven 
an den Ort ſeiner Beſtimmung bringt. Die Taxen für dieſe Beförderung ſind dieſelben wie die 
obigen und werden, nach dem Geſetz für den Transport von Verbrechern, aus dem Bundesſchatz 
gezahlt. 

e Dieſes Geſetz, welches die Herrſchaft der Sklavenmacht auch über den ganzen Norden der 
Union ausdehnte, war eine offenbare Verletzung der föderalen Verfaſſung. Als ſolche wurde 
es auch in den meiſten Staaten des Nordens angeſehen, welche ſich bei ihrem Widerſtande da— 
gegen auf die ſchon früher erwähnten Zuſatzartikel der Conſtitution beriefen. 


Die moraliſchen, ſocialen und politiſchen Folgen der Sklaverei. 


Das Verhältniß zwiſchen Herren und Sklaven, wie es das amerikaniſche Geſetz ſanetionirt, 
iſt ein Verhältniß der reinen Gewalt. So verſchiedenartig die Mittel der Gewalt ſind, ſo man⸗ 
nichfaltig geſtalten ſich daher auch die Formen, welche das Verhältniß in der Wirklichkeit an⸗ 
nimmt. Im allgemeinen laſſen ſich dabei drei Syſteme unterſcheiden. Das erſte iſt das Syſtem 
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der brutalen, aber conſequenten Gewalt. Dieſes hat ſich durch die Erfahrung als das beſte er— 
wieſen. Die Sklaven, welche unter demſelben ſtehen, folgen ihm nicht nur am beſten, ſondern 
achten es auch unter fi) am meiſten. Brutale, aber in ihrer Brutalität conſequente Sklaven— 
halter ſind verhältnißmäßig am populärſten. Die Zahl ſolcher Sklavenhalter iſt jedoch nicht 
ſehr groß, vielmehr beſteht die Majorität aller Herren aus charakterloſen Despoten, welche die 
Androhung und Abſchreckung der wirklichen Beſtrafung vorziehen. Die Pflanzungen, auf denen 
dieſes Syſtem herrſcht, gehen gewöhnlich bald ihrem Untergange entgegen. Der Sklave, der ein 
ſehr feines Gefühl für die Schwächen ſeines Herrn hat, ſucht ſich derſelben ſogleich gegen ihn zu 
bedienen, und indem er die Unbequemlichkeit, welche dieſem das Regieren verurſacht, bemerkt, 
ſucht er es ihm in jeder Weiſe unerträglich zu machen. Man hat überall bemerkt, daß Sklaven 
ſolcher Herren es förmlich darauf anlegen, beſtraft zu werden. Wenn ihr Herr, von dem Wi- 
derwillen, welchen ihm das ewige Prügeln einflößt, endlich übermannt, mit Schonung auftritt 
und Nachſicht übt, pflegt ein Zuſtand allgemeiner Anarchie einzureißen, gegen den ſich mit keinen 
Mitteln mehr aufkommen läßt. Herren in dieſer Lage gerathen dann in blinde Wuth gegen 
alles, indem ſie eine Generalauspeitſchung vornehmen, bei der niemand verſchont wird. Solche 
Generalprügeleien kommen periodiſch auf faſt allen Pflanzungen vor, und ſie bleiben auch mei— 
ſtens nicht ohne Wirkung, die in der Regel aber nicht lange vorhält. Nachdem der Sturm vorüber 
iſt, provociren die Sklaven die Schwäche des Herrn aufs neue, und das frühere Spiel beginnt 
wieder. Dem Beſitzer bleibt in der Verzweiflung zuletzt nichts übrig, als fein Eigenthum zu 
verkaufen oder, was öfter geſchieht, den Schlendrian hingehen zu laſſen. Falls die Herren das 
letztere thun, greifen ſie dann gewöhnlich zu einem dritten Mittel, ihre erſchütterte Herrſchaft zu 
fügen: das iſt der Betrug. Das Betrügen und Belügen der Sklaven iſt eine Methode, die auf 
allen Sklavenhaltungen zur Anwendung kommt. Es gibt viele Herren, die ſich rühmen, ein be— 
ſonderes Talent, die Sklaven zu täuſchen, zu beſitzen, und zwar find dies meiſtens ſklavenhaltende 
Geiſtliche und Kirchenmitglieder. Die frommen Leute im Süden haben einen Sklavenkatechis— 
mus abgefaßt, Sonntagsſchulen und Gottesverſammlungen für Neger eingeſetzt. In dieſen 
Anſtalten wird dem Sklaven die chriſtliche Religion als eine Lehre des Despotismus eingebläut. 
Der Sklave ſoll nicht blos äußerlich dieſem Despotismus folgen, ſondern auch innerlich von 
ſeiner Pflicht überzeugt ſein. So oft er zu Hauſe etwas Unrechtes thut, heißt es, daß er ein 
„Schurke“ (rascal) ſei, der nicht in den Himmel kommt. Die Drohung iſt auf die kindiſche 
Phantaſie der Schwarzen, die ſehr zum Aberglauben geneigt ſind, wohl berechnet. Nur ſchlägt 
ſie mit der Zeit in ihr Gegentheil um. Die Sklaven, welche ſich aufrichtig für den Glauben be— 
geiſtern, verfallen bald in fromme Viſionen und Träume. Sie beten beſtändig und betrachten 
die Grauſamkeit, Verſchwendung, Laſterhaftigkeit und Ungläubigkeit ihrer Herren mit innerm 
Abſcheu. Bald müſſen dieſe von ihren Sklaven moraliſche Bemerkungen hören, die ihnen ſehr 
unbequem ſind und wofür die Armen hinterher beftraft werden. Iſt der Bekehrte eine ener- 
giſche Natur, jo wirkt die Religion auf ihn ſogar gefährlich. Die Sklavenſchriftſtellerin Beecher— 
Stowe ſtellt in ihrem Roman „Dred“ dieſe Wirkung in der Perſon ihres Haupthelden dar. 
Dred iſt ein Sklavenflüchtling, welcher, eine herculiſche Geſtalt mit bibliſcher Überzeugung, in 
das Dunkel ſumpfiger Wälder flieht, um von dort aus als ein zweiter Moſes die unterdrückten 
Kinder Ifraels zu befreien. Er geht an feiner Aufgabe natürlich zu Grunde, aber die Geſchichte 
Dred's iſt ein Beiſpiel, wie die Bibel auf empörte Sklaven wirkt. Die meiſten Sklavenhalter 
haben daher auch das Bekehren ihrer Neger aufgegeben und halten die äußere Polizei für beſſer. 
Es iſt merkwürdig, wie ſtark das Spionierſyſtem auf manchen Pflanzungen entwickelt iſt. Da 
die Unzuverläſſigkeit der Weißen bei den Negern allbekannt iſt, ſo laſſen ſie ſich nur ſelten zu 
Angebern und Spionen gebrauchen. Dieſe Rolle fällt den Weißen, oft den Herren ſelbſt zu, 
welche, im Geſicht geſchwärzt und verkleidet, des Nachts an den Hütten umherſchleichen, um die 
Schuldigen zu belauſchen. Iſt der Schuldige entdeckt, manchmal nur durch Anwendung aber— 
gläubiſcher Mittel, ſo wird von dieſen ſich zur Spionage erniedrigenden Herren gewöhnlich mit 
ganz beſonderer Härte verfahren. Dieſes Syſtem der Hinterliſt erzeugt auf den Pflanzungen 
einen eigenthümlichen Geiſt der Rache, welcher in Thatſachen wie die folgende hervortritt: Ein 
Herr geht auf die Jagd und verlangt von feinen Sklaven Gewehr und Munition in guter Ord— 
nung. Der Sklave bringt ihm das Verlangte, läßt aber das Pulver zurück. Als der Herr la— 
den will, zeigt es ſich, daß der Sklave ihn betrogen hat. Es hilft ihm nichts, wenn er ihn ſtrafen 
würde, und er muß daher gute Miene zum böſen Spiel machen, indem er ihm ſagt: „Geh nach 
Hauſe, in dem obern Fache des linken Schranks iſt ein Pulverfaß, fülle die Taſche und bringe ſie 


mir.“ Der Sklave thut, wie befohlen. Er kommt nach Hauſe, öffnet den Schrank und findet 
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zwei Fäßchen, das eine mit Pulver, das andere mit Schrot. Er kennt ſehr gut den Unterſchied 
zwiſchen beiden, aber doch wählt er ſtatt des Pulvers das Schrot und füllt die Pulvertaſche 
damit. Der Herr, dem er ſie nach langem Warten endlich bringt, iſt wüthend; er möchte den 
Schurken erſchießen, wenn er nur Pulver hätte. 

So iſt das Leben auf den Sklavenplätzen ein fortwährender offener oder verſteckter Kampf 
und Kriegszuſtand zwiſchen Herren und Sklaven. Es iſt natürlich, daß die Herren in einer be- 
ſtändigen Angſt vor Inſurrectionen leben, fo wenig gegründet dieſe Gefahr auch iſt. Die Skla— 
ven ſind zu unwiſſend, um eine erfolgreiche Empörung oder auch nur Conſpiration unternehmen 
zu können. Es hat noch keine wirkliche Negerverſchwörung gegeben, und alles was in dieſer 
Beziehung von Zeit zu Zeit berichtet wird, kommt aus der erhitzten Phantaſie der Herren. Dieſe 
Phantaſie iſt in der Regel auch das einzige, was gefährlich genannt werden mag, wenn im 
Süden von angeblichen Verſchwörungen der Sklaverei geſprochen wird. Es genügt oft ein eins 
ziger Neger, der mit einer Flinte bewaffnet im Walde geſehen wird, um eine ganze Stadt in 
Schrecken zu verſetzen. Einige misverſtandene Worte, die ein Neger geſprochen haben ſoll, reich- 
ten zuweilen ſchon hin, um Tauſenden den Schlaf zu rauben und der halben Union Todesfurcht 
einzujagen. Männer, die auf ihren Pflanzungen nicht anders als mit dem Revolver in der 
einen und der Peitſche in der andern Hand zu gehen pflegen, erblaſſen dann bei dem bloßen An⸗ 
blick ihrer Sklaven. Das böſe Gewiſſen jagt ihnen Furcht ein, und die Furcht, die den Feigen 
packt, macht ihn blutdürſtig. Blut! wird das allgemeine Alarmgeſchrei. Sicherheitsausſchüſſe 
werden gebildet, welche mit voller Macht verſehen ſind, jeden, weiß oder ſchwarz, der vor ſie 
gebracht wird, zu verhören, freizuſprechen, zu verurtheilen und zu ſtrafen. Die Schreckens⸗ 
regierung gegen alle, die nicht ſelbſt Sklavenhalter ſind, beginnt. Im Jahre 1835, als eine 
Negerinſurrection in Miſſiſſippi angeblich bevorſtand, wurden, als dieſelbe dennoch nicht eintrat, 
eine Maſſe Weißer vor das Sicherheitstribunal geſchleppt und angeklagt, dieſelbe angezettelt zu 
haben. Viele von ihnen wurden für ſchuldig erklärt und auf der Stelle hingerichtet; die an⸗ 
dern erhielten Prügelſtrafen und mußten den Staat binnen 24 Stunden meiden. Der Fall des 
Hrn. Sharkey beweiſt deutlich, welche Sicherheit es damals in Mifſiſſippi gab. Mr. Sharkey 
war ein Beiſitzer der Bezirksbehörde, ein reicher Pflanzer und ſelbſt großer Sklavenbeſitzer, ein 
Mann von vielem Anſehen und Einfluß. In ſeiner erſtern Eigenſchaft hatte er drei Perſonen 
freigelaſſen, von deren Unſchuld er überzeugt war. Dies konnte ihm der Sicherheitsaus— 
ſchuß, deſſen Autorität er bezweifelt hatte, nicht verzeihen, und man ſchickte ein Detachement von 
Häſchern ab, um ihn zu verhaften. Es war Nacht und Mr. Sharkey allein mit ſeinem Kinde. 
Vom Kommen der Häſcher unterrichtet, verbarrikadirte er das Haus, zündete ringsum Feuer 
an und wartete den Angriff ſeiner Feinde ab. Ein heftiger Kampf entſpann ſich zwiſchen ihnen, 
in dem Sharkey, obwol ſchwer verwundet, Sieger blieb. Den andern Tag bildete ſich eine Partei 
für ihn, die gegen den Ausſchuß auftrat und ihm das Leben rettete. Dieſer Mangel an perſön⸗ 
licher Sicherheit beſteht in den Sklavenſtaaten ſelbſt in Zeiten allgemeiner Ruhe und Furcht⸗ 
loſigkeit. Es kann niemand wagen ein freies Wort zu äußern, das wie eine Auslegung der 
Menſchenrechte ausſieht, ohne ſich auszuſetzen, ſofort gefangen und gemobbt zu werden. Mangel 
an Freiheit der Perſon und der Meinung herrſchte ſtets im ganzen Süden der Union. 

Dieſe allgemeine Unfreiheit führte aber ganz folgerecht auch zur politiſchen Ungleichheit. 
Die politiſchen Parteien in den Sklavenſtaaten nahmen allmählich einen Charakter an, den 
man am allerwenigſten einen demokratiſchen nennen kann, obſchon man die Worte Demokratie 
und Volksfreiheit überall im Munde führte. Aus den reichen Pflanzern bildete ſich eine mäch⸗ 
tige ariſtokratiſche Partei, welcher die Maſſe der weißen Proletarier, die ſogenannten poor 
white folks, folgte, indem man ſich in der Verbindung mit den reichen Leuten ſelbſt als Ariſto— 
krat fühlte. Die Zahl dieſer Proletarier nahm mit jedem Jahre zu, und mit ihrer Anzahl wuchs 
auch ihre Armuth und Erniedrigung. Wie groß dieſe Erniedrigung, kann man daraus ent⸗ 
nehmen, daß ein ſolcher armer Weißer, der oft nichts zu eſſen hat und in Demoraliſation und 
Trunk zu Grunde geht, ſogar von den Negern, welche Sklaven ſind, allgemein verachtet wird. 
Ihre Lage geſtaltete ſich in der That ebenſo elend als die der Sklaven.“) Aber ſo groß iſt die 
Macht des Vorurtheils und der Gewohnheit, die unwiderſtehliche Gewalt des Böſen, daß dieſe 
Leute unfähig geworden ſind, die wahre Urſache ihrer eigenen Entwürdigung zu erkennen, und 
dem Syſtem der Sklaverei ebenſo hartnäckig anhängen, als ob fie ſelbſt Sklaven hielten. Noch 


) Die Verfaſſerin von „Dred“ entwirft ein treues Bild von dieſer Klaſſe in der Familie John 
Cripp's. 
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mehr. Die Beſſern und Einſichtsvollern unter ihnen, welche der Vernichtung und dem Hunger 
die Auswanderung nach dem Weſten vorzogen, führten dieſelben Zuſtände in ihrer neuen Heimat 


ein, welche die Urſache ihres Verfalls in der alten waren, und jo kam daſſelbe Syſtem der Skla— 


verei in Miſſouri und Arkanſas zu voller Wirkung, das eigentlich die urſprünglichen Anſiedler 
dieſer Staaten aus Maryland und Virginien vertrieben hatte. Man zählt in den Sklavenſtaaten 
350000 Sklavenhalter in einer weißen Bevölkerung von 6, 412503 Seelen. Wenn auch ein 
großer Theil dieſer Bevölkerung auf die Städte entfällt, wo die Leichtigkeit des Verdienſtes 
größer iſt, ſo muß doch die Mehrzahl aller Nichtfarbigen als Proletarier betrachtet werden. 
Von einer geiſtigen Bildung dieſes Proletariats kann natürlich keine Rede ſein. Die reichen 
Pflanzer haben dafür geſorgt, daß wie ihre ſchwarzen ſo auch ihre weißen Sklaven nicht erzogen 
werden. Alles was die Ariſtokratie für den Unterricht des Volks that, beſchränkt ſich auf die 
Errichtung einiger Colleges oder Univerſitäten, welche für die große Maſſe ohne Nutzen ſind. 
Für die Dotirung dieſer Anſtalten wurden große Summen ausgeworfen, während der Volks—⸗ 
unterricht vernachläſſigt blieb. Zwar wird in Virginien, Südcarolina und einigen andern 


Staaten ein jährlicher Beitrag für die Erziehung armer Kinder geleiſtet, aber derſelbe iſt viel zu 


“ 


| 


gering und verliert auch durch die Art der Verwendung feine Bedeutung. Wer nämlich an 
dieſer Wohlthat theilnehmen will, muß ein förmliches Bekenntniß ſeiner Armuth ablegen, was 
für die meiſten eine Demüthigung iſt. Welche Macht eine rohe, blinde Maſſe, die auf ihre 
politiſchen Rechte ſtolz iſt, in der Hand eines gewandten Agitators gewährt, das hat ſich hier in 
den letzten Jahren zum Unheil der ganzen Union nur zu deutlich gezeigt. Es war das Intereſſe 
der herrſchenden Klaſſe, die Maſſe ihres politiſchen Einfluſſes zu berauben und alle Macht immer⸗ 
mehr in ihren eigenen Händen zu concentriren, und dieſes Ziel iſt in der That erreicht worden. 
Südcarolina, in welchem die Sklaverei am meiſten herrſcht, iſt auch der Staat, wo die Ariſto— 
kratie der reichen Pflanzer alles überwiegt. Ihre Führer begannen ſogar ſchon längſt das Recht 
der Verfaſſung, das jeden Freien zur Abſtimmung beruft, anzugreifen und einen Beſitzeenſus 
als Bedingung vorzuſchlagen. Ja, während der Prafidentenwahl Buchanan's wurde vielfach 
von der ſüdlichen Preſſe der Grundſatz aufgeſtellt, daß die Sklaverei nicht blos der Schwarzen, 
ſondern auch der Weißen eine Nothwendigkeit und im Prineip gerechtfertigt ſei. 

Daß das Sklavenweſen auch die Entwickelung des allgemeinen Wohlſtandes hindert, iſt im 
Laufe unſerer Schilderungen ſchon mehrfach bemerkt worden. Die Sklaven, welche in eini— 
gen Staaten (Südcarolina und Miſſiſſippi) ſogar die Mehrzahl der Bevölkerung bilden, find 
von dem Beſitz ausgeſchloſſen. Sie arbeiten und erwerben nichts für ſich, ſondern nur für 
ihre verzehrenden Herren und tragen ſomit eigentlich für ihre Perſon nichts zu der Totalſumme 
des öffentlichen Reichthums bei. Die Klaſſe der armen Weißen, die den größern Theil aller 
Freien ausmacht, verfügt nur über einen unbedeutenden Beſitz. Faſt das ganze Kapital des 
Landes iſt in den Händen einer vergleichsweiſe kleinen Anzahl Sklavenhalter, und das Eigen— 
thum, welches dieſe beſitzt, beſteht zu großem Theile in den Muskeln ihrer Sklaven. In einem 
freien Gemeinweſen iſt jeder Menſch der Eigenthümer ſeines eigenen Körpers und Verſtandes, 
welche, ſo werthvoll ſie ſein mögen, doch nicht als Waare auf den Markt kommen: ſie werden 
nicht in Geld berechnet. Wenn man die Steuerregiſter der Sklavenſtaaten mit denen der freien 
Staaten vergleicht, ſo macht man die Entdeckung, daß die einzigen Gegenſtände des ſüdlichen 
Eigenthums das Land, die Sklaven und die Gebäude darauf ſind. Man ziehe aber davon 
die Sklaven ab, und man wird finden, daß der Betrag des ſogenannten perſönlichen Eigen— 
thums in jenen Staaten höchſt unbedeutend iſt. Und von dieſem Betrag kommen noch die großen 


Schuldbeträge in Abrechnung, welche der Süden fortwährend im Norden und in Europa hat. 
Der größere Theil des Bankkapitals der Sklavenſtaaten iſt geliehen, und ebenſo das Geld, das 


in ihren Eiſenbahnen und andern öffentlichen Unternehmungen liegt. Die meiſten Sklaven— 
halter haben außerdem bedeutende Privatſchulden, auf ihren Pflanzungen für nördliche Kapita— 
liſten hypotheeirt, denen gegenüber fie wie kleine Pächter daſtehen. Der ökonomiſche Werth der 
Sklavenarbeit wurde bereits ſchon oben dargelegt. Was die Arbeitsleiſtungen der freien, aber 
armen Weißen im Süden betrifft, ſo wird deren Thätigkeit in erſter Linie ſchon durch das Vor— 
urtheil paralyſirt, wonach die Handarbelt überhaupt als eine ſervile und alſo verächtliche Beſchäf— 
tigung gilt — ein Vorurtheil, das ſelbſt das Anerbieten eines hohen Lohns nicht beſiegt. Daſ— 
ſelbe richtet ſich am meiſten gegen den wichtigſten Zweig der Volkswirthſchaft, gegen die agricul— 


h ture Arbeit, weil dieſe den freien Mann am meiſten mit dem Sklaven in Berührung bringt. 
1 Die freien Einwohner in den meiſten Sklavenſtaaten ſind faſt doppelt ſo zahlreich als die Sklaven, 
And doch werden alle großen Artikel, in denen das Erträgniß des Südens beſteht, Baumwolle, 
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Taback, Reis und Zucker, ausſchließlich von Sklaven erzeugt. Die freien Weißen theilen ſich 
nach der Beſchäftigung in drei Klaſſen. Die eine Klaſſe ſind die größern Sklavenherren, die 
perſönlich nichts zu dem öffentlichen Wohlſtande beitragen. Sie bringen kaum eine Idee der 
Verbeſſerung in der Verwaltung ihrer eigenen Güter hervor. Ihr einziges Geſchäft iſt, den Er⸗ 
trag einzunehmen und auszugeben. Eine andere Klaſſe der freien Weißen gewinnt ihren Unter⸗ 
halt als Beamte und Aufſeher bei den großen Sklavenherren. Auf dieſem Wege ſind ſie zwar 
von ehrloſer Handarbeit befreit, verdienen ſich aber ihr Brot mit ſchwerer Mühe und oft auf 
Koſten ihrer Moralität. Die Pflanzer ſelbſt entwerfen eine ſchreckliche Beſchreibung von dem 
Charakter ihrer Sklavenaufſeher. Nach ihre Verſicherung find die drivers oder overseers in 
der Regel unwiſſend, ſtupid, halsſtarrig, nachläſſig, Säufer und Diebe. Die dritte Klaffe, 
welche die gebieteriſche Nothwendigkeit zur Arbeit zwingt, geht an dieſelbe nur mit Widerwillen 
und verrichtet ſie im Durchſchnitt ſchlechter als die Sklaven. Das Verdienſt derſelben iſt außer⸗ 
ordentlich gering und kaum genügend, um ſie in der rohen und halbbarbariſchen Lage, an welche 
ſie gewöhnt ſind, zu erhalten. 

Die troſtloſen Folgen der Sklaverei in Bezug auf Wohlſtand und bürgerliche Exiſtenz treten 
aber beſonders in den Familien der kleinen Pflanzer, welche nicht mehr als fünf bis ſechs Sklaven 
halten können, hervor. Dieſe Sklaven reichen gerade hin, um die Arbeiten der Farm zu beſor⸗ 
gen und, falls das Land fruchtbar iſt, dem Eigenthümer eine bäuerliche Exiſtenz zu friſten. Eine 
Reihe von Söhnen wächſt aber heran. Der Vater bedarf ihrer Hülfe nicht zum Anbau, und 
wenn er ihrer bedürfen würde, würden ſie die Arbeit als entehrend nicht leiſten wollen. Die 
Burſchen werden mittlerweile groß, ſind an den Müßiggang gewöhnt und haben wenig oder gar 
keine Erziehung, weil es keine Schulen in der Nähe gibt und der Vater zu arm iſt, ihnen Lehrer 
zu halten oder ſie in ferne Anſtalten zu ſchicken. Sie treten in das Mannesalter, ohne zu irgend⸗ 
einem Berufe gebildet zu ſein. Jeder beſitzt ſein Pferd, ſeinen Hund und ſein Gewehr. Sie 
bringen ihre Zeit mit Jagen, Fiſchen oder Reiten, auf Wettrennen, barbecues*) und politiſchen 
Meetings zu und haben natürlich, ſolange der Vater lebt, ihre Heimat. Es gibt Tauſende jun⸗ 
ger Leute dieſer Gattung in Kentucky und Tenneſſee. Voll Lebensmuth und Ehrgeiz, ſtrebſam, 
fähig, begierig nach irgendeiner auszeichnenden Sellung, aber durch das ſoeiale Syſtem, durch 
Vorurtheil zur Trägheit verdammt, ſchneidet ihnen der Tod ihres Vaters, nachdem ſie zu alt ge⸗ 
worden, einen neuen Lebenslauf zu beginnen oder ſich ihre angewöhnten Laſter zu entſchlag en, 
plötzlich alle Hülfsquellen ab. Sein Nachlaß, unter eine zahlreiche Familie vertheilt, gibt jedem 
nur einen dürftigen Antheil, der bald aufgezehrt iſt. Die Noth und der Hunger ſtellen ſich ein. 
Was iſt zu thun? Rang und Reſpectabilität der Familie ſind fort. Die Schwächern unter 
dieſen Armſten verlieren den Muth und ſinken in den Abgrund der tiefſten Entblößung und 
Laſter. Sie treiben ſich als ſchuldenmachende Müßiggänger entweder in den Kneipen der Heimat 
herum oder begeben ſich nach Waſhington ins Capitol, wo ſie als Mitglieder „einer der älteſten 
Familien von Virginien“ Credit und Stelle ſuchen und jene Horde von Stellenjägern (office- 
hunters) vermehren, welche fortwährend, am meiſten nach jeder neuen Präſidentenwahl, die 
Bureaur der Regierung belagert. Wenn auch die Erlangung eines öffentlichen Dienſtes mis- 
lingt, bleibt ihnen nur übrig, nach Californien oder Kanſas, einem jener freiwilligen De⸗ 
portationsplätze, deren die amerikaniſche Union nöthig hat, abzuziehen. Dieſe Chance der 
Auswanderung wird in der Regel auch ohne weiteres Zwiſchenſpiel von ihren energiſchern 
Brüdern verſucht. Dieſe emigriren nach dem Weſten, wo ſie oft einen ganz neuen Charakter 
entwickeln, der ihnen allerdings Geltung und Anſehen verſchaffen kann. Sie bebauen das Land 
und gelangen allmählich zu einem gewiſſen Wohlſtande, in dem ihre Familie aufwächſt. Wenn 
ſie ſich aber in einem Sklavenſtaate niedergelaſſen, iſt dieſer Wohlſtand nicht beſtändig, und ihre 
Kinder erreicht immer wieder jenes Schickſal, das einſt auch ſie betraf. 

Wie mit der Arbeit geht es im Süden auch mit der Sparſamkeit, der zweiten Hauptquelle 
des öffentlichen Reichthums. Unter dem Syſtem der Sklaverei hat niemand einen tiefern 
Grund zu ökonomiſiren. Der Sklave erhält von feinem Herrn fein wöchentliches Ausmaß Nah⸗ 
rung, wollte er davon etwas aufbewahren, ſo würde der Herr das Maß verkürzen oder mit der 
Lieferung warten, bis der Vorrath aufgezehrt iſt. Statt zu ſparen, hat der Sklave daher viel=“ 
mehr Urſache, zu verſchwenden. Dieſe Vorſichtsloſigkeit aber, zu welcher der Sklave für ſeine 
Perſon gezwungen iſt, überträgt er ſodann auf das Eigenthum und das Intereſſe des Herrn. 


) Barbecues ſind ländliche Pickenicks, bei denen ganze Schweine, barbecues genannt, auch anz 
dere Thiere am Feuer gebraten werden. 
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Wenn irgendeiner jener tauſendfachen Zufälle, die eine Verminderung des Werths am Herren⸗ 
eigenthum nach ſich ziehen und die ein wenig Vorſicht und Aufmerkſamkeit verhindert haben 
würde, eintritt, wenn z. B. das Baumwollmagazin in Feuer aufgeht oder die Kühe die Saa⸗ 
ten zertreten, ſo pflegen die Sklaven dem Unheil gleichgültig zuzuſehen. Fühlen ſie wirklich 
etwas dabei, ſo iſt es das Gefühl der Schadenfreude, daß dem Herrn ein Gut von Werth zu 
Grunde geht. Alle Sklaven haben ein geheimes Vergnügen über die Verluſte und Sorgen, 
denen ihre Eigenthümer unterworfen ſind. Ebenſo wenig ſind die gemietheten Aufſeher, welchen 
die Verwaltung der großen Pflanzungen anvertraut wird, diejenigen, auf deren Vorſicht und 
Okonomie man zählen kann. Das iſt ſchon darum unmöglich, weil dieſelben ſehr häufig ge— 
wechſelt werden und daher wenig oder gar kein Intereſſe an dem Gedeihen fremden Eigenthums 
nehmen. Wenn dies aber auch der Fall wäre, ſo wirkt der Sparſamkeit und der Bedachtſamkeit 
der Untergebenen das eigene ſchlechte Beiſpiel des Herrn entgegen. Es iſt ein Sprichwort, daß 
das, was leicht gewonnen wird, ebenſo leicht wieder zerrinnt, und die Sklavenhalter machen 
dieſes Sprichwort nur zu wahr. Wenn der Satz nicht ſeit Menſchengedenken gälte, könnte man 
ſagen, daß ihn die amerikaniſchen Negerherren erfunden hätten, ſo ſehr ſind ſie beſtrebt, ihre 
ohne eigene Arbeit erlangten Einkünfte wieder auszugeben und alles, was ſie haben, zu verthun. 
Dieſer Mangel an Okonomie durchdringt auch die ärmern Klaſſen der freien Weißen. Nicht 
wohlhabend genug, um zu ſparen, und nicht dürftig genug, um nichts verthun zu können, äffen 
ſie in ihrer Verachtung jeder Arbeit noch die verſchwenderiſchen Manieren der Reichen nach. 
Die Sparſamkeit iſt ſonach im Süden eine Art von Vorwurf geworden, dem jeder mit Oſten— 
tation zu entgehen ſucht. 

Daß unter ſolchen Verhältniſſen von einer gedeihlichen Entwickelung der Induſtrie, des 
Handels und aller Anſtalten, die mit dieſen Haupthebeln der Civiliſation zuſammenhängen, im 
Süden nicht die Rede ſein kann, liegt auf der Hand. In den Verkehrsanſtalten, in Eiſenbahnen, 
Kanälen, Flußſchiffahrt, Telegraphen ſtehen die ſüdlichen Sklavenſtaaten den freien Staaten 
des Nordens unendlich zurück. Fragt man nach der Urſache dieſer Vernachläſſigung, ſo heißt es: 

es fehle dem Süden an Kapital. Freilich fehlt es dieſen von der Natur zum Theil reich gefegne= 
ten Ländern an Kapital, theils weil die Sklavenwirthſchaft theils weniger produeirt als die freie 
Arbeit, theils weil auch das gewonnene Kapital in unergiebiger Weiſe wieder daraufgeht. In 
freien Staaten, wo der Arbeiter frei über ſeine Kraft verfügt und daher bereit iſt, nach Jahr, 
Tag oder Stunde, je nachdem es Bedürfniß, zu arbeiten, hat der Unternehmer eines Geſchäfts 
neben dem Anlagekapital noch ein zweites für die Betriebsmittel und ein drittes für die Beſtrei— 
tung der Arbeitslöhne nöthig. Der Betrag der letztern variirt, je nachdem mehr oder weniger 
Arbeitskraft erforderlich iſt. Anders verhält es ſich bei der Sklavenarbeit. Außer jenen drei 
Sätzen von Kapital kommt hier noch eine vierte Auslage hinzu, welche zum Ankauf und der per— 
manenten Erhaltung der Sklaven nothwendig iſt. Von dieſer Auslage mag die Summe für 
den Ankauf des Sklaven zuweilen, wenn der Sklave überflüſſig wird, durch ſeinen Verkauf wie— 
der realiſirt werden, nicht aber jene für ſeine Kleidung und Ernährung während der Zeit, wo 
ſeine Arbeit zwar entbehrt, er ſelbſt aber nicht fortgeſchickt werden kann. Die Laſt dieſer Kapi⸗ 
talauslage iſt beſonders bei den neuen Anſiedelungen im Südweſten von Bedeutung. In den 
Baumwollſtaaten würde oft eine kleine Geldſumme genügen, um eine Pflanzung von mehreren 
hundert Acres anzukaufen; dagegen iſt eine ſehr große Summe nothwendig, um die erforder— 
liche Zahl von Sklaven anzuſchaffen. Könnten Arbeiter nach Tag oder Monat gemiethet werden, 
ſo würde oft ein kleines Kapital den Pflanzer in den Stand ſetzen, den Arbeitslohn zu beſtreiten. 
Unter den betreffenden Verhältniſſen aber kann niemand in Alabama oder Miſſiſſippi eine neue 
Pflanzung anlegen, dem nicht ein großes Kapital oder Credit zur Verfügung ſteht. Man nimmt 
an, daß mit einem Kapital von 5000 Dollars, wollte man es auf Miethsarbeit verwenden, 
ebenſo viele Acker bebaut werden könnten als mit 50000 Dollars unter Sklavenarbeit. Die 
Folge dieſes Umſtandes leuchtet ein. Der Sklavenbeſitzer iſt gezwungen, eine größere Zahl von 
Arbeitern zu kaufen und zu ernähren, als er eigentlich bedarf. Er muß fortwährend die größte 
Zahl von Arbeitern, die er überhaupt verwenden kann, bereit haben, um ſich keinem Verluſte 
auszuſetzen. Auf den Baumwollpflanzungen 3. B. kann eine beträchtlich kleinere Anzahl Skla⸗ 
ven ein viel größeres Quantum Baumwolle anbauen als einſammeln, ſodaß der Pflanzer ge— 
nöthigt iſt, für das alleinige Geſchäft des Einſammelns eine größere Zahl von Sklaven bereit 
zu halten, als er ſonſt bedarf, und thut er dies nicht, ſo muß er jährlich einen Theil der Ernte 
fahren laſſen oder weniger anbauen, als er konnte. Noch mehr tritt dieſer große Misſtand in 
den nördlichern Sklavenſtaaten hervor, wo Getreidebau ſtattfindet. In dieſen Staaten gibt es 
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für den Winter wenig Verwendung für die Sklaven, und während dieſer ganzen Zeit iſt das Ka- 
pital, das in ihnen liegt, unproductiv. Da in den Sklavenſtaaten zu jedem Unternehmen ver- 
hältnißmäßig große Summen erforderlich ſind, fo können hier nur Perſonen, die bereits ein 
größeres Kapital beſitzen, Geſchäfte beginnen. Dieſe reichen Unternehmer coneentriren ſonach 
das Kapital des Landes in wenigen Händen und machen die Concurrenz des kleinern Kapita⸗ 
liſten alsbald unmöglich. Zuletzt gibt es in unfreien Staaten nur wenige reiche Geld- und 
Sklavenherren, welche alle übrigen kleinern Unternehmer verſchwinden laſſen. 

Ein weiterer Grund, weshalb die ſüdlichen Staaten der Union keinen Manufactur- und 
Fabrikbetrieb zu entwickeln vermögen, liegt darin, daß in der Bevölkerung des Südens weder 
die natürliche Anlage zur Induſtrie hervortreten kann, noch ſich geeignete Schulen und Anftal- 
ten vorfinden, die induſtriellen Talente zu erziehen und auszubilden. Der ganze Charakter der 
Sitten und der Erziehung daſelbſt iſt jenem Syſtem von Ordnung, Sparſamkeit und Streb⸗ 
ſamkeit entgegen, welches die Bedingung der Gewerblichkeit ausmacht. In der That wird der 
ganze Handel des Südens von nördlichen und engliſchen Schiffsagenten betrieben, welche den 
Einkauf und das Verſchiffen der ſüdlichen Nohproducte auf den großen Stapelplätzen beſorgen. 

Die natürliche Folge aller dieſer Verhältniſſe war, daß die ſüdlichen Staaten ſich immer 
nur auf die Erzeugung einzelner weniger Hauptartikel beſchränken mußten. Zuerſt war es die 
Cultur des Tabacks, welche, und zwar am meiſten in Virginien, betrieben wurde. Es gab eine 
Zeit, wo die Tabacksproduction ſo ſtark ſich entwickelte, daß man ſie zu beſchränken ſuchte 
und zu dieſem Zwecke die Einfuhr von Sklaven vorgeſchlug. Seit dem Unabhängigkeits⸗ 
kriege aber und nachdem die fremde Nachfrage nach dieſem Product ſehr geſunken, iſt der 
Tabacksbau ſtationär geblieben und nimmt nur noch im Verhältniß der Zunahme der Bevölke⸗ 
rung und ihres Bedürfniſſes zu. Außerdem haben die Farmen von Ohio, durch die leichten 
Transportverbindungen mit den Seeſtädten begünſtigt, angefangen Tabacksbau durch freie 
weiße Arbeiter zu betreiben, ſodaß die nutzbringende Verwendung der Sklavenarbeit in dieſer 
Richtung eher ab- als zunehmen mußte. Der zweite Artikel, welcher durch Sklavenarbeit erzeugt 
wird, iſt der Reis. Die Cultur dieſer Frucht war aber immer auf einen ſchmalen Strich Landes 
längs der Meeresküſte von Südearolina und Georgia beſchränkt, und die Nachfrage nach Reis 
bleibt ſo ſtabil, daß jede Vermehrung der Production dieſer ſelbſt Eintrag thun würde. Nicht 
beſſer iſt es mit dem Zucker, der hauptſächlich in den ſüdlichen Diftrieten von Louiſiana ge- 
wonnen wird. Die Zuckerproduction wurde bisher durch einen Schutzzoll befördert; das Klima 
iſt aber zu kalt und unbeſtändig, um einen ausgedehnten Anbau des Zuckerrohrs zuzulaſſen. 
Selbſt Texas und Florida eingeſchloſſen, muß nach natürlichen Bedingungen die Cultur des 
Zuckerrohrs in der Union auf ein verhältnißmäßig kleines Areal beſchränkt bleiben. Die Erzeu⸗ 
gung der Baumwolle, deren Verbrauch in den letzten 50 Jahren ſo außerordentlich geſtiegen iſt, 
hat allein verhindert, daß das Eigenthum im Süden nicht gänzlich entwerthet wurde. Die 
Baumwolle iſt daher auch der einzige Artikel, zu deſſen Production die Sklavenarbeit mit 
Nutzen verwendet wird. 

Die Baumwolle, welche in den Vereinigten Staaten angebaut wird, beſteht aus zwei Gat— 
tungen, von denen die eine in dem Handel unter dem Namen der Sea-Island, die andere als 
Upland oder Short staple cotton bekannt iſt. Die Sea-Island-Wolle hat eine lange ſeidene Faſer, 
welche, zum Vortheil der Aufbereitung, ſo locker dem Samen anhängt, daß ſie davon durch 
zwei hölzerne Cylinder, welche übereinander rollen und die Faſer durchlaſſen, aber den Samen 
abſchließen, mit Leichtigkeit getrennt werden kann. Dieſe Gattung wird nur zu den feinſten 
Manufacten verwendet, und ihre Conſumtion iſt demnach eine beſchränkte. Sie hat zwar einen 
höhern Werth, bietet aber geringere Vortheile, erfordert auch große Sorgfalt und Mühe bei 
der übrigen Vorbereitung für den Markt. Die Seeluft erſcheint zu ihrer Erzeugung nothwen—⸗ 
dig, ſodaß ihr Anbau auf eine Strecke angeſchwemmten Landes an der Seeküſte von Süd— 
carolina und Georgia begrenzt iſt. Die Upland oder Short staple cotton hat eine kurze Faſer, 
die ſo feſt am Samen klebt, daß zu ihrer Gewinnung die von Whitney erfundene Maſchine, 
Cotton-Gin genannt, verwendet werden muß. Die Upland-Wolle kommt ſowol im Innern 
als an der Seeküſte fort und iſt eben jene Gattung, deren Verbrauch ſo zugenommen hat. Sie 
wurde zuerſt am Anfange dieſes Jahrhunderts angebaut. Während der erſten zwanzig Jahre 
kam ſie nicht über die Carolinas und Georgia hinaus. Später breitete ſie ſich in den neuen 
Staaten im Südweſten aus, und gegen die Mitte des Jahrhunderts baute man ſie in einem 
Umfange an, daß ſchließlich mehr als drei Viertel des ganzen Conſums, nämlich 3 Mill. Ballen, 
durch Nordamerika beſtritten wurden. 
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Wenn, wie hier der Fall, alle übrigen Güterwerthe ſo ganz von dem Erfolge eines einzigen 
Products abhängig find, fo iſt es ſehr natürlich, daß die geſammte Okonomie einer Geſellſchaft, 
D. h. der Werth und der Preis aller Producte, großen Fluctuationen unterliegt. Die commer— 
ziellen Schwankungen in den Vereinigten Staaten nahmen darum gewöhnlich ihren Urſprung 
in dem Süden. Ein hoher Baumwollpreis erzeugte bei den Südländern das Gefühl des 
Wohlſtandes und eine Luſt zum Schuldenmachen, während er im Norden die Neigung zum 
Darleihen erweckte. Die ſanguiniſchen Hoffnungen der Sklavenhalter gingen aber gewöhnlich 
noch höher, als die Wirklichkeit rechtfertigte, und verleiteten fie größere Verbindlichkeiten einzu= 
gehen, als ſie halten konnten. Wenn dann der Rückſchlag eintrat, ward die Confuſion allge— 
mein, und es folgte ein Bankbruch dem andern. Die Kaufleute und Manufacturiſten in dem 
Norden litten natürlich auch darunter; ſtatt aber das Übel im Princip zu faſſen und an der 
Wurzel anzugreifen, ſuchten die Geſchäftsleute des Nordens nach Palliativen und kamen zu— 
nächſt dahin, daß ſie die Sklavenpartei in der Politik unterſtützten. Die Wurzel des Übels iſt 
hierdurch nur immer tiefer getrieben und die allgemeine Gefahr vergrößert worden. 

Es iſt ſchon vielfach angedeutet worden, wie großen Einfluß das Sklavenweſen auf den per— 
ſönlichen Charakter der verſchiedenen Geſellſchaftsklaſſen in den Sklavenſtaaten übt, und natür— 
lich tritt dieſer eigenthümliche Charakter am ausgeprägteſten in der Hauptklaſſe, in den Sklaven⸗ 
herren ſelbſt hervor. Der Sklavenherr erinnert in vieler Beziehung an die Eigenſchaften un— 
ſerer Soldatenklaſſe. Der Soldat hat gewöhnlich ein freies und ſicheres Benehmen, und wenn 
er nicht beleidigt wird oder unter Freunden ſich befindet, pflegt er leutſelig, jovial und zuvor— 
kommend zu ſein, was ſeine Geſellſchaft angenehm und ſeinen Verkehr geſucht macht. Dieſelben 
Züge finden ſich bei den Mitgliedern der ſüdlichen Ariſtokratie. Obgleich ein großer Theil die— 
ſer Klaſſe ohne eigentliche Bildung und Erziehung iſt, zeigt doch ein jeder von ihnen eine mehr 
oder weniger patriciſche Haltung, ein Bewußtſein feiner eigenen Superiorität, welches ihm den 
Ausdruck der Männlichkeit und Würde verleiht, das aber nur zu oft in Schroffheit und Groß— 
thuerei ausartet. Die wohlhabendern und beſſer erzogenen Sklavenhalter, die den größern Theil 
ihres Daſeins im Kreiſe ſocialer Vergnügungen zubringen, haben eine große Meiſterſchaft in 
der Kunſt des Gefallens erlangt. Wer die ſüdlichen Staaten der Union zum erſten mal beſucht, 
wird gewöhnlich von der Höflichkeit, Gaſtfreundſchaft, Aufmerkſamkeit und guten Laune der 
dortigen Herren eingenommen. Aber die Manieren geben freilich noch nicht einen ſichern Maß— 
ſtab für den wahren Charakter des Menſchen ab. Man trete einem Sklavenhalter in ſeinen 
Vorurtheilen, ſeiner Eigenliebe, ſeinem Klaſſendünkel und Ehrgeiz in den Weg, und er wird 
aus einem heitern und gutgearteten Geſellſchafter plötzlich ein leidenſchaftlicher und wüthender 
Kläffer. Er kocht und ſiedet vor Zorn, beantwortet Gründe mit Invectiven und erwidert Wi— 
derlegungen mit Beleidigungen. Nicht zufrieden, ſeinen Haß in die üblichen Schranken der 
Sitte einzukleiden, lechzt er nach dem Blut ſeines Gegners. Er fordert ihn zum Duell heraus, 
fällt ihn, wenn ihm das zu umſtändlich und ehrenmänniſch erſcheint, mit dem Revolver und 
Bowiemeſſer auf der Straße an oder ſchießt ihn ſogar hinterliſtig aus der Thür ſeines Hauſes 
eine Flintenkugel in den Leib. Die Furcht vor dem Geſetze hält ihn von keiner That zurück, denn 
in den Sklavenſtaaten darf ein Gentleman nicht gehangen werden. Die kaltblütigſten und vor— 
ſätzlichen Mörder aus den höhern Klaſſen kommen mit einer Geld- oder kurzen Gefängniß— 
ſtrafe weg. Wer dieſe Strafe wirklich erleidet, wird von den Genoſſen als Märtyrer der guten 
Sache verehrt. Der Zuſtand der Geſellſchaft in den ſüdlichen Staaten trägt ſelbſt unter dem 
feinſten Theile der Geſellſchaft deutliche Symptome der Wildheit an ſich. Thueydides bemerkt, 
daß, als die Athenienſer die Sitte des Waffentragens aufgaben, Humanität und Bildung unter 
ihnen platzgriff. So weit iſt man im Süden der Union noch nicht. Die Sklavenhalter tragen 
fortwährend Waffen, und ihre Piſtolen, Dolche und Meſſer ſcheinen mehr für Diebe und 
Straßenräuber geeignet als für ritterliche Cavaliere. In mehreren Staaten hat man verſucht, 
dieſe Sitte, die ſchon ſehr viel Unheil angerichtet, durch Strafgeſetze zu beſchränken, aber überall 
geſchah es vergebens. Bewaffnet zu ſein, erſcheint als eine Nothwendigkeit im Süden. Wie 
könnte der Herr feine Autorität im Falle des Widerſtandes gegen feinen Sklaven behaupten? 
Diejenigen, welche durch die Gewalt unterjocht worden ſind, müſſen durch die Gewalt in ihrem 
Joch erhalten werden, und wenn die bewaffneten Unterjocher, in Augenblicken des Streits, zu— 
weilen ihre Waffen gegeneinander kehren, ſo iſt das etwas, was unter allen Waffenträgern vor— 
kommt. Niemand kann ſich wundern, daß der brutale und blutdürſtige Geiſt, welchen das ty— 
ranniſche Regiment in allen Sklavenherrſchern erzeugt, oft in voller Wuth unter ihnen ſelbſt 
ausbricht. Der Geläufigkeit, mit welcher ſie von Mord und Todtſchlag ſprechen, kommt nur die 
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Roheit gleich, mit der ſie gewöhnlich ihre Drohungen ausführen. Die Brutalität der ſüdlichen 
Duelle iſt ſeit lange notoriſch, aber kein Duell kann mit jenen „rencontres“ verglichen werden, 
von denen die ſüdlichen Zeitungen ſo oft Nachricht geben. Ein Stier- oder Hahnenkampf iſt 
nichts gegen das Zuſammentreffen zweier Menſchen, die, bis an die Zähne bewaffnet, ſich in 
einer Straße, Kneipe oder dem Court-Houſe begegnen, ihre Revolver aufeinander abſchießen, 
dann ihre Meſſer ziehen, aufeinander ſtürzen, ſich umſchlingen und, indem ſie niederſtürzen und 
auf dem Boden liegen, ſo lange aufeinander losſtechen und hacken, bis Tod, Ermüdung oder 
Unterwerfung des überwundenen Theils ihrem Streite ein Ende macht. Dieſe Seenen, welche, 
wenn ſie überhaupt im Norden ſich ereignen, nur ſelten und unter der niedrigſten Volksklaſſe 

vorkommen, find im Süden unter den ſogenannten „reſpectabeln Leuten“ eine häufige Erſchei⸗ 
nung. Andreas Jackſon, ehemaliger Präſident der Vereinigten Staaten, und noch ſpäter als 
illustrious citizen angeſehen, nahm an mehreren ſolchen Gefechten Antheil. 

Die Vorſichtsloſigkeit der Sklavenhalter, ihr gewöhnlichſter und vielleicht größter Fehler, der 
ſich mit ihrem Treiben verbindet, haben wir bereits erwähnt. Die Gleichgültigkeit und Rück⸗ 
ſichtsloſigkeit, womit dieſe Herren ihr Geld ausgeben, iſt in den Vereinigten Staaten ſogar 
ſprichwörtlich geworden. Dieſer Hang zur Verſchwendung wird indeß von ihnen zu einer Tu⸗ 
gend erhoben. Verſchwendung gilt bei ihnen als das Zeichen eines edelmüthigen Mannes, 
während ſie Sparſamkeit als ſchmuzig und engherzig bezeichnen. Es iſt aber nur zu gewiß, daß 
ihre ſcheinbare Liberalität durchaus kein höheres Gefühl des Wohlwollens in ſich ſchließt, denn 
ſie entſpringt gewöhnlich aus dem Wunſche, irgendeine Laune des Augenblicks ſchnell zu befrie⸗ 
digen, oder, was öfter der Fall, als eine Perſon von Vermögen gehalten zu werden. Die Ver⸗ 
ſchwendung iſt eine Art, wie ſie ihre ſoeiale Überlegenheit geltend machen. Ein Pflanzer gibt 
ohne weiteres einige hundert Dollars für ſeine Unterhaltung aus, und doch verweigert er am 
nächſten Morgen eine Extrazulage für Schuhe einem alten Sklaven, der ſein ganzes Leben lang 
für ihn gearbeitet hat. Man hört von keinen Aeten der wirklichen Generoſität im Süden. Es 
gibt dort keine öffentlichen Anſtalten und Aſſociationen für Zwecke der Wohlthätigkeit. Wenn 
in der Union Subſcriptionen zu irgendeinem milden Werke eröffnet werden, fallen die Beiträge 
aus dem Süden ſehr dürftig aus. Und das iſt natürlich. Man hat berechnet, daß von zehn 
Sklavenhaltern ſieben mehr verleben, als ihre Einnahme verſtattet. Die Arbeit, welche aus⸗ 
gereicht hätte, um 50 Familien bequem auszuhalten, iſt nicht hinreichend, um den Comfort 
einer einzigen zu begründen. Männer, die im Beſitze großer Güter ſind, werden ihr ganzes Le⸗ 
ben lang von Sheriffs und Gläubigern beläſtigt und laſſen bei ihrem Tode ihre zahlreiche, in 
Luxus auferzogene Familie oft in der bitterſten Hülfloſigkeit zurück. 5 

Mit der Verſchwendung geht natürlich der Müßiggang Hand in Hand. Es iſt intereſſant 
zu ſehen, wie das Sklavenweſen nicht nur auf dem ganz gewöhnlichen Wege zur Trägheit führt, 
ſondern wie es den Sklavenhalter auch auf künſtliche Weiſe zum Müßiggange zwingt und ver⸗ 
führt. Es gibt Sklavenhalter, die ſich oft gern um ihre Pflanzung kümmern möchten; auch die 
Trägſten und Faulſten unter ihnen verſpüren manchmal plötzlich Luſt, ihre Spielereien aufzu⸗ 
geben und ſich für etwas Ernſteres zu intereſſiren. In ſolchen Momenten gehen ſie auf ihre 
Pflanzung. Sie wollen hier ſelbſt den Zuſtand der Dinge prüfen und ihr Intereſſe perſönlich 
betreiben. Die Sklaven, welche bei ihren Herren ſonſt nicht vorgelaſſen werden, benutzen dieſe 
Gelegenheit, um den Herren ihre Bitten und Beſchwerden vorzutragen. Der eine beklagt ſich 
über das, der andere über jenes, dieſer zeigt ſeine zerriſſenen Kleider, jener ſeine zerſchundene 
Naſe. Alle bieten ein ſolches Bild des Elends, daß dem Herrn darüber unwillkürlich bange 
und, wie bei den orientaliſchen Sultanen, die Sorge um die Angelegenheiten feiner Sklaven ſo⸗ 
fort verleidet wird. Solche noble Anwandelungen endigen dann meiſtens mit einer um jo größern - 
Gleichgültigkeit. f 

Allen Sorgen des Geſchäfts fern, wie die Sklavenhalter find, ſollte man nun meinen, fie 
würden ihre Aufmerkſamkeit nützlichen Studien, den verbeſſerten Methoden des Ackerbaues, der 
Pflege der Poeſie, der Beförderung der Künſte und Wiſſenſchaften zuwenden; das wäre aber ein 
Irrthum. Bücher ſind im Süden eine ſeltene Erſcheinung. Die Literatur iſt unbekannt, die 
Wiſſenſchaften noch mehr. Offentliche und Privatbibliotheken gibt es nur wenige. Einige Claſ— 
ſiker aus der Schule, ein paar alte oder neue Romane, ein Pack politiſcher Pamphlete, irgend— 
eine Sklavenzeitung, das iſt der ganze geiftige Vorrath, den eine Sklavenfamilie beſitzt. Die 
Erziehung der Frauen, die im Norden der Union auf einer ſo hohen Stufe ſteht, wird im Sü⸗ 
den ſelbſt in den wohlhabendſten Familien äußerſt oberflächlich betrieben. Einer großen Anzahl 
der ſüdlichen Frauen fehlt ſogar der Elementarunterricht. Das Leſen iſt für fie ein accom- 
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plishment, mit dem ſie ſich nie abgegeben. Unter ſolchen Umſtänden wird man glauben, daß 
die ganze Geſellſchaft des Südens an Langeweile leidet, und es iſt keine ungewöhnliche Bemer⸗ 
kung, welche man von Sklavenhaltern hören kann, daß ihre Sklaven glücklicher wären als ſie 
ſelbſt. Um der Langeweile zu entgehen, ſuchen ſie ſich durch geſelligen Verkehr zu zerſtreuen. 
Die Gaſtfreundſchaft, welche man ſo ſehr vom Süden rühmt, hat darin ihre Quelle. Sie ſoll 
ein Vorzug der Südländer fein, iſt aber vielmehr ein Fehler. Der Beſuch, den eine Sklaven⸗ 
familie empfängt, iſt für ſie immer eine Wohlthat, die man ihr erweiſt. Und zwar iſt dieſelbe 
um jo größer, je fremder der Beſucher, denn der Reiz der Neuheit kommt dann zu der Beſchäf— 
tigung hinzu, welche der Beſuch verurſacht. Das Trinken ift in den geſelligen Kreiſen des Sü⸗ 
dens die Hauptunterhaltung, wie es überhaupt die erſte Bedingung des Verkehrs mit Süd- 
ländern iſt. Unter der niedrigern Klaſſe endet in der Regel jede geſellige Verſammlung mit 
Beſoffenheit. 

Dem Trunke reiht ih ganz natürlich die Spielwuth an. Man hat viele Verſuche gemacht, 
dieſes Laſter auszurotten, und es beſtehen Geſetze dagegen faſt in allen Staaten des Südens. 
Vor nicht langer Zeit wurde ſogar das Lynch law dagegen in Anwendung gebracht. In Vicks— 
burgh, einer der erſten Städte in Miſſiſſippi, verſammelten ſich die „reſpectabelſten“ Perſonen 
des Orts, zerſtörten einige als Spielhöllen bekannte Gaſt- und Privathäuſer, ergriffen fünf der 
profeſſionellen Spieler und hängten ſie auf der Stelle. „Dieſe unglücklichen Männer“, ſagte der 
„Louisiana Advertiser“, „verlangten bis zuletzt das Privilegium amerikaniſcher Bürger, das 
Verfahren der Jury, und erklärten ſich bereit, jeder Strafe ſich zu unterwerfen, welche ihr Land 
ihnen auferlegen würde, aber all ihr Bitten war umſonſt! Den ſchwarzen Muſikanten wurde 
anbefohlen aufzuſpielen, und ſo die Stimmen der Unglücklichen von der Pfeife und Trommel 

rent. Die Opfer begehrten wiederholt einen Trunk Waſſer, aber er wurde ihnen verwehrt. 
ie Frau des einen, halb wahnſinnig über die grauſame Behandlung und Hinrichtung ihres 
Agnes und zitternd für ihre eigene Rettung, bat in Thränen um die Erlaubniß, den Leichnam 
» gannes zu beerdigen; aber vergebens. Um der Volkswuth zu entgehen, war ſie genöthigt, 
9 em offenen Nachen mit ihrem Kinde zu entfliehen. Daſſelbe Los wurde jedem angedroht, 
PR: wagen würde, die Leichname vor Ablauf von 24 Stunden herabzunehmen. Andern 
um 11 Uhr wurden die Gehängten ohne Särge in ein Loch neben dem Galgen geworfen.“ 
den Perſonen, die dieſem Schauspiele beiwohnten, gab es wahrſcheinlich keine, die nicht 
ein Spieler geweſen wäre. So tief und allgemein iſt dieſes Laſter in dem Süden. Viele 
5 rſten Redner und Politiker der Union find dieſem Laſter zum Opfer gefallen. Jede kleine 
dt im Süden hat ihre Wettbahn, Billardzimmer, Farotiſch und Spielhaus, der letztern oft 
—.hrere. Das Spiel iſt gegenwärtig eine Profeſſion im Süden wie zu Caſanova's Zeiten in 
rankreich und Italien. Die Jünger dieſer Kunſt überſchwemmen die Dampfſchiffe, Hotels, 
Städte und Dörfer, immer auf der Lauer, ein Schlachtopfer zu erhaſchen. Wer durch Ver— 
chwendung und Sorgloſigkeit ruinirt wurde, der junge enttäuſchte Erbe, dem ſein liederlicher 
Sater nichts zurückließ, alle die aus ihrer Stellung herausgeworfen werden, ſie finden kaum eine 
A Gelegenheit, ihr Brot zu verdienen, als indem fie profeſſionelle Spieler werden. Zur 
Jrofeſſion des Spielers gehört aber, daß man verſtehe, falſch zu ſpielen, und darum find die mei— 
ten von ihnen nicht blos Spieler, ſondern auch Schwindler. Mit der Zeit avanciren ſie und 
verden Geldfälſcher, Pferdediebe und Sklavenräuber. Sie würden ordinäre Räuberbanden or= 
zaniſtren, wenn nicht die Armuth des Landes ſie davon zurückhielte. 

Die Politik der Staats- und Nationalangelegenheiten iſt der einzige Gegenſtand, welcher 
inem ſüdlichen Manne geiſtige Anregung gewährt. Das Politiſiren im Süden iſt aber mehr 
„ſpeculativ“ als praktiſch. Jede Sklavenhaltergemeinde iſt ihrer Natur nach „conſervativ“, 

jeder Veränderung abhold. Die ſüdlichen Politiker geben ſich oft eine lächerliche Mühe, das me— 
taphyſiſche Syſtem der Freiheit, welches ihre Verfaſſungen anerkennen, mit dem wirklichen Sy— 
ſtem des Despotismus, das ſie ausüben, zu verſöhnen. Viele Pflanzer find ebenſo große Adep— 
ten der politiſchen Metaphyſik, wie es einſt die ſchottiſchen Bauern in der Gottesgelahrtheit 
waren. Obwol ſie aber ihr Intereſſe gründlich verſtehen und, wie wir geſehen haben, noch 
gründlicher zu vertreten wiſſen, ſo ſind doch wahre ſtaatsmänniſche Begriffe bei ihnen ſehr ſelten. 
Ihre fähigſten Führer können nur auf den Ruhm gewandter Haarſpalter und erfinderiſcher So— 
phiſten Anſpruch machen. 
Sollen wir noch weiter die Wirkungen der Sklaverei auf die Sklaven ſelbſt betrachten? 
Es iſt eine bemerkenswerthe Thatſache, daß die Sklaverei, ſtatt einen Gegenſatz und eine Ver— 
ſchiedenheit zwiſchen Unterdrückern und Bedrückten zu erzeugen, vielmehr dahin wirkt, beide ein— 


\ 
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ander ähnlich zu machen. Roheit, Müßiggang, Unachtſamkeit, Betrunkenheit und Spiel ſind 
die Attribute, welche die Herren auszeichnen, und dieſelben Eigenſchaften treten bei den Sklaven 
auf. Ein Unterſchied zwiſchen beiden beſteht nur darin, daß dieſe Laſter bei den Sklaven weni⸗ 
ger gefährlich ſind. Es kommt ſelten vor, daß ein Sklave einen andern mordet oder daß die 
Sklaven ſich untereinander todt ſchlagen. Der Beſuch von Leuten ſeinesgleichen iſt dem Neger 
kein Mittel zu wüſten Zerſtreuungen und tollem Treiben. Der Sklave freut ſich über einen 
1 Schwarzen aus der Nachbarſchaft wie über einen theilnehmenden Freund und 
Schickſalsgenoſſen, an dem er nach Kräften Gaſtfreundſchaft übt, mit dem er feine Angelegen⸗ 
heiten beſpricht und aus deſſen Unterhaltung er Troſt ſchöpft. An Feſttagen, wo die Neger auf 
den Pflanzungen meiſtens eine Fleiſchration erhalten, kommt es öfters vor, daß ſie dieſelbe mit 
dem für die Woche zugetheilten Lebensmittelvorrath dazu verwenden, um ihre Gäſte zu bewir⸗ 
then und ihnen einen guten Tag zu bereiten. 

Die Herren werfen den Sklaven als Hauptfehler Betrug, Falſchheit und Ehrloſigkeit vor, 
aber dieſer Vorwurf iſt nicht gerechtfertigt. Handlungen dieſer Art, welche Sklaven oft begehen, 
ſind nur die nothwendigen Conſequenzen des Syſtems und laſſen ſich nicht als Charaktereigen⸗ 
ſchaften bezeichnen. Der Neger iſt von Natur gut, und wer ihn von jung auf human behandelt, 
kann auf ſeine Treue und Anhänglichkeit zählen. Als Beweis, daß die Sklavenherren ihre 
Neger zuweilen auch noch als Menſchen anſehen, könnte gelten, daß das Hauptlaſter der Weißen, 
das Spielen, auch den Sklaven erlaubt iſt. Wo der Neger ein Laſter annimmt, kann man immer 
ſicher ſein, daß er es von den Weißen annimmt oder wenigſtens von ihnen darin unterſtützt 
wird. So könnte ſich der Diebsſinn der Sklaven nicht ſo ſtark entwickelt haben, wenn es nicht 
im Süden eine eigene Klaſſe von Weißen gäbe, welche das von Sklaven auf den Pflanzungen 
geſtohlene Korn, Baumwolle und Reis gegen Branntwein und andere Dinge eintauſchte v je 
damit Handel trieben. Die ſchärfſten Geſetze, ſelbſt das Lynchverfahren waren unmächtig di 
Schmuggel zu verhindern. ö | 

Nur in zwei Punkten läßt ſich die moraliſche Überlegenheit der weißen über die ihN. ze 
Raſſe nicht beſtreiten. Der Stlaven halter ift muthig, der Sklave feige, die weiße Frau iſt keck 
die ſchwarze ſinnlich. Die letztere Eigenſchaft hängt aber ebenfalls zum Theil mit dem Sy & 
zuſammen. Das Sklavenmädchen, das ohnehin nicht frei ift, 1 in der Hingabe ihrer Aug 
oft ein Mittel, ihre Stellung zu erleichtern. Die Concubine des Herrn oder ſeines Sohnes, * 
Aufſehers oder ſelbſt drivers zu fein, iſt eine Auszeichnung, die nicht ſelten vorkommt. Des 
arme Ding ſehnt ſich nach dieſer Auszeichnung, und der Handel in Maitreſſen iſt eine Thatſaude 
die im ganzen Süden, am meiſten in Neuorleans betrieben wird. Es iſt uns ſelbſt ein Fall 1 
kannt, wo eine Mutter für ihren eigenen Sohn ein ſchwarzes Mädchen kaufte. 

An den Fortſchritt der Menſchheit glauben nur die, welche an dem Fortſchritte ſelbſt theil. 
nehmen. Dem Faulen und Trägen läßt ſich die Entwickelung der Geſchichte nur durch compa⸗ 
rative Verhältniſſe darlegen. Daß die Sklavenſtaaten der Union im Vergleich zu den freien 
außerordentlich zurückgeblieben, wird von allen Seiten zugeſtanden. Von den dreizehn Staaten, 
welche urſprünglich die Union gebildet haben, beſteht die Sklaverei noch in ſechs. In allen andern 
wurde ſie abgeſchafft. Dieſe alten freien Staaten, welche durch die Trennung Maines von 
Maſſachuſetts und die ſelbſtändige Zulaſſung Vermonts auf neun ſich vermehrt haben, nehmen 
eine Ausdehnung von ungefähr 150000 Quadratmeilen ein; der Umfang der ſechs alten 
Sklavenſtaaten iſt über 200000 Quadratmeilen. Nach dem erſten Cenſus von 1790 beſaßen 
die erſtern eine Bevölkerung von 1,908000 Seelen, die der letztern betrug 1848000. Funfzig 
Jahre ſpäter, nach dem Cenſus von 1840, war die Zahl in den freien Staaten auf 6,760880 ge 
ſtiegen, während die der Sklavenſtaaten 3,826323 betrug. Der Cenſus von 1850 zeigte in de 
Abtheilung der freien Staaten einen Zuwachs von 1,553834 Seelen auf; in der Section der 
Sklavenſtaaten dagegen betrug der Zuwachs nur 713312. Ein ähnliches Verhältniß ſtellte ſich 
in Rückſicht auf die Dichtigkeit der Bevölkerung heraus. In den acht freien Staaten finden wir 
drei große Städte, Neuyork, Philadelphia und Boſton, von denen die erſte als die commerzielle 
Metropolis der Union angeſehen wird. Es gibt in den freien Staaten nicht weniger als zwanzig 
andere Städte, welche mit Raſchheit anwachſen und von denen einige bald den erſten Rang mit 
einnehmen werden. Kleinere Orte, die 5—6000 Einwohner zählen, find ſehr zahlreich, wäh— 
rend auf allen Punkten immer neue Ortſchaften entſtehen und viele der alten ſich zu Städten 
erheben. Wie verſchieden iſt dagegen das Bild der Sklavenſtaaten. In dieſen gibt es nur eine 
City, welche dieſen Namen verdient, und dieſe iſt an der Grenze der freien Staaten gelegen. 
Baltimore, die Hauptſtadt von Maryland, verdankt ſeine Stellung hauptſächlich der Nähe von 
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Pennſylvanien. In Wohlſtand, Handel und öffentlichen Inſtitutionen, in Literatur, Wiſſen⸗ 
ſchaft und allgemeiner Bildung ſteht aber Baltimore hinter jeder der drei großen Städte des 


Nordens zurück. Charleston iſt weniger mehr als ein Waarenentrepot für die Producte des 


— 


umliegenden Landes und ein Rückzugsort für die benachbarten Pflanzer vor der Ungeſundheit 
ihrer Pflanzungen. Charleston iſt während der letzten dreißig Jahre ſtationär geblieben, und 
daſſelbe muß von Alefjandria, Norfolk und Savannah gejagt werden. Jamestown, die ur⸗ 
ſprüngliche Hauptſtadt von Virginien, hat aufgehört zu exiſtiren, die Ruinen eines alten 
Kirchenthurms iſt alles, was davon übrig. Williamsburg, die zweite Hauptſtadt des Staats 
Jefferſon's, iſt ſeit lange im Verfall. Seine ganze Bedeutung verdankt Williamsburg dem 
alten College, das hier beſteht. Richmond, die gegenwärtige Hauptſtadt, bietet ein freundlicheres 
Bild, aber nach der Entvölkerung und Verarmung ſeiner Umgegend zu urtheilen, wird es bald 
daſſelbe Schickſal erleiden. Was man in dieſen Staaten Städte nennt, würde in Norden kaum 
als Dörfer bezeichnet werden. Zu der kleinen Zahl der Küſtenſtädte ſind in neuerer Zeit nur 
wenige hinzugekommen, die, gewöhnlich an den Ufern großer Flüſſe und an Landungspunkten 
der Dampfſchiffahrt gelegen, ſich mit jenen des Nordens meſſen können. Es ſind Plätze, wo 
die Erzeugniſſe des Landes zur Verſchiffung aufgeſpeichert, und von wo die importirten Güter 
weiter verſendet werden, ohne daß ſich Zwiſchenſtationen nach dem Innern des Landes finden. 
Sollten die Sklavenſtaaten dahin gelangen, eine ſelbſtändige und iſolirte Staatsverbindung zu 
bilden, abgeſchnitten von dem Zuſammenhange und Verkehr mit den freien Staaten, ſo kann 
man wol mit Grund annehmen, daß ſie bald unter das Niveau der Civiliſation fallen werden. 
In allem, was ſie ſind, wurden ſie durch die Energie der nördlichen Staaten erhalten und fort— 
getragen. Fortſchritt und Verbeſſerungen entſprangen zuerſt in dem Norden, und der Süden 


ahmte dieſe nur ſchwach und langſam nach. Die guterzogenen und gebildeten Männer der ſüd— 


lichen Staaten haben ihre Jugend in den nördlichen Schulen und Collegien zugebracht, und die 
Erziehungsanſtalten, welche der Süden noch beſitzt, werden faſtausſchließlich von nördlichen oder 
fremden Lehrern geleitet. Der ganze Handel des Südens, ſoweit er in großen Transactionen 
beſteht, lag bisher in den Händen nördlicher Kaufleute, welche dieſen wichtigen Geſchäftszweig 
beforgten, weil den Männern des Südens die dazu erforderliche Bildung, Einſicht, Ausdauer 
und Gewandtheit abging. Die gelehrten Profeſſionen, wie die der Arzte, Theologen und ſelbſt 
der Rechtsgelehrten, rekrutirten ſich aus dem Norden. Die Tagesblätter des Südens hatten nörd— 
liche Herausgeber, ſogar die Drucklettern wurden importirt. Daſſelbe war der Fall mit allen 
mechaniſchen Berufsarten, zu deren Ausübung eine gewiſſe Geſchicklichkeit erforderlich. Süd— 
liche Eiſenbahnen wurden mit nördlichen Kapitalien und von nördlichen Ingenieuren und Unter— 
nehmern gebaut. Es war bis in die neueſte Zeit nicht möglich, im Süden ein großes Hotel 
oder Waarenmagazin zu errichten, ohne ſich nicht nördlicher Baumeiſter und Handlanger zu be— 
dienen. Das ſüdliche Publikum ward, ſoweit es deren bedarf, mit Büchern und Zeitſchriften 
des Nordens verſehen. Wer den Süden kennt, muß ſagen, daß ſein Beſtand nur durch einen 
engen und innigen Anſchluß an das Weſen des Nordens denkbar iſt. Getrennt vom Norden, 
muß die Civiliſation im Süden gänzlich verfallen und Staat und Geſellſchaft dem Ruin ent— 
gegengehen. Wer das leugnet, kennt entweder den Zuſtand des Südens nicht genauer, oder 
er urtheilt ohne Aufrichtigkeit und mit irgendwelcher Befangenheit. Es verdient aber auch her— 
vorgehoben zu werden, daß diejenigen nördlichen Familien und Individuen, die nach dem Süden 
überſiedeln, allmählich die Geſinnungen und Gewohnheiten, die Trägheit und Unfähigkeit der 
ſüdlichen Bevölkerung annehmen, unter welcher ſie leben. Sie ſind nicht mehr vermögend, 
irgendeine jener moraliſchen Eigenſchaften, welche ſie aus ihrer Heimat mitbrachten, ihren Kin— 
dern zu überliefern. Dieſe Kinder, nach der ſüdlichen Schablone auferzogen, werden in allem 
ſüdlich. Man müßte eine beſtändige Infuſion des nördlichen Bluts unterhalten, um die durch 
das Gift der Sklaverei verdorbenen Säfte des Südens immer wieder geſund zu machen. 


Die Kataſtrophe. 


Wir haben im erſten Abſchnitt unſerer Darſtellung die geſetzgeberiſchen Momente in der 
amerikaniſchen Sklavenfrage bis zur letzten maßgebenden Acte, der Kanſas- und Nebraska-Bill, 
verfolgt und nehmen nun hier den Faden wieder auf, um dem Laufe der Dinge bis zu dem Ein— 
tritt der Kataſtrophe von 1861 noch eine kurze Betrachtung zu widmen. Zunächſt verſuchen wir, 
den frühern Verlauf der Frage mit wenigen Worten zuſammenzufaſſen. 

Der lange verwickelte Kampf um die Negerfklaverei in den Vereinigten Staaten zerlegt ſich 
Unſere Zeit. VI. 9 
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in drei große Phaſen, deren erſte die Zeit der Revolution und des Unabhängigkeitskampfes um⸗ 
faßt, in welcher es ſich um die Aufhebung oder den ſtillſchweigenden Fortbeſtand der Sklaverei 
handelte. Dieſe Situation endete damit, daß die Frage als eine innere Angelegenheit der ein- 
zelnen Staaten erklärt wurde, in welche ſich der Congreß nicht einzumiſchen habe. Die zweite 
Phaſe bezeichnet das Miſſouri-Compromiß mit ſeinen Kämpfen, durch welches beſtimmt ward, 
daß die eine Hälfte der Union der Sklaverei und die andere der Freiheit gehören ſolle, ſodaß es 
fortan im weitern Kampfe auf die Ausdehnung oder Nichtausdehnung der „eigenthümlichen 
Inſtitution“ ankam. Die dritte Phaſe des großen Kampfes begann im Jahre 1854 mit Durch⸗ 
ſetzung der Kanſas- und Nebraska-Bill, welche das Miſſouri-Compromiß aufhob und an die 
Stelle der Ausdehnung oder Nichtausdehnung der Sklaverei ganz allgemein die Frage ihrer 
Einführung oder Ausſchließung ſetzte. Dieſe Situation führte ſchon wenige Jahre ſpäter zum 
Bruche der Union ſelbſt und zum Bürgerkriege. 

Die Entrüſtung, welche die Durchführung der Kanſas- und Nebraska-Bill in der Mehrzahl 
des amerikaniſchen Volks hervorrief, war ſehr groß und nachhaltig. Die Aete, blos nach ihrer 
einfachen praktiſchen Anwendbarkeit betrachtet, würde zwar an ſich dem Norden keine üble Po⸗ 
fition der Sklavenpartei gegenüber bereitet haben. Der Congreß konnte fortan die Sklaverei 
in irgendeinem Territorium oder Staate weder einführen noch zurückweiſen, ſondern es er⸗ 
hielten vielmehr die Bewohner jeden Gebiets die volle Freiheit, ihre innern Einrichtungen und 
damit auch die Sklavenangelegenheit nach Belieben zu regeln, vorausgeſetzt, daß dabei die 
Unionsverfaſſung nicht verletzt würde, und es lag ſomit in der Gewalt der gegen die Ausbrei— 
tung des Sklavenweſens eingenommenen Majorität der Bevölkerung, das Aufkommen von neuen 
Sklavenſtaaten nach eigenem Ermeſſen zu hindern. Allein aus dieſem Geſichtspunkte betrachtete 
die Sklavenhalterpartei keineswegs die von ihr fo ſchwer errungene Kanſas- und Nebraska⸗ Bill. 
Die Acte galt dieſer Partei als das perfide Mittel, den Kampf um die Ausbreitung der Sklaverei 
aus den unſichern Verhandlungen des Congreſſes auszuſchließen und dafür auf das Feld der 
praktiſchen Wirklichkeit zu verlegen, wo man durch Liſt, Gewalt und politiſche Stellung das letzte 
Ziel, die Ausdehnung des Sklavenweſens über die ganze Union, trotz der ſklavenfeindlichen Ma⸗ 
jorität des Volks zu erreichen hoffte. Die große demokratiſche Partei nämlich war allmählich 
ganz und gar der ſüdlichen Sklavenariſtokratie verfallen, und letztere beherrſchte hierdurch nicht 
nur den Congreß, ſondern auch ſeit der Präſidentſchaft Pierce's, mit deſſen Wahl ſie 1852 ihren 
höchſten Triumph feierte, durch ein ihr ergebenes Beamtenthum alle Verwaltungszweige der 
Unionsregierung. Nachdem die Kanſas- und Nebraska-Bill als Geſetz proclamirt worden, er= 
öffnete ſonach die Sklavenpartei von Miſſouri aus durch Grenzſtrolche und andere Abenteuerer 
den Waffenkampf im Territorium Kanſas gegen die dort aus dem Oſten und Norden zahlreich 
angeſiedelten Freiſtaatsmänner, um dieſelben zu verdrängen oder einzuſchüchtern und das Land 
der Sklaverei zu unterwerfen. Offener blutiger Bürgerkrieg, Gewaltthat jeder Art, Vernichtung 
von Recht und Geſetz kamen in Kanſas an die Tagesordnung, und der Präſident Pieree unter 
ſtütze, ſchützte, beſchönigte dieſe unerhörten Frevel durch die Inftructionen an feine Beamten, ſo⸗ 
wie ſelbſt durch die Anwendung der Bundesmacht. 

Dieſe ſchamloſe Verhöhnung von Recht, Geſetz und Humanität zu Gunſten einer herrſch⸗ 
ſüchtigen und übermüthigen Sklavenhalterariſtokratie, ſowie nicht minder auch die brutalen 
Scenen, welche das Geſetz gegen flüchtige Sklaven in allen Staaten der Union herbeiführte, er⸗ 
bitterten die Majorität des amerikaniſchen Volks auf das heftigſte, und ſogar die Demokraten 
des Nordens, die bisher aus Parteirückſichten den Sklavenhaltern gedient, wandten ſich endlich 
mehr und mehr von ſolchem Treiben mit Abſcheu ab. Man begriff, daß man bei der nächſten 
Präſidentenwahl der die Union unterjochenden Sklavenmacht entgegentreten müſſe, und es 
vollzog ſich nun mit dieſer Überzeugung in den nächſten Jahren eine Scheidung und Neubildung 
der politiſchen Parteien, die den Sklavenherren alsbald ſehr gefahrdrohend wurde. Die Trüm⸗ 
mer der frühern Whigpartei, die in der Präſidentenwahl von 1852 eine tödliche Niederlage 
erlitten, ein Theil der Demokraten, der ſich nicht länger zum Schleppenträger der Sklaven⸗ 
politik hergeben wollte, vereinigten ſich mit allen übrigen Gegnern des Sklavenweſens zu einer 
neuen, der ſogenannten republikaniſchen Partei, deren Hauptgrundſatz die Bekämpfung und 
Beſchränkung der Sklavenmacht im Bunde wurde. Vom Weſten, vom Staate Wisconſin aus 
verbreitete ſich die Partei raſch nach Norden und Oſten, wo ſie anfangs an den Knownothings 
(dem enragirten Amerikanerthum) ein Hinderniß fand, das fie aber bald überflügelte, Zu⸗ 
gleich ſuchten die Legislaturen der nördlichen Staaten den wahrhaft ſchändlichen Ausſchreitungen 
in der Anwendung des Geſetzes gegen flüchtige Sklaven eine Schranke zu ſetzen, indem ſie ge⸗ 
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a eſetze zum Schutze der perſönlichen Freiheit erließen. Man wollte allenthalben 
be daß 54 dem Despotismus der ſüdlichen Sklavenhalter noch weiter 
verfiele. Im Februar 1856 organiſirten ſich die „Republikaner“ für die nächſte Repräſen⸗ 
tantenwahl in Pittsburg zu einer geſchloſſenen Partei und hielten dann am 17. und 18. Juni 
in Philadelphia eine Nationalconvention ab, in welcher ſie Fremont zu ihrem Präſidentſchafts⸗ 
candidaten aufſtellten. Die Plateforme oder das Programm der Republikaner war hauptſächlich 
auf die Verhältniſſe in Kanſas gerichtet und enthielt unter andern folgende Punkte: die Skla⸗ 
verei ſoll von allen Territorien ausgeſchloſſen ſein; der Congreß hat das Recht und die Ver⸗ 
pflichtung, die Sklaverei in allen Territorien des Bundes zu verbieten : der Präſident und 
deſſen Mitſchuldige ſollen wegen der in Kanſas an den Freiſtaatsmännern verübten Frevel in 
Anklageſtand verſetzt werden. Die Gegenpartei, die der Demokraten, war ſchon am 2. Juni 
in Cineinnati zu einer ähnlichen Verſammlung zuſammengetreten, wo ſie den Sklavenfreund 
Buchanan zu ihrem Präſidentſchaftscandidaten ernannte. Die republikaniſche Partei zeigte ſich 
bereits an Zahl ſo ſtark, daß ihr Candidat Fremont augenſcheinlich mehr Urwählerſtimmen für 
ſich hatte als der Candidat der Gegenpartei, aber die Einſchüchterungen und Drohungen der 
Sklavenhalter mit Bürgerkrieg und Trennung der Union, ſowie die Anwendung aller erlaub⸗ 
ten und unerlaubten Mittel der parteiiſchen Bundesregierung, um den republikaniſchen Can⸗ 
didaten aus dem Felde zu ſchlagen, brachten es doch dahin, daß Buchanan die Electorenſtim⸗ 
men von 20 Staaten, Fremont dagegen nur die von 11 Staaten erhielt. So beſtieg denn 
Buchanan, der ergebene Diener der ſüdlichen Ariſtokratie, am 4. März 1857 den Präſidenten⸗ 
ſtuhl, und die Macht und die Politik der Sklavenhalter ſchien aufs neue befeſtigt. i 

Der Umſtand, daß ſich die republikaniſche Partei von ſo großer Stärke gezeigt hatte, und die 
Energieloſigkeit ſeines perſönlichen Charakters vermochten den neuen Präſidenten Buchanan, 
wenigſtens anfangs mit einer gewiſſen Mäßigung und Gleisnerei aufzutreten, während er ſich 
insgeheim, bald aber auch offen als der ergebenſte Diener der Sklavenpartei erwies und ſich auf 
dieſem Wege ſchließlich das Verdienſt erwarb, die ganze Angelegenheit zu einem entſcheidenden 
und für alle verhängnißvollen Bruche zu bringen. Nur die Anhänger der ſüdlichen Sklaven— 
ariſtokratie wurden in den Regierungsämtern gelitten, und welcher Beamte den Tendenzen des 
Präſidenten entgegentrat, mußte einem ſogenannten „geſunden“ Demokraten Platz machen. 
In dem Territorium Kanſas führte Buchanan die abſcheuliche Politik feines Vorgängers fort. 
Alle Miſſethaten und Gewaltſamkeiten, welche die Grenzſtrolche und andere Banden der Skla— 
venhalter in dem Territorium verübten, mußten die Bundesbeamten und Bundesrichter für 
Recht und Geſetz erklären, während die Schritte der Freiſtaatsmänner, die nur die Aufrecht— 
haltung ihres Rechts bezweckten und auf Nothwehr beruhten, als Hochverrath verfolgt und be— 
handelt wurden. Wie ſogar die Gerichtshöfe ſeit der Präſidentſchaft Pierce's unter dem Ein- 
fluſſe der Sklavenpartei ftanden, zeigte damals eine Entſcheiduug des Obergerichts der Vereinig— 
ten Staaten, deſſen Mitglieder vom Bundespräſidenten mit Zuſtimmung des Senats auf Le— 
benszeit ernannt werden. Ein in Miſſouri geborener Sklave Namens Dred Scott, der vor— 
mals von feinem Herrn in den freien Staat Illinois und nach dem freien Gebiet Mineſota ge- 
führt worden war, verlangte für ſich und feine Familie die durch jene Überführung in freie Ge— 
biete geſetzlich begründete Freilaſſung aus der Sklaverei, die ihm auch ſchließlich von einem Ge- 
richtshofe Miſſouris zugeſprochen ward, während das Obergericht dieſes Staats das Urtheil 
caſſirte und das Bezirksgericht des Bundes den Mann ohne weiteres als Eigenthum feines Herrn 
erklärte. Dred Scott wandte ſich hierauf an das Obergericht der Vereinigten Staaten mit einem 
Caſſationsgeſuch, und dieſes, ſtatt einzig den Caſſationsantrag im Auge zu behalten, gab von 
Rechts wegen eine Entſcheidung, die ſich auf die Sklavenangelegenheit im allgemeinen erſtreckte 
und Behauptungen als Geſetzesnormen aufſtellte, welche das beſtehende Recht wie die Humani— 
tät mit Füßen traten und ſelbſt die bisherigen Anmaßungen der Sklavenhalter übertrafen. Das 
Gericht caſſirte zwar die früher ergangenen Urtheile, aber nicht weil Dred Scott für ſeinen Fall 
keinen Anſpruch auf Freilaſſung habe, ſondern überhaupt weil der Kläger ein „Neger“ ſei, der 
niemals Bürger der Union werden und niemals ſein Recht bei dem Bundesgericht ſuchen könne. 
Die Abkömmlinge afrikaniſcher Raſſe und deren Miſchlinge, beſagte die Sentenz, haben nim— 
mermehr Anſpruch auf das Recht der Perſönlichkeit, ſondern fie find von Natur zum Eigen— 
thum, zur Sklaverei beſtimmt. Wenn auch ein Sklave in ein freies Gebiet der Union gebracht 
werde, fo könne er doch dieſes Grundes wegen niemals ein Freier werden, weil die Bundes- 
regierung die Pflicht habe, das Eigenthum der Bürger auf jedem Gebiete, in jedem Bundesſtaate 
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zu ſchützen und jedes andere Verfahren gegen Recht und Geſetz laufe. Dieſe Sentenz ward ſchon 
vor Buchanan's Wahl geſchöpft, aber erſt nach deſſen Amtsantritt, gleichſam zur Einweihung 
deſſelben, veröffentlicht, und der neue Präſident eignete ſich auch ſofort dieſe ſchmachvolle Rechts⸗ 
beugung als ſeine politiſche Norm an und erklärte im Congreß, daß er ſeine Beamten in allen 
Fällen gemäß der „Dred Scott-Entſcheidung“ inſtruiren werde. Wie die Amter, fo wurden 
durch Buchanan und feine Genoſſen auch alle einträglichen Lieferungscontracte der Regierung 
nur an die Freunde der Sklavenhalter vergeben, und dieſe Begünſtigten mußten von ihrem Ge⸗ 
winſte gewöhnlich reiche Procente wieder abgeben, um damit Wahlkoſten und allerlei Be⸗ 
ſtechungen im Intereſſe der Sklavenhalterſache zu beſtreiten. Es entwickelte ſich durch ſolchen 
ſchändlichen Handel eine beiſpielloſe Corruption in der Verwaltungsſphäre, ſodaß das Reprä⸗ 
ſentantenhaus im März 1860 fi genöthigt ſah, dafür eine Unterſuchungscommiſſion nieder⸗ 
zuſetzen, deren Ermittelungen den Präſidenten perſönlich aufs höchſte belaſteten. Indeß ließ man 
die gerichtliche Anklage fallen, weil der Proceß vor dem Senat geführt werden mußte, in welchem 
die Beſchützer und Mitſchuldigen Buchanan's das Wort führten. Ebenſo war die äußere Po⸗ 
litik des Präſidenten überall darauf berechnet, das Intereſſe der ſüdlichen Sklavenariſtokratie zu 
pflegen. Er richtete ſein Augenmerk auf die Erwerbung von Cuba, weil die herrliche Inſel die 
Zahl der Sklavenſtaaten nur vermehren konnte. Zu gleichem Zwecke trachtete er nach Erwer⸗ 
bungen oder Eroberungen in Mexico und ſah den Anſchlägen des Abenteuerers Walker auf Cen⸗ 
tralamerika durch die Finger. Sogar der afrikaniſche Sklavenhandel lebte unter Buchanan's 
Regierung in großem Maßſtabe wieder auf und wurde unter den Augen der Behörden faſt un⸗ 
geſcheut betrieben. | 5 

Im Februar 1858 legte Buchanan dem Congreß die von der Sklavenhalterpartei in Kanſas 
ganz eigenmächtig und in unrechtmäßiger Weiſe angefertigte Verfaſſung, die ſogenannte Le⸗ 
compton-Conſtitution zum Zweck der Aufnahme des Territoriums als Staat in den Bund vor, 
und erklärte im Betreff dieſer Vorlage in feiner Botſchaft, daß ſich Kanſas in aller Rechtmäßig⸗ 
keit zu einem Sklavenſtaat conſtituirt habe. Der Senat nahm ohne Umſtände dieſe Conſtitu⸗ 
tion an und beſchloß auf Grund derſelben die Aufnahme des Staates Kanſas in die Union. Das 
Repräſentantenhaus, in welchem noch unabhängige Männer genug ſaßen, beſchloß dagegen mit 
großer Majorität in Rückſicht der illegalen Umſtände, unter welchen jene Verfaſſung zu Stande 
gekommen, daß das Volk von Kanſas zunächſt nochmals über die Lecompton-Conſtitution ab⸗ 
ſtimmen ſolle. In dem Ausſchuſſe, welcher zur Ausgleichung der Differenz aus beiden Häuſern 
niedergeſetzt wurde, kam es unter heftigen Kämpfen, Drohungen und Liſten der Sklavenfreunde 
ſchließlich dahin, daß eine nochmalige Abſtimmung über die Lecompton-Conſtitution zwar ge⸗ 
ſtattet ward, aber im Falle der Annahme des Machwerks der Sklavenhalterpartei ſollte die Zu- 
laſſung des Territoriums als Staat mit einer Schenkung an Land von 5 Mill. Aeres belohnt 
werden, während bei Verwerfung der Sklavereiverfaſſung das Territorium erſt dann auf Zu⸗ 
laſſung in den Bund ſollte rechnen können, wenn ſeine Bevölkerung auf 93340 Seelen an⸗ 
gewachſen wäre. 

Die Sklavenſache beherrſchte und zerrüttete alle Verhältniſſe der Union, und ſchon in der 
nächſten Seſſion ſah ſich der Congreß wieder in die bitterſten Zänkereien verwickelt, die bei⸗ 
nahe gar die Conſtituirung des Repräſentantenhauſes verhindert hätten. Zunächſt rief ein un⸗ 
erwartetes Ereigniß die höchſte Parteiwuth der Sklavenhalter hervor. Ein gewiſſer Kapitän 
John Brown, ein feſter und kühner Mann, der mit ſeiner Familie in Kanſas viel von den 
Gewaltthaten der Sklavenmänner zu erdulden gehabt, hatte den Plan gefaßt, von Virginien 
aus mit gewaffneter Hand einen allgemeinen Sklavenaufſtand zu erregen, durch welchen die 
Despotie der ſüdlichen Ariſtokratie mit einem Schlage gebrochen werden ſollte. Brown bemäch⸗ 
tigte ſich im October 1859 durch Überfall des Bundeszeughauſes zu Harpers Ferry, aber weder 
Geſinnungsgenoſſen noch Sklaven ftellten ih ein, um die gewonnenen Waffen entgegenzuneh- 
men. Das Project misglückte gänzlich, ſchon weil Brown und ſeine wenigen Genoſſen ohne 
Vorbereitung und in Übereilung verfuhren. Brown wurde von herbeieilenden Bundestruppen 
und Milizen gefangen genommen und, bei der Affaire ſchwer verwundet, auf einer Bahre vor 
das Gericht geſchleppt, das ihn zum Strange verurtheilte. Unter einem Aufgebote von Tau⸗ 
ſenden von Milizen ging die Execution vor ſich. Eine grenzenloſe Wuth und Angſt zugleich 
hatte ſich der Sklavenhalter des Südens bemächtigt. Man glaubte und fürchtete, daß die That 
des kühnen Brown der Ausfluß einer Verſchwörung von ſeiten der Republikaner gegen das 
Sklavenweſen ſei, und forderte im Senat die Niederſetzung eines Ausſchuſſes, welcher das Com 
plot ermitteln ſollte. Unter gegenſeitigen Beſchuldigungen kam dieſer Ausſchuß zu Stande, 
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aber die Bemühungen deſſelben brachten nichts anderes ans Licht, als daß Brown ohne Wiſſen 
und Mitwirkung irgendeiner Partei gehandelt hatte. Sodann gab die Schrift eines gewiſſen 
Hinton Rowan Helper, in welcher die ganze Verderblichkeit des Sklavenweſens aufgewieſen 
und den ſüdlichen Sklavenſtaaten ein ökonomiſcher Ruin vorausgeſagt wurde, im Repräſen⸗ 
tantenhauſe zu langem und großem Zerwürfniß Anlaß.) Noch vor Eröffnung des Congreſſes 
hatte der zur republikaniſchen Partei gehörende Abgeordnete Sherman mit 60 andern Congreß⸗ 
mitgliedern die Helper'ſche Schrift den Geſinnungsgenoſſen zur Beachtung empfohlen. Nach 
Zufammentritt des Hauſes ftellte nun der Abgeordnete Clark aus Miſſouri den Antrag, man 
möge beſchließen, daß ein Mann, welcher die Helper'ſche Brandſchrift durch Namensunter⸗ 
ſchrift empfohlen, nicht fähig ſei, als Sprecher des Hauſes gewählt zu werden. Die Republi⸗ 
kaner geriethen über dieſe freche Zumuthung mit den demokratiſchen Sklavenfreunden in einen 
Kampf, der die Wahl des Sprechers zwei Monate hindurch verhinderte, bis endlich die Re— 
publikaner nachgaben und ein Hr. Pennington aus Neujerſey zum Sprecher gewählt wurde, 
der die gedachte Schrift nicht mit empfohlen hatte. Aber auch damit war die Debatte über die 
Sklavenangelegenheit noch nicht beſeitigt. Das wirkliche Volk von Kanſas legte nämlich dem 
Congreß eine neue Staatsverfaſſung zur Anerkennung vor, in welcher die Sklaverei ausge— 
ſchloſſen war. Die Verhandlungen darüber dauerten noch fort, als der Schluß der Congreß— 
ſeſſion von 1860 eintrat. Erſt am 28. Jan. 1861 wurde Kanſas als Staat in die Union auf 
genommen, und zwar ohne Sklaverei. 

Inzwiſchen waren die Parteien ſchon an die Vorbereitungen zur neuen Präſidentenwahl ge— 
gangen, die diesmals der Sklavenariſtokratie wenig Günſtiges verſprach. Der Übermuth und 
die Gewaltthätigkeit der Sklavenpartei in Kanſas, die Corruption und die ganze Schmach der 
elenden Parteiregierung Buchanan's hatten die republikaniſche Partei an Zahl und Muth mäch— 
tig geſtärkt, und man war entſchloſſen, der unaufhaltſam die Union unterjochenden und zerrüt— 
tenden Despotie der Sklavenhalter ein Ziel zu ſetzen. Die republikaniſche Partei trat am 
16. Mai 1860 in Chicago zu einer Nationalconvention zuſammen und ſtellte Abraham Lincoln 
aus Illinois, einen entſchiedenen Antiſklavereimann und rechtſchaffenen Charakter, als Candi— 
daten für die Präſidentenwahl auf. Ihre Plateforme enthielt diesmal im weſentlichen folgende 
Punkte: die Behauptung, die Bundesverfaſſung geftatte in den Territorien die Sklaverei, wider- 
ſpricht der Verfaſſungsurkunde, den Erklärungen ihrer Stifter und den frühern Entſcheidungen 
der Geſetzgeber wie der Gerichte. Die Behauptung iſt eine revolutionäre und zerſtört den Frie— 
den und die Wohlfahrt der Union. Die Territorien der Vereinigten Staaten ſind nach Recht 
und Geſetz frei, und es erheiſcht Pflicht und Gewiſſen, dieſes Recht aufrecht zu erhalten und 
keiner Territoriallegislatur die eigenmächtige Einführung der Sklaverei in irgendeinem Gebiete 
zu geſtatten. Der afrikaniſche Sklavenhandel, der gegenwärtig wieder unter der Nationalflagge 
und mit Beihülfe und Misbrauch der Gerichte betrieben wird, iſt ein Verbrechen gegen die Hu- 
manität und die Geſetze und Intereſſen der Union, und der Congreß hat die Pflicht, dieſer 
Schmach entgegenzutreten. Das Veto der Gouverneure von Kanſas und Nebraska, das ſie 
gegen die Legislaturen dieſer Territorien eingelegt, weil dieſe bei Entwerfung ihrer Verfaſſun— 
gen die Sklaverei ausſchließen wollten, iſt eine Verletzung der Volksſouveränetät, wie fie gerade 
in der Kanſas- und Nebraska⸗-Bill ausgeſprochen worden. Kanfas hat das Recht, ſofort als 
Staat in die Union aufgenommen zu werden, mit einer Verfaſſung, welche das Volk daſelbſt 
in Wirklichkeit gebilligt hat. Gegen die Knownothings enthielt diesmal das republikaniſche 
Programm die Erklärung, daß kraft der beſtehenden Naturaliſationsgeſetze jeder eingewanderte 
Bürger dem im Lande geborenen gleichſtehen müſſe. Überdies ſprachen ſich die Republikaner 
gegen den fernern Verkauf der Staatsländereien aus; vielmehr müſſe auf ein Geſetz hingewirkt 
werden, nach welchem jedem Anſiedler, ſei er Bürger der Union oder wolle er es erſt werden, 
160 Acres Land von der Bundesregierung unentgeltlich zuzutheilen ſeien. 

Die demokratiſche Partei trat ſchon am 23. April in Charleston (Südcarolina) zu einer 


) Dieſe Schrift führt den Titel: „The impending crisis of the South.“ Ihr Verfaſſer, Hinton 
Rowan Helper, ein Kaufmann, ſtammt von einer deutſchen Familie (Helfer) ab, die ſeit langer Zeit im 
Süden der Union heimiſch lebt. Die Schrift ſollte zum Zweck der Propaganda ſchon im Jahre 1857 


0 ans Licht treten, erſchien jedoch in Rückſicht auf die ſich entwickelnde große Geld- und Handelskriſis erſt 
ſpäter und wurde in mehr als 120000 Exemplaren verbreitet. Die Schrift iſt formlos und in gewiſſer 


Beziehung ſchwach, wirkt aber mächtig durch die unwiderlegbaren Zahlenverhältniſſe, die der Verfaſſer 
aaufſtellt. Von J. Ch. H. Gittermann erſchien das Buch in guter deutſcher Bearbeitung unter dem 
14 Titel: „Revolution oder Abolition“ (Stuttgart 1860) 
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Nationalconvention zuſammen. Die Ereigniſſe in Kanſas, die Dred Scott⸗Entſcheidung, die 
Stellenjägerei und die greuliche Wirthſchaft in der Regierungsſphäre des Bundes hatten, wie 
bemerkt, bereits viel Abfall herbeigeführt, und eine noch größere Deſertion ſchien zu drohen, 
da ſich namentlich die Demokraten des Nordens nicht ferner zu bloßen Werkzeugen der Sklaven⸗ 
halterariſtokratie herabwürdigen laſſen wollten. Der Senator Douglas aus Illinois, den Skla⸗ 
venmännern ergeben, aber ſchlauer und klüger als die übrigen Führer, überdies leidenſchaftlich 
nach der Präſidentſchaft ſtrebend, begriff die Gefahr einer weitern Lostrennung und ſtellte jetzt 
darum die „Volksſouveränetät“ als das Zeichen auf, unter welchem ſich die große demokratiſche 
Partei zu ſammeln hätte. Es geſchah dies ganz gemäß der Kanſas- und Nebraska⸗Bill, die von 
Douglas im Grunde freilich nur zu Gunſten der Sklavenhalter zu Stande gebracht worden war, 
Von dieſem Standpunkte aus verwarf Douglas die Gewaltſamkeiten in Kanſas und die gegen 
den Willen der dortigen Anſiedler hergeſtellte Leeompton-Conſtitution, weil dies alles dem 
Princip der Volksſouveränetät entgegenſtehe. Hiermit zeigten ſich jedoch die „Feuerfreſſer“ des 
Südens durchaus nicht einverſtanden: ſie verlangten völlige Unterwerfung der demokratiſchen 
Partei unter die Politik der Sklavenhalter. Nach zehntägigem Streite trennten ſich die Dele- 
girten von acht Sklavenſtaaten und mehrere Abgeordnete anderer Staaten von der Verſamm⸗ 
lung, traten am 11. Juni als „ſüdliche Fraetion“ in Richmond wieder zuſammen und ernann⸗ 
ten zu ihrem Präſidentſchaftscandidaten John Breckinridge aus Kentucky, den damaligen Vice⸗ 
präſidenten der Union, einen entſchiedenen Vertreter der Sklavenintereſſen. Die ſogenannte 
„nördliche Fraction“ der Demokraten, die Anhänger, der „Volksſouveränetät“, traten am 
18. Juni in Baltimore zuſammen und ſtellten nach achttägigem Zanke Douglas als ihren Can⸗ 
didaten auf. Das Programm heider Demokratenfractionen war, trotz des anſcheinenden prin⸗ 
eipiellen Unterſchieds, ein ziemlich gleiches; in Wahrheit handelte es ſich nur darum, ob die 
Lecompton-Conſtitution, in Rückſicht auf ihren ſchmachvollen Urſprung, vertreten werden ſollte 
oder nicht. i | 
Unter all dieſen Verhältniſſen konnte es nicht fehlen, daß Abraham Lincoln, der Präſident⸗ 
ſchaftscandidat der großen und einigen Partei der Republikaner, die Majorität der Urwähler⸗ 
ſtimmen davontrug. Dann kam Douglas, hierauf Breckinridge. Auch in der mittelbaren 
Wahl erhielt Lincoln die Electorenſtimmen aller freien Staaten mit Ausnahme von dreien des 
Staats Neujerſey, im ganzen 180 Stimmen, während Breckinridge die Stimmen von 
11 Sklavenſtaaten, im ganzen 72 für ſich hatte, Douglas aber nur jene 3 Stimmen aus Neu⸗ 
jerſey und 9 aus Miſſouri davontrug. Eine vierte, nur vorübergehend geſchloſſene Partei, die 
ſogenannte „Unionspartei“, wandte Bell aus Tenneſſee die Stimmen der Sklavenſtaaten Ken⸗ 
tucky, Tenneſſee und Virginien, im ganzen 39 Stimmen, zu. Die Republikaner hatten alſo 
mit überwiegender Majorität geſiegt, und ihr Candidat Abraham Lincoln ſollte zum 4. März 
1861 an Buchanan's Stelle den Präſidentenſtuhl beſteigen. | 
Mit dieſem Wahlreſultat war auch der Bruch der Union entſchieden. Die ſüdlichen Skla⸗ 
venhalter erhoben ſofort das Geſchrei, daß der Norden die Intereſſen des Südens mit Füßen 
treten wolle, und daß es beſſer ſei, aus dem Bunde zu ſcheiden, als unter den Händen der Abo— 
litioniſten zu Grunde zu gehen. In Wirklichkeit dachten die Republikaner, dachte niemand 
daran, die Rechte und Inſtitution der Sklaverei anzutaſten; aber man wollte dem frechen 
Treiben der Sklavenhalterariſtokratie in der Union ein Ziel ſetzen und die Sklavenwirthſchaft 
auf die einmal beſtehenden Sklavenſtaaten einſchränken. In ſolcher Tendenz war freilich mittel⸗ 
bar der Sklaverei das Todesurtheil angedroht. Die Sklavenwirthſchaft, wie wir oben bereits 
dargelegt, kann nur beſtehen, indem ſie ſich immer neue Gebiete unterwirft, während ſie in ſich 
ſelbſt erlöſchen muß, wenn ſie in feſten Grenzen gehalten wird. Dies begriff die Sklavenhalter⸗ 
ariſtokratie ſehr wohl, und darum ſchritt ſie nach Lincoln's Wahl ohne Zögern zur längſt angedroh⸗ 
ten „Seceſſion“, zur Trennung vom Bunde, um fortan ihre Intereſſen und Ziele frei und ohne 
Rückſicht verfolgen zu können. Südcarolina, der „ritterliche Palmenſtaat“, der ſich zu jeder Zeit 
der Rebellion geneigt gezeigt, bereitete, nachdem die Präſidentenwahl vom 6. Nov. bekannt 
worden, unverweilt ſeinen Abfall vor, und ihm ſolgten Georgia, Florida, Alabama, Miſſiſ⸗ 
ſippi, Louiſiana und Texas. In den übrigen Sklavenſtaaten zwiſchen Norden und Süden, den 
border states, war die Volksmeinung entweder ſchwankend oder gar getheilt, oder man hegte 
überhaupt keine Sympathien für den Süden und wollte die Entwickelung der Dinge abwarten. 
Die ſüdliche Preſſe ſchnaubte vor Wuth, und die Sklavenfreunde veranſtalteten allenthalben 
große Volksverſammlungen, um die rohen Maſſen des Südens in Flammen zu ſetzen. 
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Der Präſident Buchanan eröffnete inmitten der Bewegung am 3. Dec. 1860 den Congreß 
mit einer Botſchaft, die ganz wie die Rede eines ſüdlichen Sklavenhalters klang. Er ſprach von 
den Gefahren, welche die Einmiſchung des Nordens in die Sklavenfrage des Südens für letz— 
tern habe, während ſich die Sache doch gerade umgekehrt verhielt. Weitläufig ſetzte er dann aus⸗ 
einander, wie er als Präſident kein Recht und keine Macht beſitze, gegen die Rebellion einzuſchrei— 
ten, vielmehr müſſe er der Entwickelung der Dinge zuſehen. Schließlich verlangte er, zur Her⸗ 
ſtellung des Friedens, drei Amendements zur Bundesverfaſſung: Ausdrückliche Anerkennung 
des Sklaveneigenthums in den Staaten, wo Sklaverei beſteht oder künftig beſtehen wird; Aner— 
kennung des Rechts der Sklavenherren auf Auslieferung ihrer in freie Staaten entflohenen 
Sklaven, und abſolute Gültigkeit des Geſetzes gegen flüchtige Sklaven nebſt ausdrücklicher Er— 
klärung, daß alle Sondergeſetze der Staaten, welche der ſtrieten Ausführung jenes Geſetzes ent— 
gegenſtehen, rechtswidrig und ungültig ſein ſollen; Verpflichtung, das Sklaveneigenthum auch 
in allen Territorien der Union zu beſchützen, bis ſie als Staaten mit oder ohne Sklaverei in den 
Bund aufgenommen worden. Dieſe Botſchaft mit ihren Anträgen erbitterte den Norden, und 
ſtellte den Süden nicht zufrieden. Das Repräſentantenhaus ſetzte am 5. Dee. einen von je 
einem Mitgliede aus jedem Staate gebildeten Ausſchuß nieder, der über die Lage der Dinge be— 
rathen, Anträge entgegennehmen und ſelbſtändige Vorſchläge machen ſollte. Der Ausſchuß bot 
ganz das Bild der Zerriſſenheit dar und gelangte zu keinem Ziele. Während die republifani- 
ſchen Mitglieder Schutz für perſönliche Freiheit verlangten, ſtellten die Anhänger der Sklaven— 
ſtaaten Forderungen auf, deren Erfüllung die ganze Union zu einem Sklavengebiete gemacht 
haben würde. Das Repräſentantenhaus, in welchem die Republikaner das Übergewicht hatten, 
misbilligte am 17. Dec. durch Beſchluß die Seeeſſion und erklärte, daß die Wahl Lincoln's die 
Rebellion nicht rechtfertige, da Übelſtände im Bunde nach wie vor auf dem Wege der Geſetz— 
gebung gehoben werden könnten. Im Senat wurde unter heftigem Parteihader ebenfalls ein 
Ausſchuß von 13 Mitgliedern niedergeſetzt, der Anträge prüfen und Vorſchläge machen ſollte. 

Unter andern ſtellte der Senator Crittenden folgende Ausgleichungsvorſchläge als Amendements 
zur Bundesverfaſſung auf: In allen Territorien nördlich von 36° 30’ nördl. Br. iſt die Skla⸗ 
verei verboten, ſüdlich von dieſer Linie aber als beſtehend anerkannt; doch kann jedes Territo— 
rium, ſüdlich oder nördlich, als Staat mit oder ohne Sklaverei in den Bund eintreten, ganz wie 
es die Sfaatöverfaffung erlaubt. Der Congreß hat kein Recht, die Sklaverei in den Staaten 
aufzuheben, die ſie geſtatten, ebenſo kein Recht, den Transport von Sklaven zu Waſſer oder zu 
Lande aus einem in den andern Staat zu verhindern. Der Congreß ſoll ein Geſetz erlaſſen 
können, auf Grund deſſen die Union jeden Sklaveneigenthümer in den Fällen entſchädigt, wo 

Rihm die öffentlichen Autoritäten bei Einfangung feines flüchtigen Sklaven nicht die gehörigen 
Dienſte leiſten. Die Sklavenſtaaten haben ein Recht, auf die ſtriete Ausführung des Geſetzes 
gegen flüchtige Sklaven zu dringen, und der Congreß ſoll befugt ſein, alle Geſetze der Einzel— 
ſtaaten (die ſogenannten Personal -liberty- bills), welche dem Sklaveneinfanggeſetze entgegen— 
ſtehen, als ungültig zu erklären. Dieſe Vorſchläge wurden von vielen Gemäßigten gebilligt und 
empfohlen, und wiederholten ſich von verſchiedenen Seiten unter unweſentlichen Modificationen, 
aber der Ausſchuß ſelbſt brachte keinen förmlichen Antrag an den Senat zu Stande. 

Inzwiſchen nahm die Rebellion ihren raſchen Fortgang. Am 26. Dec. erklärte Südearo— 
lina in aller Form feinen Austritt aus dem Bunde, „weil die ſklavenhaltenden Staaten die 
Macht der Selbſtregierung und des Selbſtſchutzes verlieren, die Union ihre Feindin werden 
wird“. Im Januar und Februar 1861 erklärten auch Louiſiana, Florida, Miſſiſſippi, Geor— 
gia, Alabama ihren förmlichen Abfall. Das Bundeseigenthum und die Forts wurden im Ge— 
biete dieſer Staaten in Beſchlag genommen, die Beamten und Offiziere reſignirten, die Abge⸗ 
ordneten verließen den Congreß. In Virginien, wo ſich die Abgeordneten des öſtlichen Theils 

für, die des weſtlichen Theils gegen die Sklavenſache und die Seceſſion erklärten, vereinigte man 
ſich zur Berufung eines allgemeinen Friedenscongreſſes zum 4. Febr. nach Waſhington. Der 

Congreß kam zu Stande; nur die Commiſſare der ſechs abgefallenen Staaten blieben aus. Die 

Verhandlungen deſſelben führten zu Beſchlüſſen ähnlich denen des Senators Crittenden und 

Wen dem Repräſentantenhauſe unterbreitet, wo fie jedoch nicht mehr zur Discuſſion ge— 
angten. 

Am 4. Febr., zu derſelben Zeit, als jener Friedenscongreß zuſammentrat, vereinigten ſich 
auch die Abgeordneten der abgefallenen Staaten in Montgomery zu einem Congreß, welcher 
dieſen ſogenannten „Conföderirten Staaten von Nordamerika“ eine proviſoriſche Conſtitution 


- 
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verlieh, die bald in eine definitive verwandelt wurde. Dieſelbe unterſchied ſich wenig von der 
Unionsverfaſſung, nur daß das Sklavenweſen darin bevorzugt und ſicher geſtellt war. Südcaro— 
lina verlangte auch die Wiederherſtellung des afrikaniſchen Sklavenhandels, man ging aber dar- 
auf nicht ein, weil man die beiden Staaten Virginien und Kentucky, deren Hauptproduction die 
„Negererzeugung“ iſt, mit zur Seceſſion herüberziehen wollte. Am 18. Febr. ward Davis 
aus Miſſiſſippi als Präſident, Stephens aus Georgia als Vicepräſident des Sonderbundes ein— 
geſetzt. Letzterer erklärte hierbei ausdrücklich: „Die Sklavenfrage war die unmittelbare Urſache 
des Bruchs und der gegenwärtigen Revolution.“ Die Sprengung der Union war hiermit 
vollendet. Es galt jetzt ein mächtiges ſüdliches Kriegsheer zu ſchaffen, um die Stellung mit 
Waffengewalt gegen den Norden zu behaupten. 

Der Bundescongreß in Waſhington brachte nichts in Bezug auf die Rebellion zu Stande 
und ging am 4. März 1861 auseinander, weil fein Mandat abgelaufen war. Auch die Amts⸗ 
periode des Präſidenten Buchanan erreichte hiermit ihr Ende. Er hatte der Zertrümmerung 
der Union unthätig zugeſehen, während ſeine Beamten und Miniſter, namentlich des Kriegs, 
der Finanzen und der Marine, verrätheriſcherweiſe ſoviel als möglich gethan, durch ihre Maß— 
regeln die Machtentwickelung der Union gegen die abfälligen Sklavenſtaaten zu hindern. Der 
neue Präſident Lincoln erklärte in ſeiner Antrittsadreſſe, daß kein Staat eigenmächtig aus dem 
Bunde ſcheiden könne, daß ein folder Schritt ein Gewaltaet gegen den Bund der Vereinigten 
Staaten ſei. Als erſter Beamter des Bundes habe er darum auch kein Recht, mit irgendeinem 
Staate über deſſen Austritt zu verhandeln. Er werde ſeine Pflicht, die Integrität des Bundes 
aufrecht zu erhalten, erfüllen, fo weit feine Gewalt reiche und das Volk die Mittel dazu bewil⸗ 
lige. Dieſe äußerſt maßvolle, aber doch entſchiedene Anſprache fand ſelbſt bei den Gemäßigten 
in den Sklavenſtaaten Anklang, während ſie den Führern der Seceſſion andeutete, daß man 
endlich ihrem Treiben Widerſtand entgegenftellen wolle. Dennoch dauerte es noch lange genug, 
ehe die Action eintrat. Das Cabinet des Präſidenten war zwar conform aus republikaniſch Ge— 
ſinnten gebildet, aber es fehlte an Mitteln zu Gewaltmaßregeln, ja ſelbſt an der geſetzlichen Be— 
fugniß, gegen die Rebellion die Waffen zu erheben. Im Mai, als die Anſtalten zur Herſtellung 
einer ſtarken Bundesarmee getroffen werden ſollten, gingen die Sklavenſtaaten Virginien, 
Nordcarolina, Arkanſas, Tenneſſee zu den Seeeſſtoniſten über, und Kentucky erklärte ſich für 
neutral. Unter den ſchwierigſten Verhältniſſen entſchloß ſich der Präſident, wenigſtens dorläufig 
das Fort Sumter im Hafen von Charleston zu retten, wohin ſich die kleine Bundesgarniſon 
unter Major Anderſon aus den andern Werken zurückgezogen und eingeſchloſſen hatte. Es war 
dies im Grunde ein bedeutender Schritt, denn er ſchloß die Frage um Krieg oder Frieden in ſich. 
In der zweiten Hälfte des Mai verließ ein kleines Geſchwader von Kriegs- und Transports 
ſchiffen den Hafen von Neuyork, um dem Fort Sumter Verſtärkung, Munition und Proviant 
zuzuführen. Der Präſident Lincoln zeigte dem Gouverneur von Südcarolina den Zweck des 
Geſchwaders an und auch, daß es den Befehl habe, feinen Auftrag mit Gewalt oder im Frieden 
zu vollziehen. Als das Geſchwader vor Charleston eintraf, ſah es ſich jedoch durch feindliche 
Batterien an der Einfahrt in den Hafen gehindert, und die Rebellen hatten bereits die Be— 
ſchießung des Fort Sumter begonnen, das ſich am 13. April zur Capitulation genöthigt ſah. 
Der Kanonendonner von Charleston rüttelte mit einem Schlage den ganzen Norden auf, und 
es begann der Bürgerkrieg im größten Maßſtabe. 

Wir haben den Gang der Dinge mit Abſicht bis zum Eintritt des entſcheidenden Kampfes 
verfolgt, um deutlich aufzuzeigen, wie einzig und allein die Sklavenangelegenheit den Süden 
zum Bruche mit dem Norden hingeriſſen hat. Diejenigen, welche die Seceſſion aus andern Ur⸗ 
ſachen, z. B. aus der Erhöhung des Zolltarifs, erklären, ſtehen in entſchiedenem Irrthum: aller 
Haß und alle Beſchwerden des Südens beruhen in der Sklavenfrage. Die ſüdliche Ariſtokratie 
kämpft für keine nationale Sache, nicht für die Abſchüttelung eines politiſchen Joches, nicht für 
ökonomiſche Intereſſen, ſondern in Wahrheit nur für die Aufrechthaltung und Verewigung 
ihrer Sklavendespotie, die eine Schmach für unſer Jahrhundert und ein Hinderniß für die eivi— 
liſatoriſche Entwickelung Nordamerikas iſt. Welche Wendungen auch der Kampf nehme, er 
kann ſchließlich nur mit der Niederlage der Sklavenſache enden. Der Süden beſitzt, wie wir 
aufgezeigt, nicht die Mittel, um Jahre hindurch den Kampf mit den Waffen fortzuſetzen, und 
das künſtliche Feuer, welches die Sklavenhalter in den rohen Maſſen zu erregen gewußt haben, 
wird erlöſchen, ſobald ſich Erſchöpfung und Niederlagen einſtellen. Der Norden dagegen iſt 
reich an Mitteln und Menſchen, er verficht eine gerechte Sache, für die das Volk Begeiſterung 
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und Opferfreudigkeit hegen kann, und Niederlagen müſſen ſeine Energie nur ſteigern / ſeine krie⸗ 
geriſche Organiſation nur beſchleunigen. Ein vollſtändiger Sieg des Nordens iſt das Ende 
des Sklavenweſens, das die Geſchicke der großen demokratiſchen Republik ſchon ſo lange be⸗ 
herrſcht und geftört hat. Ein Vergleich auf halbem Wege aber wird wenigſtens die Beſchrän⸗ 
kung der Sklaverei auf die Südſtaaten mit ſich führen, und ſchon in dieſem Falle iſt der Unter⸗ 
gang des Sklaven weſens nur noch eine Frage der Zeit. 


t More Do, 
italieniſcher Staatsmann. 


Die Familie Ricaſoli gehört einem alten toscaniſchen Rittergeſchlecht an, das urſprünglich der 
Lombardei entſtammt ſein ſoll. In der erſten Hälfte des 11. Jahrhunderts kommen in den 
toscaniſchen Provinzen Mugello und Chianti zuerſt die Mitglieder dieſes Geſchlechts in Urkun— 
den vor. Ihr früherer Name war Firidolfi (de filiis Rudolphi); ſpäter nannten ſie ſich nach 
einem ihrer Schlöſſer Ricäſoli. Im 13. Jahrhundert erſt finden ſich die Ricäſoli in Florenz 
ſelbſt vor, viel ſpäter aber, im 15. Jahrhundert, treten ſie hier als wirklich eingebürgert und 
amtsfähig auf. Das Geſchlecht zählt unter ſeinen Mitgliedern eine Menge von Kriegsleuten, 
Kirchenmännern, Gerichts- und Verwaltungsbeamten, Johanniter- und Stephansrittern, die 
in der ſtürmiſchen Geſchichte der Republik bald der Guelfen-, bald der Ghibellinenpartei ange— 
hören. Jedoch erſt im 16. Jahrhundert hat das Geſchlecht eine bedeutende hiſtoriſche Perſön— 
lichkeit in dem Giovanni Batiſta Nicafoli (geb. 1504), Biſchof von Cortona und Piſtoja, aufs 
zuweiſen, der ſich durch ſeine vielfache diplomatiſche Thätigkeit an den europäiſchen Höfen herz 
vorgethan hat. Der Herzog Cosmus J. ſchickte ihn unter andern auch an den Hof König 
Heinrich's II. nach Frankreich, wo er die florentiniſchen Emigranten, Piero Strozzi und andere 
irgendwie und, wenn nicht anders, durch Gift aus dem Wege ſchaffen ſollte. Der franzöſiſche 
Hof ſchlug dies aber dem Geſandten ab, und der „Biſchof mit dem Giftfläſchchen“, wie man ihn 
zu nennen pflegte mußte unverrichteter Sache wieder abziehen. Auch verſchiedene Gelehrte und 
Schriftſteller hat das Geſchlecht hervorgebracht. Ein Rieaſoli lebt als eifriges und angeſehenes 
Mitglied des Jeſuitenordens und war lange Zeit der Seeretär des Ordensgenerals Roothaan.“) 
Ein Vetter von dieſem iſt Bettino Ricäſoli, welcher nach des Grafen Cavour Tode zu Turin an 
die Spitze des Miniſteriums trat, und mit deſſen Leben wir uns hier näher beſchäftigen wollen. 

Bettino Rieaſoli, Baron della Trappola, wurde am 9. März 1809 zu Florenz geboren und 
erhielt eine gute Erziehung. Sämmtliche Ricäſoli zeichnen ſich durch ein ſtrenges, energiſches 
und unbeugſames Weſen aus, und auch die Erſcheinung des Barons Bettino, eine große hagere 
Figur mit aufrecht ſtolzer Haltung und ernſten, ariſtokratiſchen Geſichtszügen, zeigt dieſen Cha— 
rakter auf. Er heirathete ein edles Fräulein aus der Familie Buonaccorſi, mit der er die erſten 
Wochen nach der Hochzeit in Florenz verlebte. Ein rauſchendes Feſt drängte das andere, denn 
der ſtolze Baron hielt es für angemeſſen, mitunter den Reichthum ſeines Hauſes mit Glanz zu 
entfalten. Da ſchien es ihm aber eines Tages, als ob die ſchöue jugendliche Geſtalt feiner Gattin 
noch andere Anbeter fände, und noch in derſelben Nacht reiſte er mit ihr ab auf fein altes Schloß 
Broglio, das im Mittelpunkte ſeiner Güter in der Gegend von Chianti gelegen iſt. Dieſes Schloß 
iſt ein wohlerhaltenes und merkwürdiges Überbleibſel des Mittelalters, mit Thürmen, Gräben, 
Zugbrücken und Zinnen verfehen. Die Rüſtungen der alten Barbne ſind in den Sälen der 
Reihe nach aufgeſtellt. Kein Stein iſt aus dem alten Gemäuer gefallen; die Gräben und Wälle 
ſind unverſehrt; in den Ketten der Zugbrücke iſt kein verroſtetes Glied; in den Thoren und Gat— 
tern fehlt kein Nagel. Wenn auch keine geharniſchten Männer, ſo 1 ie furchtbare eng— 
liſche Bulldoggen die Pforten der alten Burg. Hinter den hohen Mauern Broglios vergrub Ri— 
cäſoli fein junges Weib neun Jahre lang vor der Welt. Nach dieſer Zeit, die vielleicht eine 
neunjährige Gefangenſchaft genannt werden konnte, ſtarb ſie und hinterließ ihm eine einzige 
Tochter, die ſpäter einen ihrer Verwandten geheirathet hat. Da das politiſche Leben dem geiſt— 
begabten Baron Bettino keine würdige Laufbahn bot, ſo widmete er ſich auf ſeinen Beſitzungen 


Er) Bol: Luigi Paſſarini's aus den florentiniſchen Archiven geſchöpfte Schrift: „Genealogia a sto- 
ria della famiglia Ricasoli“ (mit Stammtafeln, Florenz 1861). \ 
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viele Jahre hindurch mit Eifer der Landwirthſchaft. Bald auf Reiſen, bald auf eien Schloß, 
beſchäftigte er ſich auch viel mit Nationalökonomie. Er führte auf ſeinen Gütern neue Cultur⸗ # 
methoden ein, verbeſſerte die Raſſen ſeines Viehſtandes und half ſeinen Pächtern ihre Vermö⸗ 
gensumſtände aufrichten. Der toscaniſche Adel, von feinem Beiſpiel ergriffen, begann den 
Ackerbau als Modeſache ebenfalls mit Vorliebe zu betreiben. Der Baron aber ſah in dieſer Be⸗ 
ſchäftigung den unter damaligen Verhältniſſen einzig denkbaren geſellſchaftlichen Fortſchritt. 
Für ſeine vorzüglichen Weine von Chianti erhielt er auf der pariſer Ausſtellung die Preisme⸗ 
daille und das Kreuz der Ehrenlegion, und feine zahlreichen gemeinnützigen Denkſchriften tru⸗ 
gen ihm auch in weitern Kreiſen Achtung und Anerkennung ein. Sein Thätigkeitstrieb und die 
in ihm ſich regende Arbeitskraft traten in dieſem Wirkungskreiſe überall mächtig hervor. In 
dem großen Saale ſeines Schloſſes Broglio hielt er ſogar in Perſon am Sonntage ſeinen Bauern 
das Gebet, während ihm der Kaplan zur Seite ſtehen mußte. 

Als im Jahre 1847 das politiſche Leben Italiens erwachte, richtete der Baron Ricäſoli end⸗ 
lich auch ſeinen Blick auf dieſes Gebiet, von dem er ſich bisher mit Abſicht fern gehalten hatte. 
Er verfaßte damals unter dem Titel „Factum“ eine Denkſchrift, in welcher er die politiſche Lage 
Toscanas auseinanderſetzte und „monarchiſche Inſtitutionen im Geiſte der Zeit“ forderte. 
Großherzog Leopold nahm ihm das nicht übel, ſah vielmehr in ihm einen Vertheidiger des 
Throns der öffentlichen Stimmung damaliger Zeit gegenüber, die ein über monarchiſche Inſti⸗ 
tutionen hinausliegendes Ziel erſtrebte. Der Großherzog hielt es daher für angemeſſen, ihn in 
das politiſche Leben hineinzuziehen, und ernannte ihn zum Gonfaloniere (Bürgermeiſter) von 
Florenz. Bald darauf erhielt der Baron auch eine diplomatiſche Miſſion. Als nämlich Tos⸗ 
cana Oſterreich und Modena rückſichtlich der Ceſſion des Fürſtenthums Lucca nicht einig wer⸗ 
den konnten, ſandte ihn Leopold II., der den König Karl Albert zum Schiedsrichter erwählt 
hatte, nach Turin, wo ſich Ricaſoli ſeines Mandats mit Erfolg entledigte. Inzwiſchen aber 
brach die Revolution aus. N & 

Welch ein Feld bot ſich da dem nach bedeutender Thätigkeit dürſtenden Baron Ricäſoli dar, 
der, obgleich durch und durch Grandſeigneur, doch viel zu geſcheidt war, um nicht den Fortſchritt 
als nothwendig und unabweisbar zu erkennen. Er gründete mit Salvagnoli und Lambruschini 
das Journal „La Patria“, deſſen Programm ſich in dem Rufe „Fuori i barbari!“ (hinaus mit 
den Fremden) ausſprach. In diefer Zeitſchrift erklärte er ſich für die italieniſche Einheit, für 
eine nationale Monarchie und wollte den Papſt ebenſo wie die Kroaten aus Italien ausgewieſen 
wiſſen. Viele nannten ſeine Anſichten Utopien. Die Ultraliberalen aber glaubten in ihm ihren 
Mann gefunden zu haben. Die Republikaner Montanelli und Guerrazzi boten ihm die Hand, 
um mit ihm in Gemeinſchaft die Republik zu begründen. Baron Ricäſoli hätte damals der 
Fiesco von Florenz werden können. Ein ſolches Bündniß ging er aber doch nicht ein; es wäre 
dies zu ſehr gegen feine ariftokratiſchen Gefühle geweſen. Vielmehr nahm er ſeine Entlaſ⸗ 
fung als Gonfaloniere von Florenz und wies jede Betheiligung an der demokratiſchen Ne- 
gierung zurück. Die Wogen der Volksherrſchaft gingen ihm zu hoch, er fühlte ſich nicht als 
Neptun, um ſie zu beherrſchen, und ſehnte ſich wieder nach der ſchwülen Meeresſtille unter 
Leopold II. zurück. £ | 

Als nach dem Siege Oſterreichs über die Waffen Piemonts die öſterreichiſchen Truppen und 
mit ihnen die Reaction in die Hauptſtädte Italiens wieder einzogen, that Ricafoli feinen Ge⸗ 
fühlen keinen Zwang an. Er ward Mitglied der am 12. April 1849 in Florenz zuſammentre⸗ 
tenden Regierungscommiſſion der conſtitutionellen Partei, die an den Großherzog eine Depu⸗ 
tation nach Gaeta abſchickte, um deſſen Rückkehr zu erbitten. Ob dieſe Herren damals im Ernſt 
gemeint hatten, den „conſtitutionellen“ Herrſcher zur Rückkehr einzuladen, mag dahingeſtellt 
ſein; in der That aber kehrte der Großherzog als abſoluter Herr von Toscana zurück und ſeine 
Beſchützer, die Oſterreicher, ſtellten ſich ebenfalls ein. Dies letztere überzeugte Ricaͤſoli freilich 
fofort, daß für ihn nichts mehr zu hoffen ſei. Er hatte den Wahlſpruch „Fuori i barbari!“ zu dem 
feinen gemacht und konnte jetzt nicht mit der öſterreichiſchen Beſatzung zugleich Florenz bewohnen. 
Der Baron zog ſich darum grollend auf feine Burg Broglio zurück. Es heißt, daß Leopold II. 
ihm vorher Verſprechungen gemacht, welche er aber nie zu halten gedacht habe. Auf alle Fälle 
muß der Großherzog damals den Baron Ricäſoli ſchwer beleidigt haben, denn dieſer ſchickte ihm 
nicht nur ſeine Decorationen zurück, ſondern ſchwur ihm auch von dieſem Augenblicke an töd⸗ 
liche Feindſchaft, und er war kein ſäumiger Feind. Sehr bald ſand ſich eine gute Gelegenheit, 
den Großherzog gründlich bloßzuſtellen. Dieſer nämlich, um ſeinen Finanzen aufzuhelfen, erhob 
von ſeinen Unterthanen große Summen Geldes unter dem Titel, daß man die Maremmen aus⸗ 
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